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K u r z f a s s u n g 

I. Lebenslagen in Deutschland 

Zehn Jahre nach Beginn der Finanz- und Wirtschaftskrise steht Deutschland heute – insbeson­

dere auch im internationalen Vergleich – sehr solide da. Kontinuierliches Wirtschaftswachstum, 

die höchste Beschäftigtenzahl und die niedrigste Arbeitslosigkeit seit der deutschen Einheit so­

wie steigende Reallöhne, zuletzt vor allem für Geringverdienende, sind ein weiterer Ausdruck 

dieser ökonomischen Stabilität. Das Volkseinkommen ist im Berichtszeitraum deutlich gestie­

gen. Dabei sind die Arbeitnehmerentgelte stärker gestiegen als die Gewinneinkommen (Ein­

kommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen). Die Sozialversicherungen und die öffentli­

chen Haushalte von Bund, Länder und Kommunen profitieren von dieser Entwicklung, sodass in 

dieser Legislaturperiode auch soziale Leistungsverbesserungen möglich wurden. 

Der Armuts- und Reichtumsbericht beschäftigt sich vorrangig mit dem unteren und dem oberen 

Ende der Verteilung in unserer Gesellschaft. Darüber darf die breite Mitte nicht aus dem Blick 

geraten. So ist der Anteil der Bevölkerung im mittleren Einkommensbereich im Berichtszeitraum 

stabil geblieben. 

Der Anteil der Menschen, die materiellen Entbehrungen ausgesetzt sind, lag stabil auf einem 

niedrigen Niveau mit einem Rückgang am aktuellen Rand. Demgegenüber lag der Anteil derje­

nigen, die wegen eines vergleichsweise niedrigen Einkommens als armutsgefährdet gelten, in 

den vergangenen Jahren etwa auf gleichem Niveau und hat sich zuletzt allenfalls leicht erhöht. 

Steuer- und Sozialtransfers reduzieren das Armutsrisiko vor allem von Kindern und jungen Er­

wachsenen bis 24 Jahre, Alleinerziehenden und Arbeitslosen erheblich, teilweise um die Hälfte. 

Bezogen auf die Bevölkerung insgesamt beträgt die Reduktion rund ein Drittel. 

Die breite Zustimmung unserer Bevölkerung zur Sozialen Marktwirtschaft fußt auf dem Verspre­

chen, dass Teilhabe am gesamtgesellschaftlich erwirtschafteten Wohlstand durch eigene Leis­

tung möglich und auch für jene gegeben ist, die das soziokulturelle Existenzminimum nicht aus 

eigener Kraft erreichen können. Dazu gehört, dass die Gesellschaft Vorsorge gegen allgemeine 

Lebensrisiken trifft und besondere Lebenslagen im Sozialstaat absichert. Darüber hinaus soll 

sie die Menschen (wieder) zu einem selbstbestimmten Leben befähigen und dabei helfen, glei­

che Chancen für alle zu schaffen. Die Soziale Marktwirtschaft wird unter den Bedingungen der 

Globalisierung auch künftig vor viele Herausforderungen gestellt. Es geht um die Frage, wie 

faire Arbeitsplätze gesichert und gerechte Lebensbedingungen geschaffen werden können. 

Dazu hat sich Deutschland auch im Rahmen der universell gültigen „Agenda 2030 für nachhal­

tige Entwicklung“ und der Entwicklungsziele der Vereinten Nationen verpflichtet. 
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II. Entwicklung wichtiger Indikatoren 

Armut wie Reichtum sind gesellschaftliche Phänomene mit vielen Facetten. Beide entziehen 

sich einer einfachen und eindeutigen Messung. Die Bundesregierung orientiert sich bei der Ar­

muts- und Reichtumsberichterstattung deshalb an einem umfassenden Analyseansatz, der auf 

einer Auswahl mehrerer Indikatoren beruht. Diese nehmen hinsichtlich der Facetten von Armut 

und Reichtum jeweils einen anderen Blickwinkel ein und ermöglichen in der Gesamtschau, die 

verschiedenen Dimensionen bzw. Lebenslagen ausgewogen darzustellen. 

Armut wird dabei im Wesentlichen als ein Mangel an Mitteln und Möglichkeiten verstanden, das 

Leben so zu leben und zu gestalten, wie es in unserer Gesellschaft üblicherweise auf Basis des 

historisch erreichten Wohlstandsniveaus möglich ist. Reichtum ist im Gegensatz dazu eine Le­

benslage, in der die Betroffenen weit überdurchschnittliche Entfaltungs- und Gestaltungsmög­

lichkeiten haben. Sind die Unterschiede zwischen arm und reich in einer Gesellschaft zu groß 

und wird Reichtum als überwiegend leistungslos erworben empfunden, so kann dies die Akzep­

tanz der Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung verringern. 

Im Folgenden sind wesentliche Kennziffern aus dem Indikatorentableau des Armuts- und Reich­

tumsberichts kurz dargestellt. 

II.1  Entwicklung am Arbeitsmarkt 

Die Erwerbstätigkeit steigt seit über zehn Jahren kontinuierlich an und befindet sich auf dem 

höchsten Stand seit dem Jahr 1990. Die Erwerbstätigenquote für 20-bis-64-Jährige ist von 

71,1 Prozent im Jahr 2006 auf 78,0 Prozent im Jahr 2016 gestiegen, die der 55-bis-64-Jährigen 

von 48,1 Prozent auf 66,2 Prozent. Frauen und Ältere partizipieren deutlich stärker als noch vor 

zehn Jahren am Arbeitsmarkt. Ergänzend sei erwähnt, dass die Zahl der sozialversicherungs­

pflichtig Beschäftigten von 26,5 Millionen im Juni 2006 auf 31,4 Millionen im Juni 2016 zuge­

nommen hat. Die Erwerbstätigkeit steigt weiter an: sie ist mit rd. 43,6 Millionen Personen im Ja­

nuar 2017 im Vergleich zum Vorjahr um 600.000 angestiegen. Die Zahl der Minijobs ist seit der 

Einführung des Mindestlohns rückläufig. 

Die Zahl der Arbeitslosen ist von 4,9 Millionen im Jahr 2005 auf 2,7 Millionen im Jahr 2016 

deutlich gesunken. Das sind – trotz zusätzlicher Zugänge im Zusammenhang mit der Fluchtmig­

ration – 45 Prozent weniger. Die Arbeitslosenquote sank von 11,7 Prozent im Jahr 2005 auf 

6,1 Prozent im Jahr 2016. 
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Langzeitarbeitslosigkeit 

Die Bundesregierung hat sich das Ziel gesetzt, die Langzeitarbeitslosigkeit in Deutschland zu 

verringern. Die Zahl der Menschen, die wegen langer Phasen in Arbeitslosigkeit Einkommen 

einbüßten und vom Verlust von Kompetenzen und sozialer Teilhabe bedroht waren, ist ausge­

hend von 1,07 Millionen im Jahresdurchschnitt 2013 im Jahresdurchschnitt 2016 erstmals seit 

1993 unter die Eine-Millionen-Marke gesunken. Der Anteil der Langzeitarbeitslosen an allen Ar­

beitslosen lag hingegen in den letzten Jahren unverändert bei rund 37 Prozent, siehe auch Indi­

kator A04 (Kapitel C.II.4). Langzeitarbeitslose konnten allerdings in den letzten Jahren nicht 

proportional vom gleichzeitig stattfindenden Beschäftigungsaufbau profitieren. Auch wenn hier­

für vielfältige Gründe verantwortlich sind, so ist doch festzuhalten, dass bei dieser Personen­

gruppe in der Regel ein oder mehrere schwerwiegende Hemmnisse der Aufnahme einer Be­

schäftigung im Wege stehen, sodass sich Langzeitarbeitslosigkeit verfestigt. 

Schaubild I.1.1: 
Entwicklung der Langzeitarbeitslosigkeit im Zehnjahresvergleich 

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit; vergleiche Indikator A04. 
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II.3 Einkommensverteilung 

Die Einkommensverteilung in Deutschland war im Berichtszeitraum stabil.2 Die Einkommensan­

teile, die auf die obere und untere Hälfte der Einkommensbezieher entfallen, liegen bereits seit 

dem Jahr 2005 in einem stabilen Verhältnis von etwa 70:30. Die Werte des Gini-Koeffizienten, 

der die Ungleichheit einer Verteilung beschreibt, liegen seit ebenso langer Zeit bei rund 0,3. Die 

Palma-Ratio, die die Einkommenssumme der obersten 10 Prozent der Einkommensverteilung 

in Relation zur Einkommenssumme der untersten 40 Prozent setzt, bewegt sich ebenfalls in ei­

nem relativ engen Korridor zwischen 1,0 und 1,1. Zu Beginn der 2000er-Jahre waren die Ein­

kommen allerdings deutlich gleichmäßiger verteilt. Die zuvor genannten Indikatoren aus dem 

Indikatorenbündel G01, siehe Kapitel C.II.1, lagen damals erkennbar unterhalb der aktuellen 

Werte. Bis zum Jahr 2005 stiegen diese Indikatoren innerhalb weniger Jahre deutlich an, um 

dann auf dem nunmehr höheren Niveau zu verbleiben. 

Die Armutsrisikoquote misst den Bevölkerungsanteil mit einem Einkommen unterhalb von 

60 Prozent des Medianäquivalenzeinkommens und ist damit in erster Line ein Maß der Einkom­

mensungleichheit. Sie gibt keine Auskunft über mögliche individuelle Bedürftigkeit, da nur die 

Höhe des äquivalenzgewichteten Einkommens betrachtet wird. Bei der Zusammenschau aller 

Datenquellen verharrt die Armutsrisikoquote seit dem Jahr 2005 in etwa auf gleichem Niveau. 

Trotz der guten wirtschaftlichen Lage und der deutlichen Beschäftigungszuwächse zeigt sich 

am aktuellen Rand eher ein Anstieg. Beschäftigungs- und Einkommenszuwächse der vergan­

genen Jahre haben vermutlich auch deshalb nicht zu einem Sinken der Einkommensungleich­

heit geführt, weil sie über die gesamte Breite der Einkommensverteilung stattfanden und damit 

die Relation sowohl der hohen als auch der niedrigen Einkommen zum mittleren Einkommen in 

etwa gleich geblieben ist. 

In Schaubild I.1.2 ist die Entwicklung von Armutsrisikoquote und Gini-Koeffizient exemplarisch 

nur für die lange Zeitreihe auf Basis des SOEP grafisch dargestellt, weitere Daten finden sich in 

den Tabellen zu den Indikatoren G01 (siehe Kapitel C.I.1) und A01 (siehe Kapitel C.II.1). 

Erwerbstätige haben eine deutlich niedrigere Armutsrisikoquote als die Gesamtbevölkerung. 

Hohe Werte hingegen weisen nicht nur Arbeitslose, sondern auch Alleinerziehende, niedrig 

Qualifizierte und Menschen mit Migrationshintergrund auf. Bei der Analyse nach Lebensphasen 

zeigt sich, dass Kinder und junge Erwachsene eher überdurchschnittlich und Personen im mitt­

leren oder höheren Erwachsenenalter eher unterdurchschnittlich betroffen sind. 

2 Für die Einkommensverteilung, auf der die hier dargestellten Zahlen und Entwicklungen basieren, werden zu­
nächst die Bruttoeinkommen bestehend aus Einkommen aus Erwerbstätigkeit, Vermögen sowie Vermietung 
und Verpachtung berechnet. Unter Berücksichtigung von Transferleistungen sowie Einkommensteuern und 
Pflichtbeiträgen zu den Sozialversicherungen ergeben sich die Haushaltsnettoeinkommen. Um die Haushalts­
nettoeinkommen von Haushalten unterschiedlicher Größe und Zusammensetzung vergleichbar zu machen und 
Personen zuordnen zu können, werden die Haushaltseinkommen unter Verwendung von Bedarfsgewichten in
Äquivalenzeinkommen umgerechnet. Zuletzt werden die Einkommen der Höhe nach sortiert. 
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Schaubild I.1.2:
 
Entwicklung der Armutsrisikoquote und des Gini-Koeffizienten 1995–2014 


Quelle: SOEP v32; vergleiche Indikatoren A01 und G01. 

II.4  Weitere Indikatoren aus dem Bereich Armut 

Ergänzend zu der an der Einkommensverteilung orientierten Armutsrisikoquote sollten auch an­

dere Indikatoren betrachtet werden, um ein umfassenderes Bild der Armutsrisiken in Deutsch­

land zu erhalten. 

Die Mindestsicherungsquote weist den Anteil der Personen aus, die das verfassungsrechtlich 

garantierte soziokulturelle Existenzminimum nur durch die Unterstützung der Grundsicherung 

für Arbeitsuchende nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) und der Sozialhilfe nach 

dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII) oder durch Leistungen nach dem Asylbewer­

berleistungsgesetz erreichen können. 

Der Anteil der Bezieherinnen und Bezieher von Leistungen aus den Mindestsicherungssyste­

men blieb im Zeitraum von 2013 bis 2015 relativ stabil zwischen rund 9 und 10 Prozent (siehe 

Indikator A05 in Kapitel C.II.5). Dies entspricht rund 7 bis 8 Millionen Personen. Bezieherinnen 

und Bezieher von Leistungen nach dem SGB II stellen dabei die größte Gruppe mit knapp 6 Mil­

lionen Personen am Jahresende 2015. Dazu gehören auch diejenigen, die ergänzend zum ei­

genen Erwerbseinkommen Leistungen des SGB II in Anspruch nehmen mussten (sogenannte 

Aufstockerinnen und Aufstocker). 
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Die bisher genannten Indikatoren messen, inwieweit Personen ein bestimmtes Einkommensni­

veau nicht erreichen – sei es einen bestimmten Prozentsatz eines mittleren Einkommens wie 

bei der Armutsrisikoquote, sei es der festgesetzte Betrag des soziokulturellen Existenzmini­

mums wie bei der Mindestsicherungsquote. Mit dem Indikator zur „materiellen Deprivation“ oder 

„materiellen Entbehrung“ wird das Phänomen Armut aus einem weiteren Blickwinkel betrachtet: 

hier geht der Fokus weg von der finanziellen Ausstattung und den damit gegebenen Kon­

summöglichkeiten und hin zu individuellen Mangelsituationen. Das Konzept geht von einem 

festgelegten Katalog von Gütern und Aktivitäten aus, die den durchschnittlichen Lebensstan­

dard kennzeichnen. Die in Indikator A09 (siehe Kapitel C.II.9) abgebildete Quote misst, inwie­

weit sich Personen diese als üblich geltenden Güter und Aktivitäten nicht leisten können, wer 

also unfreiwillig Abstriche etwa beim Autobesitz, bei Urlauben oder beim Beheizen der Woh­

nung machen muss. 

Der Anteil der Personen, der von erheblichen materiellen Entbehrungen betroffen ist, ist von 

5,4 Prozent im Jahr 2013 auf 4,4 Prozent im Jahr 2015 gesunken. Dieser positive Trend zieht 

sich durch fast alle Haushaltstypen. Alleinerziehende müssen mit rund 11 Prozent (2015) über­

durchschnittlich oft aus finanziellen Gründen auf die als Referenz zu Grunde gelegten Güter 

und Aktivitäten verzichten. Dies gilt auch für Personen mit niedrigem Bildungsgrad (9 Prozent), 

Arbeitslose (rund 30 Prozent) und Alleinlebende (rund 10 Prozent). Demgegenüber müssen Er­

werbstätige nur selten Abstriche machen. Sie sind von erheblichen materiellen Entbehrungen 

mit 2,2 Prozent deutlich unterdurchschnittlich betroffen. 

Eine weitere Facette von Armutsgefährdung ist Überschuldung. Unabhängig von der Höhe des 

Markteinkommens eines Haushaltes können durch hohe Schulden die finanziellen Spielräume 

zum Wirtschaften stark eingeschränkt werden. Für die Betroffenen kann die Überschuldung 

ökonomischen Druck sowie soziale und psychische Belastung bedeuten. Der Indikator misst 

hohe Überschuldungsintensität, bei der mehrere Merkmale einer hohen Verschuldung gemein­

sam auftreten, wie z. B. dauerhafte Zahlungsstörungen bei verschiedenen Gläubigern oder an­

dere juristische Sachverhalte, und die dauerhafte Nichterfüllung von Zahlungsverpflichtungen. 

Von 2013 bis 2016 ist die Zahl der Personen im Alter über 18 Jahren mit einer hohen Über­

schuldungsintensität von 3,79 auf 4,17 Millionen Menschen angestiegen. Sie leben Schätzun­

gen zufolge in rund 2 Millionen Haushalten. Männer machen mit fast zwei Dritteln den Großteil 

der Überschuldeten aus (siehe Indikator A07, Kapitel C.II.7). 

II.5  Bezieher von höchsten Einkommen 

Neben der Betrachtung von Armut ist die Beleuchtung von Reichtum erklärtes Ziel der Armuts­

und Reichtumsberichterstattung. Zu den zentralen Erkenntnissen über Reichtum auf Basis der 

Indikatoren gehört, dass sich das Einkommen in Deutschland in den 1990er-Jahren und in der 
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Folgezeit zunehmend am oberen Rand der Einkommensverteilung konzentriert. Konnte das 

oberste Prozent der Einkommensverteilung im Jahr 1995 rund 9 Prozent der Einkommen (hier: 

steuerliches Bruttoeinkommen von Steuereinheiten, siehe Indikator R06 in Kapitel C.III.6) auf 

sich vereinen, so stieg dieser Anteil bis 2008 auf rund 13 Prozent. Dabei stieg das Durch­

schnittseinkommen dieser Gruppe von rund 250.000 Euro auf rund 430.000 Euro. Durch die 

Auswirkungen der Finanzkrise sank der Anteil dieser obersten Einkommensgruppe in Deutsch­

land etwas und bewegt sich seitdem zwischen 11 und 12 Prozent. Das Durchschnittseinkom­

men dieser Gruppe fiel in Folge der Krise auf rund 380.000 Euro, hat in den Jahren 2011 und 

2012 aber die Schwelle von 400.000 Euro wieder überschritten. Der Anteil der Bevölkerung, der 

über mindestens das Doppelte bzw. Dreifache des mittleren Einkommens verfügt, liegt bei allen 

Datenquellen zwar höher als in den 90er Jahren, aber seit Jahren relativ stabil bei 7 bis 8 bzw. 

bei 2 Prozent (Indikator R01 in Kapitel C.III.1). 

II.6  Hohe Vermögen 

Reichtum wird insbesondere auch mit Vermögen assoziiert. Unterschiedlich hohe Vermögen in 

der Bevölkerung werden auch deshalb – genauso wie die Unterschiede bei den Einkommen – 

mit gutem Grund als Aspekt der Verteilungs- und Leistungsgerechtigkeit diskutiert. Während bei 

der Definition von Einkommensreichtum in der Regel die Relation zum Durchschnittseinkom­

men als Maßstab angesetzt wird, richtet sich der Blick beim Vermögensreichtum stärker auf die 

absolute Höhe. Eine Darstellung möglicher Definitionen von Einkommens- und Vermögens­

reichtum findet sich in Schaubild I.1.3. 

Die Summe aller Nettogesamtvermögen in Deutschland betrug im Jahr 2013 nach den Daten 

der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe rund 4,9 Billionen Euro und damit im Durchschnitt 

rund 123.000 Euro je Haushalt. Die Haushalte in der unteren Hälfte der Verteilung verfügen nur 

über rund 1 Prozent des gesamten Nettovermögens, während die vermögensstärksten 10 Pro­

zent der Haushalte mehr als die Hälfte des gesamten Nettovermögens besitzen, siehe Indikator 

G02, Kapitel C.I.2). Der Anteil dieses obersten Dezils ist dabei seit dem Jahr 1998 immer weiter 

angestiegen, am aktuellen Rand aber konstant. 

Der Anteil von Personen mit einem individuellen Vermögen ab einer halben Million Euro (siehe 

Indikator R03 in Kapitel C.III.3) war von 2002 auf 2012 leicht rückläufig und sank von rund 

2,8 Prozent auf rund 2,5 Prozent der Bevölkerung. Jüngere Personen verfügten unterdurch­

schnittlich oft über ein Nettovermögen von mindestens einer halben Million Euro, erst die Perso­

nengruppe ab einem Alter von 50 Jahren hat überdurchschnittlich oft ein Vermögen oberhalb 

der Schwelle. Personen mit hohem Einkommen verfügen weit überdurchschnittlich oft über ein 

Vermögen ab 500.000 Euro. 
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Personen mit Einkünften aus Vermögen von mindestens 5.000 Euro im Jahr gehören zu den 

Top-Vermögenseinkommensbeziehern. Ihr Anteil an der Bevölkerung liegt seit 1995 recht stabil 

bei rund 7 Prozent. Weitere Daten lassen sich Indikator R02 entnehmen, siehe Kapitel C.III.2. 

Die genannten Daten unterschätzen nach Expertenmeinungen die Vermögenskonzentration. 

Die Bundesregierung sieht hier weiteren Bedarf, die Datengrundlage zu verbessern. Bereits ein 

wenig mehr Licht ins Dunkel der Reichtumsforschung und der Genese von hohen Vermögen 

kann der 5. ARB auf Basis einer nicht repräsentativen Befragung von 150 Hochvermögenden 

bringen. Die Ergebnisse können ein Hinweis darauf sein, dass Erbschaften und Schenkungen 

bei zwei Dritteln der befragten Hochvermögenden ein relevanter Grund für ihren Vermögens­

reichtum sind. Aus dem Schaubild wird deutlich, in welchem Bereich die Befragung „Hochver­

mögende in Deutschland (HViD)“ angesiedelt war. 

Schaubild I.1.3: 
Reichtumspyramide 

HNWIs sind Personen, die über ein Geldvermögen von mindestens 1 Million US-Dollar verfügen 
U-HNWIs verfügen über ein Geldvermögen von mindestens 30 Millionen US-Dollar. 

Quelle: Lauterbach et al. (2016a): S. 76. 
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III. Aufgaben für eine Politik zur Stärkung von sozialem Zusammenhalt und 

Leistungsgerechtigkeit 

III.1 Aufgabenfeld 1: Kontinuierliche Erwerbsbiographien mit leistungsge­

rechter Entlohnung stärken 

III.1.1 Erwerbseinkommen stärken, Wohlstand auf breiter Basis sichern 

Ein gutes Arbeitseinkommen sichert Teilhabe, Unabhängigkeit und gesellschaftliche Anerken­

nung der eigenen Leistung. Für gesellschaftlichen Wohlstand auf breiter Basis ist es entschei­

dend, dass ausreichend Anreize zur Arbeitsaufnahme und zu kontinuierlichen Erwerbsbiogra­

fien bestehen und Produktivitätsfortschritte in allen Berufen und Branchen in Lohnerhöhungen 

umgesetzt werden. Insbesondere im unteren Einkommensbereich haben Lohnänderungen ei­

nen erheblichen Einfluss auf den Bedarf für Umverteilung durch Steuern und Transfers. Sie 

können zudem Anreize für eine Erhöhung der Erwerbsteilnahme und für Investitionen in Bildung 

und Qualifikation verstärken, die eine zunehmend wichtige Voraussetzung für Beschäftigungs­

fähigkeit und aktive Teilhabe am Arbeitsmarkt sind. 

Die gute ökonomische Lage in Deutschland ist bemerkenswert angesichts der nur moderaten 

Erholung in Europa, der beträchtlichen globalen Unsicherheiten und der fragilen Weltkonjunktur. 

Die solide wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland hat dazu beigetragen, dass die Erwerbs­

tätigkeit sowie die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten neue Höchststände errei­

chen. Im Vergleich zum Jahr 2012 gibt es in Deutschland ca. 1,4 Millionen Erwerbstätige mehr, 

gegenüber 2005 sind es sogar über 4 Millionen mehr. Die Zahl der sozialversicherungspflichtig 

Beschäftigten hat sich seit 2012 um knapp 2,1 Millionen bzw. 7,2 Prozent erhöht. 

Diese positive Entwicklung ging im Berichtszeitraum auch mit steigenden Löhnen einher. Das 

Jahr 2015 brachte dabei den höchsten Anstieg des Reallohnindex im Berichtszeitraum. Von 

deutlichen Zuwächsen profitierten zuletzt vor allem Beschäftigte mit unterdurchschnittlichen 

Verdiensten. Das dürfte maßgeblich durch die Einführung des gesetzlichen Mindestlohns zum 

1. Januar 2015 beeinflusst sein. Beispielsweise stiegen die Nominallöhne der Ungelernten im 

Jahr 2015 um 4,1 Prozent, während die Nominallöhne im Durchschnitt um 2,7 Prozent stiegen. 

Überdurchschnittliche Lohnsteigerungen gab es nicht nur für ungelernte Arbeitnehmerinnen und 

Arbeitnehmer, sondern auch für Teilzeitbeschäftigte, geringfügig Beschäftigte, für Frauen und 

generell für Beschäftigte in den neuen Ländern. Der positive Trend setzte sich in den ersten 

drei Quartalsergebnissen für das Jahr 2016 fort. 

Gebremst wurde das Lohnwachstum allerdings durch eine schwache Entwicklung der Vergü­

tung in Bereichen, die in einer zunehmend dienstleistungsorientierten Gesellschaft von großer 

und steigender Bedeutung sind (siehe Schaubild I.1.4). Die nominalen Bruttomonatsverdienste 

für Vollzeitbeschäftigte stiegen im produzierenden Gewerbe zwischen 2008 und 2015 um 
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18,5 Prozent und damit stärker als der Gesamtdurchschnitt (16,4 Prozent). Der Dienstleistungs­

bereich hingegen blieb mit einer Lohnsteigerung von 15,3 Prozent hinter der durchschnittlichen 

Entwicklung zurück und verbleibt noch auf einem niedrigeren Niveau. Die Gründe für die zu­

rückhaltende Lohnentwicklung im Dienstleistungsbereich sind vielfältig. Wichtige Aspekte sind 

eine geringe Tarifbindung und tradierte Lohnstrukturen. Im untenstehenden Schaubild spiegelt 

die Entwicklung im Gastgewerbe – relativ hohe Nominallohnsteigerung bei geringem Verdienst­

niveau – auch die Einführung des Mindestlohns wider. 

Schaubild I.1.4: 
Bruttomonatslohn nach Wirtschaftszweigen im Jahr 2015 und seine nominale Entwick­

lung seit 2008 in Prozent 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Verdienste und Arbeitskosten – Indizes der Arbeitnehmerverdienste, 
3. Vierteljahr 2016. 

Bezogen auf die funktionale Einkommensverteilung haben sich im Berichtszeitraum die Arbeit­

nehmerentgelte geringfügig stärker erhöht als die Einkommen aus Unternehmertätigkeit und 

Vermögen. Sie konnten damit einen langjährigen Rückstand der Lohnquote teilweise aufholen. 

Auch für die Zukunft bieten die positive Arbeitsmarktentwicklung sowie eine sich abzeichnende 

Fachkräfteverknappung eine gute Ausgangslage für einen weiteren Abbau der Arbeitslosigkeit 

und für Lohnsteigerungen. 
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Eine hohe Tarifbindung ist eine wichtige Voraussetzung dafür, Spielräume, die bei steigenden 

Unternehmenseinkommen entstehen, angemessen auch für Lohnsteigerungen nutzen zu kön­

nen. Gleichzeitig können Tarifverträge – wie die Finanz- und Wirtschaftskrise gezeigt hat – auch 

die Grundlage für flexible Arbeitszeitanpassungen in wirtschaftlich schwierigen Phasen bilden. 

Leistungsgerechte Einkommen und soziale Sicherheit sind elementare Voraussetzungen für 

gute Arbeit. Geschlechtsspezifische Unterschiede sind dabei zu verringern. Der Koalitionsver­

trag dieser Legislaturperiode betont das Ziel „Guter Arbeit“. In der internationalen Politik ist 

„Gute Arbeit“ in der „Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung“ der Vereinten Nationen im 

Sustainable Development Goal 8 festgehalten und steht im Mittelpunkt internationaler Vorhaben 

wie der ILO „Future of Work“-Jahrhundertinitiative und der OECD-Job Strategy. Auch die Bun­

desregierung verfolgt international in der bilateralen Zusammenarbeit und in multilateralen Fo­

ren wie G7, G20 oder dem Asien-Europa-Gesprächsforum ASEM das Ziel, gute Arbeitsbedin­

gungen weltweit zu fördern. 

Was bereits getan wird: 

Mit dem Ziel, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer faire Bedingungen im Hinblick auf die 

Löhne und andere Aspekte der Qualität der Arbeit erfahren, hat der Gesetzgeber den Rechts­

rahmen für den Arbeitsmarkt reformiert. 

•	 Mit der Einführung des flächendeckenden gesetzlichen Mindestlohns zum 1. Januar 2015 

wurde ein wichtiger Beitrag für eine Verbesserung der Entlohnung im unteren Lohnbereich 

geleistet. Der Mindestlohn trägt zu einer besseren Partizipation von rund 4 Millionen Men­

schen an der Wertschöpfung bei, ohne dass sich negative Beschäftigungsauswirkungen ge­

zeigt haben. Damit leistet der Mindestlohn auch einen wichtigen Beitrag zur Angleichung der 

Markteinkommen. Dies geht nicht zuletzt aus dem Bericht der unabhängigen Mindestlohn­

kommission hervor, auf dessen Empfehlung der Mindestlohn zum 1. Januar 2017 auf 

8,84 Euro pro Stunde angehoben wurde. 

•	 Das Gesetz für mehr Entgelttransparenz soll Entgeltunterschieden zwischen Männern und 

Frauen bei gleicher oder gleichwertiger Arbeit entgegenwirken. 

•	 Mit dem Gesetz zur Änderung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes und anderer Ge­

setze sollen missbräuchliche Werkvertragsgestaltungen verhindert und die Arbeitnehmer­

überlassung auf ihre Kernfunktion orientiert werden. Es soll künftig klarere Strukturen für Ar­

beitnehmerüberlassung und Werkverträge geben. Die Stellung der Leiharbeitnehmerinnen 

und Leiharbeitnehmer wird unter anderem durch Regelungen zur Gleichstellung der Leihar­

beitskräfte hinsichtlich des Arbeitsentgelts mit den Stammarbeitnehmerinnen und -arbeit­

nehmern nach neun Monaten verbessert (Equal Pay). 

•	 Durch aktive Öffentlichkeitsarbeit trägt die Bundesregierung weiter zu einer höheren Wert­

schätzung von Dienstleistungs-, Pflege- und Erziehungsberufen bei. 
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Was weiter zu tun ist: 

•	 Bei der Gestaltung von Arbeitsbedingungen sind Sozialpartnerschaft und Mitbestimmung 

Kernelemente der Sozialen Marktwirtschaft. Die Tarifbindung sollte daher gestärkt werden. 

Mit ihr als Grundlage können auch die Möglichkeiten für innerbetriebliche Gestaltungen ver­

bessert werden. 

•	 Auch künftig sollten bei Gesetzesvorhaben zusätzliche Spielräume bei der Anwendung von 

Tarifverträgen in Betracht gezogen werden, um weitere Anreize für eine höhere Tarifbin­

dung zu setzen und dem Umstand Rechnung zu tragen, dass tarifliche Verabredungen ziel­

sicher und passgenau den Bedürfnissen von Arbeitgebern und Arbeitnehmern Rechnung 

tragen. 

•	 Eine Erhöhung der Tarifbindung im Dienstleistungs-, Pflege- und Betreuungssektor könnte 

dazu beitragen, die sozialen Standards in diesen Branchen zu verbessern. 

III.1.2 Erwerbsbiografien gezielt unterstützen 

Gute Arbeit ist der Schlüssel für Wohlstand und Vermeidung von Armut. Die Arbeitswelt in 

Deutschland ist vielfältiger geworden. Ältere bleiben länger erwerbstätig, Mütter oder Personen 

mit Pflegeverantwortung sind heute deutlich häufiger und selbstverständlicher erwerbstätig als 

früher. Einwanderer aus EU-Ländern, Drittstaaten und Kriegsgebieten bringen ihre Qualifikatio­

nen und Erfahrungen ein und wollen so schnell wie möglich arbeiten. Manche Bürgerinnen und 

Bürger fassen nach teilweise längerer Erwerbslosigkeit langsam wieder Fuß auf dem Arbeits­

markt. Aufgrund der demografischen Entwicklung steigt das Durchschnittsalter der Bevölkerung 

im erwerbsfähigen Alter. Die Zahl der Personen im erwerbsfähigen Alter wird sich in den kom­

menden Jahrzehnten verringern. Digitalisierung, technologischer Wandel und Strukturwandel 

sind weitere Trends, die den Wandel der Arbeitswelt vorantreiben. 

Im Berichtszeitraum ist die Anzahl der sogenannten „Normalarbeitsverhältnisse“ – also der un­

befristeten Beschäftigungsverhältnisse in Vollzeit außerhalb der Arbeitnehmerüberlassung – an­

gestiegen und liegt in etwa auf gleichem Niveau wie vor zwanzig Jahren. Wie das unten ste­

hende Schaubild zeigt, sind auch mehr Beschäftigte als noch im Jahr 1996 in Teilzeit oder be­

fristet beschäftigt. Seit dem Beginn ihrer statistischen Erfassung durch das Statistische Bundes­

amt ist die Zahl der Beschäftigten in Arbeitnehmerüberlassung (synonym auch Leih- bzw. Zeit­

arbeit) mit deutlichen konjunkturellen Schwankungen im Trend leicht gestiegen. Wie diese so­

genannten atypischen Beschäftigungsformen sozial- und arbeitsmarktpolitisch einzuschätzen 

sind, hängt auch von den individuellen Umständen ab. Einerseits kommen atypische Beschäfti­

gungsformen bestimmten Bedürfnissen von Beschäftigten (nach flexiblerer Arbeitszeit oder 

mehr Familienzeit) und Unternehmen (Flexibilisierung im Produktionsprozess) entgegen und er­

möglichen damit Beschäftigungsverhältnisse, die sonst nicht zustande gekommen wären. Fer­
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ner können diese Beschäftigungsformen (insbesondere bei Befristungen und Arbeitnehmer­

überlassung) für Arbeitssuchende mit geringen Qualifikationen oder anderen Vermittlungs­

hemmnissen den (Wieder-) Einstieg in den ersten Arbeitsmarkt erleichtern. Andererseits jedoch 

bergen diese Beschäftigungsformen auch verschiedene Risiken: Vielfach müssen atypische Be­

schäftigte Einbußen beim Einkommen ebenso hinnehmen wie geringere Anwartschaften auf 

Lohnersatzleistungen. Darüber hinaus kann es für befristet Beschäftigten schwierig sein, eine 

Anschlussbeschäftigung zu finden. In Arbeitnehmerüberlassung Beschäftigte können in be­

stimmten Fällen gegenüber der Stammbelegschaft ungleich behandelt werden. Indirekt können 

atypische Beschäftigungsformen auch auf Normalbeschäftigte Druck ausüben, wenn diese die 

Standards ihrer eigenen Beschäftigung gefährdet sehen. 

Schaubild I.1.5: 

Entwicklung der Erwerbsformen abhängig Beschäftigter 

*) Daten für Beschäftigte in Arbeitnehmerüberlassung liegen erst ab dem Jahr 2006 vor. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Stand und Entwicklung der Erwerbstätigkeit in Deutschland - Fachserie 
1 Reihe 4.1.1 - 2015 

Auch für die Normalarbeitsverhältnisse hat sich in Bezug auf den beruflichen Status und die 

Einkommensposition der Beschäftigten vieles verändert. Eine für diesen Bericht in Auftrag ge­

gebene Studie zeigt, dass die intergenerationale berufliche Aufstiegsmobilität von Generation 

zu Generation abgenommen hat. Vor allem den um das Jahr 1960 Geborenen war es häufiger 

gelungen, einen niedrigen beruflichen oder Bildungsstatus der Elterngeneration zu überwinden 

und einen Aufstieg mindestens in den mittleren Status zu erreichen. Im Gegensatz dazu ist die 
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Wahrscheinlichkeit, einen solchen sozialen Aufstieg zu erreichen, für die jüngste untersuchte 

Kohorte der zwischen 1970 und 1986 Geborenen nur noch etwa halb so hoch. Dabei treten 

stärker als früher Disparitäten innerhalb der Altersgruppe auf. 

Veränderte Erwerbsbiografien ergeben sich jedoch auch aus längeren Ausbildungszeiten und 

einem veränderten Partnerschaftsverständnis. Seit der Einführung des Elterngeldes im Jahr 

2007 und mit dem Ausbau der Kinderbetreuung sind insbesondere mehr Mütter mit kleinen Kin­

dern erwerbstätig. Nach der Geburt eines Kindes kehren Mütter mehrheitlich in Teilzeit wieder 

in den Beruf zurück. Auch viele Männer wünschen sich aber, ihre Zeit und Verantwortung zwi­

schen Erwerbsarbeit und Familien- und Pflegeaufgaben aufteilen zu können. Seit der Einfüh­

rung von Elterngeld und ElterngeldPlus nehmen zunehmend mehr junge Väter diese Leistun­

gen in Anspruch. Mehr als ein Drittel der Väter von im Jahr 2014 geborenen Kindern erhielten 

Elterngeld, wobei ein Großteil (79 Prozent) Elterngeld für bis zu zwei Monate bezog. Aktuelle 

Studien weisen darauf hin, dass die Inanspruchnahme von Elterngeldmonaten auch eine dauer­

hafte Wirkung auf die aktive Einbeziehung von Vätern in die Kinderbetreuung hat. Ihre Wün­

sche nach gleichmäßigerer Verteilung von Familien- und Erwerbsarbeit können aber noch nicht 

alle Eltern vollständig verwirklichen. Umso wichtiger sind lebensverlaufsorientierte, familienbe­

wusste Arbeitszeitmodelle, die Müttern und Vätern die Vereinbarkeit von Familie und Beruf er­

möglichen. 

Auch aufgrund der demografischen Entwicklung werden künftig immer mehr Erwerbstätige vor 

der Aufgabe stehen, Beruf und Pflege von Familienangehörigen vereinbaren zu müssen. Die 

Vereinbarkeit von Pflege und Erwerbstätigkeit ist daher zu unterstützen und pflegende Angehö­

rige zu entlasten. Insbesondere müssen Angebote und Dienste zur Unterstützung und Entlas­

tung pflegender Angehöriger zur Verfügung stehen sowie Einkommenseinbußen infolge von 

Freistellungen oder Verringerungen der Erwerbstätigkeit abgemildert werden können. 

Der digitale Wandel von Wirtschaft und Arbeitswelt und die längere Dauer des Erwerbslebens 

erweckt bei vielen Menschen die Sorge, ob sie mit den technologischen Veränderungen Schritt 

halten können, und ob ihre Fähigkeiten in einer zunehmend digitalisierten Arbeitswelt noch ge­

braucht werden. Der Auf- und Ausbau von Kompetenzen über das gesamte Erwerbsleben trägt 

dementgegen zur Erhaltung der Beschäftigungsfähigkeit bei und vermindert die Risiken von Ar­

beitslosigkeit. 

Die Gesamtteilnahmequote an Weiterbildung ist auf 51 Prozent im Jahr 2014 angestiegen und 

liegt damit über dem von der Bundesregierung gesetzten Ziel von 50 Prozent. Entgegen der 

bisherigen Tendenz ist zudem der Anstieg bei den geringqualifizierten Erwerbstätigengruppen 

stärker als bei den Qualifizierten. 
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Weiterbildungsangebote werden derzeit allerdings von verschiedenen sozialen Gruppen sehr 

unterschiedlich in Anspruch genommen: Mit zunehmender Bildung steigt die Teilnahmequote 

von 36 Prozent (niedriger Schulabschluss) über 53 Prozent (mittlerer Schulabschluss) auf 

62 Prozent (hoher Schulabschluss). Aber auch Betriebsgrößen und Art des Beschäftigungsver­

hältnisses spielen eine Rolle. In Befragungen gibt ein Drittel aller Normalbeschäftigten, aber we­

niger als ein Viertel atypisch Beschäftigter an, im vergangenen Jahr eine Weiterbildung absol­

viert zu haben. Arbeitslose nehmen seltener an Weiterbildung teil als Erwerbstätige (32 Prozent 

gegenüber 58 Prozent). Insbesondere nach abschlussorientierten Weiterbildungsmaßnahmen 

haben die arbeitslosen Teilnehmerinnen und Teilnehmer aber gute Beschäftigungschancen. 

Ungeachtet der Notwendigkeit ist gerade für gering qualifizierte Beschäftigte und Arbeitsu­

chende, aber auch ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer das Prinzip des „lebenslangen 

Lernens“ nicht immer positiv besetzt. Dies sollte in der Arbeitsförderung, bei der Weiterbildungs­

beratung, aber auch bei der Konzeption und Gestaltung von Maßnahmen noch stärker berück­

sichtigt werden. Insbesondere ist darauf zu achten, dass Bildungsangebote als Chance wahr­

nehmbar sein müssen, Überforderungsängste ernst zu nehmen sind und Unterstützungsmög­

lichkeiten frühzeitig und niedrigschwellig angeboten werden. 

Die Bundesregierung ist dem Ziel verpflichtet, allen Menschen in Deutschland einträgliche Er­

werbsmöglichkeiten entsprechend ihren Vorstellungen und Qualifikationen zu eröffnen. Weiter­

bildung und gegebenenfalls auch berufliche Neuorientierung müssen – unabhängig von der so­

zialen Lage – selbstverständlicher Teil des Erwerbslebens werden. Dafür sollte das lineare Kar­

rieremodell, in dem binnen weniger Jahre über berufliche Etablierung und Verdienstaussichten 

entschieden wird, hinterfragt werden. Die zunehmend längere Lebenszeit bei guter Gesundheit, 

das hohe Qualifikationsniveau der Erwerbsbevölkerung und die stetige Veränderung der Rollen­

bilder können die Umsetzung dieser Anliegen befördern. 

Was bereits getan wird: 

•	 Mit dem am 1. August 2016 in Kraft getretenen Gesetz zur Stärkung der beruflichen Weiter­

bildung und des Versicherungsschutzes in der Arbeitslosenversicherung (AWStG) wurde die 

Weiterbildungsförderung fortentwickelt. Insbesondere verbessert das Gesetz den Zugang 

zur beruflichen Weiterbildung für gering qualifizierte, langzeitarbeitslose und ältere Arbeit­

nehmerinnen und Arbeitnehmer. Vor dem Hintergrund einer sich wandelnden Arbeitswelt ist 

Weiterbildung ein wichtiger Faktor für Erwerbsfähigkeit und gute Arbeit. 

•	 Mit dem Bundesprogramm Bildungsprämie soll die Weiterbildungsbeteiligung insbesondere 

derjenigen erwerbstätigen Personengruppen gestärkt werden, die bisher aus finanziellen 

Gründen auf Weiterbildungsaktivitäten verzichtet haben. 
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•	 Für Weiterbildungsangebote wie die betriebliche Weiterbildung, Lehrerfortbildung und sons­

tige Weiterbildungsangebote einschließlich der Förderung von Weiterbildungsteilnehmen­

den wurden im Jahr 2013 gesamtwirtschaftlich 14,4 Milliarden Euro ausgegeben; dies ent­

spricht einer Steigerung um 3,3 Milliarden Euro gegenüber 2005. 

•	 Die Ausgaben für die berufliche Weiterbildungsförderung in den Rechtskreisen SGB II und 

SGB III betrugen für das Jahr 2015 rund 2,7 Milliarden. Euro. Für das Jahr 2017 sind insge­

samt deutlich über drei Milliarden Euro veranschlagt. 

•	 Die Bundesagentur für Arbeit fördert Weiterbildung mit den Programmen Initiative zur Flan­

kierung des Strukturwandels (IFLAS) und Weiterbildung Geringqualifizierter und beschäftig­

ter Älterer in Unternehmen (WeGebAU). 

•	 Mit der Novelle des Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz (AFBG) wurde das bewährte 

„Meister-BAföG“ zu einem modernen „Aufstiegs-BAföG“ weiterentwickelt. Die Leistungen für 

eine Aufstiegsfortbildung wurden umfassend verbessert, die Förderung erweitert und die 

Förderstrukturen entbürokratisiert. 

•	 Die 2015 in Kraft getretenen Änderungen des Pflegezeitgesetzes (PflegeZG) und des Fami­

lienpflegezeitgesetzes (FPfZG) verbessern die Vereinbarkeit von Beruf und Pflege mit der 

Einführung des aus der Pflegeversicherung finanzierten Pflegeunterstützungsgeldes und 

dem Rechtsanspruch auf Familienpflegezeit. 

•	 Mit dem Unternehmensprogramm „Erfolgsfaktor Familie“ und dem dazugehörigen Unterneh­

mensnetzwerk mit rund 6.500 Mitgliedern setzt sich die Bundesregierung in enger Koopera­

tion mit Wirtschaftsverbänden und Gewerkschaften für eine familienfreundliche Arbeitswelt 

ein und unterstützt Unternehmen u. a. mit Best-Practice-Beispielen und praxisorientierten 

Leitfäden bei der Umsetzung einer familienfreundlichen Personalpolitik. 

•	 Mit dem Aktionsprogramm „Perspektive Wiedereinstieg“ unterstützt die Bundesregierung in 

Kooperation mit der Bundesagentur für Arbeit Frauen und Männer nach Zeiten von Kinder­

betreuung oder auch Pflege beim beruflichen Wiedereinstieg in existenzsichernde Beschäf­

tigung. 

•	 Seit der Einführung des ElterngeldPlus mit Partnerschaftsbonus zum 1. Juli 2015 werden 

Eltern noch zielgenauer darin unterstützt, ihre Vorstellungen von partnerschaftlicher Verein­

barkeit von Familie und Beruf umzusetzen. 

Was weiter zu tun ist: 

•	 Es soll ein Anspruch auf befristete Teilzeitarbeit geschaffen werden. Nach Ablauf des befris­

teten Zeitraums kehrt die Arbeitnehmerin bzw. der Arbeitnehmer zur Arbeitszeit vor der Teil­

zeitarbeit zurück. 

•	 Vor dem Hintergrund der sich wandelnden Arbeitswelt ist es erforderlich, die Stärkung von 

Qualifikationen und die Verbesserung von Aufstiegsperspektiven zu einem phasenübergrei­
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fenden, integralen Bestandteil des Erwerbslebens zu machen. Auch das öffentliche Weiter­

bildungssystem muss sich stärker an der Sicherung der Beschäftigungsfähigkeit und der 

Vermeidung eines Mismatchs zwischen Angebot und Nachfrage orientieren. 

•	 Phasen der Weiterbildung sollten selbstverständlicher zum integrativen Bestandteil des gan­

zen Erwerbslebens werden. Der Anspruch auf befristete Teilzeit kann auch hierzu einen 

wichtigen Beitrag leisten. 

•	 Für die Aus- und Weiterbildung Geringqualifizierter sollten verstärkt Grundkompetenzen 

(z. B. Schreib-, Mathematik-, IT-Kompetenzen) vermittelt werden, um etwaige Nachteile 

ausgleichen und zukunftsfähige Kompetenzen erwerben zu können. Für diese Bereiche 

existieren zudem häufig auch digitale und interaktive Lernprogramme (kostenlose, im Web 

verfügbare Online-Kurse oder –Trainer haben häufig ein hohes fachliches und didaktisches 

Niveau). Diese haben den Vorteil, dass sie die Schwelle zu neuen Lernumgebungen niedrig 

sowie die Lerneinheiten kurz halten. So können auch digitale Zusatzqualifikationen in den 

Blick genommen werden. 

III.1.3	 Beschäftigungsfähigkeit aufbauen, Teilhabe ermöglichen, Verfestigung 

von (Langzeit-) Arbeitslosigkeit bekämpfen 

Langzeitarbeitslosigkeit ist eines der schwerwiegendsten Armutsrisiken und besonders häufig 

mit einer Verfestigung der Armut verbunden. Als Langzeitarbeitslose gelten grundsätzlich alle 

Personen, die seit ein Jahr und länger arbeitslos sind. Aufgrund der zentralen gesellschaftlichen 

Bedeutung von Erwerbstätigkeit gefährdet Langzeitarbeitslosigkeit die gesellschaftliche Teil­

habe und Anerkennung. Sie beeinträchtigt die Verwirklichungschancen nicht nur der betroffe­

nen Person, sondern des gesamten persönlichen Umfelds, insbesondere der im Haushalt le­

benden Kinder und Jugendlichen. Die Reduzierung von Langzeitarbeitslosigkeit bleibt daher 

eine besondere Herausforderung für alle sozial- und arbeitsmarktpolitischen Akteure. 

Die Stagnation der Zahl der Langzeitarbeitslosen liegt nicht zuletzt darin begründet, dass in die­

ser Gruppe ein zunehmender Anteil – teils mehrere verschiedene – ungünstige Voraussetzun­

gen für eine Arbeitsmarktintegration mitbringt. Dabei kann es sich zum Beispiel um gesundheit­

liche Probleme, höheres Alter, mangelnde Sprachkenntnisse, mangelnde berufliche Qualifikati­

onen oder fehlende Kinderbetreuungs- oder Unterstützungsmöglichkeiten bei der Pflege von 

Angehörigen handeln. Wenn dem nicht systematisch, chancen- und teilhabeorientiert begegnet 

wird, besteht die Gefahr einer weiteren Verfestigung der Langzeitarbeitslosigkeit. 

Entsprechend wichtig sind individuell passende Integrationsstrategien. Dabei ist langfristiges 

Engagement beim Aufbau von Beschäftigungsfähigkeit notwendig. 
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Was bereits getan wird: 

•  Mit  dem  Konzept  „Chancen eröffnen  – soziale  Teilhabe  sichern“  unterstützt  die  Bundesre­

gierung  die  erfolgversprechende  Arbeit  der  Jobcenter  im  Kampf  gegen  die Langzeitarbeits­

losigkeit.  Wesentliche  Elemente  dieses Konzeptes sind:   

− die  gebündelte  Leistungserbringung  für  Langzeitarbeitslose  mit  komplexen  Problemla­

gen  in  Netzwerken  für  Aktivierung,  Beratung  und  Chancen  („Netzwerke ABC“);  

− das ESF-LZA-Bundesprogramm  zur  Eingliederung von  Langzeitarbeitslosen  in  den  all­

gemeinen  Arbeitsmarkt  durch gezielte Arbeitgeberansprache,  Coaching  und  Lohnkos­

tenzuschüsse (Eintritte bis Ende  2016: 14 .200,  insgesamt  geplant  23.000);  

−	 das Bundesprogramm  „Soziale  Teilhabe  am  Arbeitsmarkt“  für  besonders  arbeitsmarkt­

ferne  Langzeitarbeitslose,  die wegen  gesundheitlicher  Einschränkungen  besonderer  

Förderung bedürfen  oder  die  mit  Kindern  in  der  Bedarfsgemeinschaft  zusammenleben.  

Das Programm  ist e rfolgreich gestartet:  Bisher  sind  rund  8.600  Plätze  im  Programm  

besetzt.  Für  die  Jahre  2017 und 2018  wurde  das Bundesprogramm a usgeweitet,  so  

dass insgesamt r und  20.000 Personen  davon profitieren  können.  

• 	 Die  Integrationsarbeit  der  Jobcenter  berücksichtigt  Prävention  und  Gesundheitsförderung  

beispielsweise durch gesundheitsbezogene  Bestandteile  von Aktivierungsmaßnahmen  

(z.  B.  Stressbewältigung)  oder  den finanziellen  Ausgleich von  gesundheitsbezogenen Min­

derleistungen.  Ein  Modellprojekt  erprobt  eine  bessere Verzahnung  von  gesundheitsfördern­

den Angeboten  der  Krankenkassen  (z.  B. S uchtprävention)  mit  dem  Leistungsangebot  der  

Jobcenter  und  der  Agenturen  für  Arbeit.  Zur  Verbesserung  des Rehabilitationsprozesses für  

Langzeitarbeitslose  wurde  ein  Dialogprozess  unter  Leitung  der  Bundesregierung  aufgelegt.  

•	 Um die Qualifizierung jüngerer Erwachsener ohne Berufsausbildung zu unterstützen, haben 

Bundesregierung und Bundesagentur für Arbeit im Februar 2013 die dreijährige gemein­

same „Initiative zur Erstausbildung junger Erwachsener“ („AusBILDUNG wird was – Spät­

starter gesucht“) gestartet. Die Initiative wurde fortentwickelt und unter dem neuem Namen 

„Zukunftsstarter-Initiative“ bis 2020 verlängert. 

•	 Mit dem ESF-Programm JUGEND STÄRKEN im Quartier unterstützt die Bundesregierung 

177 Kommunen bei Aufbau der Stärkung von Strukturen der Jugendsozialarbeit, um junge 

Menschen mit Startschwierigkeiten in der Schule zu stabilisieren und an Angebote der Ar­

beitswelt heranzuführen. 

Was weiter zu tun ist: 

•	 Auf Basis der Evaluationen des ESF – Bundesprogramms für Langzeitarbeitslose sowie des 

Bundesprogramms „Soziale Teilhabe am Arbeitsmarkt“ kann entschieden werden, wie der 

Ansatz zur Ermöglichung beruflicher Eingliederung und sozialer Teilhabe für besonders ar­

beitsmarktferne Personen weiter verfolgt werden kann. 

•	 Die aus dem Bundesprogramm gewonnenen Erkenntnisse, wie sich soziale Teilhabe am Ar­

beitsmarkt verwirklichen lässt, sollen über die Programme hinaus weiterentwickelt werden. 
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III.2 Aufgabenfeld 2: Kinder und ihre Familien zielgerichtet unterstützen und 

wirksam fördern 

III.2.1 Teilhabechancen für Kinder materiell sicherstellen 

Das Wohlergehen von Kindern hängt von vielen Faktoren ab. Dazu zählen neben der Gebor­

genheit, die Kinder in ihren Familien erfahren, auch ihre Gesundheit, ihr Wohnumfeld oder ihre 

Möglichkeiten zur Bildungsteilnahme. Die finanzielle Situation, in der Kinder aufwachsen, beein­

flusst diese Faktoren mehr oder weniger stark. Dabei wirken unzureichende materielle Rahmen­

bedingungen vor allem dann negativ auf das kindliche Wohlergehen, wenn sie lange andauern 

und so die Kindheit prägen. 

In Deutschland sorgen Sozialtransfers und Familienleistungen dafür, dass die Nettoäquivalenz­

einkommen von Haushalten mit Kindern und Jugendlichen in fast der Hälfte der Fälle, in denen 

Einkommen unterhalb der Armutsrisikogrenze liegen würden, über die statistische Armutsrisiko-

grenze von 60 Prozent des Medianeinkommens gehoben werden. So wird die Armutsrisiko­

quote der Unter-18-Jährigen gemäß SOEP-Ergebnissen von vorher rund 36 auf dann rund 

21 Prozent reduziert. 

Je nach Datenquelle ist in den letzten Jahren tendenziell ein leichter Rückgang der Armutsrisi­

koquote für Kinder zu beobachten (nach den Daten von EU-SILC) oder ein mehr oder weniger 

stark ausgeprägter Anstieg (nach Daten des Mikrozensus und des SOEP). Ein Anstieg bedeutet 

nicht zwingend, dass die Kinder in Deutschland mit weniger Geld als in früheren Jahren aus­

kommen müssen oder dass es mehr Kinder mit geringen finanziellen Möglichkeiten gibt. Er be­

deutet aber sehr wohl, dass sich die gesamtgesellschaftliche Einkommensverteilung zulasten 

von Kindern aus Familien mit geringem Einkommen verschoben hat. 

Nur wenige Kinder in Deutschland leiden jedoch unter erheblichen materiellen Entbehrungen. 

Betrachtet man den Anteil der Haushalte mit einem beschränkten Zugang zu einem durch­

schnittlichen Lebensstandard und den damit verbundenen Gütern, so sind rund 5 Prozent der 

Kinder und Jugendlichen unter 18 Jahren in Deutschland betroffen. 

Die Gründe für Kinderarmut liegen insbesondere in eingeschränkter Erwerbstätigkeit der Eltern. 

So beträgt das Armutsrisiko von Kindern 64 Prozent, wenn in der Familie kein Elternteil er­

werbstätig ist. Bei einem in Vollzeit erwerbstätigen Elternteil fällt das Armutsrisiko für Kinder 

deutlich auf etwa 15 Prozent. Sind beide Elternteile erwerbstätig und arbeitet ein Elternteil Voll­

zeit, sinkt das Armutsrisiko der Kinder auf 5 Prozent. Zusammenhänge sind auch zwischen der 

Familienform und dem Armutsrisiko zu beobachten, da Familien mit mindestens drei Kindern 

oder Ein-Eltern-Familien besonders häufig von niedrigem Nettoäquivalenzeinkommen betroffen 
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sind. Ebenso haben Kinder mit Migrationshintergrund ein deutlich höheres Armutsrisiko als Kin­

der ohne Migrationshintergrund, insbesondere bei eigener Migrationserfahrung. In den genann­

ten Familienformen ist die Erwerbsintensität regelmäßig – freiwillig oder unfreiwillig – niedriger 

als in Paarfamilien mit nur einem oder zwei Kindern ohne Migrationshintergrund. Gute und aus­

kömmliche Erwerbsarbeit der Eltern trägt somit wesentlich zur Verringerung von Kinderarmut 

bei. 

Was bereits getan wird: 

•	 Familienbezogene staatliche Leistungen spielen eine wichtige Rolle zur wirtschaftlichen Ab­

sicherung von Familien. Ein wichtiger Grundpfeiler ist hierbei das Kindergeld, das die Bun­

desregierung im Jahr 2015 um 4 Euro sowie in den Jahren 2016 und 2017 um jeweils 

2 Euro pro Monat und Kind erhöht hat. Zudem soll es zu zum 1. Januar 2018 erneut um je­

weils 2 Euro monatlich pro Kind steigen. 

•	 Durch das Bildungs- und Teilhabepaket (Volumen im Jahr 2015: 569,5 Millionen Euro) wird 

das spezifische sozio-kulturelle Existenzminimum von hilfebedürftigen Kindern, Jugendli­

chen und jungen Erwachsenen in der Sozialhilfe und der Grundsicherung für Arbeitsu­

chende, für Familien mit Bezug von Kinderzuschlag oder Wohngeld und nach dem Asylbe­

werberleistungsgesetz gesichert. 

•	 Die Bundesregierung hat das Wohngeld im Zuge der Wohngeldreform 2016 deutlich er­

höht, damit einkommensschwächere Haushalte mit Einkommen oberhalb des Grundsiche­

rungsniveaus die Wohnkosten für angemessenen und familiengerechten Wohnraum tragen 

können. 

•	 Der Kinderzuschlag ist eine Leistung für Familien, die besonders von Armutsrisiken bedroht 

sind. Zum 1. Juli 2016 wurde er um 20 Euro pro Monat und Kind und zum 1. Januar 2017 

um weitere 10 Euro auf nun bis zu 170 Euro pro Kind und Monat erhöht. Dadurch werden 

schätzungsweise rund 100.000 Kinder aus der Grundsicherung in den Kinderzuschlag 

wechseln können. 

•	 Für die Alleinerziehenden hält die Bundesregierung zwei zielgruppenbezogene Leistungen 

zur wirtschaftlichen Stabilisierung bereit: den Unterhaltsvorschuss und den Entlastungsbe­

trag für Alleinerziehende. Der Unterhaltsvorschuss wurde 2015, 2016 und auch 2017 ent­

sprechend der Erhöhung von steuerlichem Kinderfreibetrag und Kindergeld angehoben. 

Seit dem 1. Januar 2017 liegen die Sätze zwischen 150 und 201 Euro. Aller Voraussicht 

nach wird ab dem 1. Juli 2017 der Unterhaltsvorschuss ohne Begrenzung der Höchstleis­

tungsdauer grundsätzlich bis zum 18. Lebensjahr eines Kindes gewährt. Für Kinder und Ju­

gendliche ab dem 12. Geburtstag wird der Unterhaltsvorschuss bis zu 268 Euro pro Monat 

betragen. 

•	 Der steuerliche Entlastungsbetrag für Alleinerziehende wurde für Alleinerziehende mit ei­

nem Kind zum 1. Januar 2015 um fast 50 Prozent, von 1.308 Euro auf 1.908 Euro pro Jahr 
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erhöht, und eine Staffelung ab dem zweiten Kind mit zusätzlich 240 Euro je weiterem Kind 

neu eingeführt. Dadurch erhalten Alleinerziehende mehr Netto vom Brutto. 

•	 Mit der Weiterentwicklung des Elterngelds durch das ElterngeldPlus und die Partnerbonus­

monate lohnt sich für Eltern eine frühere Rückkehr zur Erwerbstätigkeit und gleichzeitig 

eine gemeinsame Sorge um das neugeborene Kind stärker als bisher. Dadurch wird die 

Einkommenssituation der Familie gefestigt und das gute Aufwachsen der Kinder unter­

stützt. 

•	 Das Programm „Stark im Beruf - Mütter mit Migrationshintergrund steigen ein“ trägt durch 

die Förderung der Erwerbsaufnahme von Müttern mit Zuwanderungsgeschichte und der 

Unterstützung bei der Suche nach Vereinbarkeitslösungen zur wirtschaftlichen Stabilität 

von Familien bei. 

•	 Durch den fortschreitenden Ausbau der Kindertagesbetreuung und den 2013 eingeführten 

Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz für Kinder ab dem vollendeten ersten Lebens­

jahr konnten die Teilhabechancen von Kindern sowie die Vereinbarkeit von Familie und Be­

ruf weiter verbessert werden. 

Was weiter zu tun ist: 

•	 Die Reduzierung des Armutsrisikos von Kindern bedarf weiterer Anstrengungen, vor allem 

bezogen auf eine bessere Erwerbsintegration der Eltern. 

- Die  aktive Arbeitsmarktpolitik  muss  die  vielfältigen Unterstützungsbedarfe  von  Eltern be­

rücksichtigen  und  für  Lösungen  sorgen.  Besonders wichtig  ist  dies, w enn  in einem  Fami­

lienhaushalt  kein  Elternteil er werbstätig  ist.   

- Zusätzlich sollen die  Sozial- und  Familienleistungen  zusammen  mit  dem  Erwerbsein­

kommen  der  Eltern  zu  kontinuierlichen Einkommensverläufen  für  die  Familie  führen.  

- Erforderlich ist  zudem  eine  weitere Verbesserung der  Betreuungsinfrastruktur,  auch  in  

Randzeiten  und für  Schulkinder.  

•	 Der Bekanntheitsgrad familienbezogener Leistungen wie des Kinderzuschlags sollten er­

höht und Familien mit niedrigem Einkommen auf diese Leistung hingewiesen werden. Die­

sem Ziel dient auch die Einführung eines Online-Angebots zum Kinderzuschlag, damit 

schnell geprüft werden kann, ob evtl. ein Anspruch besteht und sich eine Antragstellung 

lohnt. 

•	 Auch Leistungen wie das Bildungs- und Teilhabepaket sollen noch mehr Kinder aus Haus­

halten mit geringen Einkommen erreichen. Bund, Länder und Kommunen werden dessen 

Bekanntheit erhöhen und prüfen, ob bürokratische Hürden bestehen und abgebaut werden 

können. 

•	 Die Familienleistungen sollen stärker als bisher die individuelle Existenzsicherung beider 

Elternteile fördern und für Väter und Mütter eine gleichmäßigere Teilhabe an beiden Le­
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bensbereichen, Familie und Erwerbstätigkeit, unterstützen. Gleichmäßige Aufteilungen zwi­

schen den Eltern stärken die Familien, beugen Armutsrisiken vor und sind auch gesamtwirt­

schaftlich tragfähig. 

III.2.2 Bildung chancenorientiert gestalten 

Der Bildungsstand und die Bildungsbeteiligung der Bevölkerung haben sich in den letzten Jahr­

zenten kontinuierlich verbessert. Bei den Abschluss- und Abgängerinnen- und Abgängerquoten 

an Schulen bleibt der Trend zu höheren Schulabschlüssen ungebrochen. Deutliche Zuwächse 

gibt es bei der allgemeinen Hochschulreife. Die Studienanfängerquote liegt 2015 erneut bei 

58 Prozent der altersspezifischen Bevölkerung. Trotz dieser Fortschritte ist es noch nicht gelun­

gen, den engen Zusammenhang zwischen sozialer Herkunft und Bildungserfolg nachhaltig auf­

zubrechen. Über alle Altersgruppen hinweg besteht ein starker Zusammenhang zwischen Ein­

kommen, erreichtem eigenem und familiärem Bildungshintergrund und der (weiteren) Bildungs­

teilnahme bzw. dem erfolgreichen Abschluss von Bildungsgängen. Dies beginnt bereits in der 

frühen Kindheit: Öffentliche Kindertagesbetreuung wird stärker von Kindern aus Elternhäusern 

mit formal höheren Bildungsabschlüssen wahrgenommen. Kinder aus Haushalten mit relativ ge­

ringem Einkommen und formaler Bildung, aber auch solche mit Migrationshintergrund, besu­

chen Kindertageseinrichtungen unterdurchschnittlich häufig. Dies hängt mit der geringeren Er­

werbsintensität der Eltern sowie der geringeren Anerkennung der Bedeutung frühkindlicher Bil­

dungs- und Betreuungsangebote zusammen. Allerdings hält eine gute Kindertagesbetreuung 

den Eltern nicht nur den Rücken für die Erwerbsarbeit frei, sondern ergänzt die Förderung der 

Kinder durch die Familien. Sie bildet damit einen wichtigen Grundstein für einen späteren er­

folgreichen Bildungsweg, der ein Weg aus der Armut sein kann. Dabei können von der Bil­

dungsarbeit und dem anregenden sozialen Umfeld in Kindertageseinrichtungen Kinder aus Fa­

milien profitieren, in welchen die Eltern ihre Kinder nicht optimal unterstützen können. 

Diese ungleichen Ausgangsbedingungen wirken sich auch auf die weitere Bildungsbiografie 

aus. Der Sprachförderbedarf von drei- bis fünfjährigen Kindern liegt bei rund 20 Prozent, wenn 

Eltern mindestens eine Hochschulzugangsberechtigung haben, und bei fast 40 Prozent, wenn 

die Eltern höchstens einen Hauptschulabschluss besitzen. Beim Übergang von der Grund­

schule in die weiterführende Schule ist ein deutlicher Zusammenhang zwischen dem Bildungs­

stand der Eltern und der Wahl der Schulart in Klasse fünf belegt. Der Weg auf das Gymnasium 

stellt für Kinder aus Elternhäusern mit niedrigerem Bildungsstand eine deutlich größere Hürde 

dar als für andere. Dies setzt sich auch im weiteren Schulverlauf fort. Zwar haben die Länder 

Übergangs- und Aufstiegsmöglichkeiten im Bildungssystem ausgebaut; doch werden diese je 

nach Familienhintergrund in unterschiedlichem Maße genutzt. 
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Chancengleichheit setzt die Durchlässigkeit des Bildungssystems voraus. Vor dem Hintergrund 

des allgemein gestiegenen Bildungsniveaus sind und bleiben kontinuierliche Verbesserungen 

und insbesondere eine Ausrichtung auch an neuen Entwicklungen und Herausforderungen 

wichtig. Je besser es gelingt, Kinder unabhängig von ihrem familiären Hintergrund entspre­

chend ihren individuellen Begabungen optimal zu fördern, desto wirksamer lassen sich Teilha­

bechancen verbessern. 

Auch nach dem Ende der Schulpflicht bleibt der familiäre Hintergrund prägend: Jugendliche, de­

ren Eltern beide nicht berufstätig sind, verlassen das Bildungssystem im Durchschnitt früher. 

Diese Schulabgängerinnen und Schulabgänger sind anschließend außerdem deutlich häufiger 

in Übergangsstationen als ihre Altersgenossen mit mindestens einem erwerbstätigen Elternteil. 

Im fünften Jahr nach Ende der Schulpflicht wird jede und jeder Siebte von ihnen inaktiv, also 

weder in Ausbildung noch erwerbstätig sein. In der Vergleichsgruppe ist es nur jede und jeder 

Siebzehnte. 

Abiturientinnen und Abiturienten, bei denen wenigstens ein Elternteil selbst eine Hochschulbil­

dung hat, haben weiterhin eine deutlich höhere Studienneigung. Junge Menschen aus anderen 

Elternhäusern orientieren sich aber auch zunehmend in Richtung Studium. Seit Jahren steigt 

zudem der Anteil derjenigen Studierenden, die sich ihre Hochschulzugangsberechtigung durch 

eine berufliche Qualifizierung erworben haben. 

Die Vermeidung von Ausbildungslosigkeit verbessert Erwerbs- und Einkommenschancen, wo 

sich Armut zu vererben und zu verfestigen droht. Die Erhöhung der Durchlässigkeit auch im ter­

tiären Bildungssystem eröffnet wirksame zweite Chancen für einen akademischen und berufli­

chen Aufstieg. 

Was bereits getan wird: 

Die Bundesregierung fördert die Erhöhung der Chancengleichheit und Teilhabegerechtigkeit im 

Bildungssystem von Geburt an: 

•	 Seit dem 1. August 2013 gilt für jedes Kind ab dem vollendeten ersten Lebensjahr der 

Rechtsanspruch auf frühkindliche Förderung in einer Tageseinrichtung oder in der Kinderta­

gespflege. Dabei werden die Kosten überwiegend von der öffentlichen Hand getragen. 

•	 In den letzten Jahren hat der Bund die Kommunen massiv beim Ausbau der Kindertages­

betreuung unterstützt und in deren Qualität investiert. Der Bund unterstützt den Kinderbe­

treuungsausbau mit rund 3,3 Milliarden Euro zwischen 2008 und 2018, die Betriebskosten 

mit rund 6,3 Milliarden Euro zwischen 2009 und 2018 und die Qualifizierung der Kinderta­

gespflegepersonen mit 22,5 Millionen Euro zwischen 2016 bis 2018. Hinzu kommt ein In­

vestitionsprogramm „Kinderbetreuungsfinanzierung“ mit rund 1,1 Milliarden Euro für die 

Jahre 2017 bis 2020. 
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•	 Mit dem ESF-Bundesprogramm „Elternchance II – Familien früh für Bildung gewinnen“ wer­

den die Voraussetzungen für individuelle Bildungschancen und gesellschaftliche Teilhabe 

durch frühe Bildungsbegleitung der Eltern mit Kindern verbessert. 

•	 Im Bereich der Kranken- und Pflegeversicherung bestehen mit dem Kinderförderungsge­

setz zum 1. Januar 2009 eingeführte und bis zum 31. Dezember 2018 befristete gesetzli­

che Sonderregelungen, die es Tagespflegepersonen ermöglichen, beitragsfrei familienver­

sichert oder gegen geringere Beiträge freiwillig versichert zu sein. 

•	 Seit dem Jahr 2000 sind die Ausgaben der öffentlichen Haushalte für Schule und Schulver­

waltung von 568 auf 764 Euro pro Einwohner im Jahr angestiegen. 

•	 „Abschluss und Anschluss – Bildungsketten bis zum Ausbildungsabschluss“: Zur Verringe­

rung des Anteils von Jugendlichen ohne Schulabschluss haben Bund und Länder sich auf 

die Initiative „Bildungsketten“ verständigt, in der bestehende Maßnahmen ausgebaut und 

so miteinander verzahnt werden, dass auf der Grundlage von Länderkonzepten der Ge­

samtbereich von der Berufsorientierung bis hin zum Berufsabschluss oder zur Studienwahl 

optimiert wird. Mit dem Berufsorientierungsprogramm werden derzeit jährlich rund 250.000 

Schülerinnen und Schüler motiviert, sich mit ihrer künftigen Berufswahl zu beschäftigen. Im 

Rahmen des ESF-Bundesprogramms Berufseinstiegsbegleitung können rund 113.000 leis­

tungsschwächere Jugendliche der Eintrittskohorten 2014/2015 bis 2018/2019 individuell auf 

dem Weg zum Schulabschluss und in die Ausbildung begleitet werden. Zur Vorbereitung 

auf die Berufseinstiegsbegleitung stellt der Bund insgesamt rund 500.000 Potenzialanaly­

sen bereit. 

•	 Durch das zum 1. Mai 2015 eingeführte Instrument der Assistierten Ausbildung im Recht 

der Arbeitsförderung sollen mehr benachteiligte junge Menschen zu einem erfolgreichen 

Abschluss einer Ausbildung im dualen System geführt werden. Junge Menschen in Ausbil­

dung werden dabei individuell und kontinuierlich unterstützt und sozialpädagogisch beglei­

tet. Auch der Ausbildungsbetrieb wird eng in die Unterstützung miteinbezogen. 

•	 Das Programm Aufstiegsstipendium schafft Studienanreize für Berufserfahrene mit oder 

ohne schulische Hochschulzugangsberechtigung auch parallel zu Beruf oder Familie. 

•	 Seit dem Jahr 2015 hat der Bund die vollständige Finanzierung der Geldleistungen nach 

dem BAföG übernommen. Das entlastet die Länder dauerhaft um rund 1,17 Milliarden Euro 

pro Jahr und eröffnet ihnen zusätzlichen Spielraum für die Bildungsfinanzierung, insbeson­

dere für Hochschulen. Durch das 25. BAföG-Änderungsgesetz wurden die finanziellen Rah­

menbedingungen für Studierende und Auszubildende deutlich verbessert. 

Was weiter zu tun ist: 

•	 Der Ausbau von Kindertageseinrichtungen und von Tagespflegeangeboten mit guten Quali­

tätsstandards, in denen auf die Bedürfnisse von Kindern aus allen Herkunftsfamilien einge­

gangen werden kann, sollte weiterhin fokussiert werden. 
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•	 Alle Kinder aus Haushalten mit geringen Einkommen sollen von der Förderung in der Kin­

dertagesbetreuung (Kita) und Nachmittagsbetreuung in Schulen profitieren können. 

•	 Das Angebot an Ganztagsschulen sollte weiter ausgebaut werden. Zur weiteren Verringe­

rung der Bildungsungleichheit müssen Zugangs- und Aufstiegschancen an Schulen ge­

stärkt und insbesondere lernschwache und benachteiligte Schülerinnen und Schüler indivi­

duell gefördert werden. Dies liegt im Zuständigkeitsbereich der Länder. 

•	 Um die soziale Herkunft und den Bildungserfolg weiter voneinander zu entkoppeln, ist ins­

besondere eine weitere Verbesserung der Sprach- und Leseförderung sowie der Förderung 

des Interesses an Naturwissenschaften, Mathematik und Technik notwendig. Auch gilt es, 

den Zugang von Kindern und Jugendlichen aus bildungsfernen Elternhäusern zu außer­

schulischen kulturellen Bildungsangeboten zu erhöhen. 

•	 Mit Bildungsforschung wird die Gestaltung individualisierten Lernens und die Erhöhung der 

Qualität des Unterrichts gezielt gefördert, auch um herkunftsbedingte Unterschiede bei der 

Bildungsbeteiligung zur verringern. 

•	 Die berufliche Bildung spielt eine zentrale Rolle für die Bildungs- und Arbeitsmarktintegra­

tion junger Menschen und deren qualifizierte Beschäftigung mit guten Aufstiegs- und Karri­

ereperspektiven. Die weitere Optimierung der Übergänge in berufliche Bildung mit dem 

Leitziel „Vorfahrt für betriebliche Ausbildung“ und die Verbesserung von Gleichwertigkeit 

und Durchlässigkeit zum Hochschulbereich sind wichtige Handlungsfelder der Bundesre­

gierung, auch zur Verringerung von Bildungsungleichheiten.“ 

•	 Die Bundesregierung passt die Ausbildungsförderung nach dem BAföG kontinuierlich und 

konsequent bedarfs- und familienbedürfnisgerecht an und entwickelt sie weiter. Damit sorgt 

sie für Chancengerechtigkeit beim Zugang zu qualifizierter Bildung auch für finanziell 

schwächer gestellte Familien durch ein verlässliches und kalkulierbares System der Ausbil­

dungsförderung. 

III.3	 Aufgabenfeld 3: Zugang zu gesellschaftlich notwendigen Gütern und 

Dienstleistungen sichern 

III.3.1	 Grundsicherungssysteme und vorgelagerte Leistungen überprüfen und 

anpassen 

Die Leistungssysteme der Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II) und der Sozialhilfe 

(SGB XII) bekämpfen Armut und Mangel. Sie sichern das sozio-kulturelle Existenzminimum 

durch die Anerkennung von Bedarfen, insbesondere in Form der Regelbedarfe, der Bedarfe für 

Unterkunft und Heizung sowie von Bedarfen für Kranken- und Pflegeversicherung, sofern die 

verfügbaren eigenen Mittel hierfür nicht ausreichen. In besonderen Situationen wie etwa einer 

alleinigen Erziehungsverantwortung werden Mehrbedarfe berücksichtigt. Hinzukommen Einmal­

leistungen und Leistungen für Bildung und Teilhabe von Kindern, Jugendlichen und jungen Er­
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wachsenen. Im Rechtskreis SGB II bieten die Jobcenter neben arbeitsmarktpolitischen Förder­

leistungen auch sozial-integrative Hilfeleistungen an und unterstützen so umfassend die Arbeit-

suche. 

Durch die Reformen der Grundsicherungssysteme – also die Einführung der Grundsicherung im 

Alter und bei Erwerbsminderung im Jahr 2003 sowie der Grundsicherung für Arbeitsuchende im 

Jahr 2005 – konnte möglicherweise auch die sogenannte „verschämte Armut“ reduziert werden, 

also die Zahl derjenigen, die aus Unkenntnis, Scham oder weil sie befürchten, der Sozialhilfe­

träger könne unterhaltsverpflichtete Angehörige in Anspruch nehmen, keine Leistungen zur 

Existenzsicherung beantragt haben. Darauf deutet der hohe Zuwachs an Leistungsbezieherin­

nen und -beziehern nach diesen Reformen hin. 

Mit der Einführung der Grundsicherung für Arbeitsuchende wurde erstmals für erwerbsfähige 

Sozialhilfeempfänger der Zugang zu Leistungen der Eingliederung in den Arbeitsmarkt nach 

dem SGB III eröffnet. Die Grund- oder Mindestsicherungsquoten erfassen somit den überwie­

genden Teil der Menschen, die staatliche Leistungen zur Bestreitung des Lebensunterhalts be­

nötigen. 

Die SGB II-Quote ist von 9,5 Prozent (Jahresdurchschnitt 2011) auf 9,3 Prozent (Jahresdurch­

schnitt 2015) gesunken. Zuletzt (im September 2016) betrug sie 9,1 Prozent. Hierbei werden 

alle Leistungsberechtigten ins Verhältnis zur Bevölkerung von Neugeborenen bis zur Regelal­

tersgrenze gesetzt. 

Ältere Menschen sind derzeit weitaus seltener auf staatliche Leistungen zur Sicherung des 

Existenzminimums angewiesen als jüngere. Im Jahr 2015 bezogen rund 3 Prozent aller Über­

65-Jährigen Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung. Der Anteil der 

Leistungsberechtigten in dieser Altersgruppe ist somit deutlich geringer als der Anteil aller Emp­

fänger von Leistungen zur Sicherung des Existenzminimums an der Gesamtbevölkerung (ca. 

9 Prozent). 

Ein Leistungsanspruch auf Grundsicherungsleistungen besteht nur, soweit Hilfebedürftigkeit ge­

geben ist. Deshalb sind Einkommen und Vermögen wie auch Leistungen anderer Sozialleis­

tungsträger vorrangig in Anspruch zu nehmen Zu den vorgelagerten Leistungen zählen vor al­

lem die Renten der gesetzlichen Rentenversicherung (Alters- und Erwerbsminderungsrenten), 

das Wohngeld und der Kinderzuschlag für Erwerbstätige. Jedes vorhandene Einkommen hilft, 

Grundsicherungsbezug zu vermeiden. 



   

    

            

              

           

       

              

   

              

         

          

        

        

          

        

         

       

   

       

     

         

            

      

  

        

        

          

        

           

          

        

           

          

         

        

        

- XXIX ­

Was bereits getan wird: 

•	 Mit dem Gesetz zur Ermittlung von Regelbedarfen sowie zur Änderung des Zweiten und des 

Zwölften Buches Sozialgesetzbuch wurden die Regelbedarfe im SGB XII und SGB II zum 1. 

Januar 2017 auf der Grundlage der in der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) 

2013 erhobenen Verbrauchsausgaben neu festgesetzt. Die Regelbedarfe haben sich durch 

die Neuermittlung nur wenig geändert. Lediglich für Kinder von 6 bis unter 14 Jahren ergab 

sich eine deutliche Erhöhung. 

•	 Durch die Änderung der Verordnung zur Durchführung des § 90 Absatz 2 Nummer 9 SGB 

XII wird der Vermögensschonbetrag für Barvermögen in der Sozialhilfe deutlich auf jeweils 

mindestens 5.000 Euro für jede volljährige, leistungsberechtigte Person angehoben. Statt 

eines Zuschlages von 614 Euro erhalten Ehegatten und Lebenspartner, die in einer Ein­

standsgemeinschaft leben, denselben Vermögensfreibetrag von 5.000 Euro wie der Leis­

tungsberechtigte selbst; damit erhöht sich z.B. der gesamte Vermögensfreibetrag für eine 

Einstandsgemeinschaft in der Grundsicherung von bisher 3.214 Euro auf 10.000 Euro. 

•	 Mit der Wohngeldreform 2016 wurde das Wohngeld erstmalig seit der Wohngeldreform 

2009 wieder an die Mieten- und Einkommensentwicklung angepasst. 

Was weiter zu tun ist: 

•	 Die Regelbedarfe werden regelmäßig fortgeschrieben und bei Vorliegen einer neuen Ein­

kommens- und Verbrauchsstichprobe überprüft. 

•	 Grundsätzlich müssen die Arbeitsmarkt-, Bildungs-, Familien- und Sozialpolitik auch weiter­

hin dem Wandel der Gesellschaft Rechnung tragen und dabei helfen, die Bedürftigkeit in 

den Grundsicherungssystemen zu vermeiden oder zu reduzieren. 

III.3.2 Lebensstandard im Alter sichern 

Die Altersgruppe der über 65-Jährigen ist durchschnittlich etwas seltener armutsgefährdet als 

die Gesamtbevölkerung. Vielmehr stellt sich die materielle Versorgung der heute Über-65-Jähri­

gen sogar insgesamt sehr günstig dar. Dennoch nehmen Bürgerinnen und Bürger das Risiko 

drohender „Altersarmut“ als problematisch wahr. Diese Wahrnehmung kann im Zusammenhang 

damit stehen, dass die Verharrung in Armut im Alter hoch ist, denn die Möglichkeiten, aus eige­

ner Kraft noch etwas an der eigenen Einkommens- oder Vermögenssituation zu ändern, werden 

mit zunehmendem Alter immer geringer. Darüber hinaus haben viele Menschen Verständnis 

dafür, dass Altersarmut Ergebnis äußerer Umstände sein kann, auf die die Einzelperson wenig 

Einfluss hat. So werden etwa die Umbrüche in Ostdeutschland nach der Wiedervereinigung 

wahrgenommen, die vielfach zu Lücken in den Erwerbsbiografien geführt haben. 

Das Alterseinkommen dient aber mehr als nur der Armutsvermeidung. Die Alterssicherungssys­

teme – also gesetzliche, betriebliche und private Vorsorge – spiegeln vielmehr das vorherige 
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Erwerbsleben wider und zielen darauf ab, in ihrem Zusammenspiel den bisherigen Lebensstan­

dard auch im Alter weitgehend aufrechtzuerhalten. Insbesondere der gesetzlichen Rentenversi­

cherung, in der der übergroße Teil der Bevölkerung abgesichert ist, kommt dabei eine zentrale 

Bedeutung zu. Ein wichtiges Prinzip der gesetzlichen Rentenversicherung ist, dass die Entwick­

lung der Renten den Löhnen und Gehältern der erwerbsaktiven Generation folgt und so eine 

Teilhabe am Einkommensfortschritt der Gesellschaft ermöglicht. Neben der individuellen Absi­

cherung im Alter bietet die umlagefinanzierte Rentenversicherung auch die Absicherung im 

Falle von Erwerbsminderung und eine Hinterbliebenenversorgung. 

Allerdings stellt die gesellschaftliche Alterung an die sozialen Sicherungssysteme zunehmende 

Anforderungen. Eine angemessene Absicherung der grundlegenden Lebensrisiken muss in ei­

ner älter werdenden Gesellschaft genauso gewährleistet sein wie die finanzielle Tragfähigkeit 

der sozialen Sicherungssysteme. Die Rentenpolitik der Bundesregierung zielt auf einen Interes­

senausgleich sowohl zwischen Beitragszahlerinnen und Beitragszahlern und Rentenempfänge­

rinnen und Rentenempfängern als auch zwischen den Generationen. Dabei darf es weder zu 

einer Überlastung der Beitragszahler noch zu einer inakzeptablen Absenkung des Rentenni­

veaus kommen. 

Die Bundesregierung hat in dieser Legislaturperiode deutliche Leistungsverbesserungen in der 

Alterssicherung auf den Weg gebracht. 

Was bereits getan wird: 

•	 Die Altersgrenze bei der Altersrente für besonders langjährig Versicherte wurde vorüberge­

hend auf 63 Jahre abgesenkt. 

•	 Das sogenannte Flexirentengesetz, das zum 1. Juli 2017 in Kraft treten wird, leistet einen 

Beitrag zur Vereinfachung des Teilrenten- und Hinzuverdienstrechts. Arbeit neben der vol­

len Altersrente oder nach Erreichen der Regelaltersgrenze wird attraktiver. 

•	 Für Mütter bzw. Väter wurde die Kindererziehungszeit für vor 1992 geborene Kinder um 

zwölf Monate auf 24 Monate verlängert (sogenannte „Mütterrente“). 

•	 Menschen, die erstmals eine Rente wegen verminderter Erwerbsfähigkeit beziehen, werden 

seit dem 1. Juli 2014 durch zwei Maßnahmen besser abgesichert: Sie werden zum einen so 

gestellt, als hätten sie mit ihrem bisherigen durchschnittlichen Einkommen zwei Jahre länger 

weitergearbeitet. Die sogenannte Zurechnungszeit für die Berechnung der Erwerbsminde­

rungsrente wurde von Alter 60 auf 62 angehoben. Zum anderen zählen seitdem die letzten 

vier Jahre vor Eintritt einer Erwerbsminderung nicht, wenn sie den Wert dieser Zurech­

nungszeit verringern würden. Mit dem aktuell in der parlamentarischen Prüfung befindlichen 

Entwurf des Erwerbsminderungsrenten-Leistungsverbesserungsgesetzes sollen weitere 

Verbesserungen mit Blick auf die Höhe der Erwerbsminderungsrenten erfolgen, da gerade 
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dieser Personenkreis besonders von Armut betroffen ist. Durch eine stufenweise Verlänge­

rung der Zurechnungszeit auf das vollendete 65. Lebensjahr bis zum Jahr 2024 soll es für 

zukünftige Rentnerinnen und Rentner nochmals zu spürbar höheren Rentenzahlbeträgen 

kommen. 

•	 Außerdem sollen die Renten in Ost und West angeglichen werden. Der vorgelegte Entwurf 

des Rentenüberleitungs-Abschlussgesetzes sieht die vollständige Angleichung der Renten­

werte in sieben jährlichen Schritten vor, wodurch ab 1. Januar 2025 sollen danach für die 

Rentenberechnung in Ost und West einheitliche gesamtdeutsche Werte gelten werden. 

•	 Zum 1. Juli 2016 fand auf Grundlage der maßgeblichen Rechengrößen mit 4,25 Prozent 

(West) bzw. 5,95 Prozent (Ost) die stärkste Rentenanpassung seit 23 Jahren statt; die 

durchschnittliche Rentensteigerung betrug seit 2012 rund 2,1 Prozent in Westdeutschland 

bzw. rund 3,3 Prozent in Ostdeutschland. Damit konnten die Rentnerinnen und Rentner 

auch am wachsenden Wohlstand teilhaben. 

•	 Mit dem vorgelegten Entwurf des Betriebsrentenstärkungsgesetzes soll durch gezielte Maß­

nahmen im Arbeits-, Sozial- und Steuerrecht die Verbreitung von betrieblicher Altersvor­

sorge insbesondere in kleinen und mittleren Unternehmen und bei Geringverdienenden ge­

stärkt werden. Zudem soll bei Leistungen der Grundsicherung im Alter ein Freibetrag für zu­

sätzliche Altersvorsorge geschaffen werden. Dies ist auch ein Signal, dass sich freiwillige 

ergänzende Altersvorsorge in jedem Fall lohnt. Die Grundzulage in der steuerlich geförder­

ten, zusätzlichen, kapitalgedeckten Altersvorsorge (sog. Riester-Rente) wird außerdem von 

154 Euro auf 165 Euro im Jahr erhöht. 

Was weiter zu tun ist: 

•	 Die soziale Absicherung für das Alter soll für diejenigen Personen verbessert werden, die 

nicht bereits anderweitig verpflichtend abgesichert sind. Für die Zeit nach 2030 gilt es die 

gesetzlichen Leitplanken für das Sicherungsniveau und den Beitragssatz fortzuentwickeln. 

•	 Für die im Koalitionsvertrag vereinbarte solidarische Lebensleistungsrente, mit der für lang­

jährig Versicherte ein Abstand zur Grundsicherung im Alter erreicht werden soll, werden 

weiterhin unterschiedliche Modelle geprüft. 

III.3.3 Teilhabechancen von Menschen mit Behinderung verbessern 

Für Menschen mit Behinderungen oder gesundheitlichen Einschränkungen ist die Absicherung 

ihrer materiellen, sozialen und kulturellen Grundbedürfnisse von elementarer Wichtigkeit. Die 

UN-Behindertenrechtskonvention sichert das Recht zu, den Alltag so autonom wie möglich zu 

gestalten und selbstbestimmt am gesellschaftlichen Leben teilzunehmen. Ziel der Bundesregie­

rung ist die Gestaltung einer inklusiven Gesellschaft, und der Abbau von Barrieren, denen sich 

Menschen mit Beeinträchtigungen gegenübersehen. 
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Menschen mit Beeinträchtigungen sind im Vergleich zur Gesamtbevölkerung überdurchschnitt­

lich häufig armutsgefährdet. Ihre Erwerbslosenquote ist nahezu doppelt so hoch wie der Durch­

schnitt. Beeinträchtigungen oder Behinderungen stellen weiterhin Risiken für die soziale Mobili­

tät dar. Bei chronisch Kranken ist das Armutsrisiko besonders hoch. 

Es ist Kernanliegen des Nationalen Aktionsplans der Bundesregierung zur Umsetzung der UN-

Behindertenrechtskonvention (NAP), eine inklusive Arbeitswelt zu entwickeln: Arbeit zu haben 

bedeutet persönliche Unabhängigkeit und Selbstbestätigung. Bildung und Qualifizierung sind 

entscheidend für die gesellschaftliche Teilhabe, insbesondere auch für junge Menschen mit Be­

hinderungen. Sie haben einen besonderen Unterstützungs- und Förderbedarf beim Übergang 

von der Schule in Ausbildung bzw. Beschäftigung. Dieser Bedarf, aber auch die Potenziale, 

müssen so früh wie möglich erkannt werden. 

Für die Sicherung von Autonomie und Teilhabe im Alter und für Menschen mit Behinderungen 

sind barrierearme Ausstattung, Zugänglichkeit und Erreichbarkeit von Wohnungen und Nahum­

feld entscheidend. Gegenwärtig sind weniger als 2 Prozent des Gesamtbestandes barrierearm 

ausgebaut. 

Was bereits getan wird: 

•	 Die Bundesregierung unterstützt die Berufsorientierung und die Verbesserung der Integrati­

onschancen von Menschen mit Behinderungen auf dem allgemeinen Ausbildungs- und Ar­

beitsmarkt insbesondere im Rahmen der beschäftigungspolitischen Aktivitäten des Nationa­

len Aktionsplans, wie z. B. die „Initiative Inklusion“ und die „Inklusionsinitiative für Ausbil­

dung und Beschäftigung“. 

•	 Mit dem Bundesteilhabegesetz ist das Recht der Menschen mit Behinderungen im Lichte 

der UN-Behindertenrechtskonvention weiter entwickelt worden. Dies beinhaltet unter ande­

rem folgende Aspekte: 

−	 Die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben wurden personenzentriert weiterentwi­

ckelt. Dabei wird Menschen mit Behinderungen, die dauerhaft voll erwerbsgemindert 

sind, die Möglichkeit eröffnet, entweder in einer Werkstatt für behinderte Menschen o­

der bei einem anderen Leistungsanbieter zu arbeiten oder unter Inanspruchnahme ei­

nes „Budgets für Arbeit“ eine Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt aufzu­

nehmen. 

−	 Die Förderung von Modellvorhaben zur Stärkung der Rehabilitation und frühzeitige prä­

ventive Maßnahmen dienen dem Ziel, die Erwerbsfähigkeit und damit einen wichtiger 

Zugang zu gesellschaftlicher Teilhabe zu erhalten. 
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−	 Die Stärkung der Selbstbestimmung ist das beste Mittel zur Verringerung des Armutsri­

sikos. Deshalb können Bezieher von Eingliederungshilfe künftig deutlich mehr von ih­

rem Einkommen behalten und bis zu 50.000 Euro Vermögen ansparen. Partnerein­

kommen und -vermögen bleiben gänzlich anrechnungsfrei. 

−	 Für eine verbesserte Teilhabe an Bildung werden zudem Assistenzleistungen künftig 

auch für eine schulische/hochschulische berufliche Weiterbildung wie ein Masterstu­

dium bereitgestellt. 

Ein inklusiver sozialer Nahraum mit Infrastruktur und Nahversorgung fördert auch die Altersge­

rechtigkeit von Wohnumfeldern und reduziert Barrieren: 

•	 Mit dem Ersten Pflegestärkungsgesetz wurde die Bezuschussung von Maßnahmen zur 

Wohnumfeldverbesserung innerhalb der Wohnung aus Mitteln der Pflegeversicherung deut­

lich ausgeweitet. Darüber hinaus werden entsprechende Maßnahmen aus dem Städte­

bauförderungsprogramm „Soziale Stadt“ gefördert. Die Förderung von Fußgängerfreundlich­

keit und dem öffentlichen Personennahverkehr trägt ebenfalls zu einem inklusiven sozialen 

Nahraum bei. 

•	 Die Bundesregierung fördert den barrierefreien oder -armen Umbau von Wohnraum über 

das KfW-Programm „Altersgerecht Umbauen“ durch zinsverbilligte Darlehen und Investiti­

onszuschüsse. 

Was weiter zu tun ist: 

•	 Die Anstrengungen für die berufliche Integration von Menschen mit Behinderungen in Aus­

bildung und in den allgemeinen Arbeitsmarkt sind fortzusetzen. 

•	 Die Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes wird wissenschaftlich begleitet. Zudem wird 

die Eingliederungshilfe ab dem Jahr 2017 bis zum Jahr 2022 evaluiert. 

•	 Zur Stärkung der Rehabilitation in den Rechtskreisen SGB II und SGB VI werden ab dem 

Jahr 2018 Modellvorhaben durchgeführt. 

•	 Die Anstrengungen zum verstärkten Ausbau von barrierearmem bzw. -freiem Wohnraum 

sind weiter zu forcieren. 

III.3.4 Gesundheit und Pflege 

Das deutsche Sozialsystem sorgt dafür, dass auch Menschen mit geringen Einkommen Zugang 

zu einem leistungsfähigen Gesundheitssystem erhalten, das nicht nur die Versorgung im Krank­

heitsfall, sondern auch Leistungen der Prävention und Gesundheitsförderung sowie eine Absi­

cherung im Pflegefall umfasst. 

Diese umfassende und flächendeckende Versorgung spiegelt sich in einer seit Jahren steigen­

den Lebenserwartung wider. Die Menschen altern zudem bei guter Gesundheit: Der Anteil der 
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Menschen über 65 Jahren, die ihren Gesundheitszustand als mindestens gut beschreiben, 

steigt kontinuierlich und liegt aktuell bei rund einem Viertel. 

Kausale Schlussfolgerungen, wonach etwa ein geringes Einkommen zu einer schlechten Ge­

sundheit führt, sind nur bedingt möglich. Ein geringes Einkommen kann eine schlechte Gesund­

heit nach sich ziehen. Eine schlechte Gesundheit kann aber auch die Einkommenschancen des 

Einzelnen beeinträchtigen, insbesondere da ein als schlecht eingeschätzter Gesundheitszu­

stand erheblichen Einfluss auf die durchschnittliche Arbeitszeit hat. 

Die Frage der individuellen Gesundheit kann in einem Zusammenhang mit den materiellen 

Möglichkeiten des jeweiligen Haushalts stehen. Der dargestellte Befund wird aber auch maß­

geblich durch andere Faktoren beeinflusst und verstärkt, allen voran durch Bildungsunter-

schiede. Eine höhere Bildung ist eine wesentliche Voraussetzung für verbesserte Einkommens­

und Aufstiegschancen des Einzelnen, was sich wiederum positiv auf die subjektiv eingeschätzte 

Gesundheit auswirkt. Altersunterschiede, Alkohol- und Nikotinkonsum sowie Persönlichkeits­

merkmale oder der Beruf und die Branche, in der eine Person arbeitet, spielen ebenfalls eine 

Rolle. Dabei geht es auch um unterschiedliche körperliche und psychische Belastungen am Ar­

beitsplatz. Die gesetzliche Krankenversicherung, in der die meisten Menschen versichert sind, 

gewährleistet einen umfassenden sozialen Schutz im Krankheitsfall. Versicherte erhalten alle 

notwendigen medizinischen Leistungen unabhängig von ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähig­

keit. Bei grundsätzlich gleichen Ansprüchen kommt daher einer zielgruppenspezifischen Aus­

richtung der Angebote in Prävention und Gesundheitsförderung eine besondere Bedeutung zu, 

um gerade Menschen in besonderen Bedarfslagen besser erreichen zu können. Die Pflegever­

sicherung entlastet die Pflegebedürftigen und ihre Familien von einem erheblichen Teil der pfle­

gebedingten Kosten und stellt die Versorgung mit Pflegediensten und -einrichtungen sicher. 

Was bereits getan wird: 

•	 In den letzten Jahren konnte durch die Einführung der sogenannten nachrangigen Versi­

cherungspflicht für Personen ohne Absicherung im Krankheitsfall in der gesetzlichen Kran­

kenversicherung und der sogenannten obligatorischen Anschlussversicherung sowie durch 

die Einführung einer allgemeinen Pflicht zur Versicherung und der zeitgleichen Einführung 

des Basistarifs in der privaten Krankenversicherung die Anzahl der Menschen ohne Kran­

kenversicherung deutlich reduziert werden. 

•	 Mit drei Pflegestärkungsgesetzen sind in dieser Legislaturperiode die umfangreichsten 

Leistungsverbesserungen seit Einführung der Pflegeversicherung umgesetzt worden. Ein 

neuer Pflegebedürftigkeitsbegriff in Verbindung mit deutlichen Verbesserungen im Leis­

tungsrecht stärkt Selbständigkeit und Selbstbestimmung der Pflegebedürftigen und fördert 
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den Verbleib in der eigenen Häuslichkeit. Die Pflegeversicherung verringert damit die pfle­

gebedingte Sozialhilfeabhängigkeit nachhaltig und deutlich. Zudem bietet sie pflegenden 

Angehörigen umfangreiche Unterstützung und Leistungen der sozialen Sicherung. 

•	 Mit dem Präventionsgesetz wurden die Krankenkassen und die Pflegekassen verpflichtet, 

ab dem Jahr 2016 mindestens 300 Mio. Euro für Leistungen der Prävention und Gesund­

heitsförderung in den Lebenswelten der Menschen aufzuwenden. In den Lebenswelten wie 

beispielsweise im Betrieb, in der Kita, der Schule, dem Pflegeheim oder der Kommune kön­

nen alle Menschen gut und ohne Stigmatisierung erreicht werden. Daneben werden und 

wurden Angebote der Früherkennung von Krankheiten ausgebaut. 

•	 In der Arbeit der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung werden seit vielen Jahren 

besonders auch vulnerable Bevölkerungsgruppen mit gezielten Maßnahmen in den Blick 

genommen. 

•	 Über die Gesundheitsberichterstattung und das Gesundheitsmonitoring, die sich intensiv 

auch mit dem Zusammenhang von sozialer Lage und Gesundheit beschäftigen, wird Wis­

sen generiert, das die Voraussetzungen für zielgerichtete Maßnahmen langfristig verbes­

sert. 

•	 Langzeitbezieher von SGB II-Leistungen mit gesundheitlichen Einschränkungen sind eine 

Zielgruppe des Bundesprogramms Soziale Teilhabe am Arbeitsmarkt. 

•	 Insbesondere für ältere Menschen ist eine wohnortnahe Versorgung notwendig. Daher hat 

die Bundesregierung gezielte Anreize gesetzt, um insbesondere in strukturschwachen und 

ländlichen Gebieten die medizinische Versorgung zu stärken. 

•	 Die Bundesregierung fördert mit dem Nationalen Aktionsplan IN FORM einen gesunden Le­

bensstil mit ausreichend Bewegung und ausgewogener Ernährung in allen Lebenswelten 

und für alle Altersgruppen. 

Was weiter zu tun ist: 

•	 Die Anstrengungen zu einer Verbesserung der gesundheitlichen Chancengleichheit sind 

fortzusetzen, nicht nur in der Gesundheitspolitik. 

•	 Im Gesundheitsbereich ist insbesondere die Prävention und Gesundheitsförderung geeig­

net, die gesundheitliche Chancengleichheit zu fördern. Der für Mitte 2019 vorgesehene Prä­

ventionsbericht der Nationalen Präventionskonferenz wird eine Grundlage bieten, eventuel­

len Fortentwicklungsbedarf einzuschätzen. 

III.3.5 Wohnen: Bezahlbar und integrativ und barrierearm 

Ein Dach über dem Kopf, das Schutz, Wärme und Raum für eine gute Lebenssituation bietet, ist 

ein menschliches Grundbedürfnis. Um auch für Ältere und Menschen mit Beeinträchtigungen 

Teilhabe sicherzustellen ist zudem von Bedeutung, dass diese sich in der Wohnung und im 

Wohnumfeld barrierefrei oder zumindest barrierearm bewegen können. Die Wohnsituation in 
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Deutschland ist insgesamt gut. Immer mehr (im Jahr 2014 fast 98 Prozent) der Menschen leben 

in Wohnungen, die sich in gutem oder nur leicht renovierungsbedürftigem Zustand befinden. 

Auch für Menschen in Haushalten mit geringem Pro-Kopf-Einkommen liegt dieser Anteil bei 

über 93 Prozent. Etwas problematischer sind Wohnlagen, in denen sich fast 9 Prozent der Men­

schen in Deutschland mindestens stark durch Luftverschmutzung oder Lärm gestört fühlen. Die­

ser Anteil schwankt zwischen knapp 7 Prozent bei Personen in Haushalten mit hohem Pro­

Kopf-Einkommen und gut 12 Prozent bei niedrigem Pro-Kopf-Einkommen. 

Die Kosten für die Wohnung einschließlich der Nebenkosten stellen bei vielen Menschen einen 

der größten Ausgabenblöcke im Haushaltsbudget dar. Die mittlere Wohnkostenbelastung der 

Bevölkerung, dargestellt als Anteil der Wohnkosten am verfügbaren Haushaltseinkommen, liegt 

bei rund 22 Prozent. Im Einkommensjahr 2015 haben 16 Prozent der Haushalte mehr als 

40 Prozent des verfügbaren Haushaltseinkommens für Wohnkosten ausgegeben, was als Über­

belastung definiert wird. Einkommensschwächere Haushalte sind hiervon zur Hälfte und zuneh­

mend betroffen. Diese Entwicklung ist regional sehr unterschiedlich. Insbesondere in wirt­

schaftsstarken Zuzugsräumen und vielen Groß- und Universitätsstädten stiegen die Mieten 

deutlich. Als Folge droht sozialräumliche Segregation: Zunehmend konzentrieren sich einkom­

mensschwache Haushalte in begrenzten Teilgebieten größerer Städte. 

Ein fester Wohnsitz ist Voraussetzung, um Zugang zum Bildungssystem und zum Arbeitsmarkt 

zu finden. Die Wohnungslosigkeit hat in den letzten Jahren jedoch zugenommen. Nach Schät­

zungen der Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe waren im Jahr 2014 335.000 Men­

schen ohne eigene Wohnung. Davon lebten geschätzte 39.000 Menschen gänzlich ohne Unter­

kunft auf der Straße. Die Gründe für Wohnungslosigkeit sind vielfältig, insbesondere Trennung, 

Auszug aus dem Elternhaus sowie Miet- und Energieschulden sind zu nennen. 

Was bereits getan wird: 

•	 Die Einführung der Mietpreisbremse, die Wohngeldreform 2016 sowie die Stärkung des Be­

stellerprinzips bei der Wohnraumvermittlung tragen bei, Wohnraum bezahlbar zu gestalten. 

•	 Die deutliche Aufstockung der Kompensationsmittel, die die Länder für den Wegfall der 

früheren Bundesfinanzhilfen für die soziale Wohnraumförderung erhalten, verbessern die 

Rahmenbedingungen für den Bau bezahlbarer Wohnungen. Davon werden besonders 

Haushalte mit einem niedrigen Haushaltseinkommen profitieren. 

•	 Die Programme der Städtebauförderung leisten einen Beitrag zum sozialen Zusammenhalt, 

zu Integration und Teilhabe im Stadtteil. 

•	 Mit dem KfW-Programm „Altersgerecht Umbauen“ können insbesondere private Eigentümer 

und Mieter Zuschüsse beantragen, um Barrieren in Wohngebäuden abzubauen und bauli­
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che Maßnahmen zur Einbruchsicherung vorzunehmen. Insbesondere selbst nutzende Ei­

gentümer, die altersbedingt keine Darlehen mehr erhalten oder keine neuen Schulden mehr 

aufnehmen möchten, können von der Zuschussförderung profitieren. 

Was weiter zu tun ist: 

•	 Als zentrales Instrument für die Intensivierung des Wohnungsbaus wurde das Bündnis für 

bezahlbares Wohnen und Bauen mit den Ländern, kommunalen Spitzenverbänden, der 

Wohnungs- und Bauwirtschaft und anderen gesellschaftlichen Akteuren geschlossen. Ziel 

ist es, bessere Rahmenbedingungen für den Bau bezahlbarer Wohnungen zu schaffen. Die 

Rahmenbedingungen für Investitionen in den Wohnungsbau sollen weiter verbessert wer­

den, nur so kann für die breite Bevölkerungsschicht bezahlbarer Wohnraum geschaffen wer­

den. 

•	 Die Bundesregierung prüft in enger Abstimmung mit den Ländern, wie – gegebenenfalls 

durch eine gesetzliche Regelung – eine bundesweite amtliche Statistik zur Wohnungslosig­

keit entwickelt werden kann. 

III.3.6 Geflüchteten Schutz und Erwerbsmöglichkeiten geben 

Schutzsuchende erhalten während ihres Aufenthalts in Deutschland abhängig von ihrem Auf­

enthaltsstatus Leistungen zum Lebensunterhalt und Unterkunft, Zugang zu gesundheitlicher 

Versorgung, zum Bildungssystem, einschließlich Sprachförderung sowie Unterstützung bei der 

Arbeitssuche. 

In den Jahren 2015 und 2016 sind rund 890.000 bzw. 280.000 schutzsuchende Menschen nach 

Deutschland zugewandert. Gerade für die ersten Jahre nach der Zuwanderung ist zu erwarten, 

dass ein Teil der Schutzsuchenden auf Grundsicherungsleistungen angewiesen sein wird. Ziel 

der Bundesregierung ist es jedoch, Asylbewerberinnen und Asylbewerbern mit guter Bleibeper­

spektive sowie Schutzberechtigte zu befähigen, ihren Lebensunterhalt durch Erwerbsarbeit 

selbst zu bestreiten. Dieses Ziel verfolgen die nach Deutschland geflüchteten Menschen in den 

allermeisten Fällen auch persönlich. 

Verläuft die Arbeitsmarktintegration und Armutsgefährdung der kürzlich zugewanderten Asylbe­

werberinnen und Asylbewerber wie die von geflüchteten Migrantinnen und Migranten in den 

letzten Jahrzehnten, könnte sich die Erwerbstätigenquote nach 15 Jahren dem Niveau der Be­

völkerung in Deutschland annähern. Wie in der Gesamtbevölkerung unterscheiden sich Er­

werbswahrscheinlichkeit und die Einkommensaussichten je nach Qualifikation der Schutzsu­

chenden stark. 
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Integrationspolitische Maßnahmen können einen wesentlichen Beitrag zu Spracherwerb, Bil­

dung, Berufsausbildung und Erwerbstätigkeit geflüchteter Menschen leisten. Da die in Deutsch­

land Schutzsuchenden mehrheitlich relativ jung sind, bestehen somit weitreichende Möglichkei­

ten, über entsprechende frühkindliche, schulische sowie berufliche Bildungsmaßnahmen Ein­

fluss auf eine gelingende Integration zu nehmen und auf diese Weise Armutsrisiken zu vermei­

den. Eine gezielte Unterstützung beim Erwerb von Sprachkenntnissen und Bildungsabschlüs­

sen kann die Arbeitsmarktperspektiven deutlich verbessern. 

Was bereits getan wird: 

•	 Schutzsuchende profitieren von dem sogenannten Anerkennungsgesetz („Gesetz zur Ver­

besserung der Feststellung und Anerkennung im Ausland erworbener Berufsqualifikatio­

nen“), insbesondere auch von der Möglichkeit, mittels Fachgesprächen oder Arbeitsproben 

die vorhandenen Kompetenzen feststellen zu lassen, wenn diese nicht formal nachgewie­

sen werden können. 

•	 Das Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung“ (IQ) wurde im Januar 2015 um den 

Schwerpunkt „ESF-Qualifizierungen im Kontext des Anerkennungsgesetzes“ erweitert. 

•	 Die Wartezeit, in der Asylbewerberinnen und Asylbewerbern sowie Geduldeten eine Be­

schäftigung nicht erlaubt ist, wurde auf einheitlich drei Monate verkürzt. Mit Inkrafttreten der 

Verordnung zum Integrationsgesetz am 6. August 2016 wird befristet für einen Zeitraum von 

drei Jahren in 133 der insgesamt 156 Agenturbezirke der Bundesagentur für Arbeit generell 

auf die so genannte Vorrangprüfung verzichtet – also die Prüfung, ob bevorrechtigte Arbeit­

nehmerinnen und Arbeitnehmer (Deutsche, EU-Bürgerinnen und EU-Bürger oder diesen hin­

sichtlich der Arbeitsaufnahme rechtlich gleichgestellte Ausländer, z. B. anerkannte Flücht­

linge) zur Verfügung stehen. 

•	 Um die Wartezeit bis zur Entscheidung über eine Anerkennung sinnvoll zu überbrücken, för­

dert die Bundesregierung mit den sog. Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen rund 100.000 Ar­

beitsgelegenheiten. Die Teilnehmenden sollen durch sinnvolle und gemeinwohlorientierte Tä­

tigkeiten an den Arbeitsmarkt herangeführt werden, Sprachkenntnisse erwerben und zu­

gleich Einblicke in das berufliche und gesellschaftliche Leben in Deutschland erhalten. 

•	 Für junge erwerbsfähige Flüchtlinge, die im Rechtskreis SGB II leistungsberechtigt sind, sieht 

das Bundesprogramm „Soziale Teilhabe durch Arbeit für junge erwachsene Flüchtlinge und 

erwerbsfähige Leistungsberechtigte (STAFFEL)“ die Förderung sozialversicherungspflichtiger 

Arbeitsverhältnisse sowie begleitender Aktivitäten wie Anleitung, Betreuung, Beratung und 

Begleitung vor. Ziel des Programms ist es, die Teilnehmenden an eine Beschäftigung oder 

Ausbildung heranzuführen, um sie langfristig in den deutschen Arbeitsmarkt einzugliedern 

und in die Gesellschaft zu integrieren. 

•	 Die Kapazitäten der Integrationskurse sind erheblich ausgebaut und die Kurse für Asylbe­

werberinnen und Asylbewerber mit guter Bleibeperspektive sowie für bestimmte Geduldete 
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und Aufenthaltsberechtigte aus humanitären Gründen geöffnet worden. Zudem sind die Ver­

bindlichkeit der Teilnahme an den Integrationskursen gestärkt, die berufsbezogene 

Deutschsprachförderung als Regelinstrument im Aufenthaltsgesetz verankert und die Kapa­

zitäten stark ausgeweitet worden. 

•	 Befristet bis Ende des Jahres 2018 haben Asylbewerberinnen und Asylbewerber mit guter 

Bleibeperspektive bereits nach einem Aufenthalt von drei Monaten einen erleichterten Zu­

gang zu bestimmten Instrumenten der Arbeitsförderung. 

•	 Mit dem Integrationsgesetz wurde noch mehr Rechtssicherheit für ausreisepflichtige Auslän­

derinnen und Ausländer und Ausbildungsbetriebe in Zusammenhang mit einer qualifizierten 

Berufsausbildung geschaffen. Abgelehnte Asylbewerberinnen und Asylbewerber und Gedul­

dete, die keinem Arbeitsverbot unterliegen, haben unabhängig von ihrem Alter für die ge­

samte Dauer der Berufsausbildung in einem staatlich anerkannten oder vergleichbar gere­

gelten Ausbildungsberuf einen Anspruch auf eine Duldung und auf eine Aufenthaltserlaub­

nis in den zwei Folgejahren der Beschäftigung. 

•	 Verschiedene ausbildungsfördernde Leistungen für bestimmte Gruppen geflüchteter Men­

schen wurden mit dem Integrationsgesetz befristet geöffnet. 

Was weiter zu tun ist: 

Arbeit ist der Schlüssel zu einer erfolgreichen Integration. Die Verbesserung der Erwerbschan­

cen für Schutzsuchende ist mit Blick auf die öffentlichen Haushalte und den demografischen 

Wandel aber auch eine Chance für die Gesellschaft. Als ganzheitlicher Prozess ist die Integra­

tion nur erfolgreich, wenn die Maßnahmen und Instrumente verschiedener Handlungsfelder und 

Akteure aufeinander abgestimmt sind. Daher hat die Bundesregierung mit dem am 6. August 

2016 in Kraft getretenen Integrationsgesetz an eine Reihe bereits verabschiedeter Gesetze an­

geknüpft, um die Asylverfahren zu beschleunigen und die Integration von Asylbewerberinnen 

und Asylbewerbern mit guter Bleibeperspektive sowie von Schutzsuchen in die Gesellschaft 

und insbesondere in den Arbeitsmarkt zu verbessern. Flüchtlinge, die eine gute Bleibeperspek­

tive haben, sollen möglichst zügig in die Gesellschaft und in den Arbeitsmarkt integriert werden. 

Nun stellt sich die Aufgabe, auf Grundlage der neuen Gesetze und Verordnungen die integrati­

onspolitischen Maßnahmen und Instrumente auf allen Ebenen umzusetzen. Der Grundsatz des 

Förderns und Forderns soll dabei noch konsequenter um- und durchgesetzt werden. Insgesamt 

soll erreicht werden, dass auch Geduldete so frühzeitig wie möglich eine Arbeit aufnehmen kön­

nen. 
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III.4 Aufgabenfeld 4: Tragfähigkeit öffentlicher Finanzen, Leistungsgerechtig­

keit und Transparenz im Steuersystem stärken 

Eine langfristig tragfähige Finanzpolitik schafft die wesentliche Voraussetzung dafür, dass die 

soziale Sicherung dauerhaft verlässlich bleibt, denn solide und tragfähige Staatsfinanzen sind 

die Grundlage dafür, dass Verteilungsspielräume erhalten, Bildungschancen gesichert und auf­

tretende Krisen wirksam bekämpft werden können. Die vergangenen Jahre haben gezeigt, dass 

die Konsolidierung der öffentlichen Haushalte, zusätzliche Investitionen und mehr soziale Teil­

habe Hand in Hand gehen können. Die Ausgestaltung des Sozialstaats in Deutschland spiegelt 

dabei die Grundüberzeugung wider, dass Maßnahmen, die mehr Chancengleichheit ermögli­

chen und die Daseinsvorsorge sicherstellen, mehr sind als nur Leistungen für Bedürftige. Von 

sozialer Infrastruktur und guter Bildung eines entwickelten Sozialstaates profitiert die ganze Ge­

sellschaft. Sie stellen somit ebenso wichtige Investitionen in das Produktivkapital einer Gesell­

schaft dar wie Ausgaben für die Einrichtung und Erhaltung von Sachanlagen (z. B. Straßen, öf­

fentliche Gebäude und Einrichtungen). 

Auch künftig sind die Aktivitäten und Einrichtungen der öffentlichen Hand solide und generatio­

nengerecht zu finanzieren. Dabei müssen die sozialen Sicherungssysteme vor dem Hintergrund 

des demografischen Wandels und des technischen Fortschritts verlässlich, dauerhaft finanzier­

bar und „demografiefest“ gestaltet sein. Dies gilt gleichermaßen im Sinne der Leistungsberech­

tigten wie der Beitrags- und Steuerzahlerinnen und -zahler Wesentliche Grundlagen dafür sind 

eine Haushaltskonsolidierung, die auch günstige Rahmenbedingungen für Wachstum und Be­

schäftigung sicherstellt, sowie eine Besteuerung und Beitragsfinanzierung, die so breit wie nötig 

und so leistungsgerecht wie möglich ausgestaltet sind. 

Die Steuerarten mit der breitesten Besteuerungsbasis sind Umsatz- und Verbrauchsteuern. Sie 

stellen knapp die Hälfte des Steueraufkommens. Zu diesen Einnahmen tragen einkommensär­

mere und jüngere Haushalte überproportional bei, da sie einen Großteil ihres Einkommens für 

Konsumausgaben aufwenden. Einkommensteuern berücksichtigen die Leistungsfähigkeit der 

Einzelperson oder Familie mittels Steuerprogression. Einkommensärmere Haushalte zahlen nur 

geringe oder gar keine Einkommensteuer. Dafür sorgen Grundfreibetrag und Steuertarif, die re­

gelmäßig angepasst werden. Hier tragen höhere Einkommen überproportional zum Steuerauf­

kommen bei. Kapitaleinkünfte unterliegen seit dem Jahr 2009 der Abgeltungsteuer und grund­

sätzlich nicht dem progressiven Einkommensteuertarif wie andere Einkünfte. 

Für die dauerhafte Akzeptanz der Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung sind die Sicherung 

von Steuergerechtigkeit und die effektive Erhebung von Steuereinnahmen wesentlich. 

Debatten zu Besteuerung und Umverteilung gehen an den Kern dessen, was individuell und ge­

sellschaftlich als gerecht angesehen bzw. empfunden wird. So wenig sich vermeiden lässt, dass 

sie emotional geführt werden, so wichtig ist es, eine gesellschaftlich breit getragene Lösung zu 
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finden. Hierfür müssen die verfügbaren Daten und Fakten nachvollziehbar aufbereitet und sach­

lich diskutiert werden. Auch die Fragen und Verunsicherungen der Bürgerinnen und Bürger 

über die Auswirkungen für sie persönlich und die Gesellschaft insgesamt sind in den Blick zu 

nehmen; diesem Ziel ist eine möglichst repräsentative statistische Erfassung relevanter Daten 

über die gesamte Breite der Einkommens- und Vermögensverteilung zuträglich. 

Was bereits getan wird: 

•	 Durch die Schuldenregel hat Deutschland die rechtliche Grundlage für tragfähige öffentliche 

Finanzen geschaffen. Diese sind Grundlage dafür, dass Verteilungsspielräume erhalten, Bil­

dungschancen gesichert und auftretende Krisen wirksam bekämpft werden können. Mit sei­

ner derzeitigen Schuldenstandsquote liegt Deutschland auf Kurs, gegen Ende der Dekade 

das Maastricht-Kriterium für den gesamtstaatlichen Schuldenstand von 60 Prozent wieder 

zu erfüllen. 

•	 Mit der Anhebung des Grundfreibetrags und des Kinderfreibetrags für die Jahre 2015, 2016, 

2017 und 2018 sowie durch mehrmalige Anpassungen im Steuertarif wurde die in den ver­

gangenen Jahren entstandene sogenannte kalte Progression abgemildert. 

•	 Mit Maßnahmen zur Bekämpfung von Steuerhinterziehung und Eindämmung von Steuerver­

meidung hat die Bundesregierung die Erhebung der Steuereinnahmen effektiver ausgestal­

tet. Zusammen mit seinen europäischen und internationalen Partnern hat Deutschland den 

Weg bereitet für mehr Steuergerechtigkeit und Steuerfairness bei der Besteuerung grenz­

überschreitender Sachverhalte. Bedeutende Schritte sind die Vereinbarung und Umsetzung 

neuer globaler Standards der Unternehmensbesteuerung sowie der ab September 2017 

startende automatische Austausch von Informationen über Finanzkonten. 

Was weiter zu tun ist: 

•	 Fortsetzung der wachstums- und beschäftigungsorientierten Haushalts- und Finanzpolitik 

zur Sicherung langfristig solider Staatsfinanzen. 

•	 Wie im Koalitionsvertrag festgelegt, setzt sich die Bundesregierung für die Einführung einer 

Finanztransaktionsteuer mit breiter Bemessungsgrundlage und niedrigem Steuersatz im 

Rahmen der Verstärkten Zusammenarbeit auf europäischer Ebene. Dabei gilt es, negative 

Auswirkungen auf Altersvorsorge, Kleinanleger und Realwirtschaft zu vermeiden. Zwischen 

den beteiligten EU-Mitgliedstaaten gibt es ein gemeinsames Grundverständnis über Kernbe­

standteile, nicht aber über alle Fragen dieser Steuer. 

•	 International konnte ein neuer Standard zum grenzüberschreitenden steuerlichen Informati­

onsaustausch über Kontoinformationen vereinbart werden. Die technische Umsetzung ist in 

Arbeit. Wenn ein funktionierender Austausch etabliert ist, kann die Frage der Besteuerungs­

systematik der Kapitaleinkünfte wieder aufzurufen sein. 



   

       

  

             

           

          

         

          

        

   

          

        

            

           

         

          

       

           

     

          

          

           

        

          

     

          

       

  

- XLII ­

III.5	 Aufgabenfeld 5: Demokratische Teilhabe und Akzeptanz demokratischer 

Werte stärken 

Die politische Beteiligung bis hin zur Teilnahme an Wahlen ist bei Menschen mit geringem Ein­

kommen deutlich geringer und hat in den vergangenen Jahrzehnten stärker abgenommen als 

bei Personen mit höherem Einkommen und der Mittelschicht. Auf politische Entscheidungen 

wirken sie damit vergleichsweise weniger ein. In der internationalen Politikwissenschaft wird zu­

dem seit einigen Jahren diskutiert, dass die Positionen der politischen Akteure zunehmend ho­

mogener geworden sind und Personen aus dem unteren Einkommensbereich sich vielfach in 

Entscheidungen nicht wiederfinden. 

Der Bundesregierung liegt daran, politische Betätigung quer durch die Gesellschaft anzuregen 

und mit vielen Menschen über die Gestaltung der Lebensverhältnisse in Deutschland ins Ge­

spräch zu kommen. Dazu hat sie in dieser Legislaturperiode u. a. den Bürgerdialog „Gut Leben 

in Deutschland“ geführt. Der Dialogprozess „Arbeiten 4.0“ ist ein weiteres Beispiel dafür, wie mit 

Bürgerinnen und Bürgern frühzeitig über gesellschaftliche Trends, ihre Konsequenzen und die 

Erwartungen an notwendige Regelungen ins Gespräch zu kommen ist, auch um Ängsten vor 

möglichen Jobverlusten durch Automatisierung und Digitalisierung entgegenzutreten. Auch im 

Rahmen der Erstellung des vorliegenden 5. ARB wurde ein intensiver Dialog mit Wissenschaft 

und Verbänden sowie mit Armutsbetroffenen geführt. 

Die Ursachen für den Zusammenhang zwischen sozialer Lage und demokratischer Beteiligung 

sind komplex und lassen sich nicht auf einen einfachen Nenner bringen. Sie liegen teils außer­

halb der Analysen und des Themenspektrums, die im vorliegenden 5. Armutsbericht bearbeitet 

werden. Eine Politik, die Leistungsgerechtigkeit herzustellen versucht und Teilhabechancen ver­

bessert, ist vielleicht keine ausreichende, aber sicher eine notwendige Voraussetzung, um Zu­

sammenhalt und Vertrauen zu stärken. 

Zudem ist es die Aufgabe dieses Berichts, ein differenziertes Bild der sozialen Lage zu zeich­

nen und Wirkungen und Entwicklungen herauszustellen, ohne zugleich noch bestehende Hand­

lungsbedarfe auszublenden. 
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T e i l A : E i n f ü h r u n g u n d R a h m e n b e d i n g u n g e n 

I. Konzeption und Berichtsstruktur 

I.1 Zielsetzung der Bundesregierung und Konzeption des Berichts 

Seitdem die Bundesregierung im Jahr 2001 ihren Ersten Armuts- und Reichtumsbericht vorge­

legt hat, wird in jeder Legislaturperiode auf empirischer Grundlage über die soziale Lage in 

Deutschland berichtet. Auf dieser Basis werden auch die Wirksamkeit der geltenden Regelun­

gen überprüft und neue Maßnahmen angeregt.3 

Materieller Wohlstand, Einkommen, Vermögen, ihre Verteilung und die Entwicklung der Un­

gleichheit in Deutschland spielen in den Armuts- und Reichtumsberichten eine zentrale Rolle. 

Sie gehen vielfältige Wechselwirkungen ein mit den Chancen auf Teilhabe an Bildung und Ar­

beitsleben, aber auch mit dem gesellschaftlichen, politischen und kulturellen Leben. Auf Basis 

amtlich verfügbarer Statistiken wurden hierfür die Indikatoren der Vorgängerberichte weiterent­

wickelt und – wo möglich – durchgehend nach Altersgruppen, Geschlecht und sozialen Lagen 

differenziert ausgewertet. 

Die Maßstäbe für Wohlstand und Teilhabe wurden bereits in den Vorgängerberichten in Zusam­

menhang zu den Verwirklichungschancen gesetzt, die Menschen in Deutschland haben. Darin 

drückt sich der in der sozialen Marktwirtschaft verankerte Gedanke aus, dass zwei Arten staatli­

cher Leistungen sich gegenseitig ergänzen sollten: Die sozialen Sicherungssysteme sichern die 

zentralen Lebensrisiken von Arbeitslosigkeit, Alterung, Krankheit und Erwerbsminderung und 

andere besondere Lebenslagen ab. Daneben ist es Aufgabe der Politik, ökonomische und sozi­

ale Teilhabechancen für alle Gesellschaftsmitglieder und auf diesem Weg soziale Mobilität zu 

ermöglichen. 

Soziale Aufstiegsmobilität gilt als wesentliches Charakteristikum und Versprechen offener Ge­

sellschaften. Ein hohes Maß an sozioökonomischer Durchlässigkeit steht für Chancengleichheit 

und hat auch gesamtgesellschaftliche Bedeutung: Nur wenn alle Menschen ihre Potenziale nut­

zen können und das Beste aus ihren Fähigkeiten machen und ihnen dadurch Aufstiegsmöglich­

keiten offenstehen, wird eine Gesellschaft ihr produktives Potenzial ausschöpfen. Prozesse so­

zialer Mobilität umfassen neben gesellschaftlichen Aufstiegen aber auch Abstiege. Besondere 

Aufmerksamkeit kommt in diesem Bericht einerseits den Risikofaktoren zu, die in Armut führen 

beziehungsweise Armut verfestigen, andererseits aber auch den Mechanismen, die vor Armut 

schützen oder die aus Armut herausführen. 

3 Mit der Erwägung von Maßnahmen im Bericht ist nicht automatisch eine Zustimmung der Bundesregierung 
hierzu verbunden. Alle etwaigen Maßnahmen müssen den Rahmen der gegebenen verfügbaren Mittel einhal­
ten. 
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Die Konzeption dieses Berichts lehnt sich eng an den Vierten Armuts- und Reichtumsbericht an. 

Armutsrisiken und soziale Mobilität werden entlang der gleich abgegrenzten Lebensphasen dif­

ferenziert betrachtet. Dabei werden wieder Lebenslagen wie Einkommen, Bildung, Erwerbstä­

tigkeit, Gesundheit und Wohnen in möglichst engem Zusammenhang mit den beobachteten 

Teilhabeergebnissen analysiert. Wie im Vierten Armuts- und Reichtumsbericht dargelegt, kön­

nen nur diese empirisch gemessen werden, während für die Bewertung von Teilhabechancen 

institutionelle Regelungen analysiert und bewertet werden müssen; ein Armuts- und Reichtums­

bericht ist daher bestenfalls als Annäherung an den Verwirklichungsansatz anzusehen. 4 

Vertiefende Fragestellungen im Zusammenhang mit Reichtum und Vermögen werden geson­

dert betrachtet. 

Inhaltliche Veränderungen zum Vorgängerbericht ergeben sich vor allem aus der Zielsetzung, 

bestimmte Gesichtspunkte vertieft zu analysieren und darzustellen und somit Ergebnisse des 

Vierten Armuts- und Reichtumsberichts punktuell zu ergänzen, aber auch ganz gezielt Lücken 

in der bisherigen Forschung zu schließen. Dazu gehören vor allem intergenerationelle Aspekte 

der sozialen Mobilität, Analysen zur sozialräumlichen Segregation, mehrdimensionale Analysen 

zu den direkten und langfristigen Auswirkungen atypischer Beschäftigung, Forschung zur politi­

schen Repräsentation im Zusammenhang mit Einkommens- und sozialen Lagen sowie die Aus­

wertung und Diskussion einer Sonderbefragung Hochvermögender. 

Der Bericht ist ein Beitrag zur Umsetzung der „Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung“ der 

Vereinten Nationen, die im September 2015 von 193 Staats- und Regierungschefs in New York 

angenommen wurde. Damit verpflichtet sich Deutschland, gemeinsam mit allen Unterzeichner­

staaten, zur Reduzierung von Ungleichheit und Armut in all ihren Dimensionen. 

4   Zum Konzept des Ansatzes der Verwirklichungschancen vgl. die im Vierten Armuts- und Reichtumsbericht zi­
tierten Gutachten von Volkert et al. (2003) und Arndt et al. (2006) sowie Bartelheimer (2007) und Kronauer 
(2007). Alle Armuts- und Reichtumsberichte und die zugehörige Begleitforschung sind als PDF-Dateien verfüg­
bar über die Internetseite www.bmas.de unter Publikationen. 

http://www.bmas.de
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Dokumentation des Entstehungsprozesses 

Der Beteiligung von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern (Gutachtergremium) und den 

Nichtregierungsorganisationen sowie anderen staatlichen Stellen wie den Ländern, Kommunen, 

dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, der Bundesbank und dem Statistischen Bundes­

amt (Beraterkreis) am Entstehungsprozess des fünften Armuts- und Reichtumsberichts wurde 

ein hoher Stellenwert eingeräumt. Gutachtergremium und Beraterkreis wurden frühzeitig über 

das geplante Berichtskonzept informiert und um ihre Einschätzung gebeten. Gemeinsam wur­

den die Indikatoren diskutiert und Änderungsvorschläge aufgegriffen, Forschungsergebnisse 

präsentiert und besprochen. Zum Abschluss wurde der Berichtsentwurf an das Gutachtergre­

mium und den Beraterkreis versandt, alle Rückmeldungen geprüft, diskutiert und wenn möglich 

noch im Bericht umgesetzt. Da es sich bei dem vorliegenden Bericht um einen Bericht der Bun­

desregierung handelt, hatten die genannten Akteure eine beratende Funktion. 

Das Gutachtergremium diente dabei auch als Plattform für den wissenschaftlichen Austausch 

zu den Forschungsprojekten. Der Beraterkreis hat die Arbeiten am Fünften Armuts- und Reich­

tumsbericht kritisch konstruktiv mit Fach- und Sachverstand aus den unterschiedlichen Fachge­

bieten und mit dem Blick auf unterschiedliche Zielgruppen begleitet. Die Mitglieder des wissen­

schaftlichen Gutachtergremiums und des Beraterkreises sind in Teil D sowie auf der Internet­

seite www.armuts-und-reichtumsbericht.de aufgeführt. 

Ausgewählte Impulse aus dem Beraterkreis wurden im Rahmen von Workshops intensiv bear­

beitet. Eindrücke und Erkenntnisse daraus sind ebenso auf der o.g. Webseite dokumentiert. 

http://www.armuts-und-reichtumsbericht.de
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I.3 Aufbau  

Der Fünfte Armuts- und Reichtumsbericht ist, wie sein Vorgänger, in drei Teile (A, B und C) un­

tergliedert, die sich in ihrer Gewichtung allerdings etwas verändert haben. 

Insbesondere ist Teil A, der auch diese Einführung enthält, deutlich umfassender als im vergan­

genen Bericht. Wie bisher stellt er eingangs (Kapitel A.II) die gesamtwirtschaftlichen Rahmen­

bedingungen dar, vor deren Hintergrund die Ergebnisse dieses Berichts zu bewerten sind. 

Hierzu zählen die konjunkturelle und Arbeitsmarktentwicklung im Berichtszeitraum wie auch die 

Entwicklungen des Volkseinkommens und Volksvermögens und ihrer Verteilung und der Hin­

weis auf die fiskalischen Handlungsspielräume. 

In einem gesonderten Kapitel A.III wird in der Langfristperspektive untersucht, wie sich die Ver­

teilungen von Einkommen und Vermögen in den vergangenen Jahrzehnten entwickelt haben 

und welche Ursachen hierfür wesentlich sind. Hier sind strukturelle Veränderungen der Entwick­

lung von Arbeits- und Kapitaleinkommen relevant, die u. a. durch die Ausdifferenzierung der 

Lohnarbeit, fortschreitende Tertiarisierung, Lohnzurückhaltung und abnehmende Tarifbindung 

getrieben waren. Dabei wird gewürdigt, welche politischen und wirtschaftlichen Entwicklungen 

auf nationaler, europäischer und internationaler Ebene diese Veränderungen beeinflusst haben. 

Neben der gesamtwirtschaftlichen Betrachtungsweise werden auch mikroökonomische Muster 

zur Erklärung der Einkommensstruktur diskutiert. Ungleichheit auf der individuellen Ebene ist 

nicht nur Ergebnis der Verteilung von Lohneinkommen5, sondern diese kann auch weitere Un­

gleichheiten auslösen oder verstärken, wenn sie die gesellschaftliche Aufstiegsmobilität hemmt. 

Besondere Bedeutung nimmt das Kapitel A.IV ein, das einen breiten Überblick über das Span­

nungsfeld zwischen Armut und Reichtum gibt. In diesem Teil werden schlaglichtartig historische 

Entwicklungen und der soziologische Forschungsstand zur Bewertung und zum Verhältnis von 

Armut und Reichtum wiedergegeben. Dazu fasst das Kapitel aktuelle Befragungsergebnisse 

über die subjektiven Wahrnehmungen und Meinungsbilder zu Armut und Reichtum zusammen, 

um diese aus dem Kontext der empirischen Ergebnisse zu Wohlstand und Teilhabe herauszulö­

sen und insbesondere auch unter soziologischen Aspekten zu diskutieren. Insbesondere wird 

hier auch – wie bereits mit dem Ersten Armuts- und Reichtumsbericht im Jahr 2001 intendiert – 

ausführlicher der Bereich des mittleren Lebensstandards betrachtet, da dieser vielfach als Refe­

renz für die Bewertung von Verteilung gilt. 

5   Für die Betrachtung der personellen Einkommensverteilung sind die äquivalenzgewichteten Haushaltsnettoein­
kommen relevant; hier gehen auch die Umverteilungswirkungen von Steuern und Transfers ein. 
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In Abgrenzung dazu wird das Phänomen „Reichtum“ genaueren konzeptionellen und analyti­

schen Betrachtungen unterzogen. Hierzu werden insbesondere Möglichkeiten dargestellt und 

bewertet, die Datenlage über sehr hohe Einkommen und Vermögen in Deutschland zu verbes­

sern. Dazu gehört auch die Frage, wie die Gruppe der Hochvermögenden von gut verdienen­

den Angehörigen der Mittelschicht abgegrenzt werden kann. In Kapitel IV.3.2 werden Ergeb­

nisse verschiedener Untersuchungen und Berechnungen zu den Einkommen, Vermögen und 

den Konsumgewohnheiten sehr wohlhabender Haushalte dargestellt. Besonders interessant 

sind die Ergebnisse einer gezielten Befragung Hochvermögender, die Anhaltspunkte über die 

Entstehung großer Vermögen gibt. 

Diese spielen auch eine Rolle in der aktuellen Forschung zu den möglichen Wirkzusammen-

hängen zwischen Ungleichheit und Wachstum. 

Ergebnisse zur regionalen Verteilung von Armut in Deutschland und zur sozialräumlichen Seg­

regation sowie zu den Zusammenhängen zwischen sozialer Lage und politischer Repräsenta­

tion werden ebenfalls in eigenen Kapiteln dargestellt. 

Diese ausgeprägt übergeordnete Perspektive ist erforderlich, wenn Politik auf soziale Gerech­

tigkeit nicht nur durch punktuelle Korrekturen, sondern durch langfristig angelegte Maßnahmen 

aufgrund von grundsätzlich orientierenden Leitlinien hinwirken soll. Damit folgt die Bundesregie­

rung auch entsprechenden Empfehlungen aus dem Beraterkreis, den Lebensverlaufsansatz 

des Berichts durch übergeordnete Betrachtungen zu ergänzen. 

Diese Darstellungen werden ergänzt durch die neuen Herausforderungen und Chancen im Zu­

sammenhang mit der Einwanderung geflüchteter Menschen nach Deutschland. Deren Auswir­

kungen auf die Themen dieses Berichts werden in einem eigenen Kapitel A.V zusammenge­

fasst. 

Teil B beschreibt wie im vorherigen Bericht entlang einer Gliederung anhand von vier Lebens­

phasen – frühe Jahre, jüngeres, mittleres sowie älteres Erwachsenenalter – Lebenslagen rund 

um Einkommen, Bildung, Arbeitsmarktteilnahme und weitere Lebensbedingungen und stellt 

Teilhabeergebnisse dar. Erläuternd ist das dem Vierten Armuts- und Reichtumsbericht entnom­

mene Schaubild A.I.3.1 hier nochmals eingefügt. Ergänzend wird über einzelne Lebenslagen, 

deren Problemlagen die Altersphasen überformen, in Kapitel B.V. berichtet. 
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Schaubild A.I.3.1:
 
Entscheidende Übergänge für Teilhabe in den Lebensphasen
 

Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Soziales (2013b): S. 4. 

Da im Vorgängerbericht der Schwerpunkt auf Kindheit und Jugendalter lag, wandert der Blick 

im vorliegenden Bericht weiter zum jüngeren Erwachsenenalter und die in der Regel dort anste­

henden Übergänge von der Schule in die Berufsausbildung bzw. zum Studium und von dort 

zum Berufsleben. An der Grenze zum mittleren Erwachsenenalter wird ein besonderes Augen­

merk auf erreichte berufliche und soziale Positionen gerichtet. 

Tabelle A.I.3.1: 
Alterssegmentierung im 5. ARB 

Alterssegment Jahre Teilabschnitte Jahre 

Die jungen Jahre 0 bis 17 
Kindheit 0 bis 14 

Jugend 15 bis 17 

Jüngeres 
Erwachsenenalter 

18 bis 34 

Übergänge nach Ende der 
Schulpflicht 

18 bis 26 

Übergang ins Berufsleben 27 bis 34 

Mittleres 
Erwachsenenalter 

35 bis 64 

Soziale Positionierung 35 bis 44 

Konsolidierung 45 bis 54 

Übergang ins Alter 55 bis 64 

Älteres und ältestes Erwach-
ab 65 

Junge Senioren 65 bis 74 

senenalter Höheres Alter ab 75 

Grün markiert: Schwerpunkt des 5. ARB 

Quelle: Eigene Darstellung 

Wichtige Weiterentwicklungen der bisherigen Berichterstattung stellen dabei umfassende ko­

hortenbezogene Betrachtungen und intergenerationale Zusammenhänge dar. 
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Berichtsteil C beschreibt durch Betrachtung von 38 Kernindikatoren für die Gesellschaft insge­

samt sowie für die Schwerpunkte Armut und Reichtum die Entwicklung der Lebenslagen für die 

Gesamtbevölkerung. Um den Forderungen nach mehr Transparenz gerecht zu werden, hat sich 

die Bundesregierung zudem entschlossen, die Indikatoren fortlaufend auf der Internetseite 

www.armuts-und-reichtumsbericht.de zu veröffentlichen und dort alle Daten abrufbar zur Verfü­

gung zu stellen. 

In diesem Internetauftritt finden sich unter der Rubrik „Service“ auch die Gutachten der Begleit­

forschung zu diesem Bericht als PDF-Dateien. 

http://www.armuts-und-reichtumsbericht.de
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II.	 Wachstum und Beschäftigung – Der ökonomische Rahmen für Vertei­

lung 

In diesem Kapitel werden relevante gesamtwirtschaftliche Entwicklungen im Berichtszeitraum 

dargestellt. Hierunter fallen insbesondere die makroökonomische und die Arbeitsmarktentwick­

lung sowie die Veränderung der gesamtwirtschaftlichen und der nach Sektoren unterschiede­

nen Sach- und Geldvermögen. 

II.1  Gesamtwirtschaftliche Entwicklung im Berichtszeitraum 

Die wirtschaftliche Entwicklung spielt für die Ausprägung von Armut und Reichtum eine ent­

scheidende Rolle. Wirtschaftliches Wachstum trägt maßgeblich dazu bei, Wohlstand, gute Ar­

beitsplätze und Lebensqualität zu schaffen. 

Die gesamtwirtschaftliche Entwicklung im Berichtszeitraum war von den Nachwirkungen der 

weltweiten Wirtschafts- und Finanzkrise und deren Bewältigung geprägt. Nach der raschen und 

kräftigen wirtschaftlichen Erholung in den Jahren 2010 bis 2011, mit der in Deutschland das 

Vorkrisenniveau des Bruttoinlandsprodukts bereits zu Jahresbeginn 2011 wieder erreicht wer­

den konnte, verlangsamte sich in den Jahren 2012 und 2013 die gesamtwirtschaftliche Dynamik 

im Zuge der Krise im Euroraum und der damit einhergehenden sehr schwachen Entwicklung in 

vielen EU-Mitgliedstaaten deutlich (siehe Schaubild A.II.1.1). Im Verlauf des Jahres 2013 nahm 

die deutsche Wirtschaft allerdings wieder verstärkt Fahrt auf. Abgesehen von einem witterungs­

bedingt schwachen zweiten Vierteljahr 2014 wächst die deutsche Wirtschaft seitdem solide. Die 

Bundesregierung erwartet in ihrer Jahresprojektion 2017, dass sich das stabile Wachstum fort­

setzen wird. 

In der Erholungsphase nach der weltweiten Wirtschafts- und Finanzkrise sorgten die wieder 

steigende Nachfrage, die hohe preisliche Wettbewerbsfähigkeit und das weltweit gefragte Pro­

duktsortiment der deutschen Wirtschaft für kräftige außenwirtschaftliche Impulse. Mit der deutli­

chen Abwertung des Wechselkurses des Euro gegenüber dem US-Dollar ab Mitte 2014 nahm 

die preisliche Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft weiter zu. Dies führte zu einer 

starken Exporttätigkeit der deutschen Unternehmen insbesondere in Staaten außerhalb des Eu­

roraums. Mit der Erholung im Euroraum zogen auch die Exporte dorthin wieder an, während die 

Nachfragedynamik aus den Schwellenländern und China merklich nachließ. Die konjunkturelle 

Lage hat sich dort zuletzt aber stabilisiert. Insgesamt lässt das schwache Wachstum auf den 

wichtigsten deutschen Absatzmärkten nur ein moderates Exportwachstum zu. 

Die Wachstumsimpulse kamen in den vergangenen Jahren jedoch nicht nur aus dem Ausland, 

sondern verstärkt und zunehmend überwiegend aus dem Inland. Angesichts der guten Entwick­
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lung der Gesamtnachfrage haben die Unternehmen ihren Personalbestand deutlich ausgewei­

tet. Die Erwerbstätigkeit nahm deutlich zu und die Arbeitslosigkeit befindet sich aktuell auf dem 

seit der Wiedervereinigung niedrigsten Stand. Zusammen mit der Lohnentwicklung ergab sich 

eine merkliche Steigerung der verfügbaren Einkommen der privaten Haushalte. Im Zeitraum 

von 2012 bis 2016 nahmen die verfügbaren Einkommen jährlich durchschnittlich um 2,4 Pro­

zent zu. Seit Jahresmitte 2014 kam es zudem zu einem kräftigen Rückgang der Rohstoffpreise 

und infolgedessen zu sehr moderaten Preisniveausteigerungen. In den Jahren 2014 bis 2016 

stiegen die Verbraucherpreise nur um durchschnittlich 0,9, 0,3 und 0,5 Prozent gegenüber dem 

Vorjahr. Lohnsteigerungen und die moderate Preisentwicklung trugen zu einem spürbaren An­

stieg der Realeinkommen bei. Diese Entwicklungen haben die privaten Konsumausgaben wäh­

rend des Berichtszeitraums deutlich beflügelt. In den Jahren 2015 und 2016 fiel das preisberei­

nigte Wachstum der privaten Konsumausgaben mit 2,1 bzw. 1,9 Prozent gegenüber dem Vor­

jahr recht kräftig aus. In der Jahresprojektion 2017 erwartet die Bundesregierung, dass der pri­

vate Konsum auch in den Jahren 2017 und 2018 wesentliche Wachstumsimpulse liefern und 

bei anziehender Teuerung in diesem Jahr um 1,4 Prozent zunehmen wird. 

Schaubild A.II.1.1: 

Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts, 2009 – 2016 

Entwicklung ist saison-, kalender- und preisbereinigt.
 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, Stand: Februar 2017.
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Entwicklung am Arbeitsmarkt 

Die Entwicklung der Gesamtwirtschaft ging Hand in Hand mit der Entwicklung der Arbeitsmarkt­

situation. Der seit über zehn Jahren anhaltende Anstieg der Erwerbstätigkeit führte zum höchs­

ten Stand seit der Wiedervereinigung. Allein zwischen dem ersten Quartal 2012 bis zum vierten 

Quartal 2016 erhöhte sie sich saisonbereinigt um 1,91 Millionen Personen auf 43,8 Millionen Er­

werbstätige. Gründe für den Anstieg sind neben der beschriebenen gesamtwirtschaftlichen Ent­

wicklung und ihren Beschäftigungseffekten eine starke Zunahme der Erwerbsbeteiligung der in­

ländischen Bevölkerung, insbesondere der Frauen und älterer Menschen. Aber ebenso wurde 

das Erwerbspersonenpotenzial durch Zuwanderung von Arbeitskräften aus dem Ausland er­

höht. Im Verhältnis zur Bevölkerung (20 bis 64 Jahre) betrug die Erwerbstätigenquote 2015 

rund 78 Prozent. Männer sind mit einer Quote von 82 Prozent öfter erwerbstätig als Frauen 

(74 Prozent), auch wenn sich der Abstand weiter verringert hat. 

Schaubild A.II.2.1: 
Arbeitsmarktentwicklung im Berichtszeitraum 

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, eigene Darstellung 

Der Anstieg der Erwerbstätigkeit geht hauptsächlich auf den Anstieg sozialversicherungspflichti­

ger Beschäftigung zurück. Die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten stieg saison­

bereinigt von Januar 2012 (29,2 Millionen) bis Dezember 2016 (31,9 Millionen) um knapp 

2,8 Millionen bzw. 9,5 Prozent. Zwischen den Jahren 2012 und 2015 (jeweils Dezember) wuchs 

sowohl die Vollzeitbeschäftigung (+ 920.000 Personen bzw. +4,2 Prozent) als auch die Teilzeit­
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beschäftigung (+1,1 Millionen Personen bzw. +14,6 Prozent). Bei steigender Zahl der Teilzeit-

beschäftigten erhöhte sich das Arbeitsvolumen von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern von 

2012 mit 48,8 Milliarden Stunden bis 2015 auf 50,4 Milliarden Stunden um 3,5 Prozent und so­

mit etwas stärker als die Zahl der Beschäftigten (+3,3 Prozent). 

Die Belebung der Konjunktur und die damit verbundene hohe Arbeitskräftenachfrage haben zu 

einem deutlichen Rückgang der Arbeitslosigkeit bei gleichzeitiger Steigerung der Erwerbsbetei­

ligung geführt (siehe Schaubild A.II.2.1). Die Zahl der Arbeitslosen sank von Ende des Jahres 

2014 bis Ende des Jahres 2015 um rund 104.000 Personen (-3,6 Prozent), was einer Arbeitslo­

senquote von 6,4 Prozent (-0,3 Prozentpunkte gegenüber dem Vorjahr) entspricht. Von der po­

sitiven Entwicklung profitieren sowohl Frauen (-4,2 Prozent) als auch Männer (-3,1 Prozent) und 

insbesondere die Jüngeren unter 25 Jahren (-7,6 Prozent). Im Vergleich zum Jahr 2005 ist die 

Arbeitslosenquote bis zum Ende des Berichtszeitraums um 45 Prozent gesunken. 

Auch in der Unterbeschäftigungsstatistik, die zudem Personen in entlastenden arbeitsmarktpoli­

tischen Maßnahmen, in vorruhestandsähnlichen Regelungen oder mit kurzfristiger Arbeitsunfä­

higkeit sowie mit einem arbeitsmarktbedingten Sonderstatus zählt, lässt sich dieser allgemeine 

positive Trend darstellen. Im Jahr 2013 waren nach Angaben der Statistik der Bundesagentur 

für Arbeit noch 3,9 Millionen Personen unterbeschäftigt. Vom Jahr 2014 mit noch 3,8 Millionen 

Unterbeschäftigten zum Jahr 2015 verringerte sich ihre Anzahl weiter um rund 170.000 Perso­

nen (-4,5 Prozent) und lag im Jahr 2015 bei rund 3,6 Millionen Personen. Im Vergleich zum 

Jahr 2005 betrug der Rückgang 58 Prozent. 

Die Jugendarbeitslosigkeit sank zwischen 2012 und 2015 weiter von jahresdurchschnittlich 

274.000 Arbeitslosen unter 25 Jahren auf rund 239.000. Das entspricht einer Jugendarbeitslo­

senquote von 5,3 Prozent im Jahr 2015 (2012: 5,9 Prozent).6 Der Rückgang der Jugendarbeits­

losigkeit ist dabei vor allem auf die Entwicklungen in Ostdeutschland zurückzuführen: Die Ju­

gendarbeitslosenquote fiel hier von 10 auf 8,2 Prozent, die Zahl der arbeitslosen Jugendlichen 

von knapp 81.000 auf rund 53.000. In Westdeutschland war der Rückgang der Jugendarbeitslo­

sigkeit im selben Zeitraum vergleichsweise geringer. Die Arbeitslosenquote der unter 25-Jähri­

gen sank um 0,2 Prozentpunkte auf 4,8 Prozent, die Zahl der arbeitslosen jungen Menschen 

um rund 8.000 auf ca. 185.500. Zwischen den Jahren 2005 und 2015 hat sich die Zahl der Ar­

beitslosen unter 25 Jahren in Deutschland um 60 Prozent verringert. 

Bei der Langzeitarbeitslosigkeit war von 2012 bis 2014 jeweils ein leichter Anstieg von Jahr zu 

Jahr zu beobachten. Eine günstigere Entwicklung zeigt sich seit dem Jahr 2015: Die Zahl der 

6   Dies  ist  insbesondere  im  EU-Vergleich  eine  günstige  Situation. Nach  der Definition  des  Statistik-amtes  der  Eu­
ropäischen  Union  (Eurostat) betrug  die  international  vergleichbare  Arbeitslosenquote  junger Menschen  in  
Deutschland  im  Jahr 2015  7,2  Prozent,  während  sie  im  EU-Durchschnitt  bei  20,3  Prozent  lag.  Besonders  dra­
matisch  ist  die  Situation  junger Menschen  in  Griechenland, Spanien  (jeweils  fast  50  Prozent  sind  arbeitslos) 
sowie in  Kroatien  und  Italien  (Arbeitslosenquote  über 40  Prozent).  
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Langzeitarbeitslosen ist im Jahr 2016 sogar unter die eine-Million-Marke gesunken (993.000). 

Dies entspricht einem Rückgang von 46.000 Personen (-4,4 Prozent) gegenüber dem Vorjahr. 

Allerdings handelt es sich auch bei der Personengruppe der Langzeitarbeitslosen nicht um ei­

nen festen Block: Jeden Monat gehen Personen aus Langzeitarbeitslosigkeit ab und andere 

Personen gehen zu, sodass trotz ähnlicher Größenordnung immer wieder verschiedene Perso­

nen mit einer Arbeitslosigkeitsdauer von einem Jahr und länger als langzeitarbeitslos gezählt 

werden. 

Für die Eingliederung in den Arbeitsmarkt sind die Bedingungen derzeit günstig: Nach Angaben 

des Institutes für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) gab es im zweiten Quartal 2016 rund 

1 Million offene Stellen auf dem ersten Arbeitsmarkt. Das sind 96.000 mehr als vor einem Jahr. 

Besonders nachgefragt werden derzeit Wach- und Sicherheitspersonal sowie Beschäftigte für 

den sozialen Bereich und die Öffentliche Verwaltung. Dieser Zuwachs dürfte vor allem mit dem 

hohen Bedarf an Arbeitskräften im Umfeld des aktuellen Flüchtlingsgeschehens zusammenhän­

gen. Die große Herausforderung ist, Langzeitarbeitslose und die derzeit nach Deutschland kom­

menden Menschen (siehe Kapitel A.V) in den Arbeitsmarkt zu integrieren und ihnen einen Neu­

start zu ermöglichen. Dazu bedarf es jedoch weiterer Anstrengungen aller relevanten Akteure 

am Arbeitsmarkt. 
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Entwicklung des Volkseinkommens 

Das Volkseinkommen, das alle Erwerbs- und Vermögenseinkommen umfasst, die in Deutsch­

land ansässige Personen aus dem In- und Ausland beziehen, ist im Berichtszeitraum deutlich 

gestiegen: Im Jahr 2016 lag es in jeweiligen Preisen 13,8 Prozent über dem Niveau von 2012. 

Dabei sind die Arbeitnehmerentgelte in den Jahren 2012 bis 2016 mit einer Erhöhung um 

14,5 Prozent geringfügig stärker gestiegen als die Gewinneinkommen (Einkommen aus Unter­

nehmertätigkeit und Vermögen), die sich im Zeitraum zwischen 2012 und 2016 um 12,3 Prozent 

erhöht haben. Von dem kräftigen Einbruch in der Finanz- und Wirtschaftskrise haben sich die 

Unternehmens- und Vermögenseinkommen rasch wieder erholt. In jeweiligen Preisen lagen die 

Gewinneinkommen im Jahr 2016 rund 8,8 Prozent über dem Niveau von 2007. Die Arbeitsent­

gelte der abhängig Beschäftigten sind im gleichen Zeitraum in jeweiligen Preisen um rund 

33 Prozent gestiegen, allerdings von deutlich niedrigerem Niveau. 

Schaubild A.II.3.1: 
Entwicklung des Volkseinkommens und seiner Komponenten, 2000–2015 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, Datenstand: August 2016. 

Der deutlich größere Teil des Anstiegs beim Volkseinkommen entfiel, insbesondere im Zeitraum 

2000 bis 2005, auf die Unternehmens- und Vermögenseinkommen (Anstieg um 30,9 Prozent), 

während die Zunahme der Arbeitnehmerentgelte zwischen 2000 und 2005 demgegenüber klar 

zurückblieb (+2,4 Prozent, siehe Schaubild A.II.3.1). Darin kommt insbesondere die gesamtwirt­

schaftliche Lohnzurückhaltung in der ersten Hälfte der 2000er Jahre zum Ausdruck. Dieser 
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Trend wendete sich in den letzten zehn Jahren: Zwischen 2005 und 2016 sind die Arbeitneh­

merentgelte (+ 39,3 Prozent) stärker gestiegen als die Unternehmens- und Vermögenseinkom­

men (+ 30,1 Prozent) und konnten somit den Rückstand teilweise aufholen. 
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Gesamtwirtschaftliche und sektorale Vermögensentwicklung 

Im Folgenden wird auf Grundlage der gemeinsam von Statistischem Bundesamt und Deutscher 

Bundesbank vorgelegten sektoralen und gesamtwirtschaftlichen Vermögensbilanzen die Ver­

mögensentwicklung in Deutschland zwischen 1999 und 2015 dargestellt. 

Methodische Grundlage der sektoralen und gesamtwirtschaftlichen Vermögensbilanzen ist das 

Europäische System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen 2010 (ESVG 2010). Seit Sep­

tember 2014 ist dieses Rahmenwerk für alle Länder der Europäischen Union verbindlich. Das 

Gesamtvermögen institutioneller Sektoren wird grundsätzlich in Sach- und Geldvermögen diffe­

renziert.7 

II.4.1  Entwicklung des Volksvermögens 

Das Volksvermögen Deutschlands ergibt sich als Summe aus dem Sachvermögen (produzierte 

und nicht-produzierte Vermögensgüter im inländischen Besitz) und den finanziellen Nettoforde­

rungen der Inländer gegenüber dem Ausland (Differenz aus Forderungen und Verbindlichkeiten 

gegenüber dem Ausland). Zum Jahresende 2015 belief es sich – einschließlich des Gebrauchs­

vermögens privater Haushalte – in nominaler Rechnung auf 16,0 Billionen Euro. Gegenüber 

Ende 2011 hat es sich damit um 2,6 Billionen Euro erhöht (siehe Schaubild A.II.4.1). 

Der mit Abstand größte Anteil des Volksvermögens entfällt dabei auf die Anlagegüter und da­

runter wiederum vor allem auf die Gesamtheit der privaten und staatlichen Wohnbauten sowie 

der sonstigen baulichen Infrastruktur, die das Statistische Bundesamt zum Ende des Jahres 

2015 mit einem Wert von rund 8,0 Billionen Euro bilanziert.8 Hinzu kommen Grund und Boden 

mit einem geschätzten Wert von etwa 3,8 Billionen Euro und Gebrauchsvermögen im Besitz der 

privaten Haushalte im Wert von 1,0 Billionen Euro. Der Überschuss der Auslandsforderungen 

der Inländer über die Auslandsverbindlichkeiten betrug nach Berechnungen der Deutschen 

Bundesbank Ende 2015 rund 1,5 Billionen Euro.9 

7	 Das Sachvermögen wird durch das Statistische Bundesamt berechnet, Geldvermögen und Verbindlichkeiten 
werden von der Deutschen Bundesbank ermittelt. Das Sachvermögen wird aufgegliedert in produzierte Vermö­
gensgüter, zu denen alle Sachanlagen (Nutztiere und Nutzpflanzungen, Ausrüstungen und Bauten) und das 
geistige Eigentum gehören, sowie nichtproduzierte Vermögensgüter wie etwa Grund und Boden oder Nutzungs­
rechte. Das Geldvermögen umfasst im Wesentlichen Zahlungsmittel (vor allem Bargeld und Bankeinlagen) so­
wie finanzielle Ansprüche etwa in Form von Wertpapieren, Anteilsrechten und sonstigen finanziellen Forderun­
gen. Gemäß des Europäischen Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnung (ESVG) 2010 werden die insti­
tutionellen Sektoren Staat, private Haushalte (einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck) sowie 
nichtfinanzielle und finanzielle Kapitalgesellschaften unterschieden. Vgl. detailliert die methodischen Erläuterun­
gen in: Schmalwasser / Brede (2015), Deutsche Bundesbank (2016e). 

8	 Das Anlagevermögen hat mit der Generalrevision 2014 zur Einführung des ESVG 2010 eine erhebliche Erwei­
terung erfahren, da Forschung und Entwicklung sowie militärische Waffensysteme kapitalisiert wurden. 

9	 Deutsche Bundesbank (2016b). 
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Schaubild A.II.4.1:
 
Gesamtwirtschaftliche Vermögensbilanz Deutschlands, 1999–2015
 

Quellen: 
Anlagegüter: Statistisches Bundesamt (2016g) 
Anlagegüter beinhalten Sachanlagen (Bauten einschl. kumulierter Grundstücksübertragungskosten für 
unbebauten Grund und Boden, Ausrüstungen einschl. militärischer Waffensysteme sowie Nutztiere und 
Nutzpflanzungen) und geistiges Eigentum (Forschung und Entwicklung, Suchbohrungen, Software und 
Datenbanken, Urheberrechte), (Nettoanlagevermögen zu Wiederbeschaffungspreisen), Stand August 
2016. 

Grund und Boden: Der Gesamtwert des Grund und Bodens wurde im Rahmen eines Projekts auf der 
Grundlage der Flächenerhebung nach Art der tatsächlichen Nutzung und durchschnittlicher Bodenricht­
werte ermittelt, siehe Schmalwasser und Brede (2015). 

Gebrauchsvermögen: Statistisches Bundesamt (2016l), Tabelle 3.1.6. 

Auslandsvermögen: Deutsche Bundesbank (2016c). 

Der tatsächliche Umfang des deutschen Volksvermögens wird dabei mit den hier dargestellten 

Zahlen höchstwahrscheinlich noch in beträchtlichem Umfang unterschätzt. Grund sind Prob­

leme der Datenverfügbarkeit, zumeist infolge fehlender oder nur unzureichender Preisinformati­

onen, die für eine Reihe von Vermögensgütern eine Bilanzierung erschweren.10 In den sektora­

len und gesamtwirtschaftlichen Vermögensbilanzen erstmals nachgewiesen wird der Gesamt­

10	 Vgl. ausführlich Schmalwasser / Müller (2009): S. 140f. Auch die Deutsche Bundesbank ist für die Dokumenta­
tion der gesamtwirtschaftlichen Finanzierungsströme sowie der sektoralen Vermögen und Schulden auf die 
Auswertung diverser Primärstatistiken angewiesen, die nicht originär für die Finanzierungsrechnung erhoben 
werden und deren Lücken mit geeigneten Rechenverfahren geschlossen werden müssen, vgl. Deutsche Bun­
desbank (2016e): S. 12f. 
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wert des Grund und Bodens, welcher auf der Grundlage der Flächenerhebung nach Art der tat­

sächlichen Nutzung und durchschnittlicher Bodenrichtwerte ermittelt wurde.11 Im Bereich des 

Sachvermögens existieren aber noch nennenswerte Defizite. So werden beispielsweise neben 

Vorratsvermögen und dem Vermögen an Wertsachen auch über Grund und Boden hinausge­

hende nichtproduzierte Vermögensgüter wie Bodenschätze, Wasservorräte und Ähnliches nicht 

erfasst. 

II.4.2  Sektorale Vermögensentwicklung und staatliches Vermögen 

Im staatlichen Sektor (Bund, Länder, Kommunen und Sozialversicherungssysteme) ist das 

Reinvermögen als Differenz aus Anlage- und Finanzvermögen sowie Grund und Boden und 

den Verbindlichkeiten in den vergangenen 16 Jahren deutlich gesunken. Während es Ende des 

Jahres 1999 noch 644 Milliarden Euro betrug, war es bis Ende des Jahres 2015 um 148 Milliar­

den Euro auf 496 Milliarden Euro gesunken. Dabei ist die Entwicklung im Berichtszeitraum be­

reits wieder gegenläufig: Zwischen dem Jahr 2011 und dem Jahr 2015 hat das Reinvermögen 

des Staates wieder zugenommen, von seinem Tiefststand von 264 Milliarden Euro auf zuletzt 

496 Milliarden Euro Ende 2015 (siehe Schaubild A.II.4.2). 

Schaubild A.II.4.2: 
Entwicklung der staatlichen Vermögenswerte, 1999–2015 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank (siehe Anmerkungen zu Schaubild A.II.4.1). 

11 Vgl. Schmalwasser / Brede (2015). 
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Ursächlich für diesen jüngsten Anstieg des Reinvermögens ist insbesondere die deutliche Aus­

weitung des staatlichen Geldvermögens bei einer gleichzeitig moderaten Entwicklung der ge­

samtstaatlichen Verschuldung. Während letztere zwischen 1999 und 2012 um fast 80 Prozent 

gestiegen ist, sinkt die nominale Schuldenstandsquote seit 2012 kontinuierlich. 

Das gesamtstaatliche Geldvermögen ist zwischen 1999 und 2015 um 89 Prozent gestiegen, 

von 565 Milliarden Euro Ende des Jahres 1999 auf 1,07 Billionen Euro Ende des Jahres 2015. 

Insbesondere ab 2008 ist ein deutlicher Sprung zu erkennen, der überwiegend auf die Maßnah­

men zur Stabilisierung des Finanzmarkts zurückzuführen ist. Hier sind insbesondere die Ab­

wicklungsanstalten zu nennen, mit deren Errichtung die Risikopositionen als systemrelevant 

klassifizierter Finanzinstitute im Gefolge der Finanzkrise auf den Staat übertragen wurden. 

Diese zur Stabilisierung der Finanzmärkte notwendigen Maßnahmen haben sich ebenfalls deut­

lich in der Vermögensbilanz des staatlichen Sektors in Deutschland niedergeschlagen. Die seit 

2008 kumulierten Effekte von Finanzmarktstützungsmaßnahmen auf den gesamtstaatlichen 

Bruttoschuldenstand erreichten zum 31. Dezember 2012 den Höchststand von rund 302 Milliar­

den Euro, bis zum 31. Dezember 2015 sind diese auf etwa 230 Milliarden Euro gesunken. Die 

Maastricht-Schuldenstandquote im Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt stieg in Folge der Krise 

von 65,1 Prozent im Jahr 2008 auf den Höchststand von 81,0 Prozent im Jahr 2010 an. Seit­

dem konnte die Schuldenstandsquote auf 71,2 Prozent des BIP Ende 2015 reduziert werden. 

Der Großteil des Anstiegs ging auf die Errichtung der Abwicklungsanstalten von Hypo Real Es­

tate und Westdeutsche Landesbank zurück. Ihre Verbindlichkeiten erhöhen den Schuldenstand, 

ihre Aktiva werden aufgrund des Bruttokonzepts der Schuldenquote nicht gegengerechnet. 

Bei einer Betrachtung ohne Berücksichtigung aller Stabilisierungsmaßnahmen (Finanzmarkt 

und europäische Staatsschuldenkrise) hätte sich für 2015 eine Schuldenstandsquote in Höhe 

von 60,6 Prozent ergeben (ohne Maßnahmen nur im Zusammenhang mit der Finanzmarktkrise 

63,6 Prozent). Die laufende Abwicklung übertragener Portfolios der Abwicklungsanstalten führt 

dabei zu einer Reduktion des Schuldenstandes in gleicher Höhe. Die Bundesregierung geht da­

von aus, dass der Gesamteffekt der Finanzmarktkrise auf die Schuldenstandquote von ihrem 

Höchstwert von 12,0 Prozent des BIP im Jahr 2010 auf rund 5 Prozent im Jahr 2019 sinken 

wird. 

Der Wert der Anlagegüter und des staatlichen Grund und Bodens ist zwischen 1999 und 2015 

deutlich schwächer gewachsen. So ist der Wert der Anlagegüter zwischen 1999 und 2015 ledig­

lich um knapp 31 Prozent gestiegen, von 1,024 Billionen Euro Ende 1999 auf 1,338 Billionen 

Euro Ende 2015. Der Wert des staatlichen Grund und Bodens wuchs im selben Zeitraum um 

knapp 50 Prozent, von 303 Milliarden Euro Ende 1999 auf 454 Milliarden Euro Ende 2015. Im 

Berichtszeitraum sind der Wert des Geldvermögens des Staates und der Wert von Grund und 
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Boden deutlich stärker gewachsen als der des Anlagevermögens und des staatlichen Grund 

und Bodens (zwischen 2011 und 2015 stieg das Geldvermögen um 16 Prozent, Grund und Bo­

den um knapp 19 Prozent und das Anlagevermögen um 8 Prozent.). 

II.4.3  Vermögen der privaten Haushalte 

Dem Rückgang des staatlichen Reinvermögens zwischen den Jahren 1999 und 2015 stehen 

beträchtliche Vermögenszuwächse im privaten Sektor gegenüber. Während das Nettovermö­

gen des deutschen Staates zwischen Ende 1999 und Ende 2015 um knapp 150 Milliarden Euro 

zurückging, ist das Nettovermögen der privaten Haushalte (einschließlich privater Organisatio­

nen ohne Erwerbszweck) im selben Zeitraum nominal um 4,8 Billionen Euro gestiegen. Im Be­

richtszeitraum zwischen Ende 2011 und Ende 2015 betrug das nominale Wachstum fast 

zwei Billionen Euro.12 

Schaubild A.II.4.3: 
Entwicklung des privaten Nettovermögens und seiner Zusammensetzung, 1999–2015 

Private Nettovermögen: Nettovermögen der privaten Haushalte und privaten Organisationen ohne 
Erwerbszweck. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Deutsche Bundesbank (siehe Anmerkungen zu Schaubild A.II.4.1). 

12	 Das Reinvermögen einschließlich Gebrauchsvermögen der privaten Haushalte und privaten Organisationen 
ohne Erwerbszweck betrug Ende 2011 nominal rund 10,3 Billionen Euro, Ende 2015 lag es bei rund 12,2 Billio­
nen Euro. 
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Mit Blick auf die Zusammensetzung des privaten Vermögens zeigt sich eine Tendenz steigen­

der Geldvermögensanteile bei spiegelbildlich rückläufigen Anteilen des Sachvermögens (siehe 

Schaubild A.II.4.3). Im Jahr 1999 betrug der Anteil des Nettogeldvermögens – Geldvermögen 

abzüglich Kredite und sonstiger finanzieller Verbindlichkeiten – der privaten Haushalte am Ge­

samtvermögen rund 27 Prozent, bis zum Jahr 2015 stieg er auf knapp 32 Prozent an. Dieser 

Anstieg ging relativ gleichmäßig auf Kosten der (relativen) Anteile der übrigen Vermögensarten. 

Diese Entwicklung ist auch das Ergebnis eines veränderten Sparverhaltens der privaten Haus­

halte seit den 1990er Jahren. Während die privaten Haushalte mehrheitlich neue Wohnimmobi­

lien gekauft haben, was als Sachvermögensbildung zählt, liegt seit einigen Jahren der Schwer­

punkt der Immobilienkäufe im Bestand von privat an privat, was per Saldo die privaten Vermö­

gen nicht verändert. Im Ergebnis verwendeten die privaten Haushalte damit einen geringeren 

Anteil ihrer Ersparnisse zur Mehrung ihres Sachkapitals und einen größeren Anteil zur Erhö­

hung ihres Nettogeldvermögens (siehe Schaubild A.II.4.4). 

Schaubild A.II.4.4: 
Sparquote privater Haushalte, 1991-2015 

Private Haushalte einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck. Das verfügbare Ein­
kommen beinhaltet die Zunahmen betrieblicher Versorgungsansprüche. Die Quoten der Geld- und 
Sachvermögensbildung summieren sich zur Sparquote der privaten Haushalte. Der Ausweis erfolgt 
nach Abschreibungen auf Anlagevermögen privater Haushalte –vor allem auf Immobilien. 

Quelle: Quellen: Statistisches Bundesamt, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen; Deutsche Bundes­
bank, Finanzierungsrechnung. Stand: November 2016. 
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Literaturüberblick zu den Wechselwirkungen zwischen Ungleichheit und 

Wachstum 

Die Wechselwirkungen zwischen Ungleichheit und Wirtschaftswachstum sind vielfältig. Derzeit 

stehen insbesondere die Auswirkungen einer ungleichen Verteilung in den Dimensionen Ein­

kommen und Vermögen auf die wirtschaftliche Entwicklung einer Volkswirtschaft im Mittelpunkt 

der gesellschaftlichen und wissenschaftlichen Debatte. Diese erhielt in den vergangenen Jah­

ren durch verschiedene wissenschaftliche Studien, die negative Auswirkungen von Ungleichheit 

auf Wachstum konstatieren, Auftrieb.13 Insbesondere die OECD und der Internationale Wäh­

rungsfonds (IWF) haben in verschiedenen Beiträgen betont, dass eine sinkende Ungleichheit zu 

steigendem Wirtschaftswachstum beitragen könnte.14 Die große öffentliche Aufmerksamkeit, die 

nationalen und internationalen Arbeiten zum Thema Ungleichheit zukommt, zeigt, dass es sich 

hierbei um eine Frage von großer gesellschaftlicher Relevanz handelt.15 

In Bezug auf die Wirkungszusammenhänge wird in der Literatur insbesondere auf die Auswir­

kungen von Ungleichheit auf Produktivität, Investitionen und Finanzmarktstabilität verwiesen.16 

Das Wachstumspotenzial einer Volkswirtschaft wird insbesondere dann nicht voll ausgeschöpft, 

wenn z. B. Investitionen in Sachkapital und Bildung ausbleiben. Hohe Einkommensungleichheit 

kann dazu führen, dass Bezieher niedriger Einkommen in zu geringem Ausmaß in Bildung in­

vestieren, was die Produktivität negativ beeinflusst. Auch seitens der Unternehmen können 

mangelnde oder zurückgehaltene Investitionen in Sachanlagen und Arbeitskräfte dazu führen, 

dass Wachstumspotenziale nicht voll ausgeschöpft werden. Wachstumsverluste im Vergleich 

zu einer weniger ungleichen Gesellschaft können die Folge sein.17 Andererseits kann Ungleich­

heit bis zu einem gewissen Grad die Produktivität erhöhen, da sie individuelle Leistungsanreize 

schafft, die Unternehmertum und Innovationen steigern können.18 

Darüber hinaus stellt die Literatur negative Auswirkungen einer stärkeren Einkommenssprei­

zung auf die gesamtwirtschaftliche Nachfrage dar, da Bezieher niedriger Einkommen eine 

höhere Konsumneigung aufwiesen als Bezieher hoher Einkommen. Bezieher niedriger und 

mittlerer Einkommen seien ein wichtiger Wachstumsmotor insbesondere für die 

binnenwirtschaftliche Nachfrage, mit steigender Ungleichheit werde dieser Motor jedoch 

gebremst.19 

13 Ungleichheit wurde in der ökonomischen Forschung traditionell als notwendiges Nebenprodukt ökonomischer 
Prosperität gesehen. Ein gewisses Maß an Ungleichheit ermögliche über damit verbundene Anreize für Innova­
tion und Unternehmertum erst wirtschaftlichen Fortschritt. Ein positiver Zusammenhang zwischen Ungleichheit 
und Wirtschaftswachstum begründe sich darüber hinaus über eine höhere Sparquote und stärkere Investitions­
tätigkeit der oberen Einkommensschichten. Vgl. Kaldor (1957). 

14 OECD (2015); Dabla-Norris et al. (2015a); Cingano (2014), Ostry et al. (2014). 
15 Piketty (2014) und Fratzscher (2016). 
16 Vgl. Cingano (2014). 
17 Vgl. Cingano (2014). 
18 Kolev / Niehues (2016). 
19 Dabla-Norris et al. (2015b). 
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Eine hohe Einkommensungleichheit kann über Nachfrageeffekte auch die Wahrscheinlichkeit 

von Finanzkrisen erhöhen, etwa wenn der Konsum bestimmter Einkommensgruppen über Ver­

schuldung finanziert wird. In der Literatur wird die hohe private Verschuldung in den USA, die 

mit dem kreditfinanzierten privaten Nachfrageboom einherging und in eine private Schulden­

krise mündete, als eine Ursache für die Finanz- und Wirtschaftskrise ab 2007 gesehen.20 

Auf globaler Ebene hat sich die Einkommensungleichheit in den vergangenen Dekaden zwi­

schen Staaten eher verringert. Nachdem die westliche Welt seit der industriellen Revolution ih­

ren wirtschaftlichen Vorsprung zunächst weiter ausbauen konnte und im Zuge dessen die glo­

bale Ungleichheit zunahm, sind – auch vor dem Hintergrund der Globalisierung – zuletzt die 

Einkommen in den Schwellenländern stärker gestiegen als in den Industriestaaten. Insbeson­

dere steigende Einkommen in bevölkerungsreichen Ländern wie China und Indien haben hierzu 

beigetragen und eine „globale Mittelklasse“ entstehen lassen. Unter Druck gerieten hingegen 

untere und mittlere Einkommensgruppen in den Industriestaaten Nordamerikas, Europas und in 

Japan, die vom strukturellen Wandel infolge der Verlagerung von Produktionsstandorten betrof­

fen waren und deren reale Lohneinkommen im Zuge schrumpfender Nachfrage nach geringer 

qualifizierter Beschäftigung stagnierten, wenn nicht sogar sanken.21 

Betrachtet man jedoch die absolute Einkommensungleichheit zwischen Staaten, ohne nach Be­

völkerungsgröße zu gewichten, so zeigt sich, dass die Einkommensgefälle zwischen reichen 

und armen Ländern insgesamt größer geworden sind. So vergrößerte sich der durchschnittliche 

Abstand der Pro-Kopf-Einkommen zwischen Hocheinkommens- und Niedrigeinkommenslän­

dern von etwa 17.000 US-Dollar im Jahr 1990 auf über 43.000 US-Dollar im Jahr 2015. 22 Der 

Abstand zwischen Niedrigeinkommensländern und Ländern mittleren Einkommens hat sich zwi­

schen 1990 und 2015 von ca. 1.800 auf 9.000 US-Dollar verfünffacht.23 Die Hälfte des globalen 

Haushaltsvermögens war im Jahr 2015 im Besitz von nur 1 Prozent der Weltbevölkerung.24 

Schätzungen zufolge bewegt sich der Gini-Koeffizient25 der globalen Einkommensungleichheit 

je nach zugrunde liegendem Messkonzept im Bereich zwischen 0,5 und 0,7 und war zuletzt 

rückläufig. 26 Innerhalb der Länder hat die Einkommensungleichheit jedoch zugenommen. So ist 

20 Behringer et al. (2014). 
21 Milanovic (2016). Der Autor weist darauf hin, dass das Ergebnis global zuletzt gesunkener Ungleichheit „mit 

einiger Vorsicht zu genießen“ (S.132) sei. Würde die systematische Unterschätzung der Spitzeneinkommen 
herausgerechnet, sei der Rückgang des Gini-Koeffizienten deutlich geringer. Aus den vorliegenden Daten sei 
bei vorsichtiger Bewertung eher auf eine stabile oder abnehmende globale Ungleichheit zu schließen (S. 131f.). 

22 Hocheinkommensländer (High Income Countries) sind laut Weltbank Länder mit einem BNE pro Kopf von über 
12.475 US-Dollar, Länder mit einem mittlerem Einkommen (Middle Income Countries) sind Länder mit einem BNE 
pro Kopf zwischen 1026 US-Dollar und 12.475 US-Dollar, Länder mit einem geringen Einkommen (Low Income 
Countries) verfügen über ein BNE pro Kopf von unter 1025 US-Dollar. 

23 http://data.worldbank.org/US-Dollar. 
24 Credit Suisse (2015). 
25 Der Gini-Koeffizient wird im Glossar erläutert. 
26 Dabla-Norris et al. (2015a). 

http://data.worldbank.org/US-Dollar
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der Gini-Koeffizient in fast allen Ländern der G20 seit den 2000er Jahren angestiegen.27 In 

Deutschland stieg die Ungleichheit der Markteinkommen wie der Haushaltsnettoeinkommen 

zwischen den Jahren 2000 und 2005 gemessen auf Basis des Sozio-oekonomischen Panels 

(SOEP) an. In den letzten zehn Jahren blieb die Einkommensverteilung dagegen weitgehend 

unverändert.28 

Die Ergebnisse der Studien von OECD und IWF weisen darauf hin, dass insbesondere in Län­

dern mit einem relativ betrachtet hohen Niveau der Ungleichheit der Einfluss steigender Ein­

kommensungleichheit signifikant negativ ist.29 Eine Studie des IWF, die international Aufmerk­

samkeit erregte, schlussfolgert daraus, dass eine sinkende Ungleichheit in diesen Volkswirt­

schaften zu steigendem Wirtschaftswachstum beitragen könne.30 Weitere Studien des IWF lie­

fern ebenfalls empirische Hinweise darauf, dass eine sinkende Ungleichheit der verfügbaren 

Einkommen signifikant mit steigenden Wachstumsraten verbunden wäre.31 Spiegelbildlich 

könne in Ländern mit einer hohen Ungleichheit der Primäreinkommen eine staatliche Umvertei­

lungspolitik, die die Ungleichheit im Vergleich zur Primärverteilung reduziert, wachstumsförder­

lich sein.32 Hohe Ungleichheit kann sich somit nicht nur auf den gesellschaftlichen Zusammen­

halt auswirken, sondern auch wirtschaftliche Ergebnisse dämpfen. Dabei kann es notwendig 

sein, dass nicht nur die Verteilung der verfügbaren Haushaltseinkommen, sondern auch die Pri­

märverteilung in den Blick genommen werden muss. Dies gelte insbesondere für Länder mit ei­

nem geringen Bruttoinlandsprodukt, wobei für Industrieländer wie Deutschland kein negativer 

Zusammenhang nachweisbar sei. Das Ergebnis der OECD-Studie, der zufolge die zunehmende 

Ungleichheit in Deutschland zu weniger Wirtschaftswachstum geführt habe, sollte nach Ein­

schätzung des Sachverständigenrates mit großer Vorsicht interpretiert werden. Über die kom­

plexen Zusammenhänge zwischen Ungleichheit und Wachstum besteht weiterer Forschungsbe­

darf. In den Wirtschaftswissenschaften hat sich bislang noch kein abschließender Konsens über 

den Zusammenhang zwischen Einkommensungleichheit und Wachstum herausgebildet. Deut­

lich ist aber: Eine wenig stark divergierende Einkommensverteilung fördert den gesellschaftli­

chen Zusammenhalt.33 

Insgesamt ist die empirische Evidenz zum Zusammenhang zwischen Ungleichheit und Wachs­

tum aber weiterhin nicht eindeutig. So wird teilweise argumentiert, dass für Deutschland ein ein­

deutiger Zusammenhang zwischen Ungleichheit und Wachstum nicht nachweisbar sei.34 

Vergleichende Analysen verschiedener empirischer Arbeiten, die den Zusammenhang 

27 ILO et al. (2015).
 
28 Bundesregierung (2016b).
 
29 Vgl. OECD (2015); Dabla-Norris et al. (2015a); Cingano (2014), Ostry et al. (2014).
 
30 Dabla-Norris et al. (2015a).
 
31 Vgl. Ostry et al (2014) und Kumhof / Rancière (2010).
 
32 Behringer et al. (2014).
 
33 Bundesregierung (2016b): S. 127.
 
34 Kolev / Niehues (2016).
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zwischen Ungleichheit und Wirtschaftswachstum für eine Vielzahl von Ländern untersuchen, 

machen die große Schwankungsbreite diesbezüglicher Ergebnisse deutlich.35 Insgesamt 

hängen die Ergebnisse entscheidend von der Modellwahl, von länderspezifischen Effekten und 

der Wahl des Beobachtungshorizonts ab. 

Vor diesem Hintergrund erscheint daher die vorsichtige Einschätzung des Sachverständigenra­

tes zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung plausibel: „Empirisch ist der Zu­

sammenhang zwischen Ungleichheit und Wirtschaftswachstum jedenfalls nicht eindeutig, so­

dass einzelne empirische Ergebnisse mit erheblicher Vorsicht interpretiert werden sollten“.36 

Obwohl Vermögen wesentlich ungleicher verteilt sind als Einkommen, steht im Fokus empiri­

scher Arbeiten oft die Verteilung der Einkommen. Zurückzuführen ist dies insbesondere auf die 

schlechtere Datenlage und größere methodische Probleme bei der Messung von Vermögen 

und seiner Verteilung.37 Empirische Untersuchungen kommen zu dem Ergebnis, dass eine aus­

geprägte Vermögensungleichheit negative Auswirkungen auf das Wirtschaftswachstum haben 

kann.38 Einen wichtigen Wirkungskanal, über den eine hohe Vermögensungleichheit zu Wachs­

tumseinbußen führen kann, stellt die Vermögensrestriktion bei der Durchführung von Investiti­

onsprojekten dar, die zu einer geringeren Investitionstätigkeit als in einer Situation geringerer 

Vermögensungleichheit und damit zu negativen Wachstumseffekten führen kann.39 

Den negativen Konsequenzen hoher Ungleichheit wird auch in der „Agenda 2030 für nachhal­

tige Entwicklung“ Rechnung getragen. Mit dem Entwicklungsziel 10 hat sich Deutschland ge­

meinsam mit allen Unterzeichnerstaaten verpflichtet, die Ungleichheit in und zwischen Staaten 

zu verringern. 

II.6	 Maßnahmen der Bundesregierung zur Sicherung der finanzpolitischen 

Handlungsfähigkeit des Staates 

II.6.1	 Finanzpolitische Handlungsfähigkeit des Staates sichern 

Eine langfristig tragfähige Finanzpolitik schafft die wesentliche Voraussetzung dafür, dass die 

soziale Sicherung dauerhaft verlässlich bleibt. Insbesondere der demografische Wandel – ge­

prägt durch eine zahlenmäßig potenziell kleiner, sicher aber älter werdende Gesellschaft – wird 

die Entwicklung der öffentlichen Haushalte und der sozialen Sicherungssysteme vor erhebliche 

Herausforderungen stellen. 

35 Neves et al. (2016).
 
36 Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (SVR) (2016): Tz. 791.
 
37 Schmidt (2016).
 
38 Schmidt (2016).
 
39 Schmidt (2016).
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Mit der Schuldenregel hat Deutschland die rechtliche Grundlage für tragfähige öffentliche Finan­

zen geschaffen. Als zentraler finanzpolitischer Maßstab ist damit im Grundgesetz verankert: 

Haushalte von Bund und Ländern sind grundsätzlich ohne Einnahmen aus Krediten auszuglei­

chen. Der Bund trägt diesem Grundsatz Rechnung, wenn seine Einnahmen aus Krediten in der 

konjunkturellen Normallage 0,35 Prozent des Bruttoinlandsprodukts nicht überschreiten. Die 

Länder entsprechen dem Grundsatz nur dann, wenn sie in ihren Haushalten ab 2020 grund­

sätzlich keine Einnahmen aus Krediten mehr zulassen. Dieser Leitplanke folgt die Politik der 

Bundesregierung. Durch den konsequenten Kurs einer wachstumsorientierten Haushaltskonso­

lidierung ist finanzpolitisch die Wende zu ausgeglichenen Haushalten und einer nachhaltigen 

Verringerung der Schuldenstandsquote gelungen. Dies stärkt die langfristige Tragfähigkeit der 

öffentlichen Finanzen als Grundvoraussetzung für die Handlungsfähigkeit des Staates jetzt und 

in der Zukunft, insbesondere als Beitrag zur Generationengerechtigkeit. Solide und tragfähige 

Staatsfinanzen schaffen die Grundlage, dass Verteilungsspielräume erhalten, Bildungschancen 

gesichert und auftretende Krisen wirksam bekämpft werden können. Dies stärkt nicht zuletzt 

auch die Arbeitsplatzsicherheit und Teilhabemöglichkeiten von Menschen mit geringen Einkom­

men und Vermögen. 

II.6.2	 Steuerpolitik: Balance von Leistungsanreizen und gesellschaftlicher 

Verantwortung wahren  

Die stabilitäts- und wachstumsorientierte Finanz- und Steuerpolitik der Bundesregierung hat in 

den letzten Jahren das Vertrauen von Bürgern und Unternehmen in langfristig tragfähige 

Staatsfinanzen und eine nachhaltige wirtschaftliche Entwicklung gestärkt. Dies zeigt sich insbe­

sondere am positiven Wachstums- und Beschäftigungstrend mit einer robusten Binnennach­

frage. Die damit einhergehende stabile Entwicklung der Staatseinnahmen bildete eine solide 

Grundlage zur Finanzierung öffentlicher Aufgaben und Investitionen vor allem in den Bereichen 

Bildung, Forschung und Infrastruktur. Zugleich hat die Bundesregierung mit den erarbeiteten 

Spielräumen Bürgerinnen und Bürger steuerlich entlastet. 

Mit der Anhebung des Grundfreibetrags und des Kinderfreibetrags für 2015 und 2016 sowie 

durch Anpassungen im Steuertarif wurde die in den Jahren 2014 und 2015 entstandene soge­

nannte kalte Progression erfolgreich angegangen. Die Familienleistungen – wie das Kindergeld 

und der Kinderzuschlag für Geringverdiener – wurden verbessert. Für Alleinerziehende wurden 

deutliche steuerliche Erleichterungen geschaffen. Für die Jahre 2017 und 2018 hat die Bundes­

regierung neben weiteren Anhebungen von Grund- und Kinderfreibetrag sowie Kindergeld und 

Kinderzuschlag zwei zusätzliche Schritte zum Ausgleich der kalten Progression (Anpassung der 

übrigen Tarifeckwerte um die jeweilige Inflationsrate des Vorjahres) beschlossen. Damit wurden 

in dieser Legislaturperiode nach den steuerlichen Maßnahmen von über 5 Milliarden Euro in 

den Jahren 2015 und 2016 zusätzliche Entlastungen von über 6 Milliarden Euro auf den Weg 

gebracht. 
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Die Maßnahmen der Bundesregierung im steuerlichen Bereich leisten somit kontinuierlich einen 

wichtigen Beitrag zur Stärkung von Arbeitsanreizen und Kaufkraft. Dies gilt insbesondere für 

Bezieher geringer und mittlerer Einkommen, da diese Einkommensgruppen von den Auswirkun­

gen der kalten Progression besonders betroffen sind und von Grundfreibetragserhöhungen Ge­

ringverdiener relativ am stärksten profitieren. 

Vor dem Hintergrund des demografischen Wandels und des medizinisch-technischen Fort­

schritts kommt der Verlässlichkeit und Finanzierbarkeit der sozialen Sicherungssysteme eine 

besondere Bedeutung sowohl für die Leistungsbezieher als auch die Beitrags- und Steuerzahler 

zu. Deshalb gilt es auch zukünftig, die sozialen Sicherungssysteme nachhaltig und „demografie­

fest“ zu gestalten. Dabei sind einerseits die angestrebten Sicherungsniveaus und sozialinvesti­

ven und gesamtwirtschaftlichen Wirkungen sowie andererseits die Belastung für die Bürger und 

die öffentlichen Haushalte und die fiskalische Tragfähigkeit insgesamt in den Blick zu nehmen. 

Eine zielgenaue und effiziente Ausgestaltung der sozialen Sicherung ist eine wichtige Voraus­

setzung, um den Anstieg der Ausgaben sowie die Steuer- und Abgabenbelastung zu begrenzen 

und sie wachstumsfreundlich zu gestalten. 

Darüber hinaus ist für die dauerhafte Akzeptanz der Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung die 

Sicherung von Steuergerechtigkeit eine wesentliche politische Aufgabe. Niemand sollte sich auf 

Kosten der Allgemeinheit der Steuerpflicht entziehen können. Mit Maßnahmen zur Bekämpfung 

von Steuerhinterziehung und Eindämmung von Steuervermeidung hat die Bundesregierung die 

Erhebung der Steuereinnahmen effektiver ausgestaltet. Zusammen mit seinen internationalen 

Partnern leistet Deutschland im Projekt BEPS (Base Erosion and Profit Shifting) einen wichtigen 

Beitrag, dass es in der Besteuerung von Unternehmen international keine Lücken gibt. Ein ent­

scheidender Schritt ist der ab September 2017 startende automatische Austausch von Informa­

tionen über Finanzkonten. Über 100 Staaten haben bisher ihre Bereitschaft zur Teilnahme er­

klärt. 2016 hat die Bundesregierung, auch als Reaktion auf die Veröffentlichung der so genann­

ten Panama-Papiere, einen „Aktionsplan gegen Steuerbetrug, trickreiche Steuervermeidung 

und Geldwäsche“ vorgelegt. An dessen Umsetzung wird derzeit zusammen mit den europäi­

schen und internationalen Partnern gearbeitet. Mehr Steuergerechtigkeit zu schaffen, ist ein 

Ziel, das die Steuerpolitik der Bundesregierung insgesamt prägt. 
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III.	 Strukturelle Veränderungen der Einkommensverteilung und des Arbeits­

marktes 

Erwerbsarbeit ist die zentrale Voraussetzung, um ein Einkommen zu erzielen, das Teilhabe er­

möglicht. Hingegen erhöhen Arbeitslosigkeit und Niedriglöhne das Armutsrisiko. 

Mit dem Wandel der Branchen- und Betriebsstrukturen, dem erhöhten Anteil von Beschäftigten 

im Dienstleistungsbereich, dem Trend zur Höherqualifizierung sowie gestiegenen Anforderun­

gen unter anderem an Flexibilität und Mobilität ergeben sich umfangreiche Veränderungen in 

der Erwerbslandschaft. Strukturelle Veränderungen an den Arbeitsmärkten, in der Unterneh­

mensorganisation und den Arbeitsbeziehungen sowie in der Tarifpolitik sind auch für die Ent­

wicklung im Berichtszeitraum von Bedeutung. 

Die Ungleichheit der Markteinkommen in Deutschland ist ab Mitte der 1990er Jahre und ver­

stärkt in der ersten Hälfte der 2000er Jahre deutlich angestiegen, auch wenn sie auf der Ebene 

der Haushaltsnettoeinkommen dank deutlicher Reduzierung durch das Steuer- und Abgaben­

system verringert wird und im internationalen Vergleich weiterhin unterdurchschnittlich ausfällt. 

Die starke Zunahme der Ungleichheit der Markteinkommen zu Beginn der 2000er Jahre ist 

auch eine Folge der Ausdifferenzierung der Lohnarbeit: Niedriglohnbeschäftigung, nachlas­

sende Tarifbindung und die Zunahme atypischer Beschäftigung haben zu einer stärkeren Sprei­

zung der Erwerbseinkommen beigetragen. Bis in die Einkommensmitte hat es Reallohnverluste 

gegeben. Das Kapitel zeigt im Folgenden, dass in den letzten Jahren die Markteinkommen wie­

der gestiegen sind. Der gesetzliche Mindestlohn, aber auch die Stärkung der Tarifautonomie, 

tragen dazu bei, dass dies auch in Zukunft der Fall sein wird. 

III.1 	 Funktionale Einkommensverteilung: Die Entwicklung der Lohnquote 

Die funktionale Einkommensverteilung zwischen den Arbeitnehmereinkommen und den Ein­

kommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen kann anhand der Lohnquote gemessen wer­

den. Die Lohnquote wird als Anteil der Arbeitnehmereinkommen am Volkseinkommen, das sich 

aus Arbeitnehmereinkommen und den Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen zu­

sammensetzt, definiert.40 Die Entwicklung der Lohnquote wird nicht nur von unterschiedlichen 

Einkommensentwicklungen je Kopf beeinflusst, sondern auch von der Zusammensetzung der 

Erwerbstätigen nach Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern und Selbständigen (mit mithelfen­

den Familienangehörigen). Die Lohnquote kann um diesen Einfluss der Erwerbstätigenstruktur 

bereinigt werden. 

40 Die Primäreinkommen bestehen aus Arbeitnehmerentgelt, Unternehmens- und Vermögenseinkommen, und 
Produktions- und Importabgaben an den Staat abzüglich Subventionen vom Staat. Dazu kommen die Abschrei­
bungen und als Rest zum Bruttoinlandsprodukt der Saldo der Primäreinkommen aus der übrigen Welt. 
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Die so bereinigte Lohnquote schwankte langfristig betrachtet bis Anfang der 1980er Jahre in 

etwa um einen gleichbleibenden Mittelwert. Seitdem ist über den gesamten Horizont zwischen 

1980 und 2015 tendenziell ein sinkender Trend zu beobachten (siehe Schaubild A.III.1.1). 

Schaubild A.III.1.1: 
Langfristige Entwicklung der Lohnquote1 

1)	 Unbereinigte Lohnquote: Arbeitnehmereinkommen bezogen auf das Volkseinkommen; Bereinigte 
Lohnquote: Arbeitnehmereinkommen je Arbeitnehmer bezogen auf das Volkseinkommen je er­
werbstätiger Person 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, Ergebnisse in jeweiligen Prei­
sen und in Preisen von 1991, nach ESVG 2. Auflage, 1950 bis 1970, Statistisches Bundesamt, 
Wiesbaden 2010, Inlandsproduktsberechnung - Lange Reihen ab 1970, Fachserie 18 Reihe 1.5 ­
2015, Lange Zeitreihen ab 1970 mit Jahresergebnissen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech­
nungen (Stand: November 2016), eigene Berechnungen. 

Betrachtet man die Entwicklung der 2000er Jahre, so wird deutlich, dass etwa seit dem Jahr 

2003 das Volkseinkommen deutlich stärker gestiegen ist als die Arbeitnehmerentgelte (siehe 

Schaubild A.III.1.2). Um das Jahr 2007 war die bereinigte Lohnquote auf einem historischen 

Tiefststand. Zum Tiefpunkt der auf die Wirtschafts- und Finanzkrise folgenden Rezession im 

Jahr 2009 brach das Volkseinkommen in Deutschland krisenbedingt ein und die Lohnquote 

stieg antizyklisch an, was sich in den beiden folgenden Jahren wieder ausglich. Ab dem Jahr 

2012 stabilisierte sich die Lohnquote dann auf etwas höherem Niveau und lag zuletzt in etwa 

auf dem Niveau zu Zeiten der Wiedervereinigung. Die Aussagekraft der Lohnquote wird gele­

gentlich mit dem Argument angezweifelt, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nicht nur 
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Arbeits-, sondern auch Kapitaleinkommen beziehen. Allerdings erscheint es angesichts der ho­

hen Korrelation zwischen Einkommen und Vermögen und der hohen Ungleichverteilung der 

Vermögen fragwürdig, ob Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit geringen Arbeitseinkom­

men im großen Umfang über Kapitaleinkommen verfügen.41 

Schaubild A.III.1.2: 
Arbeitnehmerentgelt und Volkseinkommen 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Inlandsproduktsberechnung - Detaillierte Jahresergebnisse, Fachserie 
18 Reihe 1.4 - 2015, eigene Berechnungen. 

41 SVR (2016): Tz. 830 und Tz. 853. 
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III.2 Veränderungen in der Struktur der Löhne und Gehälter 

Wie haben sich Löhne und Gehälter entwickelt? Gibt es Unterschiede nach Einkommensgrup­

pen? Im Folgenden werden diese Fragen anhand verschiedener Datenquellen analysiert. Zu­

letzt wird die Verteilung der Löhne mit Bezug auf die Ungleichheit über Geburtsjahrgänge oder 

Generationen hinweg dargestellt. 

III.2.1 Entwicklung der Löhne und Gehälter 

Die Tabelle A.III.2.1 gibt die nominale und die reale (d. h. inflationsbereinigte) Entwicklung der 

Bruttolöhne und Gehälter und der Nettolöhne und Gehälter je Arbeitnehmerin oder Arbeitneh­

mer wieder. 

Tabelle A.III.2.1: Entwicklung der Brutto- und Nettolöhne und –Gehälter 

Bruttolöhne und –gehälter je 
Arbeitnehmer, jahresdurch­
schnittliche Veränderung 

- in Prozent ­

1991 bis 1993 1993 bis 2007 2007 bis 2015 

- in jeweiligen Preisen 7,2 1,2 2,3 

- real (bereinigt um VPI1)) 2,3 -0,4 1,0 

- real, je geleisteter Arbeits­
stunde 3,0 0,2 1,4 

Nettolöhne und –gehälter je Ar­
beitnehmer, jahresdurchschnitt­
liche Veränderung 

- in Prozent ­

1991 bis 1993 1993 bis 2007 2007 bis 2015 

- in jeweiligen Preisen 6,6 1,0 2,2 

- real (bereinigt um VPI1)) 1,7 -0,6 0,9 

- real, je geleisteter Arbeits­
stunde 2,3 0,0 1,3 

Nachrichtlich: 
jahresdurchschnittliche Verän­
derung - in Prozent - 

des... 

1991 bis 1993 1993 bis 2007 2007 bis 2015 

...Volkseinkommens, nominal 4,0 2,5 2,3 

...Bruttoinlandsprodukt, preis­
bereinigt 0,5 1,7 0,9 

1) Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte
 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung, eigene Berechnungen.
 

Der Zeitraum von 1991 bis 2016 lässt sich dabei im Hinblick auf die Reallohnentwicklung grob 

in drei Phasen aufteilen. Eine Phase hoher Steigerungen unmittelbar nach der Wiedervereini­

gung, eine lange Phase stagnierender und sogar rückläufiger Reallöhne zwischen 1993 und 

2007 und eine spürbare Belebung der Reallohnentwicklung nach dem Ende der Finanz- und 

Wirtschaftskrise, die mit einer sehr günstigen Beschäftigungsentwicklung einherging. So weist 
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der Reallohnindex des Statistischen Bundesamtes für den Zeitraum von 2010 bis 2016 einen 

Anstieg von jahresdurchschnittlich 1 Prozent aus. 2015 betrug der Reallohnzuwachs im Ver­

gleich zum Vorjahr infolge einer sehr niedrigen Inflationsrate sogar 2,4 Prozent (siehe Schaubild 

A.III.2.1).42 Der positive Trend setzte sich auch im Jahr 2016 fort:43 nach ersten vorläufigen Er­

gebnissen wurde im Jahr 2016 mit 1,8 Prozent der dritthöchste Anstieg des Reallohnindex seit 

Beginn der Zeitreihe im Jahr 2008 verzeichnet.44 

Schaubild A.III.2.1: 
Entwicklung der Reallöhne in Deutschland nach Beschäftigungsarten, 2008–2015 

Quelle: Berechnungen des BMAS auf Basis Statistisches Bundesamt; Vierteljährliche Verdiensterhebung. 

Gebremst wurde das Lohnwachstum allerdings durch eine schwache Entwicklung der Vergü­

tung in Bereichen, die in einer zunehmend dienstleistungsorientierten Gesellschaft von großer 

und steigender Bedeutung sind (siehe Schaubild A.III.2.2). Die nominalen Bruttomonatsver­

dienste für Vollzeitbeschäftigte stiegen im Produzierenden Gewerbe zwischen 2008 und 2015 

um 18,5 Prozent und damit stärker als der Gesamtdurchschnitt (16,4 Prozent). Der Dienstleis­

tungsbereich hingegen blieb mit einer Lohnsteigerung von 15,3 Prozent hinter der durchschnitt­

lichen Entwicklung zurück und verbleibt noch auf einem niedrigeren Niveau. Die Gründe hierfür 

sind vielfältig und reichen vom Grad der Tarifbindung, über tradierte Lohnstrukturen bis hin zur 

42 Der hohe Anstieg bei den geringfügig Beschäftigten im Jahr 2013 ist dabei auf die seit dem 1. Januar 2016 gel­
tende Anhebung der Verdienstgrenze von 400 auf 450 Euro zurückzuführen. 

43 Statistisches Bundesamt (2016e). 
44 Statistisches Bundesamt (2017). 
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unterschiedlichen gesellschaftlichen Wertschätzung von Tätigkeiten in verschiedenen Bran­

chen. 

Schaubild A.III.2.2: 
Bruttomonatslohn nach Wirtschaftszweigen im Jahr 2015 und seine nominale Entwick­

lung seit 2008 in Prozent 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Verdienste und Arbeitskosten - Indizes der Arbeitnehmerverdienste, 
3. Vierteljahr 2016. 

Betrachtet man die Entwicklung nach Wirtschaftszweigen, unterscheidet sich die Lohnentwick­

lung je nach Anteil der Beschäftigten in tarifgebundenen Betrieben oder mit entsprechenden be­

trieblichen Vereinbarungen. Der Nominallohnindex ist in Wirtschaftszweigen mit mittlerer bis ho­

her Tarifbindung zwischen 2008 und 2015 stärker gestiegen als in Wirtschaftszweigen, in denen 

die Tarifbindung maximal 40 Prozent betragen hat (siehe Schaubild A.III.2.3). 

So lag der Nominallohnanstieg in den Wirtschaftszweigen mit mittlerer bis hoher Tarifbindung 

mit knapp 18 Prozent über dem Durchschnitt aller Wirtschaftszweige des Produzierenden Ge­

werbes und des Dienstleistungsbereichs von 16 Prozent. Lediglich in der Energieversorgung 

war die Nominallohnentwicklung trotz hoher Tarifbindung unterdurchschnittlich. Allerdings ver­

zeichnet die Energieversorgung mit 28,58 Euro weiterhin den höchsten durchschnittlichen Brut­

tostundenlohn aller Wirtschaftszweige, der im Durchschnitt 20,44 Euro beträgt. Die Wirtschafts­
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zweige mit geringer Tarifbindung verzeichnen im Durchschnitt einen Anstieg von nur 13 Pro­

zent, wobei keiner dieser Wirtschaftszweige einen überdurchschnittlichen Nominallohnanstieg 

aufweist. 

Schaubild A.III.2.3: 
Entwicklung des Nominallohnindex nach Wirtschaftszweigen entsprechend ihrer Ta­

rifbindung zwischen 2008 und 2015 

Nominallohnindex nach W irtschaftszweigen entsprechend der Statistischen Systematik der Wirtschafts­
zweige in der Europäischen Gemeinschaft (NACE). 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Verdienste und Arbeitskosten – Indizes der Arbeitnehmerverdienste, 3. 
Vierteljahr 2016 und Verdienste und Arbeitskosten – Tarifbindung in Deutschland 2014. 

III.2.2 Reale Lohnentwicklung nach Einkommensgruppen 

Der mittlere Bruttostundenlohn (Median) abhängig Beschäftigter lag auf Basis des SOEP preis­

bereinigt im Jahr 2015 etwa 3 Prozent über dem Niveau des Jahres 1995. Dabei entwickelten 

sich die realen Bruttostundenlöhne in diesem Zeitraum in den unteren vier Dezilen zum Teil 

deutlich rückläufig, während in den darüber liegenden Dezilen teils ausgeprägte Zuwächse zu 

verzeichnen waren (siehe Schaubild A.III.2.4). Entsprechend nahm die Ungleichheit unter den 

Bruttostundenverdiensten der Beschäftigten zu. 



   

  
       

 

        

    

            

       

  

        

      

           

          

          

             

            

       

      

      

- 60 ­

Schaubild A.III.2.4: 
Entwicklung des realen Bruttostundenlohns von abhängig Beschäftigten nach Dezilen 

(1995-2015) 

Quelle: Berechnungen des BMAS auf Basis SOEP v32. 

III.2.3 Verdienste über den Lebenszyklus und im Generationenvergleich 

Bei der Beschreibung der Lohnverteilung ist auch ein Blick auf längerfristige Entwicklungen, die 

sich auf die Ungleichheit über Geburtsjahrgänge oder Generationen hinweg beziehen, interes­

sant. 

Auf Basis der Versichertenkontenstichprobe der Deutschen Rentenversicherung können die so­

zialversicherungspflichtigen Entgelte über die Geburtsjahrgänge 1935 bis 1972 in Westdeutsch­

land nachvollzogen und deren Verteilung untersucht werden.45 Diese Daten legen nahe, dass 

die Ungleichheit der Lebensverdienste deutlich zugenommen hat. Betrug der Gini-Koeffizient für 

die bis zum Alter von 45 Jahren verdienten Arbeitsentgelte für Männer des Geburtsjahrgangs 

1935 noch 12,6, lag dieser Wert für Männer des Jahrgangs 1963 mit 23,3 um 85 Prozent hö­

her.46 Damit nimmt die Ungleichheit in dieser Perspektive stärker zu als in der Querschnittsbe­

trachtung und deutet auf deutliche Veränderungen des Arbeitsmarktes hin. 

45 Corneo (2014): S. 9. 
46 Der Gini-Koeffizient ist im Glossar erläutert. 
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Ungleichheit drückt sich aber nicht nur durch die Verteilung der Einkommen innerhalb und zwi­

schen den Generationen aus, sondern auch dadurch, wie stark das Lebenseinkommen von 

Personen vorbestimmt ist, beispielsweise durch das Einkommen ihrer Eltern. Da Daten zum Le­

benseinkommen von Eltern- und Kindergeneration normalerweise nicht verfügbar sind, müssen 

hier Schätzungen aushelfen. Mit solchen Schätzungen auf Basis des SOEP vergleicht eine Stu­

die die Einkommen von Vater-Sohn-Paaren und ermittelt zunächst eine sogenannte intergene­

rationale Einkommenselastizität von 0,32.47 Dies bedeutet, dass sich die Einkommensposition 

der Väter positiv auf die Söhne überträgt, wenn auch nicht in voller Höhe. Hat ein Vater bei­

spielsweise ein um 1.000 Euro höheres individuelles Erwerbseinkommen als der Durchschnitt 

aller Väter, wird sein Sohn allein aus dieser Gegebenheit rein rechnerisch ein um 320 Euro hö­

heres Erwerbseinkommen erzielen als alle Söhne im Durchschnitt. Werden sehr niedrige Ein­

kommen ausgeschlossen, um Verzerrungen etwa durch Phasen der Nichterwerbstätigkeit aus­

zuschließen, steigt die Elastizität sogar auf 0,44 und damit auch die Korrelation der väterlichen 

Einkommen mit denen der Söhne. 

Im internationalen Vergleich stuft die Studie die intergenerationale Einkommensmobilität in 

Deutschland daher als ungefähr vergleichbar mit jener in den USA ein.48 Dazu passen auf Ge­

schwisterkorrelationen beruhende Befunde, die den Einfluss des Familienhintergrundes in 

Deutschland und in den USA ungefähr auf dem gleichen Niveau verorten, während er in Däne­

mark deutlich geringer ausgeprägt zu sein scheint.49 Nutzt man hingegen eine andere methodi­

sche Herangehensweise, „Rang-Rang-Korrelationen“, liegt Deutschland eher zwischen Schwe­

den/Norwegen und den USA, zeigt allerdings am unteren Rand der Einkommensverteilung ähn­

lich geringe Aufwärtsmobilität wie die USA.50 

Die Chancen für berufliche Aufstiege entscheiden sich bereits sehr früh im Lebenslauf, wie Ana­

lysemodelle zeigen, die den Verlauf beruflicher Karrieren nachzeichnen und auch in Zusam­

menhang mit weiteren Eigenschaften der betrachteten Personen und ihrer Elternhäuser brin­

gen. Die erste Tätigkeit am Beginn des Berufslebens, bzw. deren Prestige gegeben durch An­

sehen und Vergütung des Berufs, wirkt maßgeblich auf die weitere Karriereentwicklung. Je hö­

her das Berufsprestige beim Einstieg in das Erwerbsleben, desto besser sind auch die Entwick­

lungsmöglichkeiten. Niveauunterschiede lassen sich nicht wettmachen, sondern vergrößern 

sich im Verlauf des Berufslebens. Sie sind überwiegend auf den eigenen Bildungsgrad zurück­

zuführen, der an sich schon häufig von den Eltern zur Kindergeneration weitergegeben wird 

(siehe Kapitel B.I). Aber auch bei gleicher Vorbildung und gleichem Berufseinstieg scheinen 

Personen, deren Väter hoch gebildet sind, im Lauf ihrer Berufskarriere stärker aufzusteigen.51 

47 Schnitzlein (2014).
 
48 Schnitzlein (2014).
 
49 Vgl. Schnitzlein (2011).
 
50 Chetty et al (2014) und vgl. Bratberg et al. (2015).
 
51 Stawarz (2013).
 

http:scheint.49
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III.3	 Ursachen der strukturellen Veränderung der Lohnverteilung und des Ar­

beitsmarktes 

Nachdem bislang die funktionale Einkommensverteilung sowie die Veränderungen der Struktur 

der Löhne und Gehälter dargestellt wurden, diskutiert das folgende Kapitel die makroökonomi­

schen Entwicklungen, die den Hintergrund für die Entwicklung der Lohneinkommen bilden. Da­

bei werden die Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt seit der deutschen Wiedervereinigung, der 

Beitrag der Arbeitsmarktpolitik, die Entwicklung des Niedriglohnbereichs sowie die Entwicklung 

der Tarifbindung und -entgelte analysiert und aufgezeigt. 

III.3.1	 Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt seit der Wiedervereinigung  

Die im Jahr 1990 mit der Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion verbundene Einbindung der 

ostdeutschen Unternehmen in den internationalen Wettbewerb war mit einer tiefen Strukturan­

passung verbunden, die zunächst zu einem erheblichen Rückgang der Güterproduktion und ei­

nem starken Anstieg der Arbeitslosigkeit in den ostdeutschen Ländern führte. In Westdeutsch­

land sank dagegen im Zuge des – kurzlebigen – Einheitsbooms im Westen des Landes die Ar­

beitslosigkeit noch bis zum Herbst 1991 auf 1,5 Millionen, nachdem sie über den Großteil und 

bis Ende der 1980er Jahre deutlich über 2 Millionen gelegen hatte. Mit dem Beginn der Rezes­

sion im Laufe des Jahres 1992 kam es dann aber auch in den westdeutschen Ländern zu ei­

nem starken Anstieg der Arbeitslosigkeit, die bereits zum Jahresende wieder über 2 Millionen 

lag. Deutschlandweit wuchs die Arbeitslosigkeit zwischen 1991 und 1997 um knapp 2 Millionen 

von 2,6 auf 4,4 Millionen Menschen an. 

Eine starke Aufwertung der D-Mark gegenüber den meisten übrigen Währungen im Europäi­

schen Währungssystem (EWS) im Zuge der EWS-Krise der Jahre 1992/93 beeinträchtigte die 

internationale Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen zusätzlich. Der von der Deutschen Bun­

desbank verwendete Indikator für die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft gegen­

über ausgewählten Industrieländern verschlechterte sich in der Konsequenz ab Ende 1991 

drastisch und erreichte im ersten Halbjahr 1995 einen Tiefpunkt mit dem schwächsten Wert seit 

der 1. Ölkrise 1973/74 (siehe Schaubild A.III.3.1). 

Nicht zuletzt vor diesem Hintergrund fiel in die 1990er Jahre – nach dem Fall des Eisernen Vor­

hangs und der zunehmenden Integration aufstrebender asiatischer Volkswirtschaften in die 

Weltwirtschaft – auch eine Phase der verstärkten Auslagerung von Wertschöpfung insbeson­

dere im Bereich der industriellen Fertigung in Länder mit niedrigeren Arbeitskosten, die in zahl­

reichen Branchen der deutschen Wirtschaft einen weiter wachsenden Druck auf Beschäftigung 

und Löhne der Arbeitnehmer bedeutete. Zu diesem „Offshoring“ kamen Verlagerungen inner­
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halb der deutschen Wirtschaftsstruktur in tarifpolitisch schwach aufgestellte Dienstleistungssek­

toren („Outsourcing“), die wiederum den bereits bestehenden Trend sinkender gesamtwirt­

schaftlicher Tarifbindung (siehe Kapitel A.III.3.4) beförderten. 

Schaubild A.III.3.1: 
Preisliche Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft, 1972-2016 

Indikator der preislichen Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft gegenüber ausgewählten Indust­
rieländern auf Basis der Deflatoren des Gesamtabsatzes; 1. Quartal 1999 = 100. Höhere W erte entspre­
chen höherer preislicher Wettbewerbsfähigkeit (Darstellung: 200 minus Originalindikatorwerte). 

Quelle: Deutsche Bundesbank, Zeitreihendatenbank [Stand: September 2016] 

Schließlich ist im Rückblick das makropolitische Umfeld zu nennen, das ab Mitte der 1990er 

Jahre unter dem Vorzeichen der Einhaltung der Maastricht-Kriterien für den Beitritt zur 

Europäischen Währungsunion (EWU) stand. Die Deutsche Bundesbank musste das Zinsniveau 

zu Beginn des Jahrzehnts mit Blick auf steigende Inflationsraten infolge der durch die 

Wiedervereinigung sprunghaft gestiegenen Binnennachfrage kräftig anheben und trotz der 

hohen Arbeitslosigkeit in den Folgejahren einen restriktiven Kurs verfolgen. Dämpfend wirkte in 

diesem Zeitraum zusätzlich die Fiskalpolitik, die bei stark steigenden Kosten durch die enorm 

gestiegene Arbeitslosigkeit und den hohen Investitionsbedarf im Osten des Landes nur unter 

großen Sparanstrengungen das auf die Tragfähigkeit der Staatsfinanzen gerichtete Maastricht-

Ziel für die öffentlichen Haushalte halten konnte. 

Die Europäische Zentralbank hatte mit Beginn der EWU 1999 ihre Geldpolitik – entsprechend 

ihres Mandats – am Durchschnitt des gesamten Euroraums ausgerichtet. Dadurch wurden auch 
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stark investitionsgetriebene Hochkonjunkturen in den Peripherieländern des Währungsraums 

befeuert, die sich rückblickend als zum Teil nicht dauerhaft tragfähig erwiesen. Gleichzeitig 

wirkte das Zinsniveau für die während der ersten Jahre der EWU nur schwach wachsende deut­

sche Volkswirtschaft vergleichsweise restriktiv. 

Die gesamtwirtschaftlich moderate Lohnentwicklung in Deutschland, die zur Mitte der 1990er 

Jahre einsetzte, sich in den Anfangsjahren der Europäischen Währungsunion verstärkte und 

erst nach der Finanz- und Wirtschaftskrise in den Jahren 2008/2009 zum Ende kam, ist auch 

vor dem Hintergrund dieser vielfältigen und miteinander verbundenen Entwicklungen zu sehen. 

Insbesondere schwächte die anhaltende Massenarbeitslosigkeit die Verhandlungsposition der 

Arbeitnehmer und der Gewerkschaften wesentlich, wobei letztere zudem mit einem langjährigen 

Trend sinkender Mitgliederzahlen konfrontiert waren. 

III.3.2 Der Beitrag der Arbeitsmarktpolitik 

Die  Reformen  am  Arbeitsmarkt  und  ihre  Rolle  bei de r  Entwicklung  von Beschäftigung,  Erwerbs-

formen und  Löhnen werden seit  Jahren  intensiv  debattiert.52 Weitgehend unstrittig ist, dass die 

Liberalisierungen im Bereich der Leiharbeit und der geringfügig entlohnten Beschäftigung zu ei­

nem starken Zuwachs der Beschäftigtenzahlen in diesen Erwerbsformen bis zur Mitte der 

2000er Jahre beigetragen haben. Dieser hat wiederum aufgrund niedrigerer durchschnittlicher 

Entgelte auch die schwache gesamtwirtschaftliche Lohnentwicklung und die zunehmende Lohn­

spreizung verstärkt.53 Dagegen ist der verstärkte Rückgang der Lohnquote in der ersten Hälfte 

der 2000er Jahre offenbar weniger als noch im vorangegangenen Jahrzehnt auf wirtschafts­

strukturelle Veränderungen zurückzuführen.54 Allerdings traten die arbeitsmarktpolitischen Neu­

regelungen, denen häufig ein lohndämpfender Effekt zugeschrieben wird – also die Zusammen­

legung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe zum Arbeitslosengeld II und die gleichzeitige Verkür­

zung der Anspruchsdauern für das Arbeitslosengeld – erst zu Beginn des Jahres 2005 in Kraft 

und damit erst in der Endphase der ausgeprägten gesamtwirtschaftlichen Lohnzurückhaltung in 

Deutschland.55 

Bei der Bewertung der Rolle der Arbeitsmarktreformen ist auch deren sozialpsychologische Wir­

kung zu berücksichtigen, die von Kritikern in der Schwächung der individuellen und kollektiven 

Verhandlungsmacht der Beschäftigten gesehen wird. Eine Analyse auf Grundlage von Daten 

der Bundesagentur für Arbeit und des SOEP, in der die langfristige Entwicklung der Angst vor 

52 Vgl. exemplarisch Blum et al. (2008); Goecke et al. (2013); Knuth / Kaps (2014).
 
53 Möller (2016).
 
54 Herzog-Stein et al. (2016).
 
55 Zur Frage des Drucks zu Konzessionen von Arbeitslosen und Beschäftigten bei Lohnforderungen und mit Blick
 

auf andere Arbeitsbedingungen durch die Hartz-IV-Reform vgl. etwa Bender et al. (2008); Osiander (2010); 
Kettner (2011). 
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Verlust des Arbeitsplatzes im Zusammenhang mit der tatsächlichen Stabilität von Beschäfti­

gungsverhältnissen untersucht wird, kommt hier jedoch zu einem differenzierten Ergebnis.56 So 

hat die subjektive Beschäftigungsunsicherheit im Trend bis 2005 zugenommen, obwohl die Sta­

bilität der Beschäftigungsverhältnisse auf dem Niveau der 1980er Jahre liegt (Westdeutsch­

land), und in Ostdeutschland seit Ende der 1990er Jahre eine Annäherung der Betriebszugehö­

rigkeit an westdeutsche Werte erfolgt. In den Jahren nach 2005 war die Sorge vor einem Ver­

lust des Arbeitsplatzes hingegen leicht rückläufig. Der Anstieg der Sorgen um den Arbeitsplatz 

ist also weniger mit objektiven Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt zu erklären, als eher mit 

Ängsten vor einem Statusverlust im Falle der Arbeitslosigkeit. Zudem besteht ein Zusammen­

hang zwischen der Wahrnehmung der Beschäftigten und qualitativen Aspekten des Arbeits­

marktes: So schlägt sich die Entwicklung der zunehmenden Einkommensungleichheit und der 

nachlassenden Tarifbindung auch in der Zunahme der Beschäftigungsunsicherheit nieder.57 

Neben den Arbeitsmarktreformen wird für die Wiederherstellung der internationalen Wettbe­

werbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft auch anderen Faktoren eine wichtige Rolle zugeschrie­

ben, insbesondere die oben beschriebene ausgeprägte und auch institutionell verankerte Lohn­

zurückhaltung.58 Diese Sicht stützt der Bundesbank-Indikator der preislichen Wettbewerbsfähig­

keit (siehe Schaubild A.III.3.1), der bereits zu Beginn der 2000er Jahre auch im langfristigen 

Vergleich wieder einen Spitzenwert erreichte. Die Kehrseite der Entwicklung war die jahrelang 

äußerst schwache Binnennachfrage in Deutschland, die offensichtlich auf die anhaltende Real­

lohnstagnation zurückzuführen war. Zwischen 2000 und 2005 entfiel nahezu das gesamte 

Wachstum des realen Bruttoinlandsprodukts auf die Beiträge aus steigenden Außenhandels­

überschüssen. Da jedoch durch moderate Lohnentwicklung unterstützte Außenhandelsüber­

schüsse die makroökonomischen Ungleichgewichte im Euroraum, die in der EWU-Krise ab 

2010/11 deutlich zutage traten, befördern, wird die Erhöhung der deutschen preislichen Wettbe­

werbsfähigkeit durch gesamtwirtschaftliche Lohnzurückhaltung auch kritisch gesehen.59 

III.3.3 Die Entwicklung des Niedriglohnbereichs 

Die Grenze zum Niedriglohnbereich liegt nach der international verwendeten Definition bei ei­

nem Verdienst von zwei Dritteln des Medianverdienstes. Bei einer solchen relativen Abgren­

zung hängt die Größe des Niedriglohnbereiches von der Verteilung der Stundenentgelte ab. So­

56 Erlinghagen (2010). 
57 Dabei weist Erlinghagen (2010: S. 8) mit Blick auf den schwachen Zusammenhang in Ostdeutschland und inter­

nationale Studien darauf hin, dass sich bei der Einkommensungleichheit im Laufe der Zeit ein ‚Gewöhnungsef­
fekt‘ einstellen könnte: Ebenfalls könnte bei steigender Einkommensungleichheit die Angst vor eine Arbeits­
platzverlust auch in Westdeutschland wieder zurückgehen. 

58 Vgl. etwa Dustmann et al. (2014). 
59 Vgl. etwa Niechoj et al. (2011). 
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lange deren Spreizung im unteren Bereich groß genug ist, bleibt ein Niedriglohnbereich beste­

hen, der auch durch absolute Zuwächse der Verdienste nicht unbedingt verkleinert wird. Im 

Jahr 2014 lag diese Grenze zum Niedriglohnbereich auf Basis der Daten der Verdienststruk­

turerhebung (VSE) bei 10,00 Euro Bruttostundenverdienst. 60 Einen solchen Niedriglohn bezo­

gen rund 46 Prozent der 15- bis unter 25-Jährigen, für die übrigen Altersgruppen lag der Anteil 

bei 18 bis 20 Prozent. In Westdeutschland waren gut 19 Prozent der Beschäftigten von einem 

Niedriglohn betroffen, in Ostdeutschland fast 35 Prozent. Insgesamt liegt der Anteil der Be­

schäftigten mit Niedriglohn 2014 bei 21,4 Prozent.61 

Ein besonders hohes Risiko geringer Stundenlöhne hatten im Jahr 2014 neben den jungen Ar­

beitnehmern auch geringfügig Beschäftigte, Leiharbeitnehmer und Beschäftigte ohne berufli­

chen Ausbildungsabschluss. Große Unterschiede gibt es auch zwischen den Wirtschaftszwei­

gen. So stellt das Statistische Bundesamt auf Basis der Verdienststrukturerhebung 2014 fest, 

dass in Taxibetrieben, Videotheken, an Verkaufsständen im Einzelhandel und beim Ausschank 

von Getränken 80 Prozent und mehr der Beschäftigten von Niedriglöhnen betroffen sind. 62 Mit 

Blick auf die Verteilung von Lohneinkommen ist ergänzend zu berücksichtigen, dass der Rück­

gang des gesamtwirtschaftlichen Arbeitsvolumens ab der Wiedervereinigung bis etwa zum Jahr 

2005 die Haushalte in unterschiedlichen Einkommensgruppen verschieden stark betraf (siehe 

Kapitel A.III.2.2). 

Um die langfristige Entwicklung eines so definierten Niedriglohnbereichs zu betrachten, können 

die Daten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) herangezogen werden. Seit Mitte der 

1990er Jahre ist danach insgesamt ein Anstieg des Anteils der Beschäftigten im Niedriglohnbe­

reich festzustellen. Der Anteil der Niedriglohnbeschäftigten an allen abhängig Beschäftigten ist 

zwischen 1995 und 2009 kontinuierlich von knapp 19 Prozent auf knapp 24 Prozent angestie­

gen, ist seitdem aber leicht rückläufig (siehe Schaubild A.III.3.2).63 

60	 Statistisches Bundesamt (2016d). Werden zur Vergleichbarkeit der Ergebnisse mit den Vorerhebungen Be­
schäftigte des Wirtschaftsabschnitts Land- und Forstwirtschaft, Fischerei sowie von Betrieben mit weniger als 
zehn Beschäftigten ausgeklammert, lag die Grenze 2014 bei 11,09 Euro, 2010 bei 10,36 und 2006 bei 
9,90 Euro. 

61	 Statistisches Bundesamt (2016d). Der Anteil der Beschäftigten mit Niedriglohn ohne Einbeziehung der Beschäf­
tigten des Wirtschaftsabschnitts Land- und Forstwirtschaft, Fischerei sowie von Betrieben mit weniger als zehn 
Beschäftigten lag 2014 und 2010 bei 20,6 Prozent (2006: 18,7 Prozent). 

62	 Statistisches Bundesamt, Oktober 2016, Auswertungen auf Basis der VSE 2014. 
63	 Kalina / Weinkopf (2016). Die Autoren nutzen mit dem SOEP die hochgerechneten Daten einer jährlich erhobe­

nen Repräsentativbefragung von etwa 30.000 Befragten in fast 11.000 Haushalten. Das Statistische Bundesamt 
hingegen ermittelt den Niedriglohnbereich auf Basis der alle vier Jahre durchgeführten Verdienststrukturerhe­
bung, die Daten von 60.000 Betrieben und 1 Millionen Beschäftigungsverhältnissen im Produzierenden Ge­
werbe und im Dienstleistungsbereich (ohne Öffentliche Verwaltung, Verteidigung und Sozialversicherung) er­
fasst. 
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Schaubild A.III.3.2:
 
Anteil der Niedriglohnbeschäftigten in Deutschland, 1995–2014
 

Betrachtet wurden abhängig Beschäftigte ab 18 Jahren, ohne Auszubildende, Schülerinnen und Schülern 
und Studierende. Für das Jahr 2014 lag der Schwellenwert bei einem Stundenlohn von 9,97 Euro. 

Quelle: Kalina / Weinkopf (2016): Abb. 3 auf Basis SOEP v31.1. 

Strikt von der Verteilungskennziffer „Niedriglohnschwelle“ ist der gesetzliche Mindestlohn zu 

trennen. Sein ausdrückliches Ziel ist es, Beschäftigte im Niedriglohnsektor vor Dumpinglöhnen 

zu schützen. Die Forschungskonventionen basieren dagegen auf pragmatischen und techni­

schen Erwägungen zur Auswertung einer Verteilungsstatistik und setzen eine relativ bemes­

sene Schwelle in Höhe von zwei Dritteln des Median-Stundenlohnes, die mit rund 10 Euro ober­

halb des geltenden Mindestlohns liegt. 

Durch die Einführung des allgemeinen Mindestlohns von 8,50 Euro in Deutschland ab dem 1. 

Januar 2015 sollten also gerechtere Löhne gesichert und dem Druck auf die Löhne nach unten 

eine Grenze gesetzt werden. Die Nominallöhne der Ungelernten, also derer, die vom Mindest­

lohn am stärksten betroffen waren, stiegen laut Statistischem Bundesamt im Jahr 2015 um 

4,1 Prozent, während im Durchschnitt die Nominallöhne nur um 2,7 Prozent stiegen.64 

Vor der Einführung des allgemeinen Mindestlohns gab es 5,5 Millionen Arbeitsverhältnisse, die 

unter 8,50 Euro entlohnt wurden. Zum 1. Januar 2015 kamen 4 Millionen von ihnen unter den 

Schutz des Mindestlohngesetzes. Für die restlichen 1,5 Millionen sieht das Mindestlohngesetz 

64 Statistisches Bundesamt (2016g). 
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Ausnahmen vor (vor allem Auszubildende, Praktikanten und Personen unter 18 Jahren). In Ost­

deutschland war gut ein Fünftel aller Beschäftigungsverhältnisse von der Einführung des Min­

destlohns betroffen.65 

Für April 2015 wurden 1,9 Millionen Beschäftigungsverhältnisse geschätzt, die mit dem allgemei­

nen Mindestlohn von 8,50 Euro je Stunde bezahlt wurden. Rund 1 Millionen Beschäftigungsver­

hältnisse werden unterhalb des Mindestlohns bezahlt. 66 Ein Jahr zuvor waren es noch 4,0 Millio­

nen Die restlichen 1,1 Millionen Beschäftigungsverhältnisse finden sich in dem Stundenlohnbe­

reich bis 10 Euro wieder. Es gab also auch Verschiebungen oberhalb von 8,50 Euro, sodass vor­

her bestehende Lohnabstände teilweise nachvollzogen werden. 

Die Zahl der geringfügig Beschäftigten ist von Dezember 2014 auf Januar 2015 um 240.000 

Personen gesunken.67 Hierbei sind von Dezember 2014 auf Januar 2015 rund 100.000 aus­

schließlich geringfügig Beschäftigte in eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung überge­

gangen. Dies erfolgte zum Großteil im selben Betrieb.68 Die Beschäftigung ist in 2015 weiter an­

gestiegen und die Arbeitslosigkeit gesunken; wenige Forschungsergebnisse zeigen auf, dass 

die Beschäftigungsentwicklung ohne den allgemeinen Mindestlohn noch positiver hätte verlau­

fen können. So errechnete das IAB auf Basis der IAB-Betriebspanel 2014 und 2015, dass ohne 

die Einführung des Mindestlohns 60.000 weitere Beschäftigungsverhältnisse entstanden wären. 

Diese beinhalten sowohl sozialversicherungspflichtige als auch geringfügige Beschäftigungsver­

hältnisse.69 Die Anzahl an geringfügigen Beschäftigungsverhältnissen lässt sich hierbei jedoch 

nicht genau beziffern.70 Andere Forschungsergebnisse zeigen, dass die Einführung des Min­

destlohns zumindest bei den 30-bis-54-Jährigen weder das Beschäftigungswachstum gebremst 

noch die Arbeitslosenentwicklung ungünstig beeinflusst hat. Diesen Ergebnissen zufolge hat 

der Aufbau sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung bei den 30-bis-54-Jährigen den Rück­

gang der Minijobs vollständig kompensiert.71 Der Arbeitsmarktspiegel zeigt auf, dass ca. 40.000 

ausschließlich geringfügig Beschäftigte mit unbekanntem Verbleib aus dem Arbeitsmarkt aus­

geschieden sind. Im Vorjahresvergleich sind dies aber nur 19 Prozent mehr. 

Um den möglichen Anstieg der Lohnkosten abzufedern, wurden teilweise die bezahlten Arbeits­

zeiten angepasst. So zeigen vorläufige Ergebnisse der Verdiensterhebung 2015 des Statisti­

schen Bundesamtes, dass die 1,9 Millionen Beschäftigungsverhältnisse auf Mindestlohnniveau 

65 Statistisches Bundesamt (2016c).
 
66 Statistisches Bundesamt (2016f).
 
67 Bundesagentur für Arbeit, Beschäftigtenstatistik.
 
68 IAB-Arbeitsmarktspiegel.
 
69 Bossler / Gerner (2016).
 
70 Bellmann et al. (2016): S. 2.
 
71 Garloff (2016): S.4.
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im Durchschnitt geringere bezahlte Arbeitszeiten aufweisen als vor einem Jahr.72 Nach Berech­

nungen des IAB auf Basis des Betriebspanels 2015 gaben 18 Prozent der vom Mindestlohn be­

troffenen Betriebe an, die Arbeitszeit reduziert oder die Arbeitsverdichtung erhöht zu haben.73 

Auf Basis der Betriebspanel-Erhebungen 2014 und 2015 errechnete das IAB eine geringe Re­

duktion von 0,2 Stunden pro Woche in der normalen vertraglichen Arbeitszeit in vom Mindest­

lohn betroffenen Unternehmen.74 

Die vorliegenden Forschungsergebnisse liefern erste Analysen zur Auswirkung des allgemeinen 

Mindestlohns, sie ersetzen jedoch nicht die umfassende Evaluation im Jahre 2020. Diese ist im 

Mindestlohngesetz vorgesehen und wird auch eine mittelfristige wirtschaftliche Entwicklung ab­

bilden. Die Mindestlohnkommission hat am 28. Juni 2016 ihren Bericht über die wirtschaftlichen 

Auswirkungen des Mindestlohns und ihre Empfehlung zur Erhöhung des Mindestlohns auf 

8,84 Euro an die Bundesregierung übergeben. Das Bundeskabinett hat eine entsprechende 

Verordnung zur Anpassung des Mindestlohns beschlossen, die zum 1. Januar 2017 in Kraft ge­

treten ist. 

III.3.4 Tarifbindung und Tarifentgelte 

Internationale Organisationen haben in den vergangenen Jahren verstärkt auf den Zusammen­

hang zwischen der sinkenden Tarifbindung und der rückläufigen Lohnentwicklung hingewiesen, 

der sich in zahlreichen Ländern im Gefolge der Finanz- und Wirtschaftskrise noch weiter ver­

stärkt hat.75 Hiervon ausgehend wird die Verbindung zum Anstieg der Einkommensungleichheit 

in weiten Teilen der OECD-Mitgliedsstaaten gezogen, die in der ökonomischen Debatte zuneh­

mend als Hemmschuh der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung diskutiert wird, während in den 

beiden zurückliegenden Jahrzehnten eine Zunahme der Ungleichheit mehrheitlich als eher 

wachstumsfördernd und auch als notwendiges Nebenprodukt einer „beschäftigungsfreundli­

chen“ Lohnentwicklung betrachtet wurde (siehe Kapitel A.II.3). 

Im Laufe des vergangenen Jahrzehnts gewann in der Wirtschaftswissenschaft auf der Grund­

lage empirischer Beobachtungen die Einschätzung an Bedeutung, dass es neben dem „angel­

sächsischen“ Modell mit vergleichsweise hoher Ungleichheit bei relativ gutem Beschäftigungs­

wachstum und dem „kontinentalen“ Modell mit tendenziell geringerer Ungleichheit, aber schwä­

cherer Beschäftigungsentwicklung eine weitere Gruppe von Ländern gibt, in denen eine geringe 

Lohn- und Einkommensspreizung mit einer sehr guten Arbeitsmarktentwicklung einhergeht. Zu 

dieser Gruppe zählen neben den nordischen Ländern auch die Niederlande und Österreich. Für 

72 Statistisches Bundesamt (2016f).
 
73 Bellmann et al. (2016): S. 6.
 
74 Bossler / Gerner (2016): S. 21.
 
75 ILO (2009); Ehmke / Lindner (2015); ILO et al. (2015).
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eine hohe Erwerbsbeteiligung und dynamische Arbeitsmarktentwicklung muss somit nicht not­

wendigerweise eine höhere Ungleichheit der Verteilung in Kauf genommen werden. Hingegen 

sind institutionelle Gestaltungen und Rahmenbedingungen in ihrer Komplexität und ihren Wech­

selwirkungen zu berücksichtigen, die für Arbeitsmarkt- ebenso wie für Verteilungsergebnisse 

eine Rolle spielen. Unter anderem ist in den Ländern der dritten Gruppe auch der Grad der Ta­

rifbindung der Beschäftigten weiterhin hoch. Schaubild A.III.3.3 illustriert die Korrelation zwi­

schen der Tarifbindung der Beschäftigten und dem Umfang des Niedriglohnsektors für zahlrei­

che Volkswirtschaften. 

Schaubild A.III.3.3: 
Tarifbindung der Beschäftigten (in den Jahren 2008/2009) und Niedriglohnanteil (im Jahr 
2010) 

Quelle: Bosch / Kalina (2016): S. 29. 

In Westdeutschland war die Tarifbindung der Beschäftigten bereits in den 1980er Jahren deut­

lich geringer als in den 1960er und 1970er Jahren (damals lag sie im Bereich von 90 Prozent), 

und diese Entwicklung setzte sich in den 1990er Jahren fort. Im Jahr 1998, für das die ersten 

Daten der entsprechenden Zeitreihe des IAB-Betriebspanels vorliegen, betrug die Tarifbindung 

der Beschäftigten der Gesamtwirtschaft in Westdeutschland noch 76 Prozent und ist seitdem 

nahezu kontinuierlich auf zuletzt (2015) 51 Prozent zurückgegangen. Rund 8 Prozent der Ar­

beitnehmerinnen und Arbeitnehmer arbeiten zudem in Betrieben mit Firmentarifverträgen. In 

Ostdeutschland waren es 1998 56 Prozent und 2015 nur mehr 37 Prozent (Betriebe mit Firmen­
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tarifverträgen: rund 12 Prozent). Damit sind in Westdeutschland rund 59 Prozent und in Ost­

deutschland rund 49 Prozent aller Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer bei tarifgebundenen 

Arbeitgebern beschäftigt (siehe Schaubild A.III.3.4).76 

In den vergangenen zwei Jahren kam es in Ostdeutschland zu einem leichten Aufwärtstrend.77 

Da der Rückgang auch in Westdeutschland weniger stark verläuft, ist die Entwicklung in jüngs­

ter Zeit daher weniger eindeutig. 

Schaubild A.III.3.4: 
Tarifbindung der Beschäftigten an Verbands- und Firmentarifverträgen 

Quelle: Ellguth / Kohaut (2016) auf Basis des IAB-Betriebspanels, eigene Darstellung. 

Weiterhin differiert die Tarifbindung deutlich nach der Größe des Unternehmens (siehe Schau­

bild A.III.3.5).78 

76	 Ellguth / Kohaut (2016). 
77	 In Ostdeutschland ist, entgegen dem mehrjährigen Trend, die Tarifbindung der Beschäftigten 2015 leicht gestie­

gen. Da gleichzeitig der Anteil der Betriebe, die sich an einem Tarifvertrag orientieren, gesunken ist, könnte dies 
eine Erklärung dafür sein, dass ein Teil dieser Arbeitgeber in einen Arbeitgeberverband eingetreten ist. 

78	 Grundsätzlich ist darauf hinzuweisen, dass die hier aufgezeigten Ergebnisse zur Tarifbindung nach Unterneh­
mensgröße, ausgewählten Beschäftigungsgruppen und Einkommensquintilen keinen kausalen Zusammenhang 
belegen können und nur deskriptiven Charakter haben. Aussagen, inwieweit einzelne Merkmale Einfluss auf die 
Tarifbindung haben bzw. die Tarifbindung für einzelne Merkmalsausprägungen verantwortlich ist, können auf 
dieser Basis nicht getroffen werden. 
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Schaubild A.III.3.5:
 
Tarifbindung nach Unternehmensgröße im Jahr 2014
 

Anteil der Beschäftigten in tarifgebundenen Unternehmen in Prozent, ohne Personen in Altersteilzeit. 

Quelle: Sonderauswertung des Statistischen Bundesamtes, Verdienststrukturerhebung 2014. 

Bei den Beschäftigtenmerkmalen ist die U-förmige Verteilung der Tarifbindung bei Qualifikati­

onsanforderungen auffällig: Beschäftigte, die Tätigkeiten mit niedrigen und hohen Qualifikati­

onsanforderungen ausführen, arbeiten öfter in Betrieben, die einer Tarifbindung unterliegen 

(siehe Schaubild A.III.3.6). Betrachtet man den sozialversicherungsrechtlichen Status der Ar­

beitnehmerinnen und Arbeitnehmer, so zeigt sich, dass nur jeder vierte geringfügig Beschäftigte 

in einem tarifgebundenen Betrieb beschäftigt ist. Bei voll sozialversicherungspflichtig Beschäf­

tigten gilt das, weitgehend unabhängig von ihrer Arbeitszeit, hingegen für rund 50 Prozent. Ge­

schlechtsspezifisch und nach Art des Arbeitsvertrags (befristet/unbefristet) sind kaum Unter­

schiede ausgeprägt. 
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Schaubild A.III.3.6:
 
Tarifbindung ausgewählter Beschäftigungsgruppen im Jahr 2014
 

Differenzierung nach Art der Tätigkeit: ohne geringfügig Beschäftigte und Auszubildende; Differenzierung 
befristet/unbefristet: inkl. Praktikanten; ohne Auszubildende, Personen in Altersteilzeit und geringfügig Be­
schäftigte; Differenzierung nach Arbeitszeit bzw. Geschlecht: ohne Personen in Altersteilzeit. 
Differenzen rundungsbedingt. 

Quelle: Sonderauswertung des Statistischen Bundesamtes, Verdienststrukturerhebung 2014. 

Deutliche Differenzen bei der Tarifbindung zeigen sich bei Betrachtung der Lohnverteilung der 

Beschäftigten. Je höher die Verdienste sind, desto häufiger arbeiten die Beschäftigten in tarifge­

bundenen Betrieben. Zwei Drittel der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im obersten Quantil 

der Verteilung sind in einem tarifgebundenen Betrieb tätig (siehe Schaubild A.III.3.7). 

Aber selbst bei nominal steigenden Tariflöhnen ist die erste Hälfte der 2000er Jahre durch das 

Phänomen der negativen Lohndrift gekennzeichnet: Die tatsächlich erzielten Arbeitsverdienste, 

also die Effektivlöhne, die sich aus der tariflichen Grundvergütung, weiteren tariflichen Leistun­

gen (etwa Sonderzahlungen, Zulagen und Zuschlägen) und übertariflichen Einkommensbe­

standteilen ergeben, blieben hinter den Tariflöhnen zurück.79 Ursächlich hierfür war nicht nur der 

Rückgang der Tarifbindung, der dazu führte, dass sich der Anteil der Beschäftigten, die in ei­

nem Betrieb mit Bindung an einem Tarifvertrag tätig waren, in diesem Zeitraum deutlich redu­

ziert hat, sondern auch der Abbau übertariflicher Leistungen, auf die kein Anspruch bestand. 

79 Unger et al (2013): S. 13f. 
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Schaubild A.III.3.7:
 
Tarifbindung der Beschäftigten nach Lohnquintilen (Bruttostundenverdienst) im Jahr
 

Ohne Auszubildende und Personen in Altersteilzeit. Differenzen rundungsbedingt. 

Quelle: Sonderauswertung des Statistischen Bundesamtes, Verdienststrukturerhebung 2014. 

Seit Ende der Wirtschafts- und Finanzkrise kommt es wieder zu einem Anstieg der realen – also 

preisbereinigten – Löhne und Gehälter, wobei auch die Entwicklung der Effektivlöhne wieder mit 

der der Tariflöhne mithalten konnte. 

Hinsichtlich der Lohnzurückhaltung spielt auch die Betrachtung der Erfahrungen bei der Bewäl­

tigung der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise 2008/09 eine Rolle, als ein Einbruch der ge­

samtwirtschaftlichen Produktionsleistung in für bundesrepublikanische Verhältnisse ungekann­

tem Ausmaß mit einem Minimum an Verwerfungen auf den Arbeitsmärkten bewältigt werden 

konnte. Gleichzeitig erlitten Volkswirtschaften, die weniger drastisch von der weltwirtschaftli­

chen Krise betroffen waren als die stark exportorientierte deutsche, zum Teil einen um ein Viel­

faches höheren Zuwachs bei der Arbeitslosigkeit. 
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Schaubild A.III.3.8:
 
Entwicklung der realen Tarif- und Effektivlöhne 2005 bis 2015
 

Quelle: WSI (2016) S. 3. – Berechnungen auf Basis des WSI-Tarifarchivs, Destatis. 

Als ein entscheidender Unterschied erwies sich in der Krise die Möglichkeit der internen Flexibi­

lisierung von Beschäftigung über die Anpassung der Arbeitszeiten, die in Deutschland weit stär­

ker genutzt wurden als in jedem anderen Land der OECD. Gesamtwirtschaftlich ging das Ar­

beitsvolumen in der Krise zwischen der Jahresmitte 2008 und 2009 um rund 5 Prozent zurück. 

In der Industrie betrug die Arbeitszeitreduktion im selben Zeitraum sogar 13 Prozent. Drei In­

strumente waren bei der Abfederung des Einbruchs der Wirtschaftsleistung von zentraler Be­

deutung: tarifliche Arbeitszeitregelungen (die Möglichkeit der Abweichung von vereinbarten Wo­

chenarbeitszeiten in konjunkturellen Krisenphasen), betriebliche Lösungen (vor allem durch den 

Abbau von Guthaben auf Arbeitszeitkonten) sowie die umfassende staatliche Förderung von 

Kurzarbeit. Neben der weitgehenden Vermeidung von Arbeitslosigkeit hatte diese interne Ar­

beitsmarktflexibilität den großen Vorteil, dass in der Phase der einsetzenden konjunkturellen Er­

holung ab Mitte 2009 die deutschen Unternehmen ihre Produktion rasch wieder aufnehmen 

konnten. Sozialpartnerschaftliche Lösungen waren daher die Voraussetzung für tarifvertragliche 

und betriebliche Lösungen.80 

80 Vgl. Lehndorff (2014): S. 146ff. 
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III.4 Die Entwicklung der Einkommensmitte 

In den vergangenen Jahren ist in Deutschland kontrovers über die Mittelschicht diskutiert wor­

den. Das betraf nicht nur die Diskussion um ein Schrumpfen der Mittelschicht und seine sozia­

len Folgen oder Abstiegsängste (siehe Kapitel A.IV.1.4). Auch die Definition der Mittelschicht 

wurde diskutiert, ebenso wie die im Folgenden behandelten Fragen nach ihrer empirischen Ab­

grenzung innerhalb der Einkommensverteilung, ihrer Größe und Entwicklung. 

Bei einer einkommensbasierten Betrachtung werden als Mittelschicht die Bezieherinnen und 

Bezieher mittlerer Einkommen angesehen. Zu diesen werden hier Haushalte gezählt, deren 

Nettoäquivalenzeinkommen oberhalb der Armutsrisikoschwelle von 60 Prozent und unterhalb 

des in diesem Bericht verwendeten unteren Schwellenwertes für Einkommensreichtum von 

200 Prozent des Medians liegt. 

Grundsätzlich ergibt sich dann die Entwicklung der Bezieher mittlerer Einkommen aus der der 

Einkommensverteilung. Zwischen Ende der 1990er und Mitte der 2000er Jahre ist eine zuneh­

mende Polarisierung der Einkommensverteilung zu beobachten. Der Anteil der Bezieherinnen 

und Bezieher mittlerer Einkommen ging zurück, während der Anteil der Armutsgefährdeten und 

der Einkommensreichen anstieg (siehe Indikator A01, Kapitel C.I.1, und Indikator R01, Kapitel 

C.III.1). Seither lässt sich eine Stagnation der Bezieherinnen und Bezieher mittlerer Einkommen 

beobachten. 

In Schaubild A.III.4.1 ist dies exemplarisch mit den Daten des SOEP grafisch dargestellt. Aus­

gehend von rund 81 Prozent im Jahr 1991 erreichte der Anteil der mittleren Einkommensschicht 

mit gut 83 Prozent sein Maximum in den Jahren 1997 und 1998. Die Zunahme der Einkom­

mensungleichheit im folgenden Zeitraum bis 2005 hatte auch eine Verringerung mittlerer Ein­

kommen zur Folge. So konnte bis 2005 ein Absinken des Anteils mittlerer Einkommen auf rund 

drei Viertel beobachtet werden, das nur von vermutlich stichprobenbedingten Schwankungen 

unterbrochen wird. Seitdem verblieb der Anteil stabil auf dem Niveau. 

Für die Entwicklung der oben betrachteten mittleren Nettoäquivalenzeinkommen ist die Entwick­

lung der Arbeitnehmerentgelte von großer Bedeutung. Die Entwicklung der Verteilung der Brut-

tostundenlöhne zwischen 1995 und 2013 zeigt eine deutliche Spreizung der Löhne, bei einem 

signifikanten Rückgang des Anteils der mittleren Lohngruppen.81 

81 Bosch / Kalina (2016). 
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Schaubild A.III.4.1:
 
Entwicklung der Bevölkerungsanteile verschiedener Einkommensschichten
 

Verwendet wird das auf Basis der neuen OECD-Skala äquivalenzgewichtete Haushaltsnettoeinkommen 

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis SOEP (v32). 

Die Zunahme der Lohnspreizung fand bis etwa zum Jahr 2010 statt. In diesem Zeitraum steigen 

die Entlohnungsunterschiede nicht nur zwischen den Sektoren, sondern auch zwischen ver­

schiedenen Firmen derselben Branche an, während die Anteile von Erwerbstätigen in Hoch­

lohnfirmen einerseits und Niedriglohnfirmen andererseits jeweils steigen. Seit dem Jahr 2011 ist 

jedoch eine gebremste oder rückläufige Lohnungleichheit bei stetigem Anstieg der Erwerbstä­

tigkeit und Rückgang der Arbeitslosigkeit festzustellen.82 Die Entwicklung der Löhne allein be­

stimmt jedoch nicht die Entwicklung der Einkommensverteilung. Denn es ist seit Jahren ein 

Trend rückläufiger Jahresarbeitszeiten zu verzeichnen. Dieser ist auf eine Zunahme von Teil­

zeittätigkeit zurückzuführen, die wiederum mit einer höheren Beschäftigungsquote von Frauen 

und älteren Arbeitnehmern einhergeht.83 Insgesamt gingen weder von Veränderungen des Ar­

82	 Möller (2016). Diese Erkenntnisse galten zunächst nur für sozialversicherungspflichtig Beschäftigte in Vollzeit. 
Nach neuesten Ergebnissen der amtlichen Statistik auf Basis der Verdienststrukturerhebung 2014, die auch 
Teilzeitbeschäftigte und geringfügig Beschäftigte einschließt, ist der langjährige Trend einer zunehmenden 
Lohnspreizung insgesamt gestoppt (Statistisches Bundesamt (2016d)). Dabei hat der Abstand der Besserver­
diener zur Mitte der Lohnskala zuletzt weiterhin zugenommen. Für die Geringverdiener deutet sich jedoch ein 
leichter Aufholprozess an, nachdem sie in der Vergangenheit im Verhältnis zur Mitte immer weiter zurückgefal­
len sind. 

83	 Ehmke / Lindner (2015). 
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beitsmarkts, noch von der demografischen Zusammensetzung der Bevölkerung oder der Aus­

gestaltung des Steuer- und Transfersystems ab 2005 starke Effekte auf die Verteilung der Net­

toäquivalenzeinkommen aus (siehe Kapitel A.IV.2.1). 

Deutschland steht mit dem Rückgang des Anteils der mittleren Einkommen im internationalen 

Vergleich nicht allein. So ist seit Mitte der 1980er Jahre in fast allen westlichen Industrienatio­

nen ein solches Schrumpfen festzustellen. Dies kann auf in allen betrachteten Staaten ähnliche 

strukturelle Effekte des Arbeitsmarktes wie die vorgenannten zurückgeführt werden. Allerdings 

sank im Unterschied zu Deutschland in den anderen Staaten der Anteil der Bezieherinnen und 

Bezieher mittlerer Einkommen auch in den letzten Jahren in Folge der Wirtschafts- und Finanz­

krise weiter.84 

Die Frage, welchen Einfluss technologische Entwicklungen auf die Lohnentwicklung gerade 

auch im mittleren Lohnbereich haben, wird derzeit insbesondere vor dem Hintergrund der Digi­

talisierung intensiv diskutiert. Präsent ist die These einer Polarisierung von Beschäftigung und 

Löhnen. Demnach sinkt die Nachfrage nach Arbeitskräften im mittleren Qualifikations- und 

Lohnbereich, während die Pole – gering und hoch Qualifizierte – profitieren. Dahinter steht die 

Annahme, dass zunehmend Tätigkeiten automatisiert werden, die einen hohen Anteil an Routi­

netätigkeiten aufweisen.85 Eine solche Polarisierung würde zu einem Rückgang der Mittel­

schicht und insgesamt steigender Ungleichheit führen. 

In jüngerer Zeit gibt es zwar Hinweise, dass die Bedeutung von Routinetätigkeiten im mittleren 

Lohn- und Qualifikationsniveau tendenziell rückläufig ist. Ein Einbruch der Beschäftigung ist bis­

her jedoch nicht zu verzeichnen.86 Für eine Polarisierung der Löhne aufgrund des technologi­

schen Wandels findet sich für Deutschland bislang ebenfalls keine Evidenz.87 Prognosen zur 

Zukunft der Arbeit erwarten, dass zukünftig eine Polarisierung der Beschäftigung und der Löhne 

vermieden werden kann, wenn die Voraussetzung zur Höherqualifizierung auf allen Ebenen er­

füllt wird. 88 

84 siehe OECD (2015); Grabka et al. (2016); Vaughan-Whitehead et al. (2016).
 
85 Goos et al. (2014); Autor / Dorn (2013).
 
86 Eichhorst et al. (2016).
 
87 Düll et al. (2016).
 
88 Vogler-Ludwig et al. (2016); Bonin et al. (2015); Gregory et al. (2016).
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III.5 Atypische Beschäftigung 

Seit den 1990er Jahren hat atypische Beschäftigung stark an Bedeutung gewonnen. Im Kontext 

der Armuts- und Reichtumsberichterstattung stellt sich dabei insbesondere die Frage, inwiefern 

sich atypische Beschäftigungsverhältnisse im Vergleich zu Normalarbeitsverhältnissen nachtei­

lig auf Arbeitslosigkeit, berufliche Stabilität und folglich auf Einkommen und Armutsgefährdung 

auswirken. 

Im Rahmen dieses Berichts wird der Begriff „atypische Beschäftigung“ deskriptiv verwendet, um 

sämtliche Formen der Erwerbstätigkeit zu beschreiben, die nicht dem sogenannten „Normalar­

beitsverhältnis“ (bzw. der „Normalbeschäftigung“) entsprechen. Die für den Bericht in Auftrag 

gegebenen Studien operationalisieren das Normalarbeitsverhältnis als abhängiges und unbe­

fristetes Lohnarbeitsverhältnis mit einem Umfang von mindestens 31 Stunden pro Woche. Als 

atypische Beschäftigung gelten in diesen Studien somit 

- befristete Beschäftigung,  also auf  eine  bestimmte  Dauer  geschlossene  Arbeitsverhältnisse,  

- Teilzeitbeschäftigung  mit  einem  wöchentlichen  Umfang  von  weniger  als  31 Stunden,  

- geringfügige Beschäftigung, also nicht-sozialversicherungspflichtige Beschäftigung mit der 

entweder ein Einkommen von monatlich höchstens 450 Euro erzielt wird oder bei der inner­

halb eines Kalenderjahres das Arbeitsvolumen maximal drei Monate oder 70 Tage beträgt,89 

- Beschäftigung auf  der  Grundlage des  Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes  (Leih- bzw.  Zeit­

arbeit)  und  

- Freie Mitarbeit, also Tätigkeiten, die (Solo-)Selbstständige für andere Unternehmen ausfüh­

ren.90 

III.5.1 Die Entwicklung atypischer Beschäftigung 

Die Zunahme atypischer Beschäftigung erstreckt sich auf alle ihrer Formen (siehe 

Tabelle A.III.5.1).91 So hat der Anteil der befristet Beschäftigten an allen Kernerwerbstätigen 

nach Angaben des Statistischen Bundesamtes von 5,7 Prozent in 1991 auf 7,0 Prozent in 2015 

89	 Die genannten Schwellenwerte für die kurzfristige Beschäftigung gelten vom 1. Januar 2015 bis 31. Dezem­
ber 2018, danach gilt wieder eine Höchstarbeitsdauer von zwei Monaten oder 50 Arbeitstagen. 

90	 Diese Abgrenzung der atypischen Beschäftigung für die Zwecke der Gutachten von RWI (2016) und Thomsen 
et al. (2016) stellt keine Bewertung seitens der Bundesregierung dar. Andere Autoren und Datenquellen operati­
onalisieren diesen Begriff anders, darunter IAW (2016), das Teilzeitbeschäftigung gesondert ausweist, aber 
auch das Statistische Bundesamt (siehe 

Tabelle A.III.5.1). Diese unterschiedlichen Operationalisierungen stehen nicht grundsätzlich miteinander im Wider­
spruch, sind aber bei der Interpretation der Ergebnisse zu berücksichtigen. 

91 Bei der Analyse der quantitativen Dimension von atypischer Beschäftigung ist zu beachten, dass Überlappun­
gen zwischen den verschiedenen Formen der atypischen Beschäftigung auftreten können (beispielsweise eine 
befristete Beschäftigung in der Leiharbeit oder in Teilzeit). Weiterhin spielt bei der Entwicklung der atypischen
Beschäftigung auch zum Teil der Übergang von Schwarzarbeit in reguläre Beschäftigung eine Rolle; eine diffe­
renzierte empirische Betrachtung ist naturgemäß nicht möglich. 



   

 

- 80 ­

zugenom­



   

  
    

 

  

 

 

 
 

 
 

 

 

 
  

 
 

 

 

   
   

 

  

            

            

            

            

            

            

            

            

            

            

            

            

            

            

            

            

            

            

            

            

           

            

            

            

            

            
 

          
   

    
  
        

   
          
     

  

- 81 ­

Tabelle A.III.5.1: 
Entwicklung der Formen atypischer Beschäftigung 

Jahr2 

Er­
werbs­
tätige 1) 

3) 

Selbstständige Abhängig Beschäftigte 

Insge­
samt 

Dar.: 
Solo-

Selbst. 
in 1.000 

Normalarbeitneh­
mer/-innen 

Atypisch Beschäftigte 

Insge­
samt 

Dar.: 
Teilzeit­

bes. 
über 20 
h / Wo­

che 

Insge­
samt 

Darunter 

Befristet 
Bes.4) 

Teilzeit­
bes. bis 
zu 20 h / 
Woche 4) 

Gering­
fügig 
Bes.4) 

Zeitar­
beit­

nehmer/ 
-innen4) 

in 1.000 

1991 34.680 2.859 1.284 31.386 26.948 1.751 4.437 1.968 2.555 654 -

1992 34.312 2.917 1.284 30.958 26.368 1.649 4.589 2.004 2.688 670 -

1993 33.760 3.003 1.320 30.361 25.927 1.707 4.434 1.792 2.767 649 -

1994 33.643 3.113 1.355 30.124 25.550 1.734 4.575 1.867 2.856 646 -

1995 33.601 3.159 1.422 30.039 25.185 1.672 4.854 1.986 3.026 750 -

1996 33.257 3.205 1.521 29.746 24.760 1.586 4.986 1.897 3.188 1.098 -

1997 32.946 3.314 1.617 29.350 24.119 1.628 5.231 1.955 3.392 1.310 -

1998 32.903 3.372 1.646 29.227 23.800 1.653 5.426 2.021 3.535 1.507 -

1999 33.298 3.379 1.649 29.678 23.727 1.674 5.951 2.302 3.834 1.744 -

2000 33.530 3.418 1.697 29.862 23.850 1.720 6.012 2.265 3.944 1.749 -

2001 33.714 3.411 1.682 29.941 23.828 1.801 6.114 2.212 4.127 1.816 -

2002 33.433 3.429 1.715 29.670 23.620 1.818 6.050 2.052 4.221 1.852 -

2003 32.937 3.502 1.807 29.133 22.903 1.824 6.229 2.069 4.407 1.943 -

2004 32.544 3.608 1.920 28.613 22.436 1.868 6.177 2.051 4.376 1.971 -

2005 33.116 3.795 2.110 28.992 22.138 1.979 6.854 2.498 4.673 2.416 -

2006 33.879 3.832 2.128 29.747 22.173 2.278 7.574 2.725 4.861 2.661 563 

2007 34.480 3.838 2.112 30.338 22.554 2.309 7.785 2.752 4.946 2.766 616 

2008 34.910 3.820 2.103 30.825 22.981 2.382 7.845 2.827 4.920 2.578 636 

2009 34.802 3.877 2.137 30.755 23.057 2.486 7.699 2.734 4.915 2.574 560 

2010 35.145 3.917 2.169 31.076 23.131 2.571 7.945 2.858 4.942 2.517 743 

20115) 35.109 3.919 2.192 31.042 23.185 2.615 7.857 2.811 4.965 2.612 746 

2012 35.444 3.917 2.189 31.391 23.682 2.729 7.709 2.640 4.937 2.489 717 

2013 35.631 3.810 2.091 31.701 24.063 2.873 7.638 2.524 4.969 2.444 679 

2014 35.879 3.744 2.047 32.021 24.515 3.226 7.506 2.464 4.868 2.335 666 

2015 36.155 3.688 1.991 32.367 24.832 3.410 7.534 2.531 4.844 2.339 666 

1) Nur Erwerbstätige im Alter von 15 bis 64 Jahren, nicht in Bildung/Ausbildung oder einem Wehr-/Zivil-, 
sowie Freiwilligendienst. 

2) Bis 2004 Ergebnisse für eine Berichtswoche im Frühjahr; ab 2005 Jahresdurchschnittsergebnisse, sowie 
geänderte Erhebungs- und Hochrechnungsverfahren 

3) Umfasst auch mithelfende Familienangehörige, die in der Tabelle nicht gesondert ausgewiesen sind. 
4) Gruppen nicht überschneidungsfrei. 
5) Geänderte Erfassung des Erwerbsstatus; Hochrechnung anhand der Bevölkerungsfortschreibung auf 

Basis des Zensus 2011.
 
Die Ergebnisse sind mit den Vorjahren nur eingeschränkt vergleichbar.
 

'- =  nichts vorhanden
 

Quelle: Mikrozensus; Statistisches Bundesamt. 
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men, ist aber in den letzten Jahren in der Tendenz rückläufig.92 Die absolute Anzahl der Leihar­

beitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer stieg von rund 563.000 im Jahr 2006 auf rund 750.000 

im Jahr 2011, was einer Steigerung des Anteils der Leiharbeit an allen Kernerwerbstätigen von 

1,7 Prozent auf 2,1 Prozent entspricht. Seitdem ist jedoch ein leichter Rückgang bzw. eine 

Stagnation zu beobachten: In den Jahren 2014 und 2015 waren rund 670.000 Personen in der 

Leiharbeit beschäftigt. Der Anteil der ausschließlich geringfügig Beschäftigten93 hat zwischen 

1991 und 2015 einen Anstieg von rund 2 Prozent auf gut 6 Prozent erfahren, jedoch auch mit 

leichten Rückgängen in den letzten Jahren. Der größte Anstieg vollzog sich im Bereich der Teil­

zeitarbeit, deren Anteil an allen Beschäftigten von 7 Prozent im Jahr 1991 auf rund 13 Prozent 

im Jahr 2015 gestiegen ist. 94 

Diese Entwicklung der atypischen Beschäftigung zeigt auch eine vom BMAS für den Armuts­

und Reichtumsbericht in Auftrag gegebene Studie des RWI – Leibnitz-Institut für Wirtschaftsfor­

schung, die unten ausführlicher vorgestellt wird. Hiernach hat sich die Wahrscheinlichkeit eines 

Eintritts in atypische Beschäftigungen beim ersten Erwerbseintritt im Zeitraum 2008 bis 2012 

gegenüber dem Zeitraum 1992 bis 1995 um 28 Prozentpunkte erhöht. Bei Übergängen aus Ar­

beitslosigkeit erhöhte sie sich um 32 Prozentpunkte, bei Übergängen aus Nichterwerbstätigkeit 

um 22 Prozentpunkte und bei Beschäftigungswechseln um 16 Prozentpunkte.95 Interessant ist 

dabei, dass die Zunahme atypischer Beschäftigungsverhältnisse nicht in erster Linie auf die ge­

samtwirtschaftliche konjunkturelle Lage zurückgeführt wird: Zeiten hohen Wachstums, in denen 

die Wirtschaft boomt, unterscheiden sich nach den Ergebnissen der Studie in dieser Hinsicht 

nicht von Zeiten schwächeren Wachstums. 

Eine Studie des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) kommt hingegen zu dem 

Schluss, dass der Anteil der Personen in Normalarbeitsverhältnissen an allen Erwerbsfähigen 

seit 1984 nahezu konstant geblieben bzw. sogar leicht von 51 Prozent auf 54 Prozent (2013) 

angestiegen ist. Die Strukturveränderung wird anhand des Anteils an allen Erwerbstätigen deut­

lich, der im gleichen Zeitraum von 85 Prozent auf 76 Prozent sank.96 Dass die Zahl der unbefris­

tet sozialversicherungspflichtig Beschäftigten derzeit auf Rekordniveau liegt, stehe daher nicht 

im Widerspruch zur Feststellung einer Zunahme des Anteils atypischer Beschäftigung an der 

Gesamtbeschäftigung. Allerdings wird in dieser Studie eine sehr weite Definition der Normalar­

92 Nur Erwerbstätige im Alter von 15 bis 64 Jahren, nicht in Bildung/Ausbildung oder einem Wehr-/Zivil-, sowie 
Freiwilligendienst. 

93 Eine geringfügige Beschäftigung kann die einzige Beschäftigung sein oder als geringfügige Nebenbeschäfti­
gung zusätzlich zu einer anderen Erwerbstätigkeit ausgeübt werden. Die erste Variante steht hier im Fokus, da 
diese mit größeren sozialpolitischen Risiken einhergeht. 

94 Die Darstellung der Entwicklung der atypischen Beschäftigung in diesem Absatz sowie in der Tabelle A.III.5.1 
beruht auf den Daten des Mikrozensus (Statistisches Bundesamt), in dem Teilzeitbeschäftigung als Beschäfti­
gung mit einem wöchentlichen Umfang von weniger als 21 Stunden definiert ist. 

95 RWI (2016): S. 67. 
96 Arnold et al. (2015); vgl. auch Arnold et al. (2016). 
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beitsverhältnisse verwendet, die in der Arbeitsmarktforschung sonst nicht üblich ist, da hier Teil­

zeitbeschäftigung mit mehr als 18 Wochenstunden, Leiharbeit sowie die für die Dauer ihrer Aus­

bildung befristet beschäftigten Auszubildende eingeschlossen werden.97 

Dem Zuwachs an Teilzeitbeschäftigung liegen dabei auch sich wandelnde gesellschaftliche 

Trends zu Grunde:98 Rund vier Fünftel aller Teilzeitbeschäftigten sind Frauen, die diese Be­

schäftigungsform häufig zur Vereinbarung von Beruf und Familie nutzen.99 Gerade in West­

deutschland hat dabei ein Wandel stattgefunden: Die Erwerbstätigkeit von Frauen hat stark zu­

genommen; dieser Trend geht einher mit einem Anstieg an Teilzeitbeschäftigung.100 Während 

die Teilzeitbeschäftigung daher häufig freiwillig gewählt ist, ist jedoch zu beachten, dass nach 

Daten des Statistischen Bundesamtes im Jahr 2015 immerhin rund 13 Prozent unfreiwillig in 

Teilzeit arbeiteten und eine Vollzeitstelle anstrebten.101 Auf andere Formen der atypischen Be­

schäftigung ist die Frage der Freiwilligkeit ohnehin nicht übertragbar: Beispielsweise wählten 

von den befristetet Beschäftigten im gleichen Jahr nur 6 Prozent diese Form der Beschäftigung 

bewusst. Rund ein Viertel befand sich in einer Ausbildung, die übrigen 70 Prozent hatten keine 

unbefristete Stelle gefunden oder verfügten über einen Probevertrag.102 

III.5.2 Atypische Beschäftigung und prekäre Arbeit 

Für eine Beurteilung atypischer Beschäftigung unter Armuts- und Ungleichheitsgesichtspunkten 

ist es daher von zentraler Bedeutung, nach den unterschiedlichen Arten atypischer Beschäfti­

gung zu differenzieren. Der Begriff der „atypischen Beschäftigung“ stellt eine deskriptive Kate­

gorie dar, die in Abgrenzung zum „Normalarbeitsverhältnis“ gebildet wird, sodass die darunter 

Subsumierten keine homogene Gruppe bezeichnen.103 Ob Berufstätige sich etwa aus privaten 

oder familiären Gründen für eine Teilzeitbeschäftigung entscheiden oder ihren Arbeitszeit­

wunsch sonst nicht realisieren könnten, hat Auswirkungen auf die Einschätzung ihrer Arbeits­

marktsituation. Die unterschiedlichen Gründe für den Übergang in die verschiedenen Formen 

der atypischen Beschäftigung können auch erklären, weshalb – wie in Kapitel III.5.4 aufgezeigt 

wird – bestimmten Formen atypischer Beschäftigung eine Brückenfunktion zugeschrieben wer­

den kann (befristete Beschäftigung und Arbeitnehmerüberlassung), diese bei anderen jedoch 

bezweifelt wird (Teilzeit und geringfügige Beschäftigung). 

97 Arnold et al. (2015): S. 420. 
98 Für einen Überblick über die Motive der Beschäftigten und der Unternehmen, atypische Beschäftigung auszu­

üben bzw. zu nutzen und eine Analyse möglicher Gründe für die gestiegene Bedeutung atypischer Beschäfti­
gung siehe SVR (2008): S. 304 ff. 

99 Keller / Seifert (2011): S. 139. 
100 Holst / Wieber (2014): S. 974. 
101 Statistisches Bundesamt, Arbeitskräfteerhebung 2015. 
102 Statistisches Bundesamt, Arbeitskräfteerhebung 2015; für die anderen Beschäftigungsformen liegen keine ver­

gleichbaren Befunde vor (Keller et al. 2012). 
103 Für eine Diskussion einschließlich weiterführender Literatur vgl. RWI (2016): S. 17ff. 
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Ebenso sind die Unterschiede zwischen den verschiedenen Formen der atypischen Beschäfti­

gung für die damit verbundenen sozialen Risiken von Bedeutung.104 Im Zusammenhang mit der 

atypischen Beschäftigung wird auch von „prekärer Arbeit“ gesprochen, wobei atypische Be­

schäftigung nicht mit „prekärer Arbeit“ gleichzusetzen ist. Unter „prekärer Arbeit“ wird Folgendes 

verstanden: „Als prekär kann ein Erwerbsverhältnis bezeichnet werden, wenn die Beschäftigten 

aufgrund ihrer Tätigkeit deutlich unter ein Einkommens-, Schutz- und soziales Integrationsni­

veau sinken, das in der Gegenwartsgesellschaft als Standard definiert und mehrheitlich aner­

kannt wird. Und prekär ist Erwerbsarbeit auch, sofern sie subjektiv mit Sinnverlusten, Anerken­

nungsdefiziten und Planungsuntersicherheit in einem Ausmaß verbunden ist, das gesellschaftli­

che Standards deutlich zuungunsten der Beschäftigten korrigiert.“105 Diese Definition macht 

deutlich, dass prekäre Arbeit immer in Zusammenhang mit gesellschaftlichen Normen und Er­

wartungen – und insbesondere anderen Erwerbsformen – zu sehen ist.106 Gleichzeitig ist der 

Begriff „Prekarität“ damit nicht eindeutig definierbar und empirisch fassbar wie atypische Be­

schäftigung. Er erfolgt in Abgrenzung zu einem Verständnis von „normaler Arbeit“, und ist damit 

gesellschaftlich bzw. politisch strittig. Auch Aspekte der subjektiven Bewertung konkreter Ar­

beitsbedingungen müssen in den Blick genommen werden. 

Ihre Arbeitssituation nehmen prekär Beschäftigte in Relation zur Gesellschaft und zum Ideal 

des Normalarbeitsverhältnisses wahr, was „eine Mischung aus Verunsicherung, Scham, Wut 

und Resignation erzeugt“.107 Sie empfinden es als belastend, dass ihre Hoffnungen enttäuscht 

wurden, durch persönlichen Einsatz – wie Bildung oder gute Arbeitsleistungen – ein nicht-pre­

käres Beschäftigungsverhältnis zu erreichen.108 Wünsche nach Sinnhaftigkeit und Selbstver­

wirklichung bei der Arbeit werden nicht erfüllt. Normative Ansprüche an Arbeitsbedingungen 

werden als generell legitim, aber für die eigenen Beschäftigungsverhältnisse als nicht einklag­

bar bewertet. Wie die Prekaritätserfahrungen verarbeitet werden, hängt dabei auch von der Be­

schäftigungssituation von Personen im sozialen Netzwerk ab, also ob Bekannte, Verwandte und 

(ehemalige) Arbeitskolleginnen und -kollegen sich ebenfalls in einer prekären Beschäftigung be­

finden oder ob ihre Arbeitsmarktintegration als gelungen angesehen wird. 109 

104	 Auch Beschäftigte in einem Normalarbeitsverhältnis können von Prekarität betroffen sein, aber in der Regel auf 
geringerem Niveau; vgl. Keller / Seifert (2011: S. 141) sowie Auspurg / Gundert (2015): S.107ff. 

105	 Brinkmann et al. (2006): S. 17; für eine Diskussion verschiedener Definitionen von Prekarität vgl. auch Keller / 
Seifert (2011): S. 140f. 

106	 Vgl. hierzu auch das von Castel (2008) entwickelte Modell der verschiedenen Zonen der Arbeitsgesellschaft, 
das drei verschiedene Zonen unterscheidet: Die Zone der Integration, die Zone der Prekarität und die Zone der 
Entkopplung; dazu auch Brinkmann et al. (2006: S. 55ff) und Nachtwey (2016: S. 149). 

107	 Brinkmann et al. (2006): S. 58. 
108	 Gefken et al. (2015): S. 119f. 
109	 Die Ergebnisse beruhen auf 88 halbstrukturierten Interviews, Gruppenbefragungen und über 30 Expertenge­

sprächen. Untersucht wurden Leiharbeit, Teilzeitarbeit, befristete und geringfügige Beschäftigung. Vgl. Brink­
mann et al. (2006: S. 55ff.). Außerdem siehe Gefken et al. (2015): S. 119f. 
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Gleichzeitig ist es auch hinsichtlich der subjektiven Wahrnehmung von prekärer Arbeit wichtig, 

die verschiedenen Formen der atypischen Beschäftigung differenziert zu betrachten. Insbeson­

dere befristet Beschäftigte und Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer berichten über be­

grenzte Möglichkeiten für eine längerfristige Lebensplanung und eine damit einhergehende Un­

sicherheit. Auch bei der Frage der Arbeitszufriedenheit gibt es starke Unterschiede zwischen 

den verschiedenen Formen atypischer Beschäftigung. So haben Teilzeit- und geringfügig Be­

schäftigte sowie freie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter keine geringeren Zufriedenheitswerte als 

Normalbeschäftigte. Befristete Beschäftigung geht demgegenüber mit signifikant negativen Ef­

fekten bei der Arbeitszufriedenheit einher, und teilweise auch bei der Zufriedenheit mit dem Le­

bensstandard.110 Dies legt den Schluss nahe, dass auch hier die Frage der individuellen Le­

benssituation entscheidender ist als die der generellen atypischen Beschäftigung. 

Prekäre Arbeit wirkt zudem nicht nur auf die Betroffenen selbst, sondern führt zu einer "Destabi­

lisierung des Stabilen“, wirkt sich also auf die Stabilität des Arbeitsumfeldes aus.111 Beispiels­

weise übernehmen Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer häufig die gleiche Arbeit zu 

geringeren Löhnen, was – wie empirische Studien zeigen – einen Disziplinierungseffekt auf die 

Stammbelegschaft auslösen kann.112 Die Stammbelegschaft sieht in der Leiharbeitnehmer­

schaft eine „Deklassierung, die Entwertung ihres Wissens, und Könnens“; Leiharbeit verdeut­

licht ihnen ihre Ersetzbarkeit. 113 Prekäre Arbeit wirkt hierdurch letztlich auf die Handlungsmög­

lichkeiten der Betriebsräte sowie auf Tarifverhandlungen zurück, da qualitative Aspekte der Ge­

staltung der Arbeitsplätze weniger durchsetzungsfähig werden.114 

Atypische Beschäftigung wird vor allem dann zur prekären Beschäftigung, wenn Auswirkungen 

auf Entlohnung und berufliche Stabilität entstehen. Bisherige Studien weisen solche negativen 

Effekte zumindest für einen begrenzten Zeitraum, also kurzfristig nach Eintritt der atypischen 

Beschäftigung, nach. Zwar kommt die Literatur zu der Einschätzung, dass sich diese Effekte 

langfristig verflüchtigen können. Das Ergebnis, dass atypisch Beschäftigte (insbesondere ge­

ringfügig Beschäftigte und Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer) Lohnnachteile erfah­

ren, ist jedoch insofern kritisch, als sie gleichzeitig im Durchschnitt einer höheren Berufsunsi­

cherheit ausgesetzt sind.115 Auch die Weiterbildungsteilnahme ist bei atypisch Beschäftigten ge­

ringer, teilweise sogar geringer als bei Arbeitslosen. Damit sind atypisch Beschäftigte vom Ri­

siko einer Erosion beruflicher Qualifikation betroffen, wiederum mit der Folge von (langfristigen) 

Beschäftigungs- und Verdienstrisiken.116 Für die sozialpolitische Beurteilung atypischer Be­

110 RWI (2016): S. 126f; vgl. auch ZEW (2015).
 
111 Castel (2008): S. 357; vgl. auch Brinkmann et al. (2006).
 
112 Vgl. Holst (2009), der auch eine Übersicht über bisherige Studien gibt. 
113 Bourdieu et al. (1997): S. 313. 
114 Brinkmann et al. (2006): S. 62. 
115 Für eine Literaturübersicht vgl. RWI (2016): S. 19f. 
116 Für eine Literaturübersicht vgl. RWI (2016): S. 21. 
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schäftigungsformen ist es sinnvoll, deren Auftreten und Auswirkungen nicht nur punktuell, son­

dern im Verlauf über mehrere Beobachtungszeitpunkte hinweg und im Kontext des Lebenslaufs 

der betroffenen Beschäftigen zu betrachten. 

Prekäre Beschäftigte schätzen ihre Gesundheit schlechter ein als nicht-prekär Beschäftigte. Im 

Rahmen der Studie „Gesundheit in Deutschland aktuell“ (GEDA) wurden die Interviewten nach 

ihrer körperlichen und seelischen Gesundheit – unabhängig von einer Krankmeldung – ge­

fragt.117 Prekär Beschäftigte gaben an, an einer deutlich höheren Anzahl von Tagen (Frauen: 

um 35 Prozent mehr Tage, Männer: 49 Prozent) als nicht-prekär Beschäftigte unter körperlichen 

Beschwerden zu leiden.118 Vergleichbare Unterschiede zeigen sich auch bei der seelischen Ge­

sundheit und funktionalen Beeinträchtigungen119 bei Alltagsaktivitäten. Die subjektive Einschät­

zung von Vitalität und psychischem Wohlbefinden ist bei prekär Beschäftigten ebenfalls deutlich 

niedriger; zudem deuten Ergebnisse von Langzeitstudien auf einen negativen Zusammenhang 

mit der psychischen Gesundheit hin, wenn das eigene Beschäftigungsverhältnis als unsicher 

empfunden wird.120 Im Hinblick auf die Prävention von Erkrankungen zeigt sich darüber hinaus, 

dass Beschäftigungen in der Leiharbeit sowie befristete Beschäftigungen im Durchschnitt durch 

höhere körperliche Anforderungen sowie eine höhere Arbeitsintensität gekennzeichnet sind.121 

Auch die Inanspruchnahme betrieblicher Arbeits- und Gesundheitsschutzmaßnahmen sind zwi­

schen verschiedenen Beschäftigungsformen unterschiedlich verteilt.122 

III.5.3 Betroffenheit von atypischer Beschäftigung 

Vor diesem Hintergrund haben zwei für den Armuts- und Reichtumsbericht in Auftrag gegebene 

Studien, die vom RWI und dem Niedersächsischen Institut für Wirtschaftsforschung (NIW) 

durchgeführt worden sind, eine systematische Untersuchung der Auswirkungen von atypischer 

Beschäftigung im Lebenslauf unternommen. Hierfür wurde ein eigens zusammengestellter 

Längsschnittdatensatz ausgewertet, welcher Befragungsdaten des Nationalen Bildungspanels 

(NEPS) mit administrativen Daten der BA verbindet (NEPS-ADIAP-Datensatz). Anders als das 

Gros der existierenden Studien zu dem Thema hatten diese als wichtigen Untersuchungsge­

genstand, wie sich bei jüngeren Geburtskohorten die insgesamt höhere Betroffenheit durch aty­

pische Beschäftigung auf die Erwerbsverläufe auswirkt. 

117 Kroll / Lampert (2012). 
118 Die Studie definiert prekäre Beschäftigung wie folgt: „Erwerbstätige, die keine unbefristeten, sozialversiche­

rungspflichtigen Tätigkeiten ausüben oder ihre eigene Beschäftigung als gefährdet wahrnehmen“ (Robert Koch-
Institut (2015): S. 2. 

119 Begriff wird im Glossar erläutert. 
120 Robert Koch-Institut (2015): S. 2. 
121 Für eine Literaturübersicht vgl. Keller / Seifert (2011): S. 141. 
122 Becker / Engel (2015): S. 181. 
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Aufgrund der Heterogenität der Kategorie „atypische Beschäftigung“ unterscheiden sich deren 

Dauer und Zeitpunkt im Lebenslauf stark zwischen unterschiedlichen Personengruppen. Im Fol­

genden geht es zunächst darum, sich dieser Heterogenität insbesondere für die Kohorte der 

zwischen 1974 und 1986 Geborenen deskriptiv anzunähern. Hierfür wurde der gesamte Er­

werbsverlauf von Personen ab dem 16. Lebensjahr hinweg betrachtet und ausgewertet, in wel­

chem Lebensalter und für wie lange eine Person Phasen der Ausbildung, atypischen Beschäfti­

gung, Normalbeschäftigung, sonstigen Erwerbstätigkeit, Arbeitslosigkeit oder Nichterwerbstätig­

keit durchlief. Aus der Vielzahl an möglichen Abfolgen derartiger Phasen (Sequenzen) wurden 

mit dem Verfahren der Sequenzanalyse ähnliche Muster in Erwerbsverläufen identifiziert, wel­

che dann zu Typen zusammengefasst wurden. Diese Typen wurden schließlich anhand ihrer 

soziodemografischen Merkmale beschrieben, und ihre Häufigkeit wurde ausgezählt. 

Nach dieser Methode lassen sich Personen anhand von Geschlecht, Qualifikation und Erwerbs-

verlauf zu den insgesamt neun in Schaubild A.III.5.1 dargestellten Clustern zusammenfassen.123 

Bei allen Erwerbsverlauf-Typen kommt atypische Beschäftigung im Lebenslauf insbesondere 

am Anfang des Berufslebens vor. Insofern ist atypische Beschäftigung für viele Betroffene tat­

sächlich ein Phänomen des frühen Berufslebens und des jungen Erwachsenenalters und wird 

entsprechend in Kapitel B.II nochmals gesondert und detailliert für diesen Lebensabschnitt be­

handelt. Insbesondere bei Fachkräften und Akademikern mit reibungslosem Berufseinstieg 

mündet eine kurze Phase atypischer Beschäftigung (oftmals befristete Beschäftigung) anschlie­

ßend in eine mehr oder weniger stabile Normalarbeitsverhältnis-Karriere. Diese drei Typen ma­

chen 46 Prozent der zwischen 1974 und 1986 geborenen Personen aus und 25 Prozent der 

atypisch Beschäftigten in dieser Kohorte (rechte Seite des Schaubilds). 

Umgekehrt gilt es in dieser Kohorte Gruppen, für die atypische Beschäftigung offenbar auch 

mittelfristig keine Brückenfunktion in ein Normalarbeitsverhältnis hat. Für die in der Studie als 

„Akademiker mit schwierigem Berufseinstieg“ und als „Teilzeitarbeitende mittlerer Qualifikation“ 

charakterisierten Typen bleibt eine atypische Beschäftigung während des Beobachtungszeit­

raums meist die einzige oder überwiegende Form der Teilhabe am Arbeitsmarkt. Sie machen 

zusammen genommen zwar lediglich 13 Prozent der Kohorte aus, doch bilden sie 47 Prozent 

aller darin von atypischer Beschäftigung betroffenen Personen. 

123	 RWI (2016): S. 43 ff. Es ist dabei zu beachten, dass es sich bei den derart ermittelten Typen um Ergebnisse 
eines clusteranalytischen Verfahrens handelt. Mit dem Verfahren der Sequenzanalyse werden einander ähnli­
che empirische Fälle gruppiert, wobei von weniger bedeutsamen empirischen Unterschieden abstrahiert wird. 
Es geht also weniger um eine möglichst präzise Abbildung der empirischen Realität als vielmehr darum, we­
sentliche Unterschiede sichtbar zu machen. 
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Schaubild A.III.5.1: 
Erwerbstypen in den Jahrgängen 1974 bis 1986: Dauer ihrer Erwerbszustände, Anteile an 
der Bevölkerung und an allen atypisch Beschäftigten der Altersklasse 

Quelle: Berechnungen des RWI auf Basis des NEPS-SC6-ADIAB (2016): Geburtsjahrgänge 1974 bis 
1986. 

Unter dem Gesichtspunkt der Entstehung bzw. Verfestigung von Armut und Ungleichheit beson­

ders wichtig sind schließlich zwei Gruppen, für die auf eine Phase der atypischen Beschäftigung 

zu Anfang des Berufslebens lange Phasen der Arbeitslosigkeit bzw. Inaktivität am Arbeitsmarkt 

folgen. Hier sind zum einen die in der Studie so genannten „traditionellen Hausfrauen“ betrof­

fen. Sie machen noch 5 Prozent der Kohorte der zwischen 1974 und 1986 geborenen Personen 

aus und ebenfalls 5 Prozent aller hierin atypisch Beschäftigten. Zum anderen klassifiziert die 

hier ausgewertete Studie 10 Prozent der Kohorte (und auch 10 Prozent der atypisch Beschäftig­

ten) als „abgehängte Geringqualifizierte“. Ihnen gelingt es weder, aus atypischer Beschäftigung 

heraus in ein Normalarbeitsverhältnis zu kommen, noch können sie über längere Zeit in atypi­

schen Arbeitsverhältnissen am Arbeitsmarkt teilnehmen. Sie sind folglich stark von Arbeitslosig­

keit betroffen.124 Im Vergleich zu früheren Geburtskohorten hat sich der Anteil dieses Clusters 

an der Bevölkerung der Altersgruppe von 4 auf 10 Prozent mehr als verdoppelt. 

Ein wichtiges analytisches Unterscheidungsmerkmal ist die Frage, ob eine atypische Beschäfti­

gung bei dem ersten Erwerbseintritt, nach Phasen der Arbeitslosigkeit bzw. Nichterwerbstätig­

keit oder beim Übergang aus vorheriger Beschäftigung (Jobwechsel) eintritt. So waren in den 

124 RWI (2016): S. 49. 
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Jahren 1992 bis 2012 durchschnittlich knapp die Hälfte (48 Prozent) aller Berufseinstiege atypi­

sche Beschäftigungsverhältnisse, verglichen mit 46 Prozent Normalbeschäftigung und etwa 

6 Prozent sonstiger Erwerbstätigkeit (primär Selbstständigkeit). Beim ersten Erwerbseintritt 

machten Befristungen mit 54 Prozent das Gros der atypischen Beschäftigungsformen aus. Ein 

nicht unerheblicher Teil der ersten Erwerbseintritte erfolgte jedoch auch in Teilzeit (26 Prozent) 

oder geringfügiger Beschäftigung (10 Prozent). Dabei gibt es bedeutende Unterschiede nach 

Geschlecht. So waren 21 Prozent der beim Berufseintritt atypisch beschäftigten Männer in Teil­

zeit oder geringfügig beschäftigt, verglichen mit 47 Prozent bei den Frauen. Übergänge aus Ar­

beitslosigkeit und Nichterwerbstätigkeit mündeten häufiger, nämlich zu 59 Prozent, in atypische 

Beschäftigungsverhältnisse. 

Jobwechsel dagegen führten nur in 35 Prozent aller Fälle zu atypischer Beschäftigung. Hier ist 

die Art der vorherigen Tätigkeit entscheidend: So gingen 29 Prozent der Personen, die vor dem 

Beschäftigungswechsel atypisch beschäftigt waren, bei einem Jobwechsel in eine Normalbe­

schäftigung über. Demgegenüber waren drei Viertel der Personen, die vorher normalbeschäftigt 

waren, nach einem Beschäftigungswechsel erneut in Normalbeschäftigung. Somit kann zwar 

von einer erheblichen Persistenz der Betroffenheit von atypischer Beschäftigung gesprochen 

werden, nicht aber von komplett segmentierten Welten ohne Wechselmöglichkeiten. Dabei ist 

auch zu berücksichtigen, dass ein beträchtlicher Anteil der atypischen Beschäftigungsverhält­

nisse (insbesondere Teilzeit) erwünscht ist. 

Wird die Verteilung atypischer Beschäftigung nach soziodemografischen Merkmalen betrachtet, 

so treten starke Unterschiede je nach Bildungshintergrund, Geschlecht, aber auch für einzelne 

Berufsgruppen, zutage. 

Mit Blick auf soziodemografische Unterschiede fällt zunächst in den Blick, dass Bildung einen 

klaren Einfluss auf die Wahrscheinlichkeit hat, atypisch beschäftigt zu sein. Allerdings ist dieser 

Zusammenhang komplex. So ist zunächst festzustellen, dass bei früheren Kohorten atypische 

Beschäftigung – insbesondere zu Beginn des Berufslebens – weitestgehend höher qualifizierte 

Personen betraf. Dieser Zusammenhang gilt nach wie vor: Studienabsolventinnen und Studien­

absolventen sind zu Beginn ihres Berufslebens – ohne Teilzeit mitzuzählen – häufiger atypisch 

beschäftigt (39 Prozent der Männer, 34 Prozent der Frauen).125 Jedoch waren in der jüngsten 

analysierten Geburtskohorte (1970 – 1986) ca. 20 Prozent der Absolventinnen und Absolventen 

einer Berufsausbildung atypisch (ebenfalls ohne Teilzeitbeschäftigung) beschäftigt. Betrachtet 

man jedoch nicht nur die Phase des Berufseintritts – siehe hierzu noch detaillierter Kapitel B.II.2 

– so ist umgekehrt festzustellen, dass Bildung grundsätzlich die Wahrscheinlichkeit erhöht, in 

Normalbeschäftigung einzutreten. Die Übergangsquoten in atypische Beschäftigung von Perso­

125 IAW (2016): S. 98. 
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nen mit geringer Bildung sind höher als jene von Personen mit mittlerer Bildung, deren Über­

gangsquoten wiederum höher sind als die von Personen mit hoher Bildung. Diese Unterschiede 

erweisen sich auch nach Kontrolle weiterer individueller Merkmale als bedeutend und sind in 

der Regel statistisch signifikant. Trotz der erhöhten Wahrscheinlichkeit von atypischer Beschäf­

tigung beim Berufseinstieg gilt somit, dass Bildung grundsätzlich atypische Beschäftigung un­

wahrscheinlicher macht.126 

Multivariate Analysen für die Jahre 1992 bis 2012 bestätigen die bereits angesprochenen be­

trächtlichen Geschlechterunterschiede bei der Betroffenheit von atypischer Beschäftigung.127 

Diese bestehen insbesondere hinsichtlich der Ausübung einer Teilzeitbeschäftigung und unter­

scheiden sich stark zwischen Ost- und Westdeutschland sowie nach Haushaltskontext. So gin­

gen westdeutsche Frauen in der Regel signifikant häufiger in atypische Beschäftigung (d. h. 

meist in Teilzeitbeschäftigung) über, wenn sie Kinder haben, unabhängig davon, ob sie alleiner­

ziehend waren oder mit einem Partner zusammenlebten. Letzteres spiegelt das traditionelle Al­

leinernährer-Modell wider, wonach Väter die Haupternährer der Familie sind und Mütter, wenn 

überhaupt, in Teilzeit oder geringfügigem Umfang erwerbstätig sind. Bei ostdeutschen Frauen 

waren derartige Zusammenhänge zwischen der Familiensituation und der Erwerbstätigkeit nur 

vereinzelt bei Übergängen aus Nichterwerbstätigkeit festzustellen. Für Männer stellten Kinder 

im Haushalt weder in Ost- noch in Westdeutschland ein erhöhtes Risiko für einen Eintritt oder 

Übergang in atypische Beschäftigung dar. Im Gegenteil hatten allein lebende Männer ohne 

Kinder das höchste Risiko atypischer Beschäftigung. 

Für Menschen mit Behinderung ergibt sich kein eindeutiges Bild bei der Betroffenheit von atypi­

scher Beschäftigung. Beim ersten Erwerbseintritt, nach einem Übergang aus Arbeitslosigkeit 

und nach einem Beschäftigungswechsel unterschied sich dieses nicht vom Risiko der Men­

schen ohne Behinderung. Allerdings war ihre Wahrscheinlichkeit, atypisch beschäftigt zu sein, 

nach einem Übergang aus Nichterwerbstätigkeit 10 Prozentpunkte höher als bei Menschen 

ohne Behinderung. 

Personen mit Migrationshintergrund traten nach Berücksichtigung der sonstigen personenspezi­

fischen Merkmale nicht mit signifikant höherer oder geringerer Wahrscheinlichkeit in atypische 

Beschäftigung über. Lediglich nach einem Übergang aus Arbeitslosigkeit war ihre Wahrschein­

lichkeit für atypische Beschäftigung um (statistisch signifikante) 3 Prozentpunkte höher. 

Der Vergleich nach Branchen zeigt, dass die Anteile atypisch Beschäftigter im verarbeitenden 

Gewerbe, Baugewerbe und Handwerk am niedrigsten ausfallen.128 Dies liegt möglicherweise 

126 RWI (2016): S. 61. 
127 RWI (2016): S. 60 ff. 
128 RWI (2016): S. 67 ff. 
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auch an den geringen Frauenanteilen in diesen Branchen (da Frauen überproportional in Teil­

zeitbeschäftigung beschäftigt sind). Deutlich häufiger wird atypische Beschäftigung genutzt in 

der öffentlichen Verwaltung, in Unternehmen der Branchen Erziehung und Unterricht, sowie im 

Gesundheits- und Sozialwesen. Außerdem sind die Wirtschaftszweige „Kunst, Erholung, sons­

tige Dienstleistungen, Dienstleistungen für private Haushalte (RST)“, „Grundstücks- und Woh­

nungswesen, freiberufliche Dienstleistungen, wirtschaftliche Dienstleistungen (LMN)“, „Gastge­

werbe“ sowie „Handel und Instandhaltung/Reparatur von Kfz“ überdurchschnittlich betroffen. 

Die sich aus den verschiedenen Einflussfaktoren ergebenden Wahrscheinlichkeiten für einen 

Erwerbseintritt/Übergang in atypische Beschäftigung führen dazu, dass sich die Struktur von 

Normalbeschäftigten teils deutlich von jener der atypisch Beschäftigten unterscheidet. So kann 

zusammenfassend festgestellt werden, dass Personen, die nach einem Erwerbseintritt/Über­

gang atypisch beschäftigt sind, deutlich öfter weiblich, gering qualifiziert, älter sind und in be­

stimmten Branchen wie der öffentlichen Verwaltung, Erziehung und Unterricht oder Gesund­

heits- und Sozialwesen arbeiten als Personen, die nach einem Erwerbseintritt/Übergang in Nor­

malbeschäftigung sind. 

III.5.4	 Auswirkungen atypischer Beschäftigung auf Übergänge in Arbeitslosig­

keit und Normalbeschäftigung 

Die Auswirkungen atypischer Beschäftigung auf Einkommen, Beschäftigungssicherheit und 

Übergangswahrscheinlichkeit in ein Normalarbeitsverhältnis konnten bislang nicht abschließend 

bewertet werden. Unter anderem gab es in der bisherigen Forschung nur wenige langfristige 

Analysen zu den Auswirkungen verschiedener Formen atypischer Beschäftigung in der Lebens­

laufperspektive. Derartige Untersuchungen erfordern nicht nur entsprechende Längsschnittda­

ten, wie den hier aus Befragungsdaten zu Erwerbsbiografien und Verwaltungsdaten zusammen­

gesetzten NEPS-ADIAB-Datensatz.129 Daneben müssen die statistischen Analysemodelle be­

rücksichtigen können, dass Arbeitsmarktergebnisse durch eine Vielzahl beobachtbarer Merkmale 

(z. B. formale Qualifikation, Geschlecht) als auch unbeobachtbarer Faktoren (z. B. Motivation, 

Intensität der Arbeitsuche) beeinflusst sind. Diese sind nur teilweise im Zeitverlauf konstant; man­

che können sich durch bestimmte Ereignisse verändern. Letzteres kann beispielsweise der Fall 

sein, wenn der Eintritt in atypische Beschäftigung Auswirkungen auf die berufliche Entwicklung 

in der Folgezeit hat. Ebenso wichtig ist es, mögliche sogenannte Pfadabhängigkeiten zu berück­

sichtigen, um zu zeigen, ob eine Person bereits vor Eintritt in die atypische Beschäftigung häufi­

ger arbeitslos oder armutsgefährdet war oder SGB II-Leistungen bezogen hat, oder ob dies erst 

Auswirkungen der atypischen Beschäftigung sind. 

129 Näher erläutert sind die Datensätze und die verwendeten Analysemodelle im Glossar. 
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Um zur Schließung dieser Forschungslücke beizutragen, wurden für die im Folgenden zitierten 

Gutachten auf Grundlage des oben beschriebenen NEPS-ADIAP-Datensatzes systematisch 

umfassende Analysen durchgeführt, die erste Ergebnisse liefern. Es besteht jedoch noch weite­

rer Forschungsbedarf.130 

Um die Auswirkungen von atypischer Beschäftigung auf die Beschäftigungsstabilität – insbe­

sondere das Risiko einer erneuten Arbeitslosigkeit – zu messen, wurde danach differenziert, ob 

atypische Beschäftigung beim Berufseinstieg oder aus der Arbeitslosigkeit heraus aufgenom­

men wurde. Zudem wurden Analysen für jede der verschiedenen Arten atypischer Beschäfti­

gung getrennt durchgeführt: 

•	 Erfolgte der erste Erwerbseintritt in atypischer Beschäftigung, waren kaum Unterschiede 

hinsichtlich der Auswirkungen auf Erwerbstätigkeit, Arbeitslosigkeit und Nichterwerbstätig­

keit zwischen befristeter Beschäftigung auf der einen und Teilzeit/geringfügiger Beschäfti­

gung auf der anderen Seite feststellbar, und langfristig auch nicht im Vergleich zur Normal­

beschäftigung; 

•	 Dies stellte sich grundlegend anders dar, wenn eine atypische Beschäftigung aus Arbeitslo­

sigkeit oder aus Nichterwerbstätigkeit heraus aufgenommen wurde. In diesem Fall war be­

fristete Beschäftigung mit negativen Effekten verbunden (verglichen mit Personen in Nor­

malbeschäftigung); 

•	 Dieser Befund gilt, wie auch andere Analysen zeigen, jedoch nicht für Teilzeit- oder gering­

fügige Beschäftigung; diese Formen der atypischen Beschäftigung gingen teilweise sogar 

mit positiven Effekten einher. So war die Wahrscheinlichkeit, erwerbstätig zu sein, teilweise 

signifikant höher und die Wahrscheinlichkeit, nichterwerbstätig zu sein, teilweise signifikant 

geringer.131 Dies deutet wiederum darauf hin, dass es sich bei Teilzeitbeschäftigung tenden­

ziell um sehr stabile, oftmals unbefristete Beschäftigungsverhältnisse handelte, deren Ge­

meinsamkeit mit anderen Formen atypischer Beschäftigung (etwa Befristungen) sich ledig­

lich aus der Abgrenzung zum Normalarbeitsverhältnis ergibt; 

•	 Dagegen liegt die Wahrscheinlichkeit, nach zwei Jahren befristeter Beschäftigung in Arbeits­

losigkeit zu wechseln, bei rund 17 Prozent, nach fünf Jahren bei 31 Prozent;132 

•	 Die negativen Effekte auf die Beschäftigungswahrscheinlichkeit sind für die Arbeitnehmer­

überlassung noch stärker ausgeprägt.133 

130	 Bei Fixed-Effects-Regressionen werden durch Berücksichtigung von individuenspezifischen Paramentern, die 
über die Zeit konstant sind (daher fixed effects), unbeobachtbare und indirekte Einflüsse in die Schätzung ein­
bezogen. Diese Methode ermöglicht, die Wirkung atypischer Beschäftigung abzuschätzen und dabei die mögli­
chen Wirkungen einer Vielzahl beobachtbarer Merkmale (Qualifikation, Geschlecht, etc.) als auch unbeobacht­
barer Merkmale (Motivation, etc.) herauszufiltern. Dynamische Panelmodelle beziehen die Erwerbshistorie der 
untersuchten Personen mit ein und ermöglichen die Identifikation von Pfadabhängigkeiten. (Thomsen et al. 
(2016): S.70). 

131	 Thomsen et al. (2016): S.179; RWI (2016): S. 97; vgl. auch Bönke et al. (2015a), die auf Basis von SOEP-Daten 
für die Jahre 2002-2012 zu ähnlichen Ergebnissen kommen. 

132 Thomsen et al. (2016): S. 173. 
133 RWI (2016): S. 97f. 
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Sogenannte „lock-in“-Effekte liegen vor, wenn atypisch Beschäftigte eine geringere Wahr­

scheinlichkeit aufweisen, in ein Normalarbeitsverhältnis zu wechseln als ansonsten vergleich­

bare Normalerwerbstätige oder auch im Vergleich zu Nicht-Erwerbstätigen. Hier kann auf Basis 

dynamischer Panelschätzungen konstatiert werden, dass keine der atypischen Beschäftigungs­

formen im Vergleich zu Arbeitslosigkeit kurz- und mittelfristig die Wahrscheinlichkeit für die In­

tegration in reguläre Beschäftigung erhöht. So beträgt die Übergangswahrscheinlichkeit aus 

atypischer Beschäftigung in Normalbeschäftigung nach fünf Jahren rund 20 Prozent, während 

sie bei Arbeitslosen ca. 30 Prozent betrug. Weiterhin haben in der Vorperiode atypisch Beschäf­

tigte eine rund 33 Prozentpunkte geringere Wahrscheinlichkeit als in der Vorperiode Normalbe­

schäftigte, aktuell einer Normalbeschäftigung nachzugehen. Die Schlussfolgerungen für die 

Teilstichproben von Männern und Frauen sind dabei sehr ähnlich. 134 

Dieser Befund ist deutlich zu differenzieren nach Art der atypischen Beschäftigung. Zwar kann 

eine geringere Wahrscheinlichkeit, im Anschluss an eine atypische Beschäftigung einer Normal­

beschäftigung nachzugehen, tatsächlich für alle Formen atypischer Beschäftigung nachgewie­

sen werden – diese fällt jedoch für Befristung und Arbeitnehmerüberlassung weitaus günstiger 

aus als für Teilzeitbeschäftigung. So beträgt die Übergangswahrscheinlichkeit für befristet Be­

schäftigte nach fünf Jahren ca. 37 Prozent und für Personen in Arbeitnehmerüberlassung rund 

34 Prozent. Verglichen hiermit ist die Übergangswahrscheinlichkeit von Teilzeitbeschäftigten mit 

rund 9 Prozent sehr gering. 135 Der Unterschied ist plausibel, wenn davon ausgegangen wird, 

dass eine Teilzeitbeschäftigung in den meisten Fällen von den Beschäftigten selbst angestrebt 

wird. Zugleich belegen alle bekannten Daten über Arbeitszeitwünsche und -wirklichkeit, dass 

viele Teilzeitbeschäftigte eine höhere Arbeitszeit wünschen.136 

Bei befristeten Beschäftigungsverhältnissen sind die Übergangswahrscheinlichkeiten sehr diffe­

renziert zu beurteilen: Befristet Beschäftigte haben im Vergleich zu anderen atypischen Be­

schäftigungsformen einerseits die höchste Wahrscheinlichkeit, arbeitslos zu werden. Anderer­

seits weisen sie unter allen atypisch Beschäftigten die größte Wahrscheinlichkeit auf, in ein re­

guläres Beschäftigungsverhältnis zu wechseln.137 

Die Ergebnisse für Beschäftigte in Arbeitnehmerüberlassung sind vereinbar mit anderen Unter­

suchungen, die ebenfalls feststellen, dass Personen, die aus der Arbeitslosigkeit in die Arbeit­

nehmerüberlassung wechseln, während dieser Beschäftigung (oder direkt im Anschluss daran) 

134 Thomsen et al. (2016): S. 162ff.
 
135 Für eine Analyse der Beschäftigungsdauern - auch nach Qualifikationsniveau - in der Arbeitnehmerüberlassung
 

im Zeitraum von 2000 bis 2012 vgl. Haller / Jahn (2014).; vgl. auch: Thomsen et al. (2016): S. 179. 
136 Vgl. Tobsch / Holst (im Erscheinen); Wanger / Weber (2016); Rengers (2015); Wanger (2015), SVR (2012). 
137 Thomsen et al. (2016): S. 172. 
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seltener eine andere Beschäftigung finden als Arbeitslose, die keine Tätigkeit in der Leiharbeits­

branche aufnehmen.138 Ein etwas differenzierteres Bild ergibt sich, wenn neben diesem soge­

nannten „in-treatment-Effekt“ auch sogenannte „post-treatment-Effekte“ in der Analyse berück­

sichtigt werden. Der Gesamteffekt auf die Wahrscheinlichkeit eine Beschäftigung aufzunehmen, 

ergibt sich aus der Kombination der beiden gennannten Effekte: Demnach steigt für Arbeitslose, 

die zuvor in der Arbeitnehmerüberlassung beschäftigt waren, die Wahrscheinlichkeit eines 

Übergangs in ein Normalarbeitsverhältnis im Vergleich zu Arbeitslosen, die zuvor keine Tätig­

keit in der Arbeitnehmerüberlassung aufgenommen hatten, wenn die Beschäftigung in Arbeit­

nehmerüberlassung nicht zu lange dauert.139 

III.5.5	 Auswirkungen auf Einkommen, Armutsgefährdung und SGB II-Leis­

tungsbezug 

Für die sozialpolitische Bewertung atypischer Beschäftigung spielt der Zusammenhang von aty­

pischer Beschäftigung und Höhe der Einkommen eine Rolle, sowie die Frage, ob sich hieraus 

Auswirkungen auf Armutsrisiko und Bezug von Grundsicherungsleistungen (Aufstocker im 

Rechtskreis SGB II) ergeben. 

Zunächst lässt sich festhalten, dass atypisch beschäftigte Personen eindeutig häufiger Niedrig­

löhne140 (hier: 66 Prozent des Durchschnittseinkommens) beziehen als Personen in Normalar­

beitsverhältnissen. Wie auch die bereits oben zitierten Berechnungen des IAQ belegen, gehen 

atypische Beschäftigungsformen wie Befristung sowie geringfügige Beschäftigung mit einem 

deutlich höheren Risiko von Niedriglohnbezug einher.141 Diese Ergebnisse bestätigen sich teil­

weise in den hier ausgewerteten multivariaten Analysen des NIW. 

Wird dabei zunächst nicht weiter nach den Formen atypischer Beschäftigung differenziert, so 

ergibt die Schätzung auf Basis von Paneldaten eine um gut 6 Prozentpunkte erhöhte Wahr­

scheinlichkeit gegenüber regulär Beschäftigten, Niedriglohn zu beziehen. 

Differenziert man nach den einzelnen Formen atypischer Beschäftigung, so wird deutlich, dass 

insbesondere Teilzeitbeschäftigte häufiger Niedriglohn beziehen als Normalbeschäftigte. Auch 

hier gibt es Unterschiede zwischen Männern und Frauen. So ist die Wahrscheinlichkeit, Niedrig­

lohn zu beziehen, für teilzeitbeschäftigte Frauen mit +11 bis +14 Prozentpunkten gegenüber 

138 Kvasnicka (2009); Burkert / Garloff / Lepper (2014)
 
139 Jahn (2016). Eine solche Brückenfunktion der Arbeitnehmerüberlassung konstatiert auch SVR (2012): S. 317.
 
140 Die folgenden Ergebnisse beziehen sich auf Thomsen et al. (2016): S. 125ff. Aufgrund fehlender Informationen
 

zu Stundenlöhnen wird hier das Brutto-Jahreseinkommen als Bezugsbasis verwendet, was - neben der unter­
schiedlichen Datenquelle - dazu führt, dass die deskriptiven Wahrscheinlichkeiten von jenen abweichen, die 
Kalina / Weinkopf (2015) berechnen. An dieser Stelle wird daher schwerpunktmäßig auf die Ergebnisse der dy­
namischen Panel-Regression eingegangen. 

141 Kalina / Weinkopf (2015). 
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Normalbeschäftigten deutlich höher als für Männer (+8 Prozentpunkte), für die Teilzeitbeschäfti­

gung mit mehr als 20 Wochenstunden weiterhin keinen signifikanten Einfluss aufweist. In ge­

ringfügiger Beschäftigung haben hingegen nur Männer längerfristig ein erhöhtes Risiko für 

Niedriglohnbezug. 

Auch Leiharbeit steht im Zusammenhang mit einer erhöhten Wahrscheinlichkeit, Niedriglohn zu 

beziehen. Betrachtet man dabei Erwerbsverläufe über längere Zeiträume hinweg, so wird deut­

lich, dass Beschäftigte in Arbeitnehmerüberlassung bereits vor dem Eintritt in atypische Be­

schäftigung in erhöhtem Maße von Niedriglöhnen betroffen waren. Eine erhoffte Brückenfunk­

tion in besser bezahlte Beschäftigungsverhältnisse tritt zumindest kurzfristig nicht ein. 

Diese Ergebnisse sind robust gegenüber verschiedenen individuellen und Beschäftigungsmerk­

malen. Mit anderen Worten: Die Wahrscheinlichkeit, Niedriglöhne zu beziehen, wird nicht al­

leine durch individuelle Merkmale wie Geschlecht, Alter und Qualifikation oder Branchenzuge­

hörigkeit bestimmt, sondern steht zu einem entscheidenden Teil auch in einem Zusammenhang 

mit der Form der atypischen Beschäftigung selbst.142 

In diesem Zusammenhang überrascht es nicht, dass die Wahrscheinlichkeit, ergänzend zu Er­

werbseinkommen SGB II-Leistungen zu beziehen – also ein Erwerbseinkommen aufzustocken 

– für alle hier untersuchten Gruppen atypischer Beschäftigung ebenfalls höher ausfällt als bei 

Normalbeschäftigten. Auch wenn im Rahmen einer Wirkungsanalyse individuelle Merkmale 

konstant gehalten werden, beziehen atypisch Beschäftigte um 2 Prozentpunkte häufiger zusätz­

liche Leistungen nach SGB II als Normalbeschäftigte. Allerdings zeigen Betrachtungen, die den 

Erwerbsverlauf über einen längeren Zeitraum hinweg einbeziehen, dass viele der atypisch be­

schäftigten SGB II-Leistungsbezieher diese Leistungen bereits vor dem Eintritt in atypische Be­

schäftigung bezogen haben. Bei geringfügig Beschäftigten und teilzeitbeschäftigten Männern 

mit weniger als 21 Stunden pro Woche erhöht sich die Wahrscheinlichkeit für SGB II-Leistungs­

bezug durch die atypische Beschäftigung signifikant.143 

Niedriglöhne übersetzen sich nicht automatisch in Armut oder Armutsgefährdung. Neben dem 

persönlichen Einkommen – das ggf. auch andere Einkommensquellen wie Renten einschließt – 

ist Armut entscheidend auch vom Haushaltskontext abhängig. Andere im Haushalt lebende Per­

sonen können zusätzliche Einkommen beisteuern, es fallen für sie aber auch zusätzliche Kos­

ten an. Allerdings zeigen die empirischen Analyseergebnisse, dass atypisch beschäftigte Perso­

nen auch ein höheres Armutsrisiko aufweisen als Personen mit Normalarbeitsverhältnis (siehe 

auch Schaubild A.III.5.2). 

142 Thomsen et al. (2016): S. 125f. 
143 Thomsen et al. (2016): S. 149. 
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Schaubild A.III.5.2:
 
Armutsgefährdung Normal- und atypisch Beschäftigter
 

Geringfügige Beschäftigung ohne geringfügig Beschäftigte im Nebenjob. 

Quelle: Thomsen et al. (2016). 

Dies gilt für alle Formen atypischer Beschäftigung, wobei geringfügig Beschäftigte (rund 26 Pro­

zent) das höchste und Beschäftigte mit Teilzeit über 20 (aber unter 31 Stunden) pro Woche (ca. 

12 Prozent) das niedrigste Risiko tragen. Zum Vergleich: Auf Basis der hier verwendeten Da­

tengrundlage beträgt das Armutsrisiko für Normalbeschäftigte lediglich knapp 6 Prozent. 

Diese deskriptiven Ergebnisse werden wiederum durch Wirkungsanalysen mittels multivariater 

Regressionen im Kern bestätigt.144 Danach sind insbesondere Teilzeitbeschäftigte mit geringer 

Wochenstundenzahl und geringfügig Beschäftigte sowie in etwas geringerem Ausmaß auch 

Personen in Arbeitnehmerüberlassung von einem erhöhten Armutsrisiko betroffen. Bei den Teil­

zeit-Beschäftigten ist der Effekt für Frauen besonders ausgeprägt. Grundsätzlich kann hier da­

von ausgegangen werden, dass die geringeren Arbeitszeiten ein geringes jährliches Erwerbs-

einkommen bedingen, welches schließlich zu einem erhöhten Armutsrisiko führt. Dieser Zusam­

menhang ist alles andere als trivial, da insbesondere bei weiblichen Teilzeitbeschäftigten oft­

mals Haushaltskonstellationen unterstellt werden, die nach dem traditionellen „männlichen Er­

nährermodell“ ausgerichtet sind und somit durch das (potenziell höhere) Einkommen des Part­

ners davor bewahrt werden, unter die Armutsrisikoschwelle zu fallen. Die Daten zeigen jedoch, 

144 Thomsen et al. (2016): S. 141. 
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dass dieser (unterstellte) Zusammenhang nicht (durchgehend) zutrifft. Vielmehr ist zu konstatie­

ren, dass niedrige Erwerbseinkommen aufgrund von Teilzeit oder geringfügiger Beschäftigung 

nicht nur individuell, sondern auch im Haushaltskontext zum Vorhandensein eines Armutsrisi­

kos beitragen. 

Die Untersuchung verweist darauf, dass hier eine starke Pfadabhängigkeit zu berücksichtigen 

ist: Atypisch Beschäftigte in armutsgefährdeten Haushalten waren also in vielen Fällen auch vor 

der atypischen Beschäftigung bereits armutsgefährdet.145 

145 Thomsen et al. (2016) : S. 141. 
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IV. Armut, Reichtum und Verteilung als Determinanten des gesellschaftli­

chen Zusammenlebens 

IV.1 Verständnis von Armut und Reichtum 

IV.1.1 Armut und Reichtum – oder Ungleichheit? 

Seitdem die Bundesregierung im Jahr 2001 den Ersten Armuts- und Reichtumsbericht vorgelegt 

hat, hat sie die Betrachtungsweisen beständig modifiziert und jeweils neue Schwerpunkte ge­

setzt. Hat sich der erste Bericht noch sehr stark an dem Lebenslagenkonzept146 orientiert, so 

wurde dieser im Zweiten und Dritten Armuts- und Reichtumsbericht in Richtung des Verwirkli­

chungsansatzes in Anknüpfung an den Wirtschaftswissenschaftler und Philosophen Amartya 

Sen erweitert. Der vierte Bericht behielt diesen Ansatz bei und verknüpfte ihn zudem mit der 

Untersuchung sozialer Mobilität. 

Dabei bestand in der Weiterentwicklung der Armuts- und Reichtumsberichterstattung der Bun­

desregierung ein grundlegender Konsens: Man folgt dem in der wissenschaftlichen Debatte 

weitgehend unstreitigen Ansatz, dass es sich bei „Armut“ und „Reichtum“ um relationale Be­

griffe handelt, die nach dem jeweiligen Wohlfahrtsniveau einer Gesellschaft zu untersuchen und 

zu bewerten sind. So hat sich die Bundesregierung in ihrem Verständnis von „Armut“ bereits im 

Ersten Armuts- und Reichtumsbericht explizit auf eine im Jahr 1984 vom Europäischen Rat be­

schlossene Definition bezogen, wonach Personen dann als arm gelten, wenn sie „über so ge­

ringe (materielle, kulturelle und soziale) Mittel verfügen, dass sie von der Lebensweise ausge­

schlossen sind, die in dem Mitgliedstaat, in dem sie leben, als Minimum annehmbar ist“.147 Ein 

geringes Einkommen oder niedrige Bildung gehen dabei mit eingeschränkten Möglichkeiten der 

gesellschaftlichen Teilhabe einher Auch die Mindestsicherungssysteme in der Bundesrepublik, 

wie die Grundsicherung für Arbeitsuchende (Sozialgesetzbuch II) und die Sozialhilfe (Sozialge­

setzbuch XII), haben das Ziel, das soziokulturelle Existenzminimum zu sichern, also die Teil­

habe am sozialen und kulturellen Leben in der Gemeinschaft. 

Armut in einer wohlhabenden Gesellschaft ist ein komplexes Phänomen mit vielen Facetten. So 

würde eine Betrachtung, die nur auf die Bekämpfung absoluter Armut, also den Erhalt der blo­

ßen physischen Existenz ausgerichtet ist, dem Problem nicht gerecht werden.148 Auch internati­

onal wurde das anerkannt: So fordert die „Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung“ der Ver­

einten Nationen nicht nur die Beseitigung absoluter Armut. Sie verlangt auch, dass der Anteil 

von Männern, Frauen und Kindern jeden Alters, die nach nationaler Definition in Armut leben, in 

146 Bundesregierung (2001): S. 28. Zur Darstellung des Ansatzes vgl. auch Bäcker et al (2010): S. 45ff und Sell 
(2015): S. 93ff. 

147 Bundesregierung (2001): S. 28. Diese Definition stammt aus einer klassischen Studie von Peter Townsend 
(1979). 

148 Vgl. Sell (2015): S. 86. 
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allen Armutsdimensionen wenigstens halbiert werden soll. Inzwischen hat die Weltbank daher 

beschlossen, den rein monetären Indikator extremer Armut (weniger als 1,90 Dollar verfügbares 

Einkommen pro Person pro Tag) um komplementäre Indikatoren zur multidimensionalen Mes­

sung von Armut zu ergänzen.149 Die Bundesregierung lässt sich daher auch bei ihrer Verpflich­

tung zur Umsetzung der „Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung", insbesondere des Ziels 

der „Halbierung von Armut in allen Dimensionen nach der jeweiligen nationalen Definition“150 

von einem Verständnis relativer Armut leiten. 

Dabei steht die Dimension des Einkommens zwangsläufig im Mittelpunkt, da Teilhabe in der 

Regel monetäre Voraussetzungen hat. Nur wenige gesellschaftliche Dimensionen, wie die auch 

in diesem Bericht untersuchten Bereiche des politischen Engagements, sind dem Grunde nach 

davon unberührt.151 

Ausgangspunkt sind zunächst die Primär- bzw. Markteinkommen aller Haushaltsmitglieder. Sie 

bestehen aus ihren Bruttoeinkommen aus Arbeit und Vermögen sowie aus Vermietung und Ver­

pachtung. Unter Berücksichtigung von Transferleistungen sowie Einkommensteuern und Pflicht­

beiträgen zu den Sozialversicherungen ergeben sich die Haushaltsnettoeinkommen. Um die 

Haushaltsnettoeinkommen von Haushalten unterschiedlicher Größe und Zusammensetzung 

vergleichbar zu machen und Personen zuordnen zu können, werden die Haushaltseinkommen 

unter Verwendung von Bedarfsgewichten in Äquivalenzeinkommen umgerechnet. 

Die Verteilung der so berechneten Einkommen auf die einzelnen Bürgerinnen und Bürger der 

Gesellschaft kann nicht mit einer einzigen Maßzahl vollständig beschrieben werden. Hier sei ein 

kurzer Überblick über einige Standardverteilungsmaße gegeben, die in Kapitel C.I.1 zu Indika­

tor G01 ausführlicher dargestellt werden. Oft werden die Einkommensanteile gegenüberge­

stellt, die auf die obere und untere Hälfte der Einkommensbezieher entfallen. Dieses Maß weist 

seit 2005 ein stabiles Verhältnis von etwa 70:30 auf. Die Werte des Gini-Koeffizienten, der die 

Ungleichheit einer Verteilung beschreibt, liegen seitdem bei rund 0,3. Die Palma-Ratio, die die 

Einkommenssumme der obersten 10 Prozent der Einkommensverteilung in Relation zur Ein­

kommenssumme der untersten 40 Prozent setzt, bewegt sich ebenfalls in einem relativ engen 

Korridor zwischen 1,0 und 1,1. Zu Beginn der 2000er Jahre waren die Einkommen allerdings 

deutlich gleichmäßiger verteilt. Die zuvor genannten Indikatoren lagen damals erkennbar unter­

halb der aktuellen Werte. Bis zum Jahr 2005 stiegen diese Indikatoren innerhalb weniger Jahre 

deutlich an, um dann auf dem nunmehr höheren Niveau zu verharren. Durch die Gegenüber­

stellung der unterschiedlichen Perzentilsverhältnisse und den Gini-Koeffizienten als Maßzahl 

149 Vgl. Weltbank (2016): S. 3.
 
150 Sustainable Development Goal 1, Unterziel 1.2 der von den Vereinten Nationen beschlossenen „Agenda 2030“.
 
151 Tatsächlich bestehen aber auch hier eindeutige Zusammenhänge zur Einkommenshöhe.
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der Ungleichheit über die gesamte Verteilung erhält man einen ersten Eindruck über die Vertei­

lung. Findet Umverteilung jedoch innerhalb der Verteilung an Positionen statt, die nicht vom je­

weiligen Maß beleuchtet werden, so wird diese nicht verzeichnet. 

Deshalb wird mit der Armutsrisikoquote (siehe auch Indikator A01, Kapitel C.II.1) insbesondere 

die untere Hälfte der Einkommensverteilung in den sozialpolitischen Fokus genommen, denn 

ein geringes Einkommen kann ein Hinweis auf eine eingeschränkte gesellschaftliche Teilhabe 

des betroffenen Haushalts sein. Als armutsgefährdet gelten in statistischen Verteilungsanalysen 

Personen in Haushalten, deren Einkommen unterhalb einer vorgegebenen Schwelle liegt. Übli­

cherweise wird die Schwelle dafür bei 60 Prozent des Medians aller Nettoäquivalenzeinkom­

men angesetzt. 

Die Armutsrisikoquote ist also in erster Linie ein Maß der Einkommensungleichheit. Bei ihrer 

Bewertung ist zu berücksichtigen, dass dieser Indikator ausschließlich auf relative Veränderun­

gen in der unteren Hälfte der Einkommensverteilung reagiert. Parallel zum Anstieg der Un­

gleichheit über die gesamte Einkommensverteilung stieg zu Anfang der 2000er Jahre auch die 

Armutsrisikoquote stark an. Seit dem Jahr 2005 ist der Anteil der Menschen in Deutschland, die 

weniger als 60 Prozent des Medianeinkommens zur Verfügung haben, zunächst ungefähr 

gleich geblieben. Trotz der derzeit guten wirtschaftlichen Lage und der deutlichen Beschäfti­

gungszuwächse zeigt sich aktuell aber kein Rückgang der Armutsrisikoquote, sondern am aktu­

ellen Rand eher ein Anstieg. Beschäftigungs- und Einkommenszuwächse über die gesamte 

Breite der Einkommensverteilung, die in den letzten Jahren unzweifelhaft stattgefunden haben, 

spiegeln sich darin nicht wider. 

Erwerbstätige haben dabei eine deutlich niedrigere Armutsrisikoquote als die Gesamtbevölke­

rung. Das zeigt einmal mehr, dass Erwerbstätigkeit der Schlüssel zur Überwindung eines relativ 

geringen Einkommens ist. Hohe Werte weisen nicht nur Arbeitslose, sondern auch Alleinerzie­

hende, niedrig Qualifizierte und Menschen mit Migrationshintergrund auf. Bei der Analyse nach 

Lebensphasen zeigt sich, dass Kinder und junge Erwachsene eher überdurchschnittlich und 

Personen im mittleren oder höheren Erwachsenenalter eher unterdurchschnittlich betroffen 

sind. 

Die relative Einkommensarmut, die anhand von Armutsrisikoquoten und Armutsrisikoschwellen 

gemessen wird, ist dabei im doppelten Sinne „relativ“: 

a)  zum einen ist die Armutsrisikoquote „relativ“, da sie keine absolute Grenze annimmt, son­

dern Einkommenspositionen in Relation setzt zum mittleren Einkommen; damit wird nicht 

Armut an sich, sondern das Ausmaß der Ungleichverteilung von Einkommen gemessen; 

b)  zum  anderen  ist  der  Erkenntniswert  der  Armutsrisikoquote  „relativ“,  da die Werte  einer  Ein­

ordnung  bedürfen:  
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•	 Die Berechnung von Armutsrisikoschwellen und Armutsrisikoquoten hat bestimmte metho­

disch-normative Voraussetzungen, so dass getroffene Entscheidungen das ermittelte Aus­

maß von Armut und von Risikogruppen beeinflussen.152 

•	 Es wird nur der nominale Betrag des Einkommens, aber keine weiteren Informationen über 

materielle Ressourcen (z. B. Ausstattung mit langlebigen Konsumgütern, Vermögen) er­

fasst; somit bleibt der Indikator eindimensional. 

•	 Ebenso wenig erfasst die Armutsrisikoquote den Zugang zu sowie die reale Inanspruch­

nahme von öffentlichen und gesellschaftlich notwendigen Dienstleistungen und somit nicht­

monetäre Aspekte von Teilhabe. 

•	 Die Armutsrisikoquote gibt nur Auskunft über das ‚Risiko‘ von Einkommensarmut, nicht 

aber über das, was allgemein üblicherweise mit dem Einkommensbegriff verbunden ist: Die 

Höhe der Kaufkraft. Der Wert des Einkommens hängt sowohl von individuellen Präferenzen 

als auch von regionalen Gegebenheiten (siehe Kapitel A.IV. 4) ab. 

•	 Vor allem handelt es sich zumeist um eine punktuelle Betrachtung zu einem gegebenen 

Zeitpunkt.153 

Diese Einwände sind ernst zu nehmen, sodass die Bundesregierung in ihrer Armuts- und 

Reichtumsberichterstattung die Betrachtung der relativen Einkommensarmut auch durch andere 

Analysen und ein breit gefächertes Indikatorentableau ergänzt, das einen differenzierten Blick 

auf die vielfältigen Facetten wirft, in denen sich Armutsrisiken manifestieren können. 

Nach dem Konzept der relativen Einkommensarmut führt eine prozentuale Erhöhung aller Ein­

kommen zudem nicht zu einer Verringerung der Armutsrisikoquote – obwohl doch allen mehr 

Geld zur Verfügung steht. Kritiker behaupten, damit könne ‚Armut‘ niemals beseitigt werden. 

Teilhabe bemisst sich aber an den Potenzialen einer konkreten Gesellschaft, und Bedürfnisse 

und Standards wandeln sich historisch. Denn Menschen vergleichen sich in der Gesellschaft, in 

der sie leben, und fühlen sich ausgegrenzt, wenn sie am allgemeinen gesellschaftlichen Wohl­

stand nur eingeschränkt teilhaben können. Dies gilt insbesondere für die Menschen, die im Ver­

gleich zum mittleren Einkommen deutlich weniger haben.154 

152	 So verweist Sell (2015: S. 92) auf die interpretative Verwirrung, die beim Ersten Armuts- und Reichtumsbericht 
entstanden ist, als unterschiedliche Messkonzepte (Verwendung von ‚alter‘ und ‚neuer‘ OECD-Skala zur Ermitt­
lung des Äquivalenzeinkommens, Bezugnahme auf Median-Einkommen und das arithmetische Mittel) nebenei­
nander gestellt worden sind, ohne eine Präferenz für ein Maß erkennen zu geben. Damit sollte einerseits den 
individuellen methodisch-normativen Entscheidungen nicht vorgegriffen werden und andererseits der Bereich 
der Einkommensverteilung um die heute übliche Armutsrisikoschwelle von 60 Prozent des mit der neuen 
OECD-Skala ermittelten Medianeinkommens genauer ausgeleuchtet werden. 

153	 Auch Schneider (2015: S. 26), ein Anhänger des Ansatzes, nennt diese Einwände. 
154	 Zur wissenschaftlichen und öffentlichen Debatte um die Bedeutung relativer Armut vgl. Hradil (2014): S. 20ff. 
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IV.1.2 Erfasste und verdeckte Armut 

Beim (fach-)politischen Diskurs über die Entwicklung von Armut und die Bewertung ihres Um­

fangs müssen unterschiedliche Auffassungen über die Wahl des Referenzrahmens (Armut als 

relative oder als absolute Armut, siehe Kapitel A.IV.1.1) genauso berücksichtigt werden wie die 

jeweilige Definition von Armut. 

Wird Armut so definiert, dass die betroffenen Personen das soziokulturelle Existenzminimum 

nicht aus eigener Kraft erreichen können, so zeigt die Inanspruchnahme von Leistungen der 

Mindestsicherungssysteme SGB II und SGB XII dann das Ausmaß an, in dem Teile der Bevöl­

kerung den zugesicherten Mindeststandard nur mit Unterstützung des Systems der sozialen Si­

cherung erreichen. Deshalb wird in diesem Zusammenhang auch von bekämpfter Armut ge­

sprochen. Jedoch nehmen nicht alle Berechtigten die zustehenden Mindestsicherungsleistun­

gen in Anspruch. Die Tatsache, dass verdeckte Armut in Form von Nicht-Inanspruchnahme 

existiert, ist im Grundsatz unumstritten. Bereits frühzeitig hat sich die Bundesregierung im Rah­

men der Armuts- und Reichtumsberichterstattung diesem Problem gewidmet, und eine Studie 

über den Umfang und die Gründe der Nicht-Inanspruchnahme in Auftrag gegeben.155 Als zent­

rale Gründe für die Nicht-Inanspruchnahme sind hier die Unkenntnis über das (damals existie­

rende) Sozialhilferecht, die Scham, Fürsorge zu beziehen, und die Einschätzung, dass der not­

wendige Beantragungsaufwand den Nutzen nicht rechtfertigt, ermittelt worden. 

Mit der Einführung der bedarfsorientierten Grundsicherung im Alter und bei (dauerhafter) Er­

werbsminderung zum 1. Januar 2003 sollte gerade das Problem der verschämten Altersarmut 

reduziert werden: Bereits § 5 dieses Gesetzes (später § 46 SGB XII) verpflichtete die Träger 

der Rentenversicherung, potenziell Leistungsberechtigte im Sinne des 4. Kapitels SGB XII über 

die Möglichkeit der Inanspruchnahme von Grundsicherungsleistungen zu informieren. Auch 

durch den Verzicht auf den Unterhaltsrückgriff gegenüber Kindern bzw. Eltern, so nicht die Ver­

mutung besteht, dass deren Jahreseinkommen 100.000 Euro übersteigt, sollte gewährleistet 

werden, dass nicht auf zustehende Leistungen verzichtet wird, weil Angehörige nicht zum Un­

terhalt herangezogen und so die sozialen Kontakte in der Familie aufrecht erhalten werden soll­

ten. Mit der Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe zum neuen Sozialgesetz­

buch II zum 1. Januar 2005 ist das Wissen, dass auch ein Rechtsanspruch auf ergänzende 

Leistungen besteht, wenn ein Erwerbseinkommen bezogen wird, das aber nicht ausreicht, den 

Bedarf zu decken, deutlich verbreitert worden. Im Ergebnis werden beide gesetzliche Neurege­

lungen dazu beigetragen haben, die politisch gewünschte Reduzierung der verdeckten Armut 

zu erreichen.156 

155	 Becker / Hauser (2003). 
156	 Dies bedeutet im Umkehrschluss, dass steigende Zahlen der Inanspruchnahme kein Ausweis des Anstiegs von 

Bedürftigkeit sein müssen, sondern auch ein Resultat der verbesserten Bekämpfung von Armut sein können. 



   

        

            

          

            

         

        

          

          

              

          

        

          

        

    

        

        

             

  

             

           

          

           

           

      

             

         

           

         

           

         

        

       

          

      

    

            

- 103 ­

In welchem Umfang weiterhin eine Nicht-Inanspruchnahme besteht, kann nicht festgestellt wer­

den: Gerade das Individualisierungsprinzip, das dem SGB II und dem SGB XII zugrunde liegt, 

besagt, dass der einzelne Mensch und sein ganz persönlicher Bedarf entscheidend ist, wie ihm 

als Leistungsberechtigten Hilfe im Bedarfsfall zu gewähren ist. Zudem ist für die Frage, ob ein 

Anspruch besteht, entscheidend, ob Hilfebedürftigkeit - bei einer Bedarfs- bzw. Einstandsge­

meinschaft gegebenenfalls die Hilfebedürftigkeit aller Mitglieder - durch die jeweiligen Mittel 

und Anstrengungen aller Personen in der Bedarfs- bzw. Einstandsgemeinschaft vermieden wer­

den kann; dies setzt aber wiederum Informationen über die Einkommens- und Vermögensver­

hältnisse aller weiteren Personen sowie deren Bedarfe voraus, die aber in der Regel erst bei ei­

ner Antragstellung vorliegen. Dies macht deutlich, dass pauschalisierende Annahmen bei der 

Setzung einer Einkommensuntergrenze oder Simulationsrechnungen157 auch nur Näherungen 

darstellen können. Zudem sind beide Ansätze abhängig von den jeweils gewählten Annahmen 

und Setzungen, die damit selbst normativ wertend sind. 

IV.1.3 Sozialpolitischer Umgang mit „Armut“ 

Die oben dargestellte Bedeutung der gesellschaftlichen Konstruktion von Armut und Reichtum 

gilt nicht erst für die aktuelle sozialwissenschaftliche Erforschung von Verteilungsfragen. Viel­

mehr ist der Wandel in der Bewertung, was Armut und Reichtum ausmacht, dem Thema imma­

nent. 

So war materielle Armut bis in die frühe Neuzeit durchaus positiv konnotiert, wenn sie die Folge 

bewusster Entsagung war und mit dem Streben nach geistiger bzw. spiritueller Sinnsuche ein­

herging. Umgekehrt war auch Reichtum nicht das prioritäre Mittel, um gesellschaftliche Aner­

kennung zu gewinnen, da Ruhm und Ehre das höchste Prestige verschafft haben.158 Bereits 

frühzeitig war damit gerade in der Bewertung von Armut eine Entgegensetzung angelegt, die 

Unterscheidung zwischen „würdiger“ und „unwürdiger Armut“. Während erstere individuell un­

verschuldet und Folge von z. B. Ernteausfällen, Kriegen oder auch Krankheiten war, so war die 

letztere selbst verschuldet, da sie auf falschen Lebenswandel und persönliche Laster zurückzu­

führen war. Typische Personengruppen, die mit „würdiger Armut“ assoziiert wurden und denen 

mildtätige Barmherzigkeit entgegen gebracht wurde, waren Kranke, Witwen und Waisen und 

Alte. Im Gegensatz dazu standen Bettler und Landstreicher („fahrendes Volk“), die außerhalb 

der gesellschaftlichen Norm standen, und deren Not daher als unwürdig galt.159 

Mit der Durchsetzung der industriellen Produktionsweise und der damit einhergehenden gesell­

schaftlichen Aufwertung von Erwerbstätigkeit wurde diese Unterscheidung in der Bewertung 

von Armut fortgeschrieben – die Stellung zu bzw. Ausübung von „Arbeit“ setzte sich nun als 

157 So z. B. Bruckmeier et al. (2013).
 
158 Hirschman (1980).
 
159 Vgl. für diesen Abschnitt Lorke (2015): S. 38-48 sowie Schäfer (2013): S. 146-149.
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Distinktionsmerkmal zwischen gesellschaftlich akzeptierter und durch sozialpolitische Reformen 

zu korrigierender Armut einerseits und nicht akzeptierter (und durch ordnungsrechtlich-repres­

sive Maßnahmen zu bekämpfende) Armut andererseits durch. Diese Unterscheidung, die mit 

der Trennung von Armenpolitik (Merkmale: Subsidiarität und Bedürftigkeit) und Arbeiterpolitik 

(Merkmal: Durch Vorleistungen – Beiträge zur Sozialversicherung – garantierte Statussiche­

rung) einherging160, wurde nicht nur seitens der „Obrigkeit“ vorgenommen, sondern fand auch 

bei den Lohnabhängigen selbst ihren Niederschlag die sich gegenüber dem sogenannten „Lum­

penproletariat“ abgrenzten. 

Für diese Tendenz zur sozialen und politischen Einhegung von Einkommens- und Beschäfti­

gungsrisiken auf Grundlage garantierter Ansprüche ist der Begriff des „sozialen Eigentums" ent­

wickelt worden. Mit sozialem Eigentum sind dabei sowohl Lohnersatzleistungen im Falle der Ar­

beitslosigkeit, der Invalidität und des Alter als auch Mitbestimmungsrechte auf betrieblicher und 

kollektiver Ebene gemeint. Da die Lohnarbeit die Grundlage des sozialen Eigentums darstellt, 

hat sich Lohnarbeit in ein zentrales gesellschaftliches Integrationsmedium verwandelt, das mehr 

als nur Mittel zur Existenzsicherung ist.161 Damit wurde die Erwerbsarbeit zum konzeptionellen 

Ausgangspunkt von Sozialpolitik, und da „Armut“ – verstanden im bisherigen Sinne der materi­

ellen Not – spätestens mit dem wirtschaftlichen Aufschwung der 1950er Jahre und der Durch­

setzung des Sozialstaates keine Massenerscheinung mehr war, wurde sie weitgehend de-the­

matisiert. Wo Armut als legitim, da unverschuldet, wahrgenommen wurde, also insbesondere 

bei Kriegsopfern und Rentnerinnen und Rentnern, ist mit sozialpolitischen Regelungen reagiert 

worden.162 Ansonsten galt Armut weitgehend als Folge individuellen Fehlverhaltens bzw. der 

Zugehörigkeit zu sozial auffälligen Gruppen.163 

Die Bundesrepublik Deutschland wurde so zu einer „Arbeitnehmergesellschaft“, in der nicht nur 

der materielle Wohlstand beachtlich stieg und sozialer Aufstieg möglich wurde, sondern in der 

mit der Angleichung der Lebensverhältnisse von Angestellten und Arbeitern auch bisherige spe­

zifische Milieus verschwanden. Hierzu wurde Mitte der 1950er Jahre das Theorem der „nivellier­

ten Mittelstandsgesellschaft“ formuliert, wonach sich die Unterschiede im Konsumverhalten und 

in den Lebensstilen annäherten, und für die Sozialstruktur nicht mehr das Modell von ‚Klassen‘, 

sondern von ‚Schichten‘ zutreffend sei. Die Mittelschicht gewänne nicht nur quantitativ erheblich 

an Bedeutung, sondern würde auch zu einem normativen Orientierungspunkt, da sich immer 

160	 Sachße / Tennstedt (1998). 
161	 Vgl. Castel (2008). 
162	 So trat 1952 das Lastenausgleichsgesetz in Kraft und im Jahr 1957 ist die dynamische Rentenversicherung ge­

schaffen worden. 
163	 Vgl. umfassend Lorke (2015), der sowohl die entsprechenden Gesetzgebungsverfahren als auch die wissen­

schaftliche und Mediendebatte dieser Zeit darstellt. 
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breitere Bevölkerungskreise selbst als zum „Mittelstand“ gehörig empfänden.164 Die soziale Öff­

nung der Gesellschaft wurde in der Generationenfolge durch die Bildungsexpansion weiter vo­

rangetrieben.165 Die ökonomische Grundlage war ein spezifisches Regime wirtschaftlicher Ent­

wicklung, in der sich Massenproduktion und -konsumtion miteinander verbanden und durch eine 

Ausschöpfung des Produktivitätsspielraums die Reallöhne der Beschäftigten in Einklang mit 

dem Wachstum der Wertschöpfung gestiegen sind. Die so ermöglichten Wohlstandssteigerun­

gen ließen die Einkommens- und Vermögensunterschiede zwischen den sozialen Klassen und 

Schichten nur als solche der Quantität, nicht der Qualität, erscheinen: Trotz bestehender Unter­

schiede waren im Grundsatz ähnliche Konsum- und Lebensverhältnisse gegeben.166 

Fragen der Armut und materiellen Benachteiligung wurden vor diesem Hintergrund in der (So­

zial-)Politik bewusst von der „alten sozialen Frage“ abgegrenzt, in der Armut ein Problem gesell­

schaftlicher Randgruppen gewesen ist.167 Mit der zu Beginn der 1970er Jahre aufkommenden 

Diskussion um die sogenannte „neue soziale Frage“, wonach organisationsschwache bzw. sich 

nicht artikulierende soziale Gruppen ein unzureichendes Einkommen erhielten, wurde Armut 

erstmals wieder unter dem Gesichtspunkt der Betroffenheit ‚würdiger‘ Personengruppen (Alte, 

Erwerbsunfähige, Familien mit vielen Kindern) diskutiert. Erst mit dem Strukturwandel in einzel­

nen westdeutschen Regionen, periodischen Wirtschaftskrisen sowie insbesondere der Zu­

nahme der Arbeitslosigkeit in Folge der deutschen Einheit (siehe Kapitel A.II. und A.III.) schärfte 

sich das Problembewusstsein dafür, dass die „alte soziale Frage“ nicht gelöst ist, sondern Ar­

beitslosigkeit und Armut trotz Arbeit bis in die Mitte der Gesellschaft hinein reichen können. Da­

mit einher ging eine Entwicklung in der internationalen sozialwissenschaftlichen Armutsfor­

schung, die – gestützt auf umfängliche Indikatorensysteme und die Herausbildung von Panel-

Untersuchungen – empirisch arbeitete, und so eine zentrale Voraussetzung für die Armutsbe­

richterstattung geschaffen hat.168 

164	 Vgl. Schelsky (1953). 
165	 Nachtwey (2016): S. 28-31. 
166	 Busch / Land (2012). 
167	 Vgl. dazu auch die Studie von Lorke (2015), der herausarbeitet, wie ähnlich die Diskurse in der Bundesrepublik 

und der DDR gewesen sind: Für Erwerbstätige wird davon ausgegangen, dass die gesellschaftliche Teilhabe 
gegeben ist. 

168	 Vgl. hierzu die Beiträge in dem Band „Armut im modernen Wohlfahrtsstaat“, Sonderheft 32/1992 der Kölner 
Zeitschrift für Soziologie und Sozialforschung. 
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Exkurs  

Armut  aus  Sicht  von  Armutsbetroffenen:  Ergebnisse eines Workshops  

Ziel d er  Bundesregierung  ist  es,  von  Armut  Betroffene  in  die  Erstellung des Armuts- und  Reich­

tumsberichts  einzubeziehen.  Daher  hat  das  Bundesministerium f ür  Arbeit  und Soziales zusam­

men  mit  der  Nationalen  Armutskonferenz  am  7.  Oktober  2015  einen  Workshop  mit  rund  30  

Menschen,  die  von  Armut  betroffen  sind oder  es  längere  Zeit  waren,  veranstaltet.  Nachfolgend 

werden  die  Ergebnisse  des Workshops  zusammengefasst.169  Sie stellen  die Sichtweise der  teil­

nehmenden  Armutsbetroffenen  dar.  Die Ergebnisse  sind nicht  repräsentativ,  da  der  Kreis der  

Teilnehmenden,  der  auf  einen Vorschlag  der  Nationalen  Armutskonferenz  zurückgeht,  nicht  für  

alle  Gruppen  an Armutsbetroffenen  steht.  So  waren  etwa Frauen,  Alleinerziehende,  Menschen 

mit  Behinderung  oder  Migrationshintergrund  und Ostdeutsche  unter- oder  sogar  nichtrepräsen­

tiert.   

Worin  sehen die  teilnehmenden  Betroffenen  die Hauptursachen von  Armut?  

Armut  sei  nicht  auf  eine  Ursache  zurück zu  führen,  sondern manifestiere  sich  in  einem  komple­

xen  Ursachengefüge.  Wechselwirkungen  erschwerten  die Problemlösung  zusätzlich.  Dabei  

spielten  die Ausweitung des Niedriglohnsektors und das Unterlaufen  von  Tarifverträgen  nach  

ihrer  Erfahrung  ebenso  eine Rolle  wie  problematische  Entwicklungen  am W ohnungsmarkt,  aber  

auch persönliche  und  familiäre Probleme  wie  Scheidungen  oder  Trennungen,  Krankheiten  und  

andere Lebenskrisen.  Auch  fehlende  Erfahrungen,  selbst  etwas zu bewirken oder  auch  in  

schwierigen  Situationen  selbstständig  handeln  zu  können,  führen  bei  länger  andauernder  Ar­

mutsbetroffenheit  aus  Sicht  der  teilnehmenden  Armutsbetroffenen  dazu,  dass  Armut  nicht  über­

wunden  werden  könne.  Das staatliche  Hilfesystem  wird  von  ihnen  als  eher  problemverschär­

fend  wahrgenommen;  Die Jobcenter  ermöglichten zu  selten  eine  „zweite  Chance“.   

Wie  wirkt  sich  Armut  auf  das  Leben  von  Betroffenen  aus?  

Armut  ist  für  viele  der  teilnehmenden  Armutsbetroffenen  vor  allem  mit  einem G efühl  der  Aus­

grenzung  verbunden:  Gesellschaftliche  Teilhabe  erlebten  sie  nur  eingeschränkt.  Erfahrungen 

von  Ausgrenzung,  Stigmatisierung  und  Entmündigung  beeinflussten  die  Lebensführung  und  Le­

bensplanung.  Ausgrenzungen erfahren  sie beispielsweise, w enn  sie  an  Geburtstagsfeiern  nicht  

teilnehmen  können,  weil  Geld für  ein  Geschenk fehle.  Stigmatisierungen  etwa bei  der  Woh­

nungssuche  belasten  die  teilnehmenden  Betroffenen  stark.  Entmündigungen  erleben  sie  in  Job­

centern, w enn  sie  nicht  mitentscheiden  können, o b  eine  Maßnahme  oder  Weiterbildung  für  sie 

sinnvoll i st.  Dies  führe  zu  Demotivation,  Inaktivität u nd  geringerem  Selbstwertgefühl.  

169 Die vollständige Dokumentation ist abrufbar auf der Internetseite. 
http://www.armuts-und-reichtumsbericht.de/DE/Service/Aktuelles/aktuelles.html. 

http://www.armuts-und-reichtumsbericht.de/DE/Service/Aktuelles/aktuelles.html
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Armut  sei  zudem  bestimmt  durch  einen  Mangel a n  Freiheit.  So können  Armutsbetroffene  in  

stärkerem  Maße  als  andere Bevölkerungsgruppen nicht  frei  darüber  entscheiden,  welcher  Er­

werbstätigkeit  sie  nachgehen,  welche  kulturellen  Veranstaltungen  sie  besuchen,  welche  Klei­

dung  sie  tragen,  welche  technischen  Geräte  sie  anschaffen  und  wo  sie ihre  Lebensmittel ei n­

kaufen. S ie können  aufgrund  der  finanziellen Einschränkungen nicht  reisen,  wohin  sie  wollen.  

Selbst  der  Besuch  einer  Familienfeier  in  einem  anderen  Bundesland  sei f ür  manche  der  teilneh­

menden  Betroffenen  schon  problematisch.  Auch  im  Gesundheitsbereich erfahren die  teilneh­

menden  Armutsbetroffenen  Einschränkungen  –  sei e s bei de r  Anschaffung  einer  neuen  Brille,  

beim  Zahnersatz  oder  hinsichtlich anderer  Gesundheitsbehandlungen,  die  nicht  von  den  Kran­

kenkassen übernommen,  jedoch  von  vielen  Menschen  in der  Gesamtbevölkerung auf  eigene  

Rechnung  gekauft  oder  in  Anspruch  genommen  werden.  

Die  teilnehmenden  Armutsbetroffenen berichten,  dass  für  sie häufig  viele der  genannten  Ein­

schränkungen  zusammenkämen, di e in  der  Summe eine  Angst  vor  sozialer  Ausgrenzung  und  

dem  Verlust  der  Menschenwürde  entstehen  ließen.  Sie  beklagen,  dass  hierdurch  die  Befähi­

gung  zur  Selbsthilfe verloren  gehe.   

Was  ist  aus  Sicht  der  teilnehmenden Armutsbetroffenen zu  tun?  

Zunächst  müsse  eine  „Willkommenskultur“  für  Armutsbetroffene  geschaffen werden,  die weni­

ger  stigmatisierend  und  ausgrenzend  ist.  Dazu  gehört au ch, d ass  es insgesamt  in  der  Gesell­

schaft  eine  größere  Bereitschaft  geben  müsse,  zweite  (und  dritte)  Chancen  zu  gewähren. E i­

nige  teilnehmende  Armutsbetroffene  halten  ein  bedingungsloses  Grundeinkommens für  einen  

guten  Weg, S tigmatisierungen  und  Ausgrenzungen zu verringern.  Um  stärker  auf d ie  einzelnen 

Menschen,  ihren  Hintergrund  und  ihre  Bedürfnisse einzugehen,  müsse außerdem  der  Bera­

tungs- und Vermittlungsprozess  in  den  Jobcentern  verändert  werden.  Das  Personal  für  Vermitt­

lung  und Beratung  von  (arbeitsuchenden)  Armutsbetroffenen  müsse deutlich besser  qualifiziert  

und  der  Betreuungsschlüssel r eduziert  werden.   

Aus Sicht  der  teilnehmenden  Armutsbetroffenen  müssen  ferner  die  finanziellen  Leistungen  des 

Hilfesystems  erhöht un d Härtefallregelungen  für  notwenige  Hilfsmittel i m  Gesundheitsbereich  

(z.  B.  Brillen)  eingeführt  werden.  Auch  die Ermöglichung einer  bundesweiten  Mobilität  etwa  

durch stark vergünstigte  Sozialtickets  der  Deutschen  Bahn  sowie  ein  Ausbau  des sozialen  

Wohnungsbaus seien  hilfreich,  die  oben  geschilderten  Problemlagen  zu reduzieren.  Über  eine  

stärkere  Umverteilung  von Reichtum  sollten  mehr  Mittel f ür  die  Armutsbekämpfung  generiert  

werden.  
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IV.1.4 Die subjektive Wahrnehmung: Ergebnisse einer Repräsentativbefragung 

Wenn die Verteilung von Chancen und Wohlstand erörtert wird, sind auch Erkenntnisse über 

deren subjektive Wahrnehmung zu berücksichtigen. Denn Personen handeln auf Basis der von 

ihnen als real wahrgenommenen individuellen Einschätzungen und vermeintlichen Bedrohun­

gen, unabhängig davon, wie realistisch diese sind.170 Das Verhältnis von Armut und Reichtum 

kann ein latentes Spannungspotenzial bleiben oder offene Ablehnung und manifeste Konflikte 

hervorrufen.171 In die Analyse von Armut und Reichtum ist deshalb miteinzubeziehen, ob und 

wie diese Phänomene in der Bevölkerung subjektiv erlebt werden. Die folgenden Daten zeigen, 

wie geteilt die Meinungen der Bürgerinnen und Bürger in Deutschland dabei sind. 

Wie auch zum Vierten Armuts- und Reichtumsbericht hat das Befragungsinstitut „aproxima – 

Gesellschaft für Markt- und Sozialforschung Weimar GmbH“ im Auftrag des BMAS eine Befra­

gung durchgeführt. Diese bringt genauere Kenntnisse darüber, wie die Bürgerinnen und Bürger 

selbst Armuts- und Reichtumsphänomene wahrnehmen, welche Ursachen sie dafür sehen und 

inwieweit diese Einschätzungen mit ihrer eigenen Lebenslage in Zusammenhang stehen. 

Grundlage war eine telefonische Erhebung, die im Januar und Februar 2015 insgesamt 2.021 

repräsentativ ausgewählte Personen ab 18 Jahren befragte.172 

In der Wahrnehmung der Bevölkerung hat sich die Schere zwischen armen und reichen Men­

schen in Deutschland in den vergangenen fünf Jahren deutlich gespreizt. 44 Prozent der Be­

fragten sind der Meinung, der Anteil armer Menschen sei in den letzten 5 Jahren stark gestie­

gen. 31 Prozent sagen dies auch für den Anteil reicher Menschen in Deutschland. Die Wahr­

nehmung einer stark gestiegenen Armut kann allerdings anhand messbarer statistischer Daten 

– etwa anhand der Armutsrisikoquote (siehe Indikator A01, Kapitel C.II.1) oder auch der mate­

riellen Deprivation (siehe Indikator A09, Kapitel C.II.9) – so nicht bestätigt werden. Gleiches gilt 

für den subjektiv wahrgenommenen starken Anstieg des Reichtums in Deutschland, der anhand 

statistischer Messungen im Bereich stark überdurchschnittlicher Einkommen (siehe Indikator 

R01, Kapitel C.III.1) nicht gefunden werden kann. Dies zeigt, dass Wahrnehmung und mess­

bare Realität mitunter auseinander gehen.173 

170	 Dies ist das berühmte „Thomas-Theorem“ der Sozialpsychologie: „If men define situations as real, they are real 
in their consequences.“ 

171	 Vgl. Glatzer / Becker (2009). 
172	 Vgl. aproxima (2016). 
173	 Vgl. auch Niehues (2016): S. 18, die in einem Ländervergleich zu dem Ergebnis kommt, dass in einem Quer­

schnittsvergleich nahezu kein Zusammenhang zwischen der der tatsächlichen Einkommensverteilung und der 
Wahrnehmung von Einkommensdifferenzen festgestellt werden kann, und ähnliche Ungleichheiten sehr unter­
schiedlich bewertet werden. Dies spricht dafür, dass Veränderungen im Zeitablauf und normative Vorstellungen 
von Gerechtigkeit ebenfalls zu berücksichtigen sind. 
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Schaubild A.IV.1.1: 
Wahrgenommene Entwicklung von Armut und Reichtum in Deutschland zwischen den 

Jahren 2010 und 2015 

Fragestellung: Was würden Sie sagen, wie hat sich der Anteil armer/reicher Menschen in Deutschland in 
den vergangenen 5 Jahren entwickelt? 

Quelle: aproxima (2016). 

Das Armutsrisiko ist nach Ansicht der Befragten kein Problem, das auf eine bestimmte Gruppe 

von Menschen beschränkt bleibt. Drei von vier Personen sagen, dass für jeden die Gefahr be­

steht, irgendwann im Leben arm zu sein. 
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Schaubild A.IV.1.2: 
Einschätzung der Betroffenheit vom Armutsrisiko 

Fragestellung: Welche der folgenden Aussagen kommt Ihrer Meinung am nächsten? 

Quelle: aproxima (2016). 

Erfolgs- und Risikofaktoren sind in den verschiedenen Lebensphasen eines Menschen unter­

schiedlich. In den Augen der Bevölkerung ist Altersarmut besonders bedeutend. Mit der Ruhe­

standsphase steigt das Armutsrisiko aus Sicht der Bürgerinnen und Bürger deutlich. Insgesamt 

zwei von drei Befragten sehen in der Ruhestandsphase ein hohes oder sehr hohes Risiko, von 

Armut betroffen zu sein. Die Wahrnehmung steht damit im Widerspruch zu den empirischen Be­

funden in Kapitel B.IV.1. Den maßgeblichen Kennziffern zufolge stellt Armut im Alter heutzutage 

für die große Mehrheit der Senioren kein drängendes Problem dar. Weder die Armutsrisiko­

quote (für die Altersgruppe ab 65 Jahren nach den meisten Datenquellen unterhalb oder auf 

demselben Niveau wie für die Gesamtbevölkerung, siehe Indikator A01, Kapitel C.II.1) noch 

die amtlich registrierte Bedürftigkeit (ca. 3 Prozent der Bevölkerung im Alter ab 65 Jahren/Re­

gelaltersgrenze im Vergleich zu rund 10 Prozent in der Gesamtbevölkerung, siehe Tabelle 

B.IV.1.5 und Indikator A05, Kapitel C.II.5) sind im Vergleich zu anderen Altersgruppen auffällig. 

Die Ursache, warum jüngere Befragte das Risiko der Altersarmut deutlich dramatischer ein­

schätzen als Seniorinnen und Senioren selbst, wurde im Rahmen der Studie nicht näher be­

leuchtet. Ein Grund mag auch in der Ungewissheit einer individuell noch unbekannten Lebens­

phase liegen; dies kann die Diskrepanz aber wohl nicht in Gänze erklären. 
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Schaubild A.IV.1.3:
 
Einschätzung des Armutsrisikos nach Lebensphasen
 

Fragestellung: Welche der folgenden Aussagen kommt Ihrer Meinung am nächsten? 

Quelle: aproxima (2016). 

Für die standardisierte Charakterisierung von Reichtum wird eine Frage verwendet, die finanzi­

elle und nicht-finanzielle Aspekte sowie gesellschaftlich bedingte Chancen in die Beschreibung 

von Reichtum einbezieht und damit ein sehr umfassendes Bild von diesem Konstrukt liefert. Im 

Jahr 2015 ist für die Bürgerinnen und Bürger Reichtum vor allem dadurch geprägt, dass man 

sich jederzeit alles leisten (87 Prozent) und ausschließlich von Vermögenserträgen leben kann 

(84 Prozent) sowie dass man im Alter keine finanziellen Sorgen haben muss (83 Prozent). Die 

drei meistgenannten Aspekte beziehen sich also auf die finanzielle Seite von Reichtum.174 

174	 Gegenüber der Befragung von 2011 ergibt sich eine Verschiebung. Damals war die Gesundheit in den Augen 
der Befragten mit 87 Prozent noch der wichtigste Ausdruck von Reichtum. Sie liegt 2015 mit 73 Prozent nur 
noch im Mittelfeld aller abgefragten Facetten. Dahinter steckt jedoch wohl weniger ein gesellschaftliches Phäno­
men als vielmehr eine Reaktion auf eine leicht veränderte Fragestellung. Im Jahr 2011 wurde gefragt, ob man 
sich persönlich als reich empfindet, wenn bestimmte Bedingungen gegeben sind. Im Jahr 2015 wurde die Fra­
gestellung an die zur Definition von Armut angeglichen. Sie erfragt dementsprechend „(…) wann man jemanden 
als reich bezeichnen könnte“ und zielt damit nicht mehr auf die persönliche Lage der Befragten ab, sondern auf 
Reichtum als allgemeines soziales Phänomen. 
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Schaubild A.IV.1.4: 
Facetten von Reichtum 

Fragestellung: Ich lese Ihnen im Folgenden einige Aussagen dazu vor, wann man jemanden auch als reich 
bezeichnen könnte. Bitte antworten Sie mit Ja oder Nein, je nachdem, ob Sie der Aussage zustimmen oder 
nicht. 

Quelle: aproxima (2016). 

In einer solidarischen Gesellschaft beteiligt sich jeder nach seinen Möglichkeiten an der Erfül­

lung von Allgemeinaufgaben. Das findet seinen Ausdruck u. a. in der Progression der Einkom­

mensteuer oder in anderen gesetzlichen Abgaben. Die Befragten wurden im Rahmen des ARB-

Surveys um ihre Einschätzung gebeten, ob die Beteiligung reicher Menschen an den Allgemein-

aufgaben in Deutschland angemessen geregelt ist. Drei von vier Befragten denken eher, dass 

Reiche noch zu wenig für die Allgemeinheit abgeben müssen. Nur 19 Prozent sagen, dass rei­

chen Menschen in Deutschland genug abverlangt wird. 

In der Studie wurden den Befragten fünf Aussagen vorgelegt, worin sich Armut äußern könnte, 

und sie wurden nach ihrer Zustimmung zu diesen Aussagen gefragt. Fast alle abgefragten Fa­

cetten erhalten eine hohe Zustimmung. Auffällig ist jedoch, dass sich Armut für über 95 Prozent 

der Befragten darin äußert, dass man sich die grundlegenden Dinge des Lebens nicht mehr 

leisten kann. Die Meinungen dürften sich jedoch darin unterscheiden, was jeweils zu den grund­

legenden Dingen des Lebens gezählt wird und was nicht. 
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Schaubild A.IV.1.5: 
Facetten von Armut 

Fragestellung: Ich lese Ihnen im Folgenden einige Aussagen dazu vor, wann man jemanden auch als arm 
bezeichnen könnte. Bitte antworten Sie mit Ja oder Nein, je nachdem, ob Sie der Aussage zustimmen oder 
nicht. 

Quelle: aproxima (2016). 

IV.1.5 Abstiegsängste und Abschottungstendenzen der Mittelschichten 

Die Ergebnisse des ARB-Survey 2015 zeigen, dass die individuelle Wahrnehmung von Vertei­

lungsverhältnissen nicht mit der tatsächlichen Entwicklung übereinstimmen muss. Befragungen 

stoßen hier an ihre Grenzen, sodass im Folgenden versucht werden soll, auf Grundlage quanti­

tativer Studien eine Erklärung für diese Ergebnisse zu finden. Die geschilderten Tendenzen der 

Verunsicherung treten gerade im Bereich der mittleren Einkommen auf, also einem Bereich der 

Verteilung, der üblicherweise nicht Gegenstand der Armuts- und Reichtumsberichterstattung ist, 

sodass hier eine Annäherung erfolgen soll. Die stärkere Berücksichtigung dieser Einkommens­

schichten ist nicht nur unter dem Gesichtspunkt der Untersuchung der sozialen Mobilität sinn­

voll, sondern auch, da die Mittelschicht häufig als Referenz für die Ermittlung von Verteilungs­

positionen herangezogen wird. 

Die als „Einkommensmitte“ bezeichnete Mittelschicht ist selbst nicht von Armut betroffen, nimmt 

sie aber natürlich als gesellschaftliches Phänomen wahr, und zumindest für die Angehörigen 
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der unteren und auch der mittleren Mittelschicht ist das Abrutschen doch im Bereich des Mögli­

chen. Insofern zeigen sich bestimmte Segmente der Mittelschicht als besonders anfällig für Sta­

tusängste und Abstiegssorgen, und fungieren so als „Seismograf“ für Veränderungen der wirt­

schaftlichen Situation.175 

Den empirischen Untersuchungen der vergangenen Jahre zu diesem Thema liegen verschie­

dene mögliche Begriffe der Mittelschicht zu Grunde. Analysen auf Basis des SOEP verwenden 

ein berufsbezogenes Mittelschichtskonzept, und zeigen für den Zeitraum von Mitte der 1990er 

bis Mitte der 2000er Jahre einen Anstieg der Abstiegsangst vor allem in der mittleren Mittel­

schicht, d. h. bei durchschnittlich qualifizierten Angestellten mit Routineaufgaben.176 Mittels ein­

kommens-, vermögens- und bildungsbezogener Mittelschichtskonzepte lässt sich zwar ein ab­

soluter Anstieg der Abstiegssorgen bis 2010 belegen, ein konsistenter Zusammenhang zwi­

schen Einkommen bzw. Vermögen und Zunahme des Bedrohungsgefühls aber nicht.177 Für die 

Bildungsmitte allerdings (also Personen mit Realschulabschluss und abgeschlossener Lehre) 

finden sich Anzeichen stärkerer Verunsicherung. Zeitweise (2002 – 2007) lässt sich für die Bil­

dungsmitte sogar eine größere Besorgnis ausmachen als für die untere Schicht. 

Als Ursachen für diese Ängste bei Teilen der berufsbezogen definierten Mittelschicht bzw. bei 

Personen mit mittleren Bildungsabschlüssen werden die Veränderungen der Arbeitswelt disku­

tiert. Besonders in eher diskursiven Beiträgen zum Thema gilt die zunehmende Verbreitung von 

Niedriglohnjobs und Unverbindlichkeit in Beschäftigungsverhältnissen als Faktor zur Minderung 

des absehbaren Potenzials an auskömmlicher Arbeit und damit als Gefahr für die Berufsaus­

sichten der Mitte. Der von dieser Gruppe erworbene Wohlstand erscheine daher bedroht.178 Hier 

sind mit Blick auf die sich verändernde Arbeitswelt verschiedene Sorgen plausibel: Zum einen 

kann man selbst von zunehmend unsicheren Beschäftigungsverhältnissen betroffen sein und 

darum Ängste vor Statusverlust entwickeln. Zum anderen kann die fortschreitende Veränderung 

von Anforderungsprofilen (Stichwort: Wissensgesellschaft, Digitalisierung) zu Ängsten führen, 

dass man den Anschluss verliert. Allerdings ist hier keine monokausale Wirkung der veränder­

ten Arbeitswelt zu unterstellen: So kann die überproportional zunehmende Abstiegsangst der 

mittleren Mittelschicht bis Mitte der 2000er Jahre auch dann nachgewiesen werden, wenn er­

werbsstrukturelle Effekte, Brancheneffekte und soziodemografische Effekte berücksichtigt wer­

den. Der überproportionale Anstieg der Abstiegsangst in dieser Gruppe erscheint mit Bezug zur 

konkret erlebten Arbeitswelt nicht strukturell erklärbar. Vielmehr scheint die prekäre Lage gro­

ßer Teile der niedriger angesiedelten Segmente in der Mittelschicht die Angst zu erzeugen, 

175 Vgl. Lengfeld / Ordemann (2016) und Vogel (2011)
 
176 Lengfeld / Hirschle (2008): S. 5.
 
177 Burkhardt et al. (2013): S. 68ff.
 
178 Vgl. Vogel (2011) und Koppetsch (2013).
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dass es einem selbst bald auch so gehen werde (sogenannte „Spill-Over-Effekt der Abstiegs­

angst“).179 Andererseits gibt es durchaus Belege dafür, dass Personen mit früherer Arbeitslosig­

keitserfahrung, befristet Beschäftigte und Personen mit erst kurzer Betriebszugehörigkeit um 

die eigene Zukunft überdurchschnittlich besorgt sind.180 Die Unsicherheit wäre dann zumindest 

teilweise auch von den eigenen konkreten Arbeitsbedingungen mit abhängig. 

Allerdings ist anzumerken, dass die meisten Studien zu diesem Thema Datenmaterial verwen­

den, das spätestens 2011 erhoben wurde. Somit stammen die Befunde aus einem Zeitraum, 

der sich in relativer Nähe zum Höhepunkt der Finanz- und Wirtschaftskrise befindet. Seither ha­

ben sich die wirtschaftliche Lage und die Situation auf dem Arbeitsmarkt in Deutschland – und 

damit die Kulisse, vor der es zur Entwicklung etwaiger Abstiegssorgen kommen könnte – deut­

lich positiv entwickelt. Eine erst jüngst veröffentlichte Längsschnittanalyse von SOEP-Daten be­

rücksichtigt zumindest den Zeitraum bis 2014 und kommt zu dem Befund, dass die Abstiegssor­

gen bereits seit 2006 wieder deutlich rückläufig seien und zwar erneut besonders stark im Seg­

ment der mittleren Mittelschicht. Die fortwährende Abstiegsangst der Mittelschicht, schlussfol­

gern die Autoren, sei ein „Mythos“. Wenn sich die wirtschaftliche Situation im Land verbessere, 

sei auch die Mittelschicht wieder optimistischer gestimmt. Dieser Befund basiert – wie ein grö­

ßerer Teil der empirischen Forschung zum Thema – auf der Operationalisierung von Abstiegs-

angst als Sorge vor dem Verlust des Arbeitsplatzes.181 

Es gibt aber Hinweise darauf, dass auch bei wenig ausgeprägten aktuellen Risikoerwartungen 

die Wahrnehmung langfristiger Statusunsicherheit Sorgen hervorrufen kann. Schließlich gilt ne­

ben der Sicherung des eigenen Status auch die längerfristige Wahrung der Chancen auf Sta­

tuserhalt oder Aufstieg (z. B. für die eigenen Kinder) als wichtiger Treiber der Anstrengungen 

der Mittelschicht. Die Tatsache, dass Jüngere beim Einstieg in das Berufsleben häufiger von 

atypischer Beschäftigung betroffen sind als in früheren Alterskohorten (siehe Kapitel A. III), wird 

auch im familiären Kontext verarbeitet und sorgt für Verunsicherung. So belegen weitere Analy­

sen anhand von Daten des Sozio-oekonomischen Panels, dass ein Pessimismus mit Blick auf 

die fernere Zukunft (bezogen auf das Auskommen im Alter oder den zu erwartenden Wohlstand 

der eigenen Kinder) deutlich weiter und auch in der Mittelschicht verbreitet ist, während eher 

kurzfristige Risiken und akute Verlustängste stark in den unteren Einkommens- und Statusgrup­

pen konzentriert seien und mit steigendem Status abnähmen.182 Bei dieser Empfindung subjek­

tiver Prekarität gehe es weniger um konkrete materielle Bedrängnis, sondern eher um Zu­

kunftspessimismus, der aber nahezu die gesamte Mittelschicht beeinträchtige. Eine Bestätigung 

dieses Befunds anhand neueren Datenmaterials vor dem Hintergrund der verbesserten wirt­

schaftlichen Lage liegt allerdings nicht vor. 

179 Lengfeld / Hirschle (2008): S. 7. 
180 Burzan (2014): S. 20. 
181 Lengfeld / Ordemann (2016): S. 21. 
182 Schöneck et al. (2011): S. 12. 
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Unabhängig von der aktuellen Verbreitung von Abstiegssorgen geben einige Studien Hinweise 

darauf, dass in Reaktion auf dieses von – empfundener oder realer – Zukunftsunsicherheit ge­

prägte Stimmungsbild und in Entsprechung zur beschriebenen Logik der „Statusarbeit“ Tenden­

zen der Mittelschicht erkennbar sind, den erreichten Status gegen Aspirationen „von unten“ zu 

verteidigen. Mit Blick auf diese Tendenzen werden u. a. beobachtbare Handlungsstrategien dis­

kutiert, die zur sozialen Schließung im Bildungsbereich beitragen können: Egalitäre Bildungs­

chancen könnten für Mittelschichts-Eltern ein Bedrohungspotenzial entfalten. Die Angst vor „so­

zialmoralischer Ansteckung“ lasse einen „Bildungsprotektionismus“ notwendig erscheinen, da­

mit die Kinder nicht durch falsche Kontakte oder verringertes Lerntempo ihre Chancen schmä­

lern.183 Bildung werde auf dem Arbeitsmarkt immer wichtiger, verliere aber gleichzeitig als Dis­

tinktionsmerkmal an Wert. Die Ängste der Bildungsmitte hätten somit vor allem mit der Unsi­

cherheit der Übersetzung von Bildung in Einkommen zu tun. Zudem stelle aus Sicht der Eltern 

das Bemühen um einen höheren Bildungsabschluss für die Kinder eher das Bemühen um inter­

generationalen Statuserhalt als die Wahrung von Aufstiegschancen dar.184 

Zumindest qualitative Studien deuten darauf hin, dass für Eltern in der bürgerlichen Mitte Bil­

dung als „Vehikel zur Distinktion“ gilt, was sich zum einen in sehr ambitionierten Ansprüchen an 

die Bildung der Kinder äußere (Abitur als Mindeststandard), zum Anderen in einer Präferenz für 

Privatschulen, die dem Nachwuchs entscheidende Startvorteile vor den Absolventen staatlicher 

Schulen verschaffen sollen. 185 Weiterhin gibt es hier Hinweise auf eine gewisse Ambivalenz 

zwischen generellen Werthaltungen und konkreten Handlungsmustern. Eltern aus der Mittel­

schicht (häufig ja selbst Gewinner der Bildungsexpansion) stellen gesamtgesellschaftliche Inklu­

sion generell durchaus als wichtiges Ziel dar, treffen aber andererseits für den Bildungsweg der 

eigenen Kinder Entscheidungen, die zu gesellschaftlichen Schließungstendenzen beitragen 

können. 

Hierin drückt sich das Problem aus, dass vor dem Hintergrund eines erwarteten weiter steigen­

den Bildungsniveaus im Durchschnitt steigende Bildungsabschlüsse und -qualifikationen indivi­

duell eine notwendige, aber keine hinreichende Voraussetzung sind, um auf dem Arbeitsmarkt 

ein hohes Einkommen zu erzielen. Entscheidend sind vielmehr die Struktur des Arbeitsmarktes 

und die gesellschaftliche Bewertung von Tätigkeiten. Solange parallel zur Bildungsexpansion 

auch das Angebot an Tätigkeiten im mittleren und oberen Einkommensbereich wuchs, und 

auch im unteren Einkommensbereich die Löhne und Gehälter an die gesamtwirtschaftliche Pro­

duktivitätsentwicklung gekoppelt waren, war mit dieser Ausrichtung auf Bildungspolitik als ver­

183 Bude (2011).
 
184 Burkhardt et al. (2013).
 
185 Knötig (2012): S. 224ff und Merkle / Wippermann (2008): S. 160.
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meintlich vorbeugende Sozialpolitik kein Gerechtigkeitsdefizit verbunden. Die Bildungsexpan­

sion stößt an ihre legitimatorischen Grenzen, wenn das Versprechen sozialer Mobilität durch 

höhere Bildungsabschlüsse nicht mehr greift.186 Da in der Wissensgesellschaft ein mittleres Bil­

dungsniveau kaum mehr komparative Vorteile vor Gruppen mit einfachem Bildungsgrad ver­

schaffe, sei die Angst, den Anschluss zu verlieren in dieser Gruppe besonders stark gestiegen. 

Dies legt die Interpretation nahe, dass das Versprechen der sozialen Marktwirtschaft, dass Leis­

tungen und Anstrengungen sich lohnen, für sie brüchig geworden ist: Trotz Erwerbstätigkeit se­

hen sie selbst ihre Anstrengungen nicht ausreichend belohnt, da der Abstand nach unten zu ge­

ring und nach oben zu hoch sei. 

Eine quantitative Studie zu Fragen der gerechten Verteilung von Wohlstand und zur Akzeptanz 

von Ungleichheit zeigt zudem deutliche Unterschiede nach Einkommensgruppen: Je günstiger 

der eigene Status, desto leichter fällt es, Ungleichheit zu akzeptieren; je schlechter die eigene 

Versorgung, desto größer die Zustimmung zu Umverteilung.187 Teilweise wird für Deutschland 

festgestellt, dass gruppenbezogene Abwertungshaltungen von Personen aus der unteren Mittel­

schicht deutlich häufiger vertreten werden als von Personen aus den oberen und unteren Ein­

kommensschichten.188 

Die hier geschilderten Hinweise auf Abstiegsängste und Abschottungstendenzen der Mittel­

schicht bedürfen der weiteren empirischen Validierung – vor allem mit Blick auf den Zeitverlauf 

und die Auswirkungen der zuletzt positiven Entwicklung in Wirtschaft und Arbeitsmarkt in 

Deutschland als auch im Hinblick auf langfristige Unsicherheiten. Sollten sich die Hinweise auf 

diese Stimmungslage verfestigen, wären Implikationen für die Vermittelbarkeit von Gerechtig­

keitszielen zu bedenken. Schließlich tragen die in der Mittelschicht vorherrschenden normativen 

Vorstellungen entscheidend dazu bei, wie mit Armut und Exklusion umgegangen wird und wel­

che Ausprägungen sozialpolitische Regelungen erhalten. Vor dem Hintergrund der hier ange­

sprochenen Phänomene können Maßnahmen zur Herstellung von Leistungsgerechtigkeit und 

Sicherheit in der Übersetzung von Bemühungen (Bildung, Ausbildung) in materiellen Erfolg (si­

cheres Arbeitsverhältnis und auskömmliches Einkommen) mit großer Wahrscheinlichkeit auf 

Zustimmung stoßen. Bei Bemühungen der Politik um Chancengleichheit (gute Bildungschancen 

für alle, Inklusion, Förderung für Kinder oder auch Jugendliche aus sozial benachteiligten El­

ternhäusern etc.) kann auf der Werteebene mit Zustimmung aus der Mittelschicht gerechnet 

werden. Dennoch müssen hier die Sorgen dieser Schicht um die eigene Konkurrenzfähigkeit 

mit bedacht werden. Gleiches gilt für Umverteilungsmaßnahmen, bei denen die Anstrengungen 

und Leistungen, die die Mittelschicht für den Erhalt des eigenen Status erbringt, nicht entwertet 

erscheinen dürfen. 

186 Münch (2015): S. 71. 
187 Can / Engel (2014): S. 175ff. 
188 Dallinger (2012): S. 64f. 
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Auch unbeschadet der „Akzeptanzfrage“ sozialstaatlicher Leistungen und deren Finanzierung 

sollte dem Aspekt der gesellschaftlich notwendigen Dienstleistungen mehr Aufmerksamkeit ge­

widmet werden. Zum einen, weil sich diese in monetären Verteilungsmaßen nicht widerspiegeln 

und diese somit sinnvoll ergänzt werden. Zum anderen sollte in der zukünftigen Armuts- und 

Reichtumsberichterstattung der Bundesregierung der Frage nachgegangen werden, welche so­

zialen Gruppen Zugang zu gesellschaftlichen Dienstleistungen haben und welche Gruppen 

diese auch real in Anspruch nehmen. 
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IV.2 Ursachen der veränderten Einkommens- und Vermögensverteilung 

IV.2.1 Einkommensverteilung 

Veränderungen der Einkommensverteilung lassen sich nicht auf eine einzelne Ursache zurück­

führen. Diese werden vielmehr durch eine Reihe von Faktoren beeinflusst, die wiederum häufig 

in Wechselbeziehungen zueinander stehen. Um dennoch greifbare Aussagen zu den Ursachen 

der veränderten Einkommensverteilung in Deutschland seit Mitte der 1990er Jahre zu gewin­

nen, wurden in einem Forschungsvorhaben für den Fünften Armuts- und Reichtumsbericht so­

wohl Faktoren auf Ebene der einzelnen Personen und Haushalte als auch mit Bezug zu Ände­

rungen im Steuersystem und Transfersystem systematisch untersucht.189 Innerhalb der Bearbei­

tungszeit des Projektes lagen Daten des SOEP bis einschließlich der im Jahr 2012 erhobenen 

(Befragungs-)Welle 29 vor. Da differenzierte Einkommensangaben immer erst im jeweiligen 

Folgejahr vorliegen können, reichen die Analysen bis zum Einkommensjahr 2011. Aktuellere 

Daten zur Einkommensverteilung finden sich im Teil C dieses Berichts. 

Der Zeitraum seit 1994 lässt sich mit Blick auf die Einkommensverteilung in drei Phasen eintei­

len: 

1. 1994 bis 1998 – Rückgang der Ungleichheit, 

2. 1999 bis 2005 – Anstieg der Ungleichheit, 

3. 2006 bis 2011 – Seitwärtsbewegung (keine statistisch signifikante Veränderung). 

Eine systematische Analyse der Ursachen für Veränderungen in der Einkommensverteilung er­

fordert komplexe Modellrechnungen. Als Einflussfaktoren wurden hier sowohl Veränderungen 

von Personen- und Haushaltseigenschaften als auch Änderungen im Steuer- und Transfersys­

tem betrachtet. Um den möglichen Einfluss einzelner Faktoren auf die Verteilung der Nettoäqui­

valenzeinkommen zu ermitteln, wird der empirischen Einkommensverteilung eine kontrafakti­

sche Verteilung gegenübergestellt. Diese hypothetische Verteilung ergäbe sich dann, wenn für 

den Zeitraum 2005 bis 2011190 lediglich einer dieser Faktoren verändert worden wäre, sonst 

aber alles, einschließlich der wirtschaftlichen Entwicklung, gleich geblieben wäre. 

Der starke Anstieg der Einkommensungleichheit während des Zeitraums 1999 bis 2005 lässt 

sich den Berechnungen zufolge fast zur Hälfte auf die langfristig gestiegene Spreizung der Brut­

toeinkommen aus Erwerbstätigkeit zurückführen. Mit jeweils ca. 20 bis 30 Prozent trugen nach 

den Berechnungen der Studie außerdem die Veränderungen bei Beschäftigung und Arbeitslo­

sigkeit einerseits und Änderungen im Steuerrecht andererseits zum Anstieg bei. Hierbei wirkten 

Arbeitslosigkeit und Änderungen in der Beschäftigungsstruktur besonders auf den unteren Be­

reich der Verteilung, während Änderungen im Steuertarif besonders stark den oberen Bereich 

189 Vgl. IAW / ZEW (2016): S. 91ff. 

190 Hier handelt es sich um eine Fortschreibung der Ergebnisse des 4. Armuts- und Reichtumsberichts, für den der 


Zeitraum 1999/2000 bis 2005/2006 analysiert wurde. 
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beeinflussten. Änderungen im Transfersystem, der Haushaltsstrukturen oder individuelle Eigen­

schaften wie Nationalität, Bildung oder Alterszusammensetzung der Haushalte spielten keine 

wesentliche Rolle. 

Die Seitwärtsbewegung im Zeitraum 2006 bis 2011 beruht darauf, dass alle zugrunde liegenden 

Faktoren entweder stabil blieben oder aber keine wesentlichen Verteilungseffekte aufwiesen. 

Das bedeutet, dass von keiner der untersuchten Veränderungen des Arbeitsmarkts, der demo­

grafischen Zusammensetzung der Bevölkerung und der Ausgestaltung des Steuer- und Trans­

fersystems im untersuchten Zeitraum starke Effekte auf die Verteilung ausgingen. Dies über­

rascht vor allem im Hinblick auf den zeitgleichen Beschäftigungszuwachs (siehe Kapitel A.II). 

Dieser zeigte sich nicht nur darin, dass Personen in zuvor erwerbslosen Haushalten eine Be­

schäftigung fanden, sondern auch darin, dass Haushalte mit Erwerbstätigen den Umfang ihrer 

Erwerbstätigkeit weiter ausbauten. 

Schaubild A.IV.2.1: 
Durchschnittliche Anzahl der Beschäftigungsverhältnisse pro Haushalt nach Dezilen der 
Nettoäquivalenzeinkommen 

Quelle: IAW / ZEW (2016), S. 100. 

Dies kann man in Schaubild A.IV.2.1 ablesen. Hier wird die durchschnittliche Anzahl von Be­

schäftigungsverhältnissen pro Haushalt in den Jahren 2005 und 2011 verglichen, aufgeteilt 
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nach den Dezilen der Nettoäquivalenzeinkommensverteilung.191 Die Linie für die durchschnittli­

che Anzahl der Beschäftigungsverhältnisse der Haushalte für das Jahr 2011 liegt unabhängig 

von der Position der Haushalte in der Einkommensverteilung durchgängig über der Linie für das 

Jahr 2005. Das bedeutet, dass in allen Dezilen der Einkommensverteilung im Jahr 2011 das 

Beschäftigungsvolumen pro Haushalt größer war als noch 2005. Betrachtet man die durch­

schnittliche Anzahl der Vollzeitbeschäftigungen der Haushalte, so zeigt sich eine Zunahme eher 

im mittleren bis oberen Bereich (6. und 7. Dezil sowie 9. und 10. Dezil). Die Anzahl der Teilzeit­

beschäftigungen lag 2011 dagegen vom unteren bis weit in den oberen Bereich (bis zum 9. De­

zil) über der von 2005. Nimmt man diese Effekte zusammen, wirkte sich der Beschäftigungsauf­

schwung insgesamt nicht signifikant auf die Einkommensverteilung aus. 

Schaubild A.IV.2.2: 
Einfluss der zunehmenden Erwerbsteilnahme von Frauen auf die Einkommensungleich­

heit seit Mitte der 1990er Jahre (Verringerung des Gini-Koeffizienten) 

Die Daten beziehen sich auf Haushalte im erwerbsfähigen Alter (25 bis 64 Jahre). 
Quelle: OECD (2015): S. 34; Datenbasis für Deutschland: SOEP. 

Die OECD führte 2015 einen internationalen Vergleich zu den Ursachen für Veränderungen in 

der Einkommensverteilung durch.192 Hiernach hat die Ungleichheit in den meisten Industriestaa­

ten zugenommen (siehe auch Schaubild A.IV.2.2). Dabei kann ein Teil dieser Entwicklung 

191	 Um möglichst belastbare statistische Ergebnisse zu erhalten und um sie weniger abhängig von Einzeljahren zu 
machen, wurden in der Ursachenanalyse jeweils zwei Jahre gepoolt (in diesem Fall 2005/2006 und 2010/2011). 
Im Folgenden wird vereinfachend über die Jahre 2005 und 2011 berichtet. 

192	 Vgl. OECD (2015). 
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durch die zunehmende Verbreitung atypischer Beschäftigungsverhältnisse statistisch erklärt 

werden, wenngleich dies nicht ohne Weiteres für einen kausalen Zusammenhang spricht. Den 

Berechnungen zufolge wäre die Ungleichheit in den OECD-Staaten noch stärker gestiegen, 

wenn der Anteil an arbeitenden Frauen auf dem Stand der frühen 1990er Jahre verblieben 

wäre. Für diesen ungleichheitsmindernden Effekt gibt es zwei Gründe. Zum einen sind die Er­

werbseinkommen von Frauen gleicher verteilt als die der Männer und zum anderen arbeiten 

Frauen in Haushalten mit geringem Einkommen deutlich mehr Wochenstunden als in der Ver­

gangenheit. In Deutschland fällt dieser Effekt jedoch aufgrund des hohen Anteils der Teilzeitbe­

schäftigung, insbesondere der kleinen Teilzeit mit weniger als 21 Stunden pro Woche, ver­

gleichsweise gering aus. 

IV.2.2 Wechselwirkungen zwischen Einkommen und Vermögen 

Einkommen und Vermögen stehen als Fließ- und Bestandsgröße miteinander in Zusammen­

hang. Eine vermittelnde Rolle kommt dabei dem Konsum bzw. dem Sparen zu. Eine überdurch­

schnittliche Zunahme der Vermögenseinkommen oder der Einkommen der Gutverdiener ver­

stärkt die Vermögenskonzentration nur, wenn entsprechend gespart wird. Andererseits kann 

auch der Zugang zu günstigen Konsumentenkrediten zu mehr Ungleichheit führen. Das Umge­

kehrte kann dadurch geschehen, dass Schuldner ihre Verbindlichkeiten tilgen. 

Die Bundesbank193 gelangt zum Ergebnis, dass an den Rändern der Verteilung ein vergleichs­

weise starker linearer Zusammenhang zwischen Einkommen und Vermögen besteht. So ge­

hörte 2014 vom einkommensärmsten und einkommensreichsten Fünftel der Haushalte etwa die 

Hälfte auch zu den 20 Prozent der Haushalte mit geringem bzw. hohem Vermögen. Über die 

gesamte Verteilung betrachtet besteht zwischen dem aktuellen Einkommen eines Haushalts 

und seinem Vermögen jedoch nur ein bemerkenswert schwacher Zusammenhang. So finden 

sich in allen Einkommensgruppen Haushalte mit hohem und niedrigem Nettovermögen. Ebenso 

muss eine hohe Position in der Einkommensverteilung nicht zwingend mit einer hohen Position 

in der Vermögensverteilung einhergehen. 

Die einkommensreichsten 10 Prozent der Haushalte verfügen über mehr als 35 Prozent des 

Vermögens. Betrachtet man die Vermögensverteilung, verfügen die obersten 10 Prozent über 

fast 60 Prozent des Gesamtvermögens. Dagegen besteht zwischen hohem Einkommen und ho­

hem Konsum eine größere Schnittmenge als zwischen hohem Einkommen und hohem Vermö­

gen.194 

193 Vgl. Deutsche Bundesbank (2016a). 
194 IAW / ZEW (2016): Abbildung A 9.1. 
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Andere Studien betonen dagegen die Stärke des Zusammenhangs zwischen Einkommen und 

Vermögen.195 Eine stärkere Ungleichverteilung des Einkommens wirkt sich aber nicht unmittel­

bar auf die Vermögensverteilung aus, weil die Akkumulation von Vermögen durch Sparen Zeit 

benötigt. Auf längere Sicht könnte demnach jedoch die Vermögensverteilung ebenfalls unglei­

cher werden.196 

IV.2.3 Vermögensverteilung 

Auch die Vermögensverteilung unterliegt einer stetigen Entwicklung. Die Ursachenanalyse steht 

im Bereich der Vermögen vor wesentlich größeren Herausforderungen als bei der Einkommens­

verteilung. Hier wirken auf die verschiedenen Komponenten (Immobilien-, Geld-, Anlagen-, Be­

triebs-, Sachvermögen und Schulden) jeweils eigene, sehr unterschiedliche Einflussfaktoren 

(z. B. Zinsen, Immobilienpreise, Aktienkurse usw.). 197 Erschwerend kommt hinzu, dass die sta­

tistischen Daten mit einer Reihe potenzieller Unsicherheiten behaftet sind. Dies wird beispiels­

weise bei der Erfassung des Immobilienvermögens deutlich, das mit rund drei Viertel des Ge­

samtvermögens die Höhe und Verteilung des Vermögens privater Haushalte weitgehend be­

stimmt. Die Entwicklung der Immobilienwerte in den Stichprobenerhebungen gibt dabei im We­

sentlichen die Selbsteinschätzung der befragten Haushalte wieder. Die wenigsten Befragten 

können jedoch den aktuellen Verkehrswert ihrer Immobilie zuverlässig angeben, alle übrigen 

schätzen die Höhe z. B. auf Basis eines vielleicht bereits viele Jahre zurückliegenden Kaufprei­

ses. Auf der Grundlage der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe und des Sozio-oekonomi­

schen Panels errechnet das IAW einen realen Vermögensrückgang bei den Privathaushalten.198 

Dies geht dem DIW zufolge auf die in der Befragung ermittelten sinkenden Immobilienwerte zu­

rück.199 Eine weitere Quelle von Ungenauigkeiten liegt in bewusst unvollständigen oder falschen 

Angaben durch die Befragten, z. B. bezüglich ihrer Konsumentenkredite. Selbst im Rahmen von 

ausführlichen Interviews ist es nicht möglich, alle hierzu relevanten Informationen zu erheben. 

Weitere Unsicherheiten resultieren aus den verwendeten Imputationsverfahren, die zur Schät­

zung von fehlenden Angaben in Befragungen eingesetzt werden. So lassen sich Veränderun­

gen der Vermögensverteilung nicht mit letzter Genauigkeit darstellen. Daher beschränken sich 

auch die Aussagen zu Entwicklungsursachen im Bereich der Vermögen auf die Darstellung 

195 Grabka / Westermeier (2014).
 
196 Behringer et al. (2014).
 
197 An dieser Stelle sei auf den verwendeten Vermögensbegriff hingewiesen. Es werden entsprechend der interna­

tional üblichen Vorgehensweise das verzinsliche Geldvermögen und die Verkehrswerte von Immobilien abzüg­
lich Hypotheken und Konsumschulden sowie – je nach Datenquelle – teilweise auch Betriebsvermögen und 
Sachvermögen in Form wertvoller Sammlungen wie Gold, Schmuck, Münzen oder Kunstgegenstände einbezo­
gen. Anwartschaften an Alterssicherungssysteme oder das Humanvermögen sind hingegen nicht einbezogen. 
Für weitere Informationen siehe Erläuterungen zu Indikator G02 zur Vermögensverteilung, Kapitel C.I.2. 

198 IAW / ZEW (2016): S. 153. 
199 Grabka / Westermeier (2015). 
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plausibler Wirkungszusammenhänge, ohne deren Wechselwicklungen analytisch zu beschrei­

ben und die Größenordnung ihrer Auswirkungen beziffern zu können. Als mögliche Ursachen 

werden diskutiert: 

1. Altersstruktureffekte 

Hier wird die Idee des Lebenszyklusmodells unterstellt, nach dem im Laufe des Erwerbsle­

bens mit steigendem Einkommen Vermögen angespart wird. So haben viele Personen unter 

35 Jahren noch kein nennenswertes Vermögen aufgebaut, weil sie z. B. noch in der Ausbil­

dung sind, noch kein (signifikantes) Einkommen beziehen oder noch nicht geerbt haben. Bis 

zum Alter von etwa 75 Jahren steigen die individuellen Vermögen an. Danach wird das Ver­

mögen oftmals aufgezehrt oder auch übertragen.200 Einer Kurzstudie zufolge konnten fast 

zwei Fünftel der Ungleichheit in der Vermögensverteilung des Jahres 2012 auf die Unter­

schiede zwischen den Altersgruppen zurückgeführt werden, während weniger als 15 Prozent 

der Ungleichheit eindeutig auf Unterschiede innerhalb der Altersgruppen zurückzuführen wa­

ren. Ungefähr die Hälfte der Ungleichheit ließ sich jedoch keiner der beiden Komponenten 

eindeutig zuordnen.201 

2. Erbschaften und Schenkungen 

Der Indikator R07 (siehe Kapitel C.III.7) zeigt, dass das Volumen der Erbschaften und vor 

allem Schenkungen bis 2014 zugenommen hat. 2015 wurde ein Rückgang verzeichnet. Den­

noch resultieren die Vermögen in Deutschland zu etwa zwei Dritteln aus Eigenleistung und 

zu etwa einem Drittel aus Erbschaften.202 Diese Relation gilt für verhältnismäßig vermögens­

arme Haushalte genauso wie für reiche. Allerdings ist zu beachten, dass das oberste Pro­

zent der Einkommensverteilung von dieser Aussage ausgeschlossen ist, da der oberste 

Rand im Datensatz nicht enthalten ist. 203 Allerdings zeigt die Analyse auch die Sensitivität 

der Ergebnisse in Abhängigkeit von der angewandten Methode. Andere Methoden führen zu 

anderen Ergebnissen. Haushalte am oberen Ende der Vermögensverteilung erben häufiger 

(fast zwei Drittel der Haushalte im obersten Dezil gegenüber nur rund einem Fünftel in der 

unteren Hälfte der Verteilung) und durchschnittlich höhere Beträge und Vermögenswerte. 

Der Einfluss von Erbschaften und Schenkungen ist deutlich stärker als der Einfluss vorhan­

dener Einkommensdifferenzen (rund 20 Prozent). 

3. Anlageverhalten 

Haushalte mit einem hohen Einkommen verfügen über ein höheres Potenzial, Vermögen 

aufzubauen. Gleichzeitig hat diese Gruppe aber auch die Möglichkeit, in risikoreichere und 

200 IAW / ZEW (2016): S. 124, siehe auch Schaubild B.II.3.3.
 
201 Niehues (2015).
 
202 Bönke et al. (2015b).
 
203 Lauterbach et al. (2016a) treffen auf Basis einer Befragung von Personen mit einem Geldvermögen ab 1 Million
 

Euro erste nicht repräsentative Tendenzaussagen u. a. über die Genese und Zusammensetzung von Vermögen 
Hochvermögender, weitere Ausführungen siehe Kapitel A.IV.3.3. 
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damit auch renditestärkere Anlageformen zu investieren, weil ein möglicher Verlust verkraft­

bar ist. Insbesondere einkommensärmere Haushalte investieren ihre Ersparnisse hingegen 

bevorzugt in risikoärmere Anlagen wie Barguthaben und Spareinlagen, weil sie sich einen 

Verlust des investierten Kapitels nicht leisten könnten. Die mit der höheren Sicherheit einher­

gehenden niedrigeren Renditen gleichen jedoch oftmals nicht die Inflation aus.204 Durch die 

Krisen der vergangenen Jahre dürfte das Vertrauen in riskantere Anlagen eher weiter gesun­

ken sein. 

4. Geldpolitische Entscheidungen der Europäischen Zentralbank 

Die Geldpolitik der Europäischen Zentralbank ist auf das primäre Ziel der stabilen Preisent­

wicklung ausgerichtet. Um dies zu gewährleisten, liegen die Zinsen momentan auf einem 

niedrigen Niveau. Auf der anderen Seite bringen Vermögenswerte wie bspw. Aktien ver­

gleichsweise hohe Ertragsmöglichkeiten. In Deutschland, wo ein im internationalen Vergleich 

nur geringer Anteil von rund 15 Prozent der Haushalte Geld in Aktien anlegt, führt dies zu ei­

ner Veränderung der Vermögensverteilung zu Ungunsten der von Zinsen abhängigen Spa­

rer.205 Durch eine expansive Geldpolitik steigen Vermögenspreise zudem unmittelbar, wäh­

rend die Reallöhne erst mit Verzögerung ansteigen und dann erst dem Aufbau weiteren Ver­

mögens dienen können.206 Gleichzeitig kann sich eine expansive Geldpolitik aber auch un­

gleichheitsverringernd auswirken. So profitieren Schuldner und damit tendenziell weniger 

Vermögende von Zinssenkungen. Wenn durch die expansive Geldpolitik die Wirtschaft be­

lebt wird, können neue Beschäftigungschancen zuvor Arbeitslosen den Vermögenaufbau er­

möglichen. Gestiegene Immobilienpreise wirken sich hingegen vor allem auf die Mitte der 

Vermögensverteilung aus, weil Vermögensärmere vergleichsweise selten über Immobilienei­

gentum verfügen und dieses Immobilieneigentum bei den Vermögensreicheren einen gerin­

geren Anteil am Gesamtvermögen ausmacht. Insgesamt ist unklar, welche der geschilderten 

Wirkungen mittel- bis langfristig überwiegen.207 

IV.2.4 Fazit 

Über die Ursachen von Veränderungen der personellen Einkommensverteilung wird viel speku­

liert. Da es viele simultan wirkende Einflussfaktoren gibt, kann erst auf Basis einer systemati­

schen multivariaten Ursachenanalyse das Gewicht einzelner Faktoren quantifiziert werden. Der 

Anstieg der Ungleichheit zwischen 1999 und 2005 lässt sich den Modellberechnungen zufolge 

fast zur Hälfte auf die langfristig gestiegene Spreizung der Bruttoeinkommen aus Erwerbstätig­

keit zurückführen. Weitere Einflussfaktoren sind die gestiegene Arbeitslosigkeit sowie Verände­

204 Grabka / Westermeier (2015).
 
205 De la Rubia (2016).
 
206 Bernoth et al. (2016).
 
207 Vgl. Deutsche Bundesbank (2016d).
 



   

           

        

          

              

         

         

      

        

         

          

      

  

- 126 ­

rungen der Beschäftigung und des Steuerrechts. Zwischen 2006 und 2011 gibt es keine statis­

tisch signifikante Veränderung der Einkommensungleichheit. Vor dem Hintergrund des zeitglei­

chen Beschäftigungszuwachses stellt sich die Frage, warum die Ungleichheit nicht abnimmt. 

Die Ursache dafür ist, dass das Beschäftigungsvolumen pro Haushalt im Jahr 2011 über die ge­

samte Einkommensverteilung größer ist als im Jahr 2005. 

Eine auf die Vermögensverteilung bezogene Ursachenanalyse steht vor wesentlich größeren 

Herausforderungen. Auch hier wirken verschiedene Faktoren, die statistische Datenlage ist je­

doch wesentlich schlechter, insbesondere bedingt durch die Selbsteinschätzung der befragten 

Haushalte zu ihren Immobilienwerten. Dennoch lassen sich zumindest verschiedene Ursachen 

für Veränderungen nennen: Wechselwirkungen mit der seit den 1990er Jahren ungleicher ge­

wordenen Einkommensverteilung, Altersstruktureffekte, Erbschaften und Schenkungen, Anlage-

verhalten sowie Geldpolitik. 
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IV.3 Themenschwerpunkt: Weiterentwicklungen der Reichtumsberichterstat­

tung  

Die Daten- und Erkenntnislage im Bereich des privaten Reichtums gilt seit Beginn der Armuts­

und Reichtumsberichterstattung der Bundesregierung als problematisch. Mit Blick auf sehr hohe 

Einkommen und Vermögen ist angesichts der Datenlage eine umfassende Verbesserung kurz­

fristig nicht zu erreichen. Dennoch haben amtliche Statistik und wissenschaftliche Forschung 

Fortschritte erzielt, die die Berichterstattung über Reichtum weiterbringen. Nach der Diskussion 

der aktuellen Datenlage (siehe Kapitel IV.3.1) wird auf der Grundlage einer Studie der Universi­

tät Potsdam, an deren Finanzierung sich die Bundesregierung in Vorbereitung auf diesen Be­

richt beteiligt hat, im Folgenden erörtert, wie sich der Reichtum in Deutschland entwickelt hat, 

wie Reichtum entsteht und wie er verwendet wird (siehe Kapitel IV.3.3). Ein Ergebnis dieser ex­

plorativen Studie ist die Weiterentwicklung und Konkretisierung des Reichtumsbegriffs (siehe 

Kapitel IV.3.3.5). 

IV.3.1 Beschreibung der aktuellen Datenlage 

Die Bundesregierung strebt grundsätzlich an, alle verfügbaren Datenquellen zur Beurteilung der 

Ausgangslage und zur Fortentwicklung der Reichtumsberichterstattung zu nutzen. Das Indikato­

rentableau (siehe Teil C dieses Berichts) stützt sich auf die etablierten Berichtssysteme der 

amtlichen Statistik des Statistischen Bundesamtes sowie auf das SOEP. Dabei bleibt festzuhal­

ten, dass sich die Datenbasis zur Beschreibung der Einkommens- und Vermögensverteilung in 

Deutschland in den letzten Jahren zwar verbessert hat, die für empirische Analysen zur Verfü­

gung stehenden Daten über Haushalte mit den höchsten Einkommen und Vermögen jedoch lü­

ckenhaft bleiben. 

Die Gründe sind vielfältig. Oft wird als Argument genannt, dass reiche Haushalte bei Stichpro­

benverfahren aufgrund ihrer vergleichsweise geringen Anzahl nur in unzureichendem Ausmaß 

gezogen werden. Dies lässt sich jedoch mit speziellen Techniken (Oversampling) weitgehend 

kompensieren. Allerdings sind befragte Haushalte oftmals nicht bereit, überhaupt Auskünfte zu 

als sensibel empfundenen Sachverhalten zu erteilen. Zudem sind sie zu einer sachgerechten 

und korrekten Bewertung ihrer komplexen Vermögensbestände oft nicht aus dem Stand in der 

Lage, wenn sie an einer Befragung teilnehmen. Das betrifft insbesondere Fragen zu Immobi­

lien.208 Im Rahmen der Verwaltungstätigkeit der Finanzbehörden automatisch erhobene Pro­

zessdaten – wie die Einkommensteuerstatistik – haben zwar den Vorteil einer größeren Abde­

ckung im oberen Einkommensbereich, aber auch den Nachteil, dass sie wenig aktuell sind: Erst 

im dritten Kalenderjahr nach dem Veranlagungsjahr liegen alle relevanten Daten vor. Der an­

schließende Aufwand für die Aufbereitung des statistischen Materials kostet dann wiederum bis 

zu einem Jahr an Zeit. Hinzu kommt, dass Prozessdaten in der Regel keine Informationen zu 

208 Vgl. IAW / ZEW (2016). 
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den zentralen soziodemografischen Angaben enthalten, die für die originäre Verwendung irrele­

vant sind. Außerdem ist seit der Einführung der Abgeltungsteuer nur noch ein Teil der Kapital­

einkünfte statistisch erfasst. Für Analysen der Vermögensverteilung stehen keine amtlichen Da­

ten der Statistik mehr zur Verfügung. 

IV.3.2 Möglichkeiten der Verbesserung 

Mit dem Ziel, Anhaltspunkte für eine Verbesserung der statistischen Datengrundlage zur Be­

schreibung höchster Einkommen und Vermögen zu erlangen, hat das Zentrum für Europäische 

Wirtschaftsforschung (ZEW) in Vorbereitung dieses Berichts eine Kurzexpertise vorgelegt.209 

Aufbauend auf der Bewertung der verfügbaren Datensätze und auf internationalen Erfahrungen 

stellt das ZEW Möglichkeiten für eine Verbesserung der Datengrundlage zur Diskussion: 

•	 Kleinräumige Ausweisung bestehender Statistiken, um Befragungen gezielt in Hocheinkom­

mensregionen durchführen zu können; 

•	 Verknüpfung administrativer Prozessdaten (verschiedene Steuerstatistiken und Lohndaten 

der Sozialversicherungen) untereinander und mit Befragungsdaten zu wissenschaftlichen 

Analysezwecken (sogenanntes „Statistisches Matching“); 

•	 Zusammenführung bestehender dezentraler Haus- und Grundstücksdaten und Zugang für 

die Wissenschaft. 

Zusätzlich werden von den Autoren auch kontroverse Möglichkeiten genannt wie beispielsweise 

die Etablierung eines Finanzkatasters oder die Integration der Abgeltungsteuer in die Einkom­

mensteuerstatistik. Bei einigen der genannten Möglichkeiten würde es sich um sowohl politisch 

als auch juristisch und datenschutzrechtlich sehr aufwändige und umstrittene Schritte han­

deln.210 

Darauf hinzuweisen ist überdies, dass sich die Datenlage in den letzten Jahren bereits verbes­

sert hat bzw. Schritte in diese Richtung eingeleitet wurden: 

•	 Seit 2010 legen das Statistische Bundesamt und die Deutsche Bundesbank gemeinsam inte­

grierte Vermögensbilanzen vor. Das Zahlenwerk stellt den Bestand und die Entwicklung der 

gesamtwirtschaftlichen und der sektoralen Geld- und Sachvermögen in Deutschland dar 

(siehe Kapitel A.II dieses Berichts); 

•	 Gegenwärtig bereitet die Deutsche Bundesbank die dritte Welle der bereits 2010 und 2014 

erhobenen Panel-Studie (Befragung „Private Haushalte und ihre Finanzen“ bzw. Panel on 

Household Finance, kurz: PHF) vor. Die Haushaltsbefragung erhebt die Zusammensetzung 

209 Vgl. ZEW (2015). 
210 Vgl. Schupp (2016). 
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und Verteilung des Geld-, Immobilien- und Betriebsvermögens sowie das Sparverhalten und 

die Altersversorgung in Deutschland. Die Befragung steht im Zusammenhang mit einem Pro­

jekt des Europäischen Zentralbanksystems, im Zuge dessen harmonisierte Daten für alle 

Länder des Euroraums erhoben werden sollen, wodurch länderübergreifende Vergleiche 

möglich sind (Household Finance and Consumption Survey, kurz: HFCS); 

•	 Das Indikatorenset der Armuts- und Reichtumsberichterstattung der Bundesregierung (siehe 

Teil C) umfasste bisher lediglich fünf Maßzahlen zum Thema Reichtum. Diese beschreiben 

den Einkommensreichtum analog zum Konzept relativer Armut sowie eine Reihe weiter, 

nicht finanzieller Attribute einkommensreicher Personen wie Gesundheitszustand, soziale 

Teilhabe und Bildung. Die in öffentlichen Debatten stark betonte materielle Seite des Reich­

tums (siehe Kapitel A.IV.1) blieb bislang wenig berücksichtigt. Für den Fünften Armuts- und 

Reichtumsbericht konnten die Indikatoren für einen hohen materiellen Wohlstand in Deutsch­

land mit sechs neuen Indikatoren erheblich erweitert und ausdifferenziert werden; 

•	 Eine weitere Verbesserung der Datenlage ergibt sich durch die vollständige Integration von 

EU-SILC in den Mikrozensus bei gleichzeitiger Einführung der Auskunftspflicht für Einkom­

mensfragen in EU-SILC. Dadurch wird die Datenbasis für die Einkommensanalyse der Haus­

halte erheblich verbessert. In den bisherigen auf freiwilliger Basis durchgeführten Erhebun­

gen weisen gerade Haushalte mit hohem Einkommen eine sehr geringe Teilnahmequote auf. 

Zusätzlich wird der Erhebungsumfang von EU-SILC auf bis zu 12 Prozent der Mikrozen­

susstichprobe in Privathaushalten (bis zu 0,12 Prozent der Bevölkerung in Privathaushalten) 

mehr als verdoppelt. Damit können Ergebnisse ab 2020 bis auf die Ebene von Regierungs­

bezirken regional untergliedert werden; 

•	 Gesellschaftspolitisch besonders interessant ist die Gruppe der Hochvermögenden. Hier hat 

sich das Bundesministerium für Arbeit und Soziales an der Finanzierung einer innovativen 

Studie beteiligt, bei der Hochvermögende befragt worden sind. Dieser Personenkreis, der 

hier durch ein frei verfügbares Vermögen von mindestens 1 Millionen Euro abgegrenzt wird, 

ist u. a. in Bezug auf das Sozialprofil, die Entstehung des Vermögens und den gesellschaftli­

chen Einfluss untersucht worden (siehe Kapitel IV.3.3). 

Hinsichtlich der Frage nach weiteren Verbesserungen gilt es zunächst, die Ergebnisse bereits 

durchgeführter bzw. geplanter Erhebungen und Untersuchungen abzuwarten. 

IV.3.2.1 Schätzungen des oberen Verteilungsrandes 

In der wissenschaftlichen Erforschung des Reichtums in Deutschland wurde in jüngerer Zeit 

versucht, auf Basis der Einkommensteuerstatistik oder unter Zuhilfenahme von Modellberech­

nungen die Verteilung der hohen und höchsten Einkommen und Vermögen zu schätzen. 
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Dabei wurde beispielweise der Einkommensanteil der Spitzenverdiener am Gesamteinkommen 

in Deutschland auf Basis administrativer Einkommensteuerdaten berechnet. Auf Grundlage der 

vorgenommenen Annahmen hätte sich für diese Steuerpflichtigen mit einem Bruttojahresein­

kommen ab 345.000 Euro (oberstes Prozent der Steuerfälle) im Jahr 2001 ein Einkommensan­

teil von 11 Prozent ergeben und wäre danach bis 2008 auf 13 Prozent gestiegen. Vermutlich 

durch Finanzkrise und Rezession sind die Top-Einkommen in der Folgezeit wieder etwas einge­

brochen und lagen nach den jüngst verfügbaren Daten von 2012 bei 11 Prozent (siehe Indika­

tor R06, Kapitel C.III.6).211 

Für die Analysen zur Vermögensverteilung wird im Indikator G02 (siehe Kapitel C.I.2) u. a. aus­

gewiesen, welcher Anteil am Nettovermögen auf die vermögendsten 10 Prozent der Haushalte 

(oberstes Dezil) entfällt. Nach den aktuell vorliegenden Daten der EVS und des SOEP verfügt 

das oberste Dezil über mehr als die Hälfte des Vermögens (im Jahr 2012 nach Daten des 

SOEP: 58 Prozent, im Jahr 2013 nach Daten der EVS 51,9 Prozent). Die im vorangegangenen 

Kapitel genannten Lücken in den Daten über Haushalte mit den höchsten Einkommen und Ver­

mögen werden umso größer, je mehr der Rand der Vermögensverteilung in den Blick genom­

men wird. So sind Aussagen zum vermögensreichsten einen Prozent sehr schwierig. Im Ge­

gensatz zur Einkommensverteilung steht hier jedoch keine zusätzliche Datenbasis zum Ab­

gleich zur Verfügung. Daten z. B. aus der Steuerstatistik zur Vermögenssituation liegen für 

Deutschland nicht vor. Aus diesem Grund müssen für eine bessere statistische Beschreibung 

der Vermögen am oberen Verteilungsrand alternative Methoden herangezogen werden. Diese 

sind aufwändig und liefern Simulationsergebnisse, die statistischen Unsicherheiten unterliegen 

und daher in großen Bandbreiten angegeben werden. 

Es gibt verschiedene Versuche, die – bei allen Einschränkungen hinsichtlich der Genauigkeit 

von Schätzungen – als erste Schritte gewertet werden können, den oberen Rand der Vermö­

gensverteilung in Deutschland trotz der fehlenden Daten mit alternativen Methoden etwas ge­

nauer zu beleuchten. So werden etwa Modellberechnungen durchgeführt, die den Umfang der 

Top-Vermögen an Hand von für Medienzwecke aufgestellten „Reichen-Listen“ simulieren. Dazu 

zählt eine Studie auf Basis des HFCS der Europäischen Zentralbank, die u. a. die Forbes-Rei­

chenliste und komplexe Verfahren der Mikrosimulation zu Hilfe nimmt. Danach wäre der Anteil 

des obersten Prozents der Vermögensverteilung nach oben zu korrigieren. In Deutschland be­

säße das eine Prozent mit den höchsten Vermögen schätzungsweise 32 Prozent des Gesamt­

vermögens. Aus den Originaldaten der HFCS-Befragung ergäben sich 26 Prozent.212 

Diese Vorgehensweise wurde vom DIW aufgegriffen, das als Datengrundlage das SOEP ver­

wendet. Der Anteil des vermögendsten einen Prozents der Bevölkerung erhöhte sich diesen 

211 Vgl. Bartels / Schröder (2016). 
212 Vgl. Vermeulen (2014). 
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Schätzungen zufolge je nach Szenario auf zwischen 31 und 34 Prozent und könnte damit im 

Extremfall fast doppelt so hoch liegen wie sich aus den Daten des SOEP für das Jahr 2012 

ergibt. Der Vermögensanteil der reichsten 10 Prozent der Bevölkerung erreichte demnach – je 

nach Szenario – zwischen 63 und 74 Prozent am gesamten Nettovermögen. In den SOEP-Da­

ten ohne Hinzuschätzungen beläuft sich der Anteil wie bereits erwähnt auf 57 Prozent (siehe 

Indikator G02s, Kapitel C.I.2). Die Autoren betonen, dass diese Schätzungen mit hoher Unsi­

cherheit behaftet sind.213 

IV.3.2.2	 Messung von materiellem Wohlstand anhand von Konsum und Erwerb 

von Luxusgütern 

Materieller Wohlstand lässt sich auf der Basis des realisierten Konsums von Gütern und Dienst­

leistungen abbilden.214 Dabei wird unterstellt, dass die Konsummuster von Haushalten am dau­

erhaften Einkommen ausgerichtet sind und kurzfristige Einkommensschwankungen nicht einflie­

ßen. Um den Forschungs- und Erkenntnisstand zum Thema „Reichtum und Konsum“ zu ver­

bessern, wurde deshalb im Rahmen eines Forschungsprojekts das Konsummuster am oberen 

Ende der Verteilung analysiert.215 

Reichtum wird mit dem Konsum von Luxusgütern in Verbindung gebracht. Deshalb wurden die 

Konsummuster auf Basis des mit der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 2013 (EVS) er­

hobenen Ausgabeverhaltens der Haushalte genauer untersucht, um herauszufinden, welche 

Güter auf Basis des tatsächlichen Kaufverhaltens mit steigendem Wohlstand stärker konsumiert 

werden. Dabei kann man notwendige Güter und Luxusgüter unterscheiden. Als notwendige Gü­

ter werden solche verstanden, die jeder Haushalt unabhängig von der Höhe der Gesamtausga­

ben verbraucht. Solche Güter werden unabhängig von der Höhe der Gesamtausgaben benötigt, 

aber höheres Ausgabevolumen führt nicht zu immer höherem Konsum. Diese Güter zeichnen 

sich also dadurch aus, dass ihr Anteil an den Gesamtausgaben rückläufig ist, wenn das Ge­

samtausgabenvolumen steigt. Sie werden damit bei steigenden Gesamtausgaben nur unterpro­

portional mehr konsumiert. Dies wird mit dem Fachterminus einer Elastizität von weniger als 1 

bezeichnet. Typischerweise werden hierzu Nahrungsmittel, Heizstoffe, Miete, Kleidung und Kör­

perpflegeprodukte gezählt. Dieser Zusammenhang wird von der Auswertung der EVS auch em­

pirisch bestätigt. Luxusgüter sind hingegen solche Güter, deren Konsum überproportional mit 

steigenden Gesamtausgaben ansteigt und die damit eine Elastizität von mehr als 1 aufweisen. 

Am stärksten überproportional wachsen mit steigenden Gesamtausgaben die Ausgaben für ei­

nige medizinische Dienstleistungen, Reisen, fahrzeugbezogene Ausgaben wie Reparaturen und 

213 Vgl. Westermeier / Grabka (2015).
 
214 Es ist zu beachten, dass Konsumentscheidungen durch individuelle Präferenzen und die Risikobereitschaft
 

(z. B. die Bereitschaft zur Verschuldung) bestimmt werden und deshalb sich bei Personen/Haushalten mit glei­
chen Mitteln unterscheiden können. 

215 Vgl. IAW / ZEW (2016): S. 214ff. 
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Kraftstoffe sowie Freizeit- und Kulturausgaben (siehe Tabelle A.IV.3.1). Sie haben nach der Un­

tersuchung am ehesten den Charakter eines „Luxusgutes“ und machen bei reichen Haushalten 

einen signifikanten Anteil am Gesamtkonsum aus. 

Tabelle A.IV.3.1: 
Zehn Luxusgüter nach Konsummustern 

Ausgabenkategorie Elastizität 

Auslandspauschalreisen 7,486 

Übernachtungen 4,134 

Haushaltshilfen u. a. häusliche Dienstleistungen 3,583 

Arztleistungen (inkl. Eigenanteile)* 3,531 

Pauschalreisen im Inland 2,721 

Fremde Verkehrsdienstleistungen (ohne Luftverkehr, mit Über­
nachtung) 

2,544 

Sonstige Verkehrsdienstleistungen 2,393 

Wartungen und Reparaturen von Fahrzeugen 2,297 

Zahnarztleistungen (inkl. Eigenanteile)* 2,077 

Speisen, Getränke in Restaurants, Cafés, Imbissständen 2,052 

Lesehilfe:
 
Bei einer Elastizität von größer als 1 steigt der Konsum überproportional zu den Gesamtausgaben. Je
 
höher der Wert, desto ausgeprägter ist dies.
 

*Die gesundheitsbezogenen Positionen umfassen Eigenbeteiligungen der gesetzlich Versicherten bzw. die
 
Auslagen der Privatversicherten ohne Abzug von Erstattungen. Hier handelt es sich nicht um „Luxusgüter“
 
im eigentlichen Sinne. Angesichts dessen ist die Aussagekraft zu Arzt-/Zahnarztleistungen in Zweifel zu
 
ziehen.
 

Quelle: IAW / ZEW (2016): Tabelle T.9.1.
 

Bei den beiden gesundheitsbezogenen Ausgabepositionen ist zu beachten, dass für die gesetz­

lich Krankenversicherten nur Eigenbeteiligungen erfasst sind, die nicht von den gesetzlichen 

Krankenkassen, sondern vom Versicherten selbst gezahlt werden. Bei Privatversicherten han­

delt es sich dagegen um die verauslagten Gesamtbeträge ohne Abzug der erstatteten Kosten 

(von der privaten Krankenversicherung oder auch Beihilfen im öffentlichen Dienst). In diesen 

Fällen ergibt sich zwar eine hohe Elastizität, es handelt sich aber nicht um „Luxusgüter“ im ei­

gentlichen Sinne. 

Materieller Wohlstand kann sich nach verschiedenen Kriterien bemessen. Am geläufigsten ist 

die Bewertung nach Einkommen und/oder Vermögen. Das Forschungsprojekt hat mit der Ana­

lyse von Wohlstand nach Konsum einen weiteren Blickwinkel hinzugefügt. Im Folgenden wird 

untersucht, wie materieller Wohlstand in den drei Dimensionen Einkommen, Vermögen und 

Konsum miteinander verknüpft ist. 
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Schaubild A.IV.3.1:
 
Wechselseitige Anteile der jeweiligen obersten 10 Prozent
 

58% 

Vermögen 

38,0% 

Konsum 

31,4% 

Einkommen 

34,4% 

7,7% 14,4% 

19,9% 

Quelle: IAW / ZEW (2016), Grafik A9.1. 

Die drei Kreise in Schaubild A.IV.3.1 repräsentieren jeweils die obersten 10 Prozent für eine der 

drei Dimensionen.216 Für jede Dimension wird das Top-Dezil danach zerlegt in Personen, die 

nur in der jeweiligen Dimension als reich gelten (31,4 Prozent im Bereich Einkommen, 38 Pro­

zent im Bereich Konsum und 58 Prozent im Bereich Vermögen), und solche, für die das auch 

für eine oder beide der anderen Dimensionen zutrifft. 

Demnach sind 19,9 Prozent und damit rund ein Fünftel des Top-Dezils (d. h. insgesamt 2 Pro­

zent der Bevölkerung) nach allen drei Dimensionen als reich einzustufen. Der Anteil derjenigen, 

die sich sowohl nach Einkommen als auch nach Konsum im Top-Dezil befinden, beträgt 

54,3 Prozent (die gesamte Schnittmenge der beiden Kreise, also 19,9 Prozent plus 34,4 Pro­

zent). Gleichzeitig den Bereichen Konsum- und Vermögensreichtum, nicht aber dem Bereich 

Einkommensreichtum sind lediglich 7,7 Prozent zuzuordnen. Dies unterstreicht den engen Zu­

sammenhang zwischen Einkommen und Konsum. Dennoch sind bezüglich der Dimensionen 

Einkommen und Konsum jeweils etwa ein Drittel und hinsichtlich des Vermögens fast zwei Drit­

tel des jeweils obersten Dezils ausschließlich nach dieser Dimension reich. Dies macht deutlich, 

dass bei allen Zusammenhängen zwischen den Dimensionen Reichtum ein vielschichtiges Phä­

nomen ist, das je nach Definition unterschiedliche Sachverhalte und letztlich auch unterschiedli­

che Personenkreise umfasst. 

216 Das maximale Monatseinkommen, das von der Stichprobe erfasst wird, liegt bei 18.000 Euro. Einkommensrei­
chere Haushalte sind im Datensatz nicht enthalten. Aufgrund der damit einhergehenden Unschärfen am äu­
ßersten oberen Rand der Verteilung, betrachtet die Untersuchung die obersten 10 Prozent einer Verteilung als 
„reich“, anstatt etwa das oberste Prozent. 
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IV.3.2.3	 Zentrale Erkenntnisse über Reichtum in Deutschland – das Indikatoren­

tableau 

Der Anteil der einkommensreichen Personen – hier definiert als Personen, die mindestens das 

Doppelte oder das Dreifache des mittleren Einkommens beziehen – liegt seit Jahren stabil bei 

7 bis 8 bzw. 2 Prozent (siehe Indikator R01, Kapitel C.III.1). Unter diesen Personen wiederum 

ist ein großer Teil (zwischen zwei Dritteln und etwa vier Fünfteln) nach der jeweiligen Definition 

dauerhaft einkommensreich. Einkommensreichtum wird bei Männern häufiger beobachtet als 

bei Frauen, bei Personen aus Westdeutschland häufiger als bei Personen aus Ostdeutschland, 

bei Differenzierung nach Alter am häufigsten in der Altersgruppe der 50- bis 64-Jährigen, bei 

Differenzierung nach Erwerbsstatus am häufigsten bei den Erwerbstätigen sowie bei Personen, 

die in Eigentümerhaushalten oder mietfrei leben, eher als bei Mietern. 

Der Anteil der Steuerpflichtigen mit einem Gesamtbetrag der Einkünfte von mindestens 1 Million 

Euro (siehe Indikator R05, Kapitel C.III.5) blieb seit 2006 stabil bei rund 0,06 Prozent der Steu­

erpflichtigen und der Anteil der Personen, die dem Höchststeuersatz von 45 Prozent unterliegen 

(siehe Indikator R04, Kapitel C.III.4), bei 0,2 bis 0,3 Prozent der Steuerpflichtigen. Die absolu­

ten Anzahlen sowie die Beiträge zum Einkommensteueraufkommen schwankten u. a. wegen 

der Auswirkungen der Wirtschafts- und Finanzkrise sowie der Einführung der Abgeltungsteuer. 

Dennoch kann festgestellt werden, dass aufgrund des progressiven Steuertarifs der Beitrag die­

ser Gruppen zum Einkommensteueraufkommen insgesamt um ein Vielfaches über ihrem Anteil 

an den Steuerpflichtigen liegt. 

Der Anteil des obersten Zehntels der Einkommensbezieher am Gesamteinkommen stieg Schät­

zungen der "World Wealth and Income Database" zufolge in Deutschland von 1995 bis 2012 

von 33 Prozent auf 37 Prozent (siehe Indikator R06, Kapitel C.III.6). Ihr Durchschnittseinkom­

men stieg von rund 97.000 Euro auf rund 122.000 Euro. Diese Bevölkerungsgruppe hat nicht 

einheitlich von der Zunahme des Reichtums profitiert, vielmehr fand eine Konzentration des 

Reichtums am oberen Ende statt. Der Anteil des obersten Prozents stieg von rund 9 Prozent 

auf rund 13 Prozent, das Durchschnittseinkommen dieser Gruppe stieg von rund 251.000 Euro 

auf rund 404.000 Euro. Der Anteil der obersten 0,01 Prozent der Einkommensverteilung stieg 

zunächst von rund 1,6 Prozent im Jahr 1995 auf 2,4 Prozent im Jahr 2008, ihr Durchschnittsein­

kommen stieg in der Zeit von rund 4,6 Millionen Euro auf rund 9,2 Millionen Euro. Danach ver­

zeichnete diese oberste Gruppe im Laufe der Wirtschafts- und Finanzkrise einen deutlichen 

Einbruch der Durchschnittseinkommen und ihres Anteils am Einkommensvolumen um etwa ein 

Drittel. Während am obersten Ende der Verteilung (oberste 0,01 Prozent) die Anteile am Ein­

kommensvolumen und die Durchschnittseinkommen der am höchsten Verdienenden also im 

Zuge der Wirtschafts- und Finanzkrise spürbar sanken, kann dies für die obersten 10 Prozent 

insgesamt nicht beobachtet werden. 
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Der Begriff des Reichtums wird häufig weniger mit einem bestimmten Einkommen als vielmehr 

mit einem hohen Vermögen assoziiert. Der Anteil von Personen mit einem individuellen Vermö­

gen ab 0,5 Millionen Euro lag von 2002 auf 2012 stabil bei knapp unter 3 Prozent der Bevölke­

rung (siehe Indikator R03, Kapitel C.III.3). Die Verteilung dieser hohen Vermögen war in die­

sem Zeitraum aber ähnlich stabil wie die der hohen Einkommen. Grundsätzlich gehören ähnli­

che Personengruppen zu den Vermögensreichen wie zu den Einkommensreichen: Männer fin­

det man in dieser Gruppe häufiger als Frauen, Personen aus Westdeutschland häufiger als Per­

sonen aus Ostdeutschland, Personen in Eigentümerhaushalten bzw. mietfrei Wohnende häufi­

ger als Mieterinnen und Mieter. Bei der Differenzierung nach Alter sind Personen bereits ab 50 

Jahren häufiger vermögend als jüngere. Da Vermögen typischerweise während des Erwerbsle­

bens sukzessive aufgebaut und im Ruhestand aufgezehrt wird, gehören bei der Differenzierung 

nach Erwerbsstatus überproportional viele Rentner und Pensionäre zu den Vermögensreichen. 

Bei der Betrachtung nach Haushaltstypen fällt auf, dass Alleinlebende überdurchschnittlich oft 

zu den Vermögensreichen gehören, die jedoch nur unterdurchschnittlich oft einkommensreich 

sind. 

Dies sind auch in etwa die Personengruppen, die mit Einkünften aus Vermögen von mindestens 

5.000 Euro im Jahr zu den Top-Vermögenseinkommensbeziehern gehören (siehe Indikator 

R02, Kapitel C.III.2), deren Anteil an der Bevölkerung seit 1995 recht stabil bei rund 7 Prozent 

liegt. 

Als Quelle für den Vermögensaufbau dienen zunehmend Vermögensübertragungen (siehe Indi­

kator R07, Kapitel C.III.7). Nach den in der Erbschaft- und Schenkungsteuer erfassten Vermö­

gensübertragungen oberhalb der Freibetragsgrenzen lag das Volumen von Erbschaften und 

Vermächtnissen 2015 bei fast 38 Milliarden Euro. 2007 lag dieser Wert noch bei nur knapp 

22 Milliarden Euro. Schenkungen sind sogar noch stärker angestiegen von knapp 13 Milliarden 

Euro (2007) auf etwas über 70 Milliarden Euro (2014). Der Anstieg in den vergangenen Jahren 

– auch sichtbar am gewachsenen Steueraufkommen – kann als Vorzieheffekt in Erwartung der 

Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zur Erbschaft- und Schenkungsteuer gewertet 

werden. 2015 wurde ein Rückgang an Schenkungen auf rund 64 Milliarden Euro verzeichnet. 

Auch wenn Einkommensreichtum und Vermögen deutlich korreliert sind, gehören Einkommens-

reiche nicht zwingend gleichzeitig zu den Vermögenden und Vermögende nicht zwingend zu 

den Einkommensreichen. 2007 gehörten jeweils rund 1,7 Millionen Personen zu den Einkom­

mensreichen mit einem Einkommen von mehr als 300 Prozent des Medians bzw. zu den Ver­

mögenden mit einem Nettovermögen von über 0,5 Millionen Euro. Aber nur ein Viertel beider 

Gruppen bildete die Schnittmenge der gleichzeitig Einkommensreichen und Vermögenden.217 

217 Grabka (2014): S. 35. 
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IV.3.3 Erkenntnisse aus der Befragung „Hochvermögende in Deutschland“ 

Um das Wissen über Reichtum und seine Entstehung zu vergrößern und die Erkenntnislücken 

zu verringern, wurde in Vorbereitung auf diesen Bericht ein Forschungsprojekt der Universität 

Potsdam in Zusammenarbeit mit dem DIW mitfinanziert. Auf Basis der Studie „Hochvermö­

gende in Deutschland (HViD)“, in deren Rahmen 130 Hochvermögende mit einem frei verfügba­

ren Geldvermögen von mindestens 1 Million Euro ausführlich befragt wurden, kann eine Annä­

herung an die Gruppe der Hochvermögenden erfolgen sowie die Frage nach der Herkunft von 

Reichtum näher beleuchtet werden.218 Ebenfalls wird in der Studie auf der Grundlage der For­

schungsergebnisse ein Vorschlag zur Weiterentwicklung des Reichtumsbegriffs vorgelegt. Ein­

schränkend muss jedoch darauf verwiesen werden, dass die Stichprobe aufgrund ihres Um­

fangs und des Ziehungsdesigns nicht repräsentativ ist. Nachfolgende Analysen beziehen sich 

insofern ausschließlich auf die befragten Hochvermögenden und sollten als Tendenzaussagen 

verstanden werden. 

IV.3.3.1 (Sozial-) Profil der Hochvermögenden 

Im Rahmen von HViD wurde jene Person im Haushalt befragt, die sich als Haushaltsvorstand 

versteht beziehungsweise das detaillierteste Wissen über die Einkommens- und Vermögens­

werte des Haushalts hat. 75 Prozent der HViD-Befragten sind männlich, während es bei Befra­

gungen des Mikrozensus nur 49 Prozent sind. 75 Prozent der Befragten sind mindestens 50 

Jahre alt (Mikrozensus: 56 Prozent) und 61 Prozent der Befragten sind verheiratet. Die befrag­

ten Hochvermögenden sind überdurchschnittlich gebildet, wie Schaubild A.IV.3.2 zeigt: 57 Pro­

zent der Befragten verfügen über einen akademischen Abschluss, während dies bei Mikrozen-

sus-Befragungen nur auf 16 Prozent zutrifft. Auffallend ist auch, dass fast ein Fünftel der Hoch­

vermögenden als höchsten beruflichen Abschluss einen Meister-, Techniker- oder gleichwerti­

gen beruflichen Abschluss haben. In der Gesamtbevölkerung trifft dies nur auf 8 Prozent zu. Im­

merhin ein Viertel der Hochvermögenden hat eine Berufsausbildung als höchsten Bildungsab­

schluss.219 

42 Prozent der Befragten gaben zum Befragungszeitpunkt an, Unternehmer zu sein. Weitere 

37 Prozent befanden sich im Ruhestand, wovon 12 Prozent angaben, Privatiers zu sein und so­

mit hauptsächlich von ihrem Vermögen zu leben. Lediglich ein Fünftel der Befragten war abhän­

gig erwerbstätig. Darin unterscheiden sich Hochvermögende deutlich von der Gesamtbevölke­

rung bzw. den mittleren Einkommensbeziehern: Von diesen sind mehr als die Hälfte abhängig 

beschäftigt und weniger als 10 Prozent selbstständig.220 Unter den genannten Berufen finden 

218 Hier und im Folgenden, soweit nicht anders benannt: Lauterbach et al. (2016a).
 
219 Vgl. auch Grabka (2014), der für Haushalte mit einem Einkommen von mehr als 300 Prozent des Medians zu
 

vergleichbaren Befunden auf Basis des SOEP v27 kommt. 
220 Lauterbach et al. (2016a): S. 9. Eine Auflistung der von den befragten Hochvermögenden genannten Berufsan-

gaben findet sich dort auf S. 53. 
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sich viele, die in der beruflichen Hierarchie eher weit oben stehen, jedoch auch solche mit mitt­

lerem beruflichen Status. Fast alle erwerbstätigen Befragten, die Angaben hierzu machen, ge­

ben an, unterstellte Mitarbeiter zu haben. Die mittleren 50 Prozent der Befragten leiten zwi­

schen fünf und 12 Beschäftigte. 

Schaubild A.IV.3.2: 
Höchster beruflicher/akademischer Abschluss in HViD und Mikrozensus 

Quelle: Lauterbach et al. (2016a), S. 22; N=130; Mikrozensus 2014 (Personen ab 25 Jahren) 
N=69.757.000; eigene Darstellung. 

IV.3.3.2 Einkommen und Vermögen der Hochvermögenden 

Das durchschnittliche monatliche Haushaltsnettoeinkommen ist bei den Hochvermögenden mit 

rund 13.500 Euro mehr als viermal höher als das der Gesamtbevölkerung (rund 3.150 Euro 

nach Daten des Statistischen Bundesamtes221, rund 2.400 EUR nach Daten des SOEP222). Da­

bei verfügen 87 Prozent der HViD-Befragten über ein monatliches Haushaltsnettoeinkommen 

von mehr als 5.000 Euro, während dieser Anteil in der Gesamtbevölkerung nur bei etwa 16 Pro­

zent liegt. Mit steigendem Gesamtvermögen wird erwartungsgemäß die relative Bedeutung des 

Haushaltsnettoeinkommens im Verhältnis zum Gesamtvermögen geringer. Während bei Haus­

halten mit einem Gesamtvermögen zwischen ein und unter 2 Millionen Euro der Anteil des jähr­

lichen Haushaltsnettoeinkommens am Gesamtvermögen im Durchschnitt 7,5 Prozent betrug, 

lag er bei Haushalten mit einem Vermögen von mindestens 10 Millionen Euro nur noch bei we­

niger als 2 Prozent.223 

Im Durchschnitt beläuft sich das Gesamtvermögen der HViD-Haushalte auf 5,3 Millionen Euro. 

Das durchschnittliche Nettogesamtvermögen für die Gesamtbevölkerung in Deutschland betrug 

im Jahre 2013 nach den Daten der EVS hingegen lediglich rund 123.000 Euro je Haushalt. Zwei 

221 Statistisches Bundesamt (2016a). 
222 Lauterbach et al. (2016b): S. 7. 
223 Lauterbach et al. (2016a): S. 29 ff. 
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Drittel der Hochvermögenden-Haushalte haben ein Gesamtvermögen von bis zu 3 Millionen 

Euro, rund jeder Zehnte hat ein Gesamtvermögen von mindestens 10 Millionen Euro. 

Ein Vergleich des Pro-Kopf-Nettohaushaltsvermögens der befragten Hochvermögenden mit der 

Gesamtbevölkerung, den mittleren Einkommensbeziehern224 und der Gruppe der sehr Wohlha­

benden (≥ 300 Prozent des Medianeinkommens) auf Datenbasis des SOEP verdeutlicht die be-

sondere Vermögensposition der befragten Hochvermögenden (siehe Tabelle A.IV.3.2): 95 Pro­

zent der befragten Hochvermögenden haben ein Pro-Kopf-Vermögen von mindestens 

500.000 Euro, während in der Gesamtbevölkerung und bei den mittleren Einkommensbeziehern 

nur 1 bis 2 Prozent und bei den sehr Wohlhabenden immerhin 17 Prozent über ein solches Pro­

Kopf-Vermögen verfügen. Während rund zwei Drittel der sehr Wohlhabenden über ein Pro­

Kopf-Vermögen von 50.000 bis 500.000 Euro verfügen, können drei Viertel der mittleren Ein­

kommensbezieher und 70 Prozent der Gesamtbevölkerung auf nur 1.000 bis 250.000 Euro zu­

rückgreifen. Rund ein Viertel der Gesamtbevölkerung und ein Fünftel der mittleren Einkom­

mensbezieher haben kein Vermögen oder gar Schulden. 

Neben der (Pro-Kopf-)Gesamthöhe des Vermögens unterscheidet sich auch die Zusammenset­

zung hoher Vermögen signifikant vom Durchschnitt. Für mittlere Einkommensbezieher stellt das 

Nettoimmobilienvermögen mit einem Anteil von fast drei Vierteln die wichtigste Vermögenskom­

ponente dar. Bei den befragten Hochvermögenden ist das Immobilienvermögen mit 15 Prozent 

nur ein nachrangiger Bestandteil unter mehreren und deutlich geringer als das Geldvermögen 

(40 Prozent) oder das Betriebsvermögen (23 Prozent des Vermögensportfolios). 

224	 Hier im zugrunde liegenden Forschungsgutachten wie folgt definiert: „Die Gruppe der mittleren Einkommensbe­
zieher setzt sich zusammen aus Personen in Haushalten mit einem äquivalenzgewichteten Haushaltsnettoein­
kommen von 70 bis unter 150 Prozent des Medians der Gesamtbevölkerung.“ 
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Tabelle A.IV.3.2: 
Verteilung der Haushalte nach Nettohaushaltsvermögen pro Haushaltsmitglied 

Pro-Kopf-Nettohaushaltsvermögen Gesamtbe­
völkerung 

darunter 

Hochver­
mögende 

Mittlere 
Einkommen 

Sehr Wohlhabende 
(≥ 300 Prozent des 
Durchschnittsein­

kommens) 

– Verteilung in Prozent – 

< 0 Euro 8 8 1 -

Kein Vermögen 15 10 1 -

1 bis < 50 Tsd. Euro 38 44 7 -

50.Tsd. bis < 250 Tsd. Euro 32 33 49 -

250 Tsd. bis < 500 Tsd. Euro 5 5 15 5 

500 Tsd. bis < 1 Mio. Euro 2 1 17 25 

1 Mio. bis < 2,5 Mio. Euro 1 0 8 45 

2,5 Mio. bis < 10 Mio. Euro 0 0 1 15 

Mindestens 10 Mio. Euro 0 0 1 9 

Gesamt 100 100 100 100 

Quelle: Lauterbach et al. (2016b): S. 3. 

Ihr Vermögen verwalten die meisten der befragten Hochvermögenden (64 Prozent) überwie­

gend selbst. Dabei steht die Höhe der Rendite für 63 Prozent im Mittelpunkt. Die Hälfte der Be­

fragten gab an, überwiegend darauf zu achten, dass ihnen wichtige ethische Aspekte nicht ver­

letzt werden. Nur für weniger als jeden Zehnten ist Geldanlage überwiegend ein Spiel. 

IV.3.3.3 Entstehung von Reichtum 

Für die Genese von sehr hohen Vermögen scheinen zwei Gründe ausschlaggebend zu sein: 

Erbschaften (bzw. Schenkungen/Übertragungen) und Unternehmertum. Zwei Drittel der HViD-

Befragten geben an, dass Erbschaften und Schenkungen (möglicherweise sind hier auch Unter­

nehmensübertragungen enthalten) für sie relevant waren, um vermögend zu werden (siehe Ta­

belle A.IV.3.3). Fast ebenso viele (60 Prozent) geben die berufliche Selbständigkeit als sehr be­

deutsam an. Diese beiden Aspekte werden auch als die Hauptgründe für den Vermögensauf­

bau genannt, allerdings wird das Unternehmertum mit 40 Prozent als etwas bedeutender einge­

stuft als Erbschaften (35 Prozent). Als weitere, jedoch als Hauptgrund im Vergleich weniger be­

deutsame Quellen des Vermögensaufbaus werden Immobilienbesitz (42 Prozent), Gewinne aus 

Finanzgeschäften (35 Prozent), abhängige Erwerbsarbeit (29 Prozent) und Heirat (23 Prozent) 

genannt. Geschlechtsspezifische Unterschiede zeigen sich vor allem in zwei Bereichen: Für 

Frauen ist Unternehmertum deutlich seltener, dafür Heirat deutlich häufiger ein Grund für den 

Vermögensaufbau. 
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Tabelle A.IV.3.3: 
Gründe für den Vermögensaufbau nach dem Geschlecht 

Vermögend durch… Relevante Gründe* 

in Prozent 

Hauptgrund 

in Prozent 

Frauen Männer Gesamt Frauen Männer Gesamt 

Erbschaft/ Schenkung 61 69 67 27 38 35 

Selbständigkeit/ Unternehmertum 39 67 60 31 44 40 

Immobilienbesitz 39 43 42 3 2 2 

Finanzgeschäfte 45 32 35 6 4 5 

Abhängige Erwerbstätigkeit 36 27 29 12 9 10 

Heirat 36 19 23 21 3 8 

Quelle: Lauterbach et al. (2016b): S. 6. * Mehrfachnennungen möglich. 

Vermögensaufbau ist selten auf nur einen Grund zurückzuführen. 71 Prozent der Befragten ga­

ben an, dass zwei und mehr Gründe relevant waren (davon bei 48 Prozent sogar mindestens 

drei Gründe). Unternehmertum und Erbschaften spielen auch bei diesen Kombinationen eine 

zentrale Rolle.225 

Im Durchschnitt haben 79 Prozent der Befragten mindestens eine Erbschaft oder Schenkung 

erhalten. Bei denjenigen mit einem Gesamtvermögen von mehr als 4 Millionen Euro traf dies 

jedoch auf 88 Prozent zu, bei denjenigen mit weniger als 2 Millionen Euro waren es hingegen 

67 Prozent. Mindestens zwei Transfers haben 42 Prozent der befragten Hochvermögenden er­

halten. Der Wert der finanziell wichtigsten Erbschaft oder Schenkung betrug im Durchschnitt 

rund 2 Millionen Euro, die Gesamtsumme aller empfangenen Erbschaften/Schenkungen belief 

sich im Durchschnitt auf 3 Millionen Euro. Dabei zeigten sich recht deutliche geschlechtsspezifi­

sche Unterschiede: Frauen erhielten mit 2,5 Millionen Euro deutliche geringere Gesamtsummen 

als Männer (3,5 Millionen Euro). 

Schaubild A.IV.3.3 zeigt das Volumen des geerbten Vermögens, welches mit zunehmendem 

Gesamtvermögen des Haushalts steigt: Haushalte mit einem Gesamtvermögen von mindestens 

4 Millionen Euro erhielten als finanziell wichtigste Erbschaft oder Schenkung mit 1,1 Millionen 

Euro im Mittel die höchsten Transfers und mit 1,9 Millionen Euro auch die höchste Gesamt­

summe aller empfangenen Erbschaften bzw. Schenkungen.226 

225 Lauterbach et al. (2016a): S. 38 f. 
226 Lauterbach et al. (2016a): S. 43 ff. 
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Schaubild A.IV.3.3: 
Durch Erbschaft oder Schenkung erhaltenes Vermögen im Mittel nach Vermögensgrö­

ßenklasse der Haushalte 

Quelle: Lauterbach et al. (2016a): S. 45 und 49, eigene Darstellung. 

Am häufigsten wird nach Angaben der Befragten Geldvermögen (83 Prozent) und Immobilien-

besitz (70 Prozent) vererbt. Unternehmensbesitz erhielten nur rund ein Fünftel der Befragten 

per Erbschaft. Fast die Hälfte der Personen, die eine Schenkung erhalten haben, erhielt Unter-

nehmensbesitz-Übertragungen. Unternehmensbesitz wird also häufiger durch Überschreibun­

gen an die nächste Generation weiter gegeben und nicht erst nach dem Tod des Unterneh­

mers. 

Befragt nach dem familiären Hintergrund, glaubt der überwiegende Teil der Befragten, höchs­

tens aus einer „Mittelschichtsfamilie“ zu stammen, wie Tabelle A.IV.3.4 zeigt. Dies könnte ein 

Hinweis auf eine durchaus vorhandene intergenerationale Aufstiegsmobilität sein. 227 Hierzu be­

steht weiterer Forschungsbedarf. 

227 Lauterbach et al. (2016a): S. 49f. 
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Tabelle A.IV.3.4: 
Anteil der Haushalte mit einem geringeren Vermögen als das Elternhaus 

Frage: „Denken Sie einmal an die Vermögensverhältnisse aller Haus­
halte in Deutschland. Was schätzen Sie: Als Sie selbst etwa 15 Jahre alt 
waren, wieviel Prozent der Haushalte in Deutschland hatten ein geringe­
res Vermögen als Ihr Elternhaus?“ 

Haushalte mit geringerem Vermögen Anzahl der Antworten 

Höchstens 25 Prozent 9 

25 bis unter 50 Prozent 24 

50 bis unter 75 Prozent 38 

75 bis 100 Prozent 29 

Antworten insgesamt 107 

Lesehilfe: 
29 Prozent der Befragten schätzen, dass das Vermögen ihrer Eltern, als die Befragten selbst 15 Jahre alt 
waren, so hoch war, dass 75 bis 100 Prozent (oder: mindestens 75 Prozent) der Haushalte in Deutschland 
ein geringeres Vermögen hatten 

Quelle: Lauterbach et al. (2016a): S. 50. 

IV.3.3.4 Einstellungen und gesellschaftlicher Einfluss 

Im Rahmen der Studie wurde auch nach verschiedenen Persönlichkeitsmerkmalen der Hoch­

vermögenden gefragt. Die Befragten zeichnen sich durch eine hohe Kontrollüberzeugung aus, 

das heißt, sie sind der Ansicht, dass sie in ihrer Lebensführung wenig von äußeren Faktoren 

bestimmt werden: „Die befragten Hochvermögenden sind demnach von der Idee ihrer Fähigkeit, 

das eigene Leben zu gestalten, geprägt.“228 Die berufliche Risikobereitschaft ist vor allem unter 

Unternehmern vergleichsweise groß ausgeprägt.229 

Im Kreis der Befragten besteht keine Bereitschaft, mehr Steuern zu zahlen. 99 Prozent gaben 

an, bereits genügend Steuern für Staat und Gesellschaft zu zahlen. Lediglich etwas mehr als 

ein Drittel war der Meinung, die Erbschafts-/Schenkungsteuer auf Betriebs- bzw. Privatvermö­

gen sollte erhalten werden. Von diesen waren wiederum zwei Drittel der Personen der Meinung, 

dass die Höhe der Erbschaftsteuer und Schenkungsteuer zum Befragungszeitpunkt angemes­

sen war, ein Drittel empfand die Steuer hingegen als zu hoch. 

Zwei Drittel der Befragten würden es bevorzugen, zu spenden anstatt höhere Steuern zu zah­

len.230 Hier muss konstatiert werden, dass die durchschnittliche Höhe des jährlichen Spenden­

volumens der befragten Hochvermögenden mit 5.000 Euro zwar deutlich höher ist als beim 

228 Lauterbach et al. (2016a): S. 25. 
229 Lauterbach et al. (2016a): S. 23ff. 
230 Lauterbach et al. (2016a): S. 68. 
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Durchschnitt der Bevölkerung (jährlich 147 Euro lt. TNS Infratest im Jahr 2015231), eine ausge­

sprochene Spendenkultur lässt sich aber nicht erkennen. 

Aus demokratietheoretischer Sicht ist die Frage relevant, inwiefern Hochvermögende glauben, 

gesellschaftlichen Einfluss ausüben zu können, um so Entscheidungen in ihrem Sinne zu beein­

flussen. Daher wurde im Forschungsprojekt auch untersucht, inwiefern die befragten Hochver­

mögenden gesellschaftliches Handeln beeinflussen und in welcher Reichweite sie gegebenen­

falls agieren. Aus der Befragung lassen sich lediglich Tendenzaussagen ableiten. Zwar gibt die 

Mehrheit der Befragten an, Personen zu kennen, die sie bitten könnten, wichtige Entscheidun­

gen zu Ihren Gunsten zu beeinflussen. Doch sehen die befragten Hochvermögenden kaum 

Möglichkeiten, selbst auf öffentliche Entscheidungen einwirken zu können. 

IV.3.3.5 Fazit: Annäherung an den Reichtumsbegriff 

Für den Begriff „Reichtum“ gibt es keine allgemeingültige Definition. Nach einer subjektiven Be­

schreibung auf Basis der Ergebnisse einer repräsentativen Befragung bedeutet Reichtum für 

die meisten Menschen vor allem, „sich jederzeit alles leisten zu können“, „ausschließlich von 

Vermögenserträgen leben zu können, ohne zu arbeiten“ und „im Alter keine Sorgen zu haben“. 

Befragt nach den finanziellen Grenzen, ab welchen Reichtum beginnt, geben die meisten Be­

fragten ein Haushaltseinkommen von rund 5.000 Euro sowie Geld- und Sachvermögen von 

500.000 Euro an.232 

Auch in der Wissenschaft wird Reichtum entweder anhand des Einkommens oder des Vermö­

gens definiert. Beim Einkommen wird die Reichtumsgrenze üblicherweise bei dem Doppelten 

oder Dreifachen des Median-Einkommens der Bevölkerung gesetzt. Es wird somit keine abso­

lute Grenze angenommen, sondern die Relation zum mittleren Einkommen betrachtet. Im Rah­

men des Forschungsprojektes HViD erweitern die Wissenschaftler die Begriffsdefinition mit 

Blick auf die Vermögensseite, da Einkommen lediglich Momentaufnahmen darstellen, die grö­

ßeren Schwankungen unterliegen.233 Damit sind sie weniger geeignet, die Zugehörigkeit zu ei­

ner bestimmten sozialen Schicht zu definieren, die eher von Langfristigkeit geprägt ist. Insbe­

sondere für sehr hohe Vermögen kann aber unterstellt werden, dass sie stabil sind und in kur­

zer Zeit nicht (vollständig) verbraucht werden können. Für die Verwendung des Vermögensbe­

griffs bei der Definition von „Reichtum“ spricht aus Sicht der Forscher auch, dass die Ungleich­

heit der Gesellschaft bei Vermögen deutlich größer ist als bei Einkommen und somit das Ver­

mögen der eher bestimmende Faktor für die Wohlfahrtsposition von Reichen ist. In der nachfol­

genden Zusammenstellung ist aufgeführt, welche Funktionen Vermögen im Unterschied zu ein­

kommensbasierten Reichtumsdefinitionen zugeschrieben werden. 

231 TNS Infratest (2015): S. 8. 
232 aproxima (2016): S. 54. 
233 Lauterbach et al. (2016a): S. 70ff. 
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Verschiedene Funktionen von Vermögen 

„(1)  Erzielen Individuen hinreichend hohe Einnahmen aus Vermögen, müssen sie nicht mehr 
zwischen „Arbeit und Freizeit“ abwägen. Damit sind sie unabhängig von der Notwendigkeit, ei­
ner Beschäftigung nachzugehen (Unabhängigkeitsfunktion). 

(2) Im Unterschied zum Erwerbseinkommen, das in der Regel für den Konsum verwendet wird, 
können durch Vermögen weitere Zins- oder Rentenerträge erzielt werden (Einkommensfunk­
tion). 

(3) Der Besitz von Vermögen kann zur Sicherung von Einkommensausfällen bei auftretenden 
Lebensrisiken und ökonomischen Krisen eingesetzt werden (Sicherungsfunktion). 

(4) Durch Vermögen kann der Status der Familie oder des Haushalts lange erhalten werden 
und mögliche Schwankungen im Einkommen haben keine Auswirkungen auf die Stellung in 
der Gesellschaft (Statuserhaltungsfunktion). 

(5) Der durch das Vermögen bestimmte gesellschaftliche Status der Familie kann auf die 
nächste Generation vererbt werden (Vererbungsfunktion). 

(6) Ökonomisch gesehen kann durch Vermögen weiteres Vermögen geschaffen werden, da 
Vermögenserträge niedriger besteuert werden als Erwerbseinkommen (Steuervorteilsfunktion). 

(7) Schließlich verleiht größeres materielles Vermögen die Möglichkeit, gesellschaftlichen Ein­
fluss zu nehmen (Machtfunktion).“ 

Quelle: Lauterbach et al. (2016a): S. 74. 

Bei dieser funktionellen Betrachtung gelangt die zunächst genannte einkommensbasierte 

Reichtumsdefinition schnell an ihre Grenzen. So können Personen mit einem Einkommen von 

≥ 200 Prozent / ≥ 300 Prozent des Durchschnittseinkommens zwar als wohlhabend bezeichnet 

werden, jedoch nicht als wirklich reich. Ergänzt man also den einkommensbasierten Reichtums­

begriff um eine vermögensbasierte Betrachtung, können die in 

Materieller Reichtum kann der Studie zufolge angenommen werden, wenn eine Person zumin­

dest die erste der folgenden hierarchisch aufgebauten Bedingungen erfüllt: 

(1) „Materiell Reiche: Diese Personen sind aufgrund ihres ihnen zur Verfügung stehenden 

Vermögens unabhängig von der Notwendigkeit, Erwerbseinkommen erzielen zu müs­

sen, um ihren Lebensunterhalt zu bestreiten. 

(2) Materielle Elite: Das Vermögen ist so groß, dass daran die Möglichkeit der gesell­

schaftlichen Einflussnahme geknüpft ist. Besteht für Außenstehende ein ungefähres 

Wissen über die Höhe des Vermögens, möchten zudem andere, dass dieses Vermö­

gen eingesetzt wird. Ein Beispiel wäre, dass der Vermögende von anderen gebeten 

wird, das Vermögen zur Schaffung von Arbeitsplätzen in der Region zu verwenden. 

(3) Milliardäre: Das Vermögen ist so umfangreich, dass es kaum oder gar nicht mehr zer­

störbar ist, so dass das Vermögen und die damit verbundene Handlungsfreiheit und 

das gesellschaftliche Gestaltungspotential auch durch ökonomische Krisen kaum an­

greifbar sind.“ 
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Schaubild A.IV.3.4 dargestellten Gruppen voneinander abgegrenzt werden. Aus dem Schaubild 

wird auch deutlich, in welchem Bereich die Befragung im Rahmen von HViD angesiedelt war. 

Materieller Reichtum kann der Studie zufolge angenommen werden, wenn eine Person zumin­

dest die erste der folgenden hierarchisch aufgebauten Bedingungen erfüllt: 

(4) „Materiell Reiche: Diese Personen sind aufgrund ihres ihnen zur Verfügung stehenden 

Vermögens unabhängig von der Notwendigkeit, Erwerbseinkommen erzielen zu müs­

sen, um ihren Lebensunterhalt zu bestreiten. 

(5) Materielle Elite: Das Vermögen ist so groß, dass daran die Möglichkeit der gesell­

schaftlichen Einflussnahme geknüpft ist. Besteht für Außenstehende ein ungefähres 

Wissen über die Höhe des Vermögens, möchten zudem andere, dass dieses Vermö­

gen eingesetzt wird. Ein Beispiel wäre, dass der Vermögende von anderen gebeten 

wird, das Vermögen zur Schaffung von Arbeitsplätzen in der Region zu verwenden. 

(6) Milliardäre: Das Vermögen ist so umfangreich, dass es kaum oder gar nicht mehr zer­

störbar ist, so dass das Vermögen und die damit verbundene Handlungsfreiheit und 

das gesellschaftliche Gestaltungspotential auch durch ökonomische Krisen kaum an­

greifbar sind.“234 

234 Lauterbach et al. (2016a): S. 82. 
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Schaubild A.IV.3.4: 
Reichtumspyramide 

HNWIs sind Personen, die über ein Geldvermögen von mindestens 1 Million US-Dollar verfügen 
U-HNWIs verfügen über ein Geldvermögen von mindestens 30 Millionen US-Dollar. 

Quelle: Lauterbach et al. (2016a): S. 76. 

Dabei steigt die Wohlfahrtsposition mit dem Erreichen jeder weiteren der hierarchisch aufge­

bauten Stufen an. Für eine Zugehörigkeit zur ersten Stufe kann ein Vermögen im niedrigen ein­

stelligen Millionenbereich ausreichen, für die Zugehörigkeit zur „materiellen Elite“ dürfte dies je­

doch nicht ausreichend sein. Wie viele Haushalte in Deutschland dem Bereich der „Materiell 

Reichen“, der „Materiellen Elite“ und den Milliardären, zuzuordnen sind, kann mangels belastba­

rer Informationen nicht nachvollzogen und auch nicht zuverlässig geschätzt werden. 

Dieser Ansatz, den Begriff des „Reichtums“ konzeptionell weiterzuentwickeln, kann als Aus­

gangspunkt für weitere Forschungsvorhaben dienen. Noch offen sind die konkreten Schwellen­

werte, ab denen jemand beispielsweise zur Gruppe der „materiellen Elite“ gezählt werden sollte. 

Der Vorschlag schärft aber das Verständnis für die große Bandbreite an Lebensverhältnissen, 

die sich hinter dem Begriff „Reichtum“ verbergen, und macht deutlich, dass in der wissenschaft­

lichen und auch politischen Kommunikation zukünftig klarer gefasst werden sollte, von welcher 

Personengruppe die Rede ist, wenn über „Reiche“ gesprochen wird. 
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IV.4 Regionale Armut und sozialräumliche Segregation 

Die öffentlichen Debatten über „gute“ und „schlechte“ Stadtteile, die Diskussion über Gentrifizie­

rung in den Städten und das so genannte Geoscoring, über das einige Auskunfteien die Kredit­

würdigkeit von Kunden anhand ihres Wohnortes ermitteln – all dies belegt, dass bei der Be­

trachtung der Verteilung von Armut und Reichtum auch sozialräumliche Segregation berück­

sichtigt werden muss. Daran anschließend ergeben sich Fragen für das folgende Kapitel: Wie 

sind Armut und Reichtum in Deutschland räumlich verteilt? Wie wirken sich diese regionalen 

Unterschiede auf die Armutsmobilität aus? Existieren „abgehängte“ Regionen und Stadtteile mit 

stark verfestigter Armut sowie „losgelöste“ reiche Kreise? 

IV.4.1 Soziale Segregation in Nachbarschaften 

Die Verteilung von Armut und Reichtum auf kleinräumiger Ebene konnte bislang wegen man­

gelnder Daten nicht umfassend analysiert werden. Dies leistet erstmalig eine Studie des DIW 

Berlin, die das BMAS dazu in Auftrag gegeben hat.235 Damit liegen Daten für kleinere räumliche 

Einheiten vor, mit Hilfe derer sich Segregationstendenzen erkennen lassen. Segregation be­

zeichnet den empirischen Befund, dass sich soziale Gruppen räumlich nicht gleichmäßig vertei­

len, sondern in bestimmten Gebieten konzentrieren. So gibt es in Städten neben wohlhabenden 

Vierteln in der Regel auch solche, in denen sich ärmere Personen konzentrieren. Auch Einwan­

derer suchen häufig die Nachbarschaft von Menschen aus ähnlichen Kulturkreisen. 

In Deutschland ist über diese räumliche Segregation noch relativ wenig bekannt, da bislang 

keine befriedigende Datenbasis zur Verfügung steht, um übergreifende Aussagen zur Entwick­

lung in den deutschen Städten und ihren Stadtteilen zu treffen. Bisher gab es hauptsächlich 

Fallstudien zu Entwicklungen und einzelnen Städten, meist zu relativ großflächigen Arealen 

(Stadtteile oder Postleitzahlenbezirke). Erkenntnisse dazu sind im Zusammenhang mit der ge­

stiegenen Einkommensungleichheit seit dem Jahr 2000 von besonderer Bedeutung, die sich in 

einem Anstieg der sozialräumlichen Segregation niedergeschlagen haben könnte. Außerdem 

spielt Segregation im Hinblick auf die Integration von Migranten eine wichtige Rolle. So dient 

das Wohnviertel als Begegnungszone zwischen Einheimischen und Einwanderern und beein­

flusst die Lebenschancen.236 

Mittels innovativer Methodik und auf Basis neuartiger Daten hat das DIW eine Analyse zu „Aus­

maß und Trends sozialräumlicher Segregation in Deutschland“ erstellt. Die DIW-Studie legt 

erstmals eine Analyse zu Kontexteffekten der Wohnumgebung auf kleinräumiger Ebene vor. 

Möglich wurde dies durch die Verbindung zweier Datensätze: Zum einen durch mikrogeografi­

235 Goebel / Hoppe (2016).
 
236 Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (2008).
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sche Daten der microm Micromarketing-Systeme und Consult GmbH, zum anderen durch die 

Daten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP). Die microm-Daten sind bis zur kleinsten 

räumlichen Einheit des Straßenabschnitts (ca. 29 Privathaushalte) unterteilbar. 

Damit können mögliche Segregationstendenzen flächendeckend abgebildet werden. Dies be­

deutet eine bessere Beschreibung des soziodemografischen Profils der unmittelbaren Woh­

numgebung als in bisherigen Studien, in denen Segregation aufgrund der Datenlage lediglich 

auf der Ebene städtischer Teilgebiete analysiert wurde. Zudem wurden diese sozialräumlichen 

Informationen genutzt, um die Nachbarschaft im SOEP erfasster Haushalte zu beschreiben. 

Schaubild A.IV.4.1: 

Anteil  an statushohen  Haushalten  auf  Gemeindeebene  (2013) 

Quelle: Goebel und Hoppe (2016): S. 50. 
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Die Zusammensetzung der Nachbarschaft ist von besonderem Interesse, weil ähnlich zum 

Freundeskreis und zur Familie auch von diesem Kontext Einflüsse auf soziale Chancen (etwa 

den Schulerfolg oder Arbeitslosigkeit) vermutet werden. Es geht also nicht nur darum, Vertei­

lungsmuster von sozialen Gruppen zu identifizieren, sondern auch um deren Konsequenzen für 

die jeweilige Wohnbevölkerung. Beispielsweise könnte die Herkunft aus einem bestimmten 

Stadtteil die Arbeitssuche behindern. Diese Phänomene werden als Nachbarschaftseffekte be­

zeichnet. 

Soziale und ethnische Segregation werden jeweils getrennt voneinander analysiert. Als Daten­

basis für die soziale Segregation wird der sozioökonomische Status der Haushalte herangezo­

gen. Dies erfolgt durch Verdichtung verschiedener statusbezogener Informationen (z. B. akade­

mischer Titel, Berufsgruppe) zu einer Variablen. Anhand dieser Statusvariablen werden die 

Haushalte in Gruppen eingeteilt, wobei an den Enden zwischen statushohen und statusniedri­

gen Haushalten unterschieden wird.237 Für die ethnische Segregation bezieht sich der Indikator 

auf den Anteil der Haushalte mit mindestens einer ausländischen Person. Anhand dieser Daten 

kann die Verteilung von statushohen, statusniedrigen und ausländischen Haushalten aufgezeigt 

werden. Beispielhaft zeigt das oben stehende Schaubild A.IV.4.1 die Verteilung statushoher 

Haushalte in Deutschland. Auf dieser Grundlage kann die Studie Aussagen treffen über den Zu­

sammenhang der Verteilung von statushohen, statusniedrigen und ausländischen Haushalten 

und der Segregation. 

Die Studie kommt zu folgenden Ergebnissen: 

•	 Segregation zeigt sich bei Analyse von Großstädten mit Umland: Vorangegangene Stu­

dien, die sich auf administrative Gemeinde- und Stadtgrenzen zur Bestimmung der Segrega­

tion stützten, zeigten, dass das Segregationsniveau in allen Großstädten für den beobachte­

ten Zeitraum 2005 bis 2013 stabil bleibt. Problematisch bei der Verwendung administrativer 

Grenzen ist jedoch, dass diese nicht notwendigerweise den realen Aktionsräumen entspre­

chen: Die räumliche Distanz zwischen Bewohnerinnen und Bewohnern aus zwei unter­

schiedlichen, aber angrenzenden Stadtteilen kann z. B. geringer sein als jene zwischen Per­

sonen innerhalb eines Stadtteils. Eine Orientierung an Administrativgrenzen ist folglich nicht 

optimal. Vielmehr bedarf es einer Definition von Nachbarschaften anhand des alltäglichen 

Aktionsradius. Daher ist es laut Ergebnissen des DIW sinnvoll, bei der Analyse der Segrega­

tionsentwicklung auch das Umland der Großstädte einzubeziehen. In diesem Fall zeigt sich 

bei der Mehrzahl der Städte ein anderes Bild, nämlich eine Zunahme der sozialen Segrega­

tion. 

237 Als statusniedrig werden Haushalte gezählt, deren Statusscore unterhalb des ersten Dezils liegt, statushohe 
Haushalte weisen einen Statusscore oberhalb des zehnten Dezils auf (vgl. Goebel / Hoppe (2016): S. 32). 
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•	 Statushohe Haushalte konzentrieren sich im Umland von Großstädten: Die bislang 

vorliegende Forschung zu Nachbarschaftseffekten beleuchtete in der Regel die räumliche 

Konzentration der Bevölkerung in Armut oder Arbeitslosigkeit bzw. die ethnische Segregation 

in benachteiligten Stadtteilen. Inwiefern sich auch „Reichtum“ räumlich konzentriert, wurde 

für diesen Bericht bewusst in den Fokus genommen. Die Untersuchung der Verteilung der 

statushohen Haushalte zeigt, dass sich solche Haushalte oftmals direkt am Rand einer 

Großstadt, also außerhalb des Gemeindegebiets der jeweiligen Großstadt, konzentrieren. In 

Schaubild A.IV.4.1 ist dies durch die orange-rote Färbung z. B. rund um Hamburg, Frankfurt 

am Main, Stuttgart oder München zu erkennen. 

•	 Anteil an Regionen mit Segregation: Der Anteil der Regionen, die mehrheitlich von status­

niedrigen bzw. statushohen Haushalten bewohnt werden, nahm seit 2005 ab, von 2009/2010 

bis 2013 stieg der Anteil jedoch wieder leicht an. 

•	 Die Segregation nimmt mit der Gemeindegröße zu: Großstädte sind entmischter (segre­

gierter) als Kleinstädte oder der ländliche Raum. 

•	 Segregation nach sozioökonomischen Statusmerkmalen ist stärker ausgeprägt als 

ethnische Segregation: Die Trennlinie erfolgt weniger über Einwanderer und Nicht-Einwan­

derer, sondern über den sozialen Status von Personen. 

•	 Eine hohe Konzentration an statusniedrigen Haushalten geht mit einem stärkeren An­

stieg der Armutsrisikoquote in einem Gebiet einher: Bei einer hohen Konzentration an 

statusniedrigen Haushalten in einem Gebiet steigen die Armutsrisikoquoten stärker an als in 

anderen Gebieten. Bei diesen Kontexteffekten lässt sich eine Konzentrationsschwelle von 

20 Prozent erkennen. Unterhalb dieses Anteils von Einwanderern bzw. statusniedrigen Be­

wohnern in der Nachbarschaft lassen sich keine Effekte durch die Wohnumgebung messen. 

Der Zusammenhang ist also nicht linear, sondern zeigt sich erst ab einer gewissen Konzent­

ration. 

•	 Armut korreliert stärker mit der sozialen als mit der ethnischen Segregation: Wird nach 

sozialer und ethnischer Segregation unterschieden, zeigt sich: Ab einer Konzentration von 

20 bis 25 Prozent an statusniedrigen Haushalten in der Nachbarschaft steigt die Armuts­

dauer (Ausmaß der Persistenz von Armut) an. Es ist also ein benachteiligender Nachbar­

schaftseffekt zu beobachten.238 Der Armutsanteil bleibt aber auch im Falle einer höheren 

Konzentration statusniedriger Haushalte auf einem ähnlichen Niveau. Analog geht ein An­

stieg der Einwandereranteile in der Nachbarschaft mit einer generellen Zunahme des Armut­

santeils einher. Anders als bei der sozialen Segregation steigen die Armutsanteile dann auch 

mit der Zunahme der Einwandererkonzentration weiter an. Jedoch ist das Niveau der Armut 

bei einem Anteil von über 30 Prozent an statusniedrigen Haushalten höher als jenes bei ei­

nem Ausländeranteil von über 30 Prozent 

238	 Nachbarschaftseffekt ist hier im Sinne der soziologischen Stadtforschung als statistischer Zusammenhang zu 
verstehen und nicht als Kausalbeziehung (vgl. Goebel / Hoppe (2016): S. 17f und Atkinson/ Kintrea (2001): S. 
2278). 
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•	 Einfluss von unmittelbarer und mittelbarer Nachbarschaft: Die verglichenen Gruppen 

unterscheiden sich hinsichtlich der räumlichen Dimension. Während für die Menschen ohne 

Migrationshintergrund der Einfluss der Nachbarschaft nur die unmittelbare Umgebung (Ra­

dius = 0,5 km) betrifft, werden Dynamiken der Armutsrisikoquote von Zugewanderten sowohl 

durch die unmittelbare als auch die mittelbare Nachbarschaftsebene (Radius = 1,5 km) ge­

prägt. 

•	 Mittelbare Nachbarschaft mit positivem Effekt für Zugewanderte: Erhöhte ethnische 

Konzentrationen in der direkten Nachbarschaft haben für Zugewanderte einen negativen Ef­

fekt auf die Chance, relative Einkommensarmut zu überwinden. Hingegen gibt es einen posi­

tiven Effekt ethnischer Konzentrationen in der mittelbaren Nachbarschaft. Großräumige eth­

nische Segregationen scheinen also eine Ressource gegenüber anderen strukturellen Be­

nachteiligungen darzustellen. 

2014 hatte das IAB anhand einiger Großstädte analysiert, wie sich Menschen mit niedrigen 

Löhnen verteilen.239 Auch wenn der Bezug eines Niedriglohns nicht zwingend mit Armut einher­

geht, kann daraus ein Armutsrisiko erwachsen. In der Studie wurden Daten der Integrierten Er­

werbsbiografien (IEB) des IAB mit Geokoordinaten versehen, um die Personen in der IEB ei­

nem kleinräumigen Gebiet, sogenannten Rasterzellen, zuordnen zu können. Als Niedriglohnbe­

schäftigter gilt, wer weniger als zwei Drittel des Medianbruttomonatslohns in einer regulären Be­

schäftigung erhält. Mit diesen Daten wurde die räumliche Verteilung von Niedriglohnbeschäftig­

ten für Berlin, Hamburg und München dargestellt. Es zeigt sich eine ungleiche räumliche Vertei­

lung in jeder Stadt, sodass eine Trennung zwischen den Einkommensmilieus in den größten 

deutschen Städten nachweisbar ist. Die Segregation ist unterschiedlich stark ausgeprägt, je­

doch in allen drei Städten vorhanden. Zudem zeigt sich, dass Städte mit einem geringen Anteil 

von Niedriglohnbeziehern auch weniger segregiert sind. Je mehr Niedriglohnbezieher in einer 

Stadt leben, desto wichtiger werden damit politische Maßnahmen, seien es die lokale Förde­

rung von Arbeitsplätzen, die ein höheres Einkommen ermöglichen, die Beschäftigungsfähigkeit 

steigernde arbeitsmarkpolitische Unterstützung oder sozialer Wohnungsbau und Sozialarbeit. 

Die Studien zeigen: Es gibt sozialräumliche Segregation in den großstädtischen Gebieten 

Deutschlands und sie ist im Beobachtungszeitraum leicht gestiegen. Sozialräumliche Segrega­

tion und Armutsrisiko hängen statistisch zusammen, wobei sozioökonomische Segregation 

schwerer wiegt als ethnische Segregation. Je mehr Niedriglohnbeschäftigte in einer Stadt woh­

nen, desto höher ist die Segregation. Geboten ist, diese Erkenntnisse bei der politischen Ge­

staltung zu berücksichtigen. Im Zuge der aktuell hohen Zuwanderung wird in den kommenden 

Jahren zu beobachten sein, ob und wie sich diese Ergebnisse verändern werden. 

239 vom Berge et al. (2014). 
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IV.4.2 Sozioökonomische Disparitäten zwischen Regionen 

Das Grundgesetz bestimmt über die in Artikel 72 geregelte Gesetzgebungskompetenz die Her­

stellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet als gemeinsames Anliegen von 

Bund und Ländern. Daher richtet sich der Blick in diesem Bericht nicht nur auf Deutschland ins­

gesamt, sondern auch auf Kreise und Bundesländer. Die Verteilung von Armut und Reichtum 

auf Ebene der Kreise und kreisfreien Städte lässt sich nur anhand der in tiefer regionaler Glie­

derung vorliegenden Indikatoren untersuchen. Exemplarisch werden im Folgenden das Brutto­

inlandsprodukt (BIP) und die Arbeitslosenquote verwendet. Das BIP ist zwar als Maßstab für 

den Wohlstand eines Gebietes nicht unumstritten, weil wirtschaftliche, soziale und ökologische 

Probleme und Verteilungsaspekte in die Bewertung nicht einfließen. Ein alternatives Maß, das 

diesen Aspekten umfassend Rechnung trägt, lässt sich jedoch nicht eindeutig bestimmen bzw. 

liegt nicht in tiefer regionaler Gliederung vor. Deshalb wird hier ergänzend zum BIP die Arbeits­

losenquote betrachtet. Selbst in dieser vereinfachten und exemplarischen Betrachtung wird so 

die regionale Wohlstandsmessung um eine für die Menschen vor Ort und ihre Lebenszufrieden­

heit wesentliche Perspektive erweitert. Andere Studien greifen weitere Indikatoren auf, insbe­

sondere die Zahl der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten, die Arbeitsplatzwanderung, 

die Zahl der Schulabgängerinnen und Schulabgänger ohne Abschluss, das Haushaltseinkom­

men und die Lohnspreizung.240 In jedem Fall lassen sich erhebliche Disparitäten zwischen den 

Regionen nachweisen. 

Grundsätzlich zeigt sich nach wie vor eine große Differenz zwischen den einzelnen Kreisen be­

züglich des Bruttoinlandsproduktes je erwerbstätiger Person.241 So hatten die zehn reichsten 

Kreise und Städte242 im Jahr 2013 ein so definiertes durchschnittliches Bruttoinlandsprodukt von 

105.191 Euro, die zehn ärmsten Kreise und Städte243 lagen dagegen bei 46.232 Euro.244 Der 

bundesweite Durchschnitt lag bei 66.448 Euro, wobei der westdeutsche Durchschnitt bei 

68.898 Euro und der ostdeutsche bei 54.412 Euro lagen. Jedoch gibt es einige Kreise in West­

deutschland mit einem ähnlich niedrigen Bruttoinlandsprodukt wie in den östlichen Ländern. 

Im Zeitverlauf haben sich die Unterschiede zwischen den Kreisen verringert: Die zehn Kreise, 

die im Jahr 2000 das niedrigste BIP je erwerbstätiger Person hatten, hatten zwischen den Jah­

ren 2000 und 2013 ein durchschnittliches jährliches BIP-Wachstum von 3,2 Prozent; hingegen 

wuchsen die zehn Kreise, die im Jahr 2000 das höchste BIP je erwerbstätiger Person aufwie­

sen, in diesen Zeitraum jährlich um durchschnittlich 1 Prozent. Auch insgesamt ist der Abstand 

240 Spellerberg (2016); Albrech et al. (2015); Fuchs et al. (2014).
 
241 Eine derartige Bezugsgröße bedeutet ausdrücklich nicht, dass die jeweiligen Löhne und Gehälter pro erwerbs­

tätiger Person auch jeweils die höchsten oder niedrigsten sind. 
242 Ingolstadt, Wolfsburg, München (Land), Ludwigshafen am Rhein, Spree-Neiße, Heilbronn (Land), Frankfurt am 

Main, Main-Taunus-Kreis, München, Stuttgart. 
243 Suhl, Havelland, Gera, Erzgebirgskreis, Altenburger Land, Eisenach, Vorpommern-Greifswald, Vorpommern-

Rügen, Bautzen, Delmenhorst. 
244 Eigene Berechnungen nach Daten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen der Länder 

(http://www.vgrdl.de). 

http:http://www.vgrdl.de
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zwischen den Kreisen mit dem höchsten und dem niedrigsten BIP je erwerbstätiger Person 

leicht geschrumpft. Verzeichneten im Jahr 2000 die zehn Kreise mit dem höchsten BIP je er­

werbstätiger Person durchschnittlich noch einen 2,6-fach höheren Wert als die mit dem nied­

rigsten BIP je erwerbstätiger Person, ist dieser Abstand im Jahr 2013 auf das 2,3-fache zurück­

gegangen. Innerhalb der Gruppe der reichsten Kreise ist nur begrenzt Mobilität zu verzeichnen: 

Schon 2000 waren sechs der 2013 zehn reichsten Kreise in dieser Gruppe vertreten. In der 

Gruppe der ärmsten Kreise sind größere Bewegungen zu beobachten, 2000 waren nur zwei der 

2013 zehn ärmsten Kreise auch unter den damals ärmsten zehn Kreisen vertreten. 

Auf einer Landkarte der Arbeitslosigkeit zeigt sich nach wie vor eine Trennung zwischen West 

und Ost, auch wenn im Westen und Norden der alten Bundesländer teils eine überdurchschnitt­

lich hohe Arbeitslosenquote zu verzeichnen ist. In den zehn Kreisen mit der niedrigsten Arbeits­

losenquote betrug diese bezogen auf alle zivilen Erwerbspersonen im Juli 2016 durchschnittlich 

1,8 Prozent. 245 In den zehn Kreisen mit der höchsten Arbeitslosenquote lag der Durchschnitt bei 

12,9 Prozent. 246 

Die beiden Kennzahlen Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigen und Arbeitslosenquote illustrie­

ren, dass sozioökonomische Disparitäten in Deutschland deutlich ausgeprägt sind. Beim Brutto­

inlandsprodukt haben sich die Unterschiede geringfügig verringert; auch bezüglich der Arbeits­

losenquote ist eine leichte Verminderung der Unterschiede zu beobachten, die aber dennoch 

bestehen bleiben. Andere Indikatoren weisen dagegen auf eine Auseinanderentwicklung der 

unterschiedlichen Regionen hin. So wächst z.B. die Bevölkerung in den wirtschaftsstärksten Ag­

glomerationen, während wirtschaftsschwächere Regionen stärker von Abwanderung und Alte­

rung betroffen sind. Dies hat wiederum Auswirkungen auf Daseinsvorsorge und Infrastruktur.247 

IV.4.3 Armutsrisikoquote auf kleinräumiger Ebene 

Die Betrachtung des Zusammenhangs zwischen Wohlstand und Armutsgefährdung einer Re­

gion ist wichtig, um die Frage zu diskutieren, ob die Armutsrisikoquoten auseinanderdriften und 

ob einzelne Regionen abgehängt werden. Hierzu werden im Folgenden die Raumordnungsregi­

onen betrachtet. Diese entsprechen in der Regel den Planungsregionen der Länder und sind 

von den zur Verfügung stehenden administrativen Daten und von der Fläche her ausreichend 

groß, um das Lebens- und wirtschaftliche Umfeld der Menschen zu beschreiben. Gleichzeitig 

245 Eichstätt, Pfaffenhofen a. d. Ilm, Erding, Neumarkt i. d. OPf., Regensburg, Neuburg-Schrobenhausen, Freising, 
Dillingen a. d. Donau, Unterallgäu, Main-Spessart. 

246 Gelsenkirchen, Bremerhaven, Uckermark, Herne, Duisburg, Pirmasens, Wilhelmshaven, Mansfeld-Südharz, 
Essen, Dortmund. 

247 Dies zeigt auch eine soziodemografische Analyse der regionalen Unterschiede in Deutschland. Danach weisen 
zwar auch Kreise und kreisfreie Städte in den alten Bundesländern eine in dieser Hinsicht problematische Situa­
tion auf. Vor allem sind hiervon jedoch die Kreise und kreisfreien Städte in Ostdeutschland betroffen. So ist ein 
Großteil der ostdeutschen Gebietseinheiten mit einem deutlichen Bevölkerungsrückgang und eine überproporti­
onale Alterung konfrontiert, die mit überdurchschnittlichen Unterbeschäftigungs- und SGB-II-Quoten einhergeht; 
vgl. Neu (2012): S. 200. 
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sind sie jedoch deutlich kleiner als die in der Fläche und dem Bevölkerungsumfang sehr hetero­

genen Bundesländer. Damit sind sie die am besten geeignete administrative Abgrenzung. 

Schaubild A.IV.4.2: 
Zusammenhang auf Raumordnungsebene zwischen durchschnittlichem Einkommen und 
Armutsrisikoquote (gemessen am Bundesmedian) im Jahr 2013 

Geschätzter Zusammenhang: y = 47,958 – 0,019x, R² = 0,6755
 

Anmerkung:
 
Ohne Raumordnungsregionen, bei denen die regionale Zuordnung des Mikrozensus (für die Armutsrisiko­
quoten) von der der Datenbank INKAR des Bundesinstituts für Stadt-, Bau- und Raumforschung (für die
 
pro-Kopf Einkommen) abweicht.
 

Quellen:
 
Armutsrisikoquote: Stat. Ämter des Bundes und der Länder; Datenbasis Mikrozensus;
 
Haushaltseinkommen je Einwohner: Arbeitskreis Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Länder.
 

Als Indikator für den Wohlstand wird das durchschnittliche Bruttoinlandsprodukt je Einwohner 

einer Raumordnungsregion verwendet. Zunächst ist dabei zu untersuchen, wie das Durch­

schnittseinkommen und der Verteilungsindikator Armutsrisikoquote zusammenhängen. Betrach­

tet man die Armutsrisikoquote, gemessen am Bundesmedian, und setzt sie in Zusammenhang 

zum regionalen Wohlstandsniveau, gemessen am durchschnittlichen Haushaltseinkommen je 

Einwohner in Euro, zeigt sich wie zu erwarten ein ausgeprägter negativer Zusammenhang. Je 

niedriger das durchschnittliche Haushaltseinkommen je Einwohner in einer Raumordnungsre­

gion ist, desto höher ist die Armutsrisikoquote der Raumordnungsregion gemessen am Bundes-

median. 
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Die soziale Teilhabe bezieht sich auf das Lebensumfeld der Menschen. Um die Armutsrisiko­

quote, als einen Indikator für soziale Teilhabe, in den Ländern mit niedrigem durchschnittlichen 

Haushaltseinkommen differenziert zu betrachten, ist es sinnvoll, diese nicht nur auf Grundlage 

des Bundesmedians als Schwellenwert zu analysieren, sondern auch den regionalen Median 

für Länder, Regierungsbezirke, Raumordnungsregionen oder Großstädte hinzuzuziehen. Damit 

wird die Armutsgefährdung in einem engeren regionalen Kontext deutlich. Diese Armutsrisiko­

quoten werden im Rahmen der Sozialberichterstattung des Statistischen Bundesamtes auf Ba­

sis des Mikrozensus regional ermittelt. Die Armutsrisikoquote wird damit in Zusammenhang ge­

setzt zu den sozioökonomischen Disparitäten, die in Kapitel IV.4.2 beschrieben wurden. 

Zur Methodik: Armutsrisikoquote im räumlichen Bezug 

Die Untersuchung von Armut und Reichtum hängt vom räumlichen Bezug ab, der dabei ge­
wählt wird. Die Armutsrisikoquote gibt den Anteil der Personen an; deren äquivalenzgewichte­
tes Einkommen weniger als 60 Prozent des Medians beträgt. Als relative Größe hängt die 
Quote daher vom Bezugsrahmen ab. 

In der Regel wird den EU-Berechnungskonventionen folgend ein einheitlicher nationaler Schwel­
lenwert verwendet. Dahinter steht die Annahme, dass sich die Menschen in einem Land am nati­
onalen Mittelwert orientieren. Unterschiede im Einkommens- sowie im Preisniveau, insbesondere 
beim Mietniveau, können jedoch dazu führen, dass das Armutsrisiko in wirtschaftlich schwachen 
Gebieten systematisch zu hoch, in wohlhabenden zu niedrig eingeschätzt wird. Ein einheitlicher 
Vergleichsmaßstab für statistische Armutsrisikoschätzungen auf nationaler oder auf EU-Ebene 
hat den Nachteil, dass damit in stark pauschalierter Form ein für alle gleicher Maßstab herange­
zogen wird, unabhängig von der jeweiligen regionalen Umgebung, in der die Haushalte leben. 

Es lassen sich daher neben dem sogenannten Nationalkonzept bei der Berechnung auch an­
dere regionale Vergleichsmaßstäbe begründen. Die Betrachtung der Armutsrisikoquote ist da­
her mit unterschiedlichen räumlichen Bezügen vorzunehmen. 

Insbesondere eine Betrachtung auf Ebene der Bundesländer und der Raumordnungsregionen 
(Beobachtungs- und Analyseraster der Bundesraumordnung) ist von Interesse, um das Armutsri­
siko relativ zum jeweiligen Umfeld einschätzen zu können. 

Auf Ebene der Länder zeigt sich hierbei, dass die Armutsrisikoquote in den ostdeutschen Län­

dern bezogen auf den bundesdurchschnittlichen Median deutlich höher ist als in den westdeut­

schen Ländern. Die Spannweite der Armutsrisikoquote in den einzelnen Bundesländern reicht 

von 11 bis 25 Prozent. Greift man auf die jeweiligen Landesmedianwerte als Grundlage für die 

Armutsrisikoschwelle zurück, verschwindet die Auffälligkeit der ostdeutschen Länder. Die Quo­

ten streuen dann nur von 12 bis 19 Prozent. Vereinfacht gesagt: Während bei einem national 

einheitlichen Schwellenwert mehr Menschen in Ostdeutschland unter die Armutsrisikoquote fal­

len, relativiert sich dies, wenn der Schwellenwert am Durchschnitt des jeweiligen Bundeslandes 

orientiert ist. 

Unberücksichtigt bleiben in den bisherigen Überlegungen regionale Unterschiede der Lebens­

haltungskosten. Insbesondere bei Mieten und auch Dienstleistungen sind die Preisunterschiede 
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hoch. So bietet ein Nettoeinkommen von rund 1.000 Euro in ländlichen strukturschwachen Re­

gionen andere Möglichkeiten als in einer prosperierenden Großstadt. Berücksichtigt man die 

unterschiedlichen regionalen Preisniveaus, reduziert dies laut einer Studie des DIW die Einkom­

mensunterschiede in Deutschland zwischen Ost und West im Jahr 2008 um rund ein Viertel.248 

Entsprechend verringert sich laut einer Studie des Instituts der deutschen Wirtschaft Köln (IW 

Köln) der Abstand zwischen Ost und West bei der Armutsrisikoquote.249 So lag die Armutsrisiko­

quote in Ostdeutschland im Jahr 2013 5,5 Prozentpunkte über der von Westdeutschland. Unter 

Berücksichtigung des unterschiedlichen Preisniveaus halbiert sich dieser Abstand auf 2,8 Pro­

zentpunkte. Während sich das Verhältnis zwischen den Regionen angleicht, zeigen sich beson­

ders ausgeprägte hohe Armutsrisikoquoten in den Städten. Das hängt mit einem weiteren wich­

tigen Befund der kaufkraftbereinigten Neuberechnung des IW Köln zusammen: dem starken 

Stadt-Land-Gefälle. Die Armutsrisikoquote ist in den Städten 8 Prozentpunkte höher als in länd­

lichen Regionen. Hier wirkt die größere Einkommensungleichheit in den Städten zusammen mit 

den höheren Preisen für Dienstleistungen und insbesondere den höheren Mieten. 

Auch wenn die zu Grunde liegende Pilotstudie des BBSR explorativen Charakter hat, nur einen 

Teil der Konsumausgaben privater Haushalte einbezieht und zudem bereits einige Jahre zurück 

liegt, liefert sie wichtige Erkenntnisse.250 Denn Aussagen über die Armutsgefährdung können 

nicht anhand einer einzelnen Kennziffer getätigt werden. Bei alleiniger Betrachtung der Ar­

mutsrisikoschwelle anhand des Bundesmedianwerts bleiben die großen Kaufkraftunterschiede 

innerhalb Deutschlands unberücksichtigt. Tendenziell erscheinen dadurch Regionen mit niedri­

gem Preisniveau stärker armutsgefährdet, gerade in den ostdeutschen Bundesländern und in 

ländlichen Regionen. Legt man das mittlere Einkommen im jeweiligen Bundesland oder der 

Raumordnungsregion zu Grunde, zeigt sich auch die Ungleichheit im unteren Einkommensbe­

reich in den wirtschaftsstarken Regionen. Damit eröffnet sich ein zusätzlicher Blickwinkel. Auch 

solche Gebiete werden identifiziert, die bei der üblichen Betrachtung mit Bezug auf den Bun­

desmedian eher unauffällig blieben. 

Eine hohe Armutsrisikoquote gemessen am Bundesmedian geht nicht unbedingt mit einer ho­

hen Armutsrisikoquote gemessen am Median der Raumordnungsregion einher. Betrachtet man 

den Anteil relativ geringer Einkommen auf der Ebene der Raumordnungsregionen, zeigt ein 

Vergleich der jeweils am Median der Raumordnungsregion und am Bundesmedian gemesse­

nen Armutsrisikoquoten, dass kein einfacher Zusammenhang zwischen den beiden Betrach­

tungsweisen besteht (siehe Schaubild A.IV.4.4). Eine hohe Armutsrisikoquote der Raumord­

nungsregion kann gemessen am Bundesmedian sowohl mit einer niedrigen als auch mit einer 

hohen Quote gemessen am Median der Raumordnungsregion einhergehen. Die Einkom­

mensungleichheit unterscheidet sich somit in den einzelnen Raumordnungsregionen deutlich – 

248 Goebel et al. (2009). 
249 Röhl / Schröder (2016). 
250 Kawka (2009). 
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und zwar unabhängig davon, ob es sich um eine „reichere“ oder „einkommensschwächere“ Re­

gion handelt. 

Schaubild A.IV.4.3: 
Armutsrisikoquoten im Jahr 2014 für Raumordnungsregionen nach unterschiedlichen 

Schwellenwerten 

Quelle: IT.NRW , Datenbasis Mikrozensus. 

Zur Beantwortung der Frage, ob die regionalen Lebensverhältnisse in Deutschland auseinan­

derdriften, sind verschiedene Bewertungsmaßstäbe und Berechnungskonzepte denkbar. 

Grundsätzlich lässt sich feststellen, dass das Niveau der Ungleichheit zwischen den Raumord­

nungsregionen mit zunehmender Größe des regionalen Bewertungsmaßstabes steigt. Legt man 

60 Prozent des Medianwerts der 95 Raumordnungsregionen zu Grunde, schwanken die Ar­

mutsrisikoquoten zwischen 10 und 18 Prozent. Beim Landesmedian sind es schon zwischen 

10 und 24 Prozent, bei Zugrundelegung des einheitlichen Schwellenwertes für Deutschland zwi­

schen 8 und 33 Prozent. Das Bild spiegelt sich auch in der Standardabweichung, die die durch­

schnittliche Streuung der Werte eines Merkmals rund um dessen Mittelwert ausdrückt. 

Bei der Streuung der Raumordnungsregionen lässt sich in der Zeitreihe kein eindeutiger Trend 

ausmachen. Zwar nimmt auf Basis des Bundesmedians die Spannweite zwischen Minimal- und 

Maximalwert der Armutsrisikoquoten zu. Die Standardabweichung, d. h. die Streuung der Werte 

aller Raumordnungsregionen, bleibt jedoch in etwa konstant. Bezieht man sich auf die Armutsri­

sikoschwelle nach dem jeweiligen Landesmedian oder dem Median der Raumordnungsregion, 
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kann weder über die Standardabweichung noch über die Spannweite eine zunehmende Streu­

ung herausgelesen werden. 

Tabelle A.IV.4.1 
Streuung der Armutsrisikoquoten nach Raumordnungsregionen 

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 

nach dem Median der jeweiligen Raumordnungsregion 

Standardabweichung 1,8 1,7 1,7 1,8 2,0 2,0 1,9 

Spannweite in Prozentpunkten 9,3 9,2 9,2 10,7 12,2 10,2 8,2 

Minimum 10,5 % 11,0% 10,4% 9,5% 8,1% 10,2% 9,9% 

Maximum 19,8% 20,2% 19,6% 20,2% 20,3% 20,4% 18,1% 

nach dem Median des jeweiligen Bundeslandes 

Standardabweichung 2,3 2,2 2,4 2,4 2,5 2,8 2,7 

Spannweite in Prozentpunkten 11,7 12,6 10,7 12,4 13,6 17,1 13,9 

Minimum 9,1% 9,4% 9,5% 9,2% 9,1% 10,0% 10,3% 

Maximum 20,8% 22,0% 20,2% 21,6% 22,7% 27,1% 24,2% 

nach dem Bundesmedian 

Standardabweichung 4,3 4,1 3,9 4,0 4,2 4,5 4,2 

Spannweite in Prozentpunkten 17,7 18,9 17,1 20,0 19,4 24,8 24,5 

Minimum 8,0% 8,0% 7,5% 8,2% 8,1% 7,8% 8,0% 

Maximum 25,7% 26,9% 24,6% 28,2% 27,5% 32,6% 32,5% 

Quelle: IT.NRW, Datenbasis Mikrozensus, eigene Berechnung. 

Die Daten zeigen, dass es sinnvoll ist, die Armutsrisikoquote in unterschiedlichen räumlichen 

Bezügen zu betrachten. Die Betrachtung anhand des Bundesmedians ist insbesondere relevant 

zur Beurteilung der grundgesetzlich vorgegebenen Herstellung gleichwertiger Lebensverhält­

nisse im Bundesgebiet. Es erscheint jedoch sinnvoll, die Preisunterschiede in den Regionen zu 

berücksichtigen und diese Betrachtung durch den Landesmedian oder den Median der Raum­

ordnungsregion zu ergänzen, um „Schwarzmalerei“ in ärmeren Regionen zu verhindern und Ar­

mut in reicheren Regionen nicht zu übersehen. Aber auch auf diesem Weg ist ein Auseinander­

driften der Regionen nicht eindeutig herauszulesen. 

IV.4.4 Armutsrisikoquote und materielle Entbehrung im EU-Kontext 

Aus der Perspektive eines zusammenwachsenden Europas mit einer Wirtschafts- und Wäh­

rungsunion, Freizügigkeit der Arbeitnehmer und länderübergreifend in Europaregionen zusam­

men arbeitenden Kommunen erscheint es plausibel, Berechnungen zur Armutsrisikoquote auch 

auf Basis einer EU-weit definierten Einkommensschwelle durchzuführen. Einerseits wird 

dadurch das Wohlstandsgefälle innerhalb der EU deutlich, andererseits entspricht ein grenz­

überschreitender Vergleich teilweise schon der Lebenswirklichkeit. So dürften sich zum Beispiel 
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Menschen in Grenzregionen auch am Lebensstandard des Nachbarlandes orientieren. Zudem 

ist die Erwartung an einen fortschreitenden Integrationsprozesses in der EU, dass sich die 

Wohlstandsunterschiede zwischen den Mitgliedstaaten langfristig deutlich reduzieren werden. 

Die EU-Kommission hat deshalb in ihrem Social Situation Monitor eine EU-weite Messung der 

Armutsrisikoquote vorgenommen. In diesem Monitor wird argumentiert, dass die Reduzierung 

des Anteils der Menschen, die unter eine EU-weite Risikoschwelle fallen, für die Bewertung der 

sozialen Kohäsion innerhalb der EU ebenso von Bedeutung sein könne wie die Reduzierung 

des Anteils der Menschen, deren Einkommen unter der nationalen Schwelle liegt. 

Schaubild A.IV.4.4: 
Armutsgefährdungsquote nach verschiedenen Schwellenwerten bezogen auf den EU-Me­
dian im Einkommensjahr 2012 

Quelle: Eurostat („Research findings - Social Situation Monitor - The proportion of people at risk of pov­
erty on an EU-wide measure – Interpretation of an EU-wide measure of the risk of poverty” auf 
http://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1050&intPageId=1927&langId=en), Datenbasis EU-SILC 2013. 

Schaubild A.IV.4.4 zeigt, dass Menschen in Mitgliedstaaten mit niedrigem Wohlstandsniveau 

zum überwiegenden Teil unter die EU-weite Armutsrisikogrenze fallen, während dies bei Men­

schen in den wohlhabenderen EU-Staaten kaum vorkommt. Der Vorteil dieses übergreifenden 

Maßstabes ist, dass der Anspruch einheitlicher Lebensverhältnisse als Ausgangspunkt genom­

men wird. Die Darstellung macht deutlich, dass die EU hiervon noch weit entfernt ist. 

Damit soll jedoch nicht vermittelt werden, dass das Armutsrisiko in Deutschland im EU-Ver­

gleich zu vernachlässigen sei. Bezieht man die Unterschiede in den Lebenshaltungskosten ein 

und betrachtet die Einkommensverteilung innerhalb der EU nach Kaufkraftstärken (KKS), wird 

zunächst das oben gezeichnete Bild bestätigt: Insbesondere in den ärmeren Staaten Südosteu­

ropas zählen mehr als die Hälfte der Bevölkerung zu den einkommensschwächsten 20 Prozent 

http://ec.europa.eu/social/main.jsp?catId=1050&intPageId=1927&langId=en
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der EU.251 Es zeigt sich dabei jedoch, dass hierzu auch ein Teil des einkommensschwächsten 

Quintils in Deutschland zählt, obwohl Deutschland eines der wohlhabenderen EU-Länder ist. 

Tabelle A.IV.4.2: 
Durchschnittliches Einkommen in Kaufkraftstandards, EU-Mitgliedstaaten, 2014 

Mitgliedstaat Quintil 1 Quintil 2 Quintil 3 Quintil 4 Quintil 5 

Rumänien 1.284 2.777 4.068 5.519 9.218 

Bulgarien 2.458 4.878 6.766 9.010 16.733 

Lettland 2.912 5.213 7.314 10.245 18.787 

Griechenland 3.168 6.115 8.563 11.494 20.421 

Litauen 3.262 5.611 7.652 10.688 19.821 

Estland 3.670 6.520 9.277 13.237 23.749 

Ungarn 3.727 5.906 7.564 9.602 16.108 

Portugal 4.063 7.445 10.175 13.690 25.241 

Polen 4.380 7.241 9.547 12.550 21.484 

Slowakei 4.868 7.974 9.798 12.156 19.072 

Spanien 4.918 10.031 14.219 19.731 33.492 

Italien 5.903 11.315 15.308 20.168 34.120 

Tschechische Republik 6.369 9.180 11.080 13.626 22.300 

Slowenien 7.196 11.406 14.347 17.710 26.592 

Irland 7.729 12.319 16.029 21.150 36.949 

Vereinigtes Königreich 7.838 12.285 16.310 21.757 36.276 

Malta 7.878 11.671 15.443 19.750 31.854 

Zypern 8.082 11.967 15.895 21.470 43.338 

Deutschland 8.245 14.932 19.435 25.370 42.221 

Belgien 9.664 14.899 19.569 24.850 36.738 

Niederlande 9.734 15.103 18.799 23.497 37.234 

Schweden 9.752 16.111 20.452 25.303 37.534 

Dänemark 9.910 15.915 20.019 24.880 40.823 

Frankreich 10.114 15.194 19.285 24.335 43.126 

Finnland 10.352 15.105 19.214 24.003 37.423 

Österreicn 10.840 17.182 21.696 27.231 44.735 

Luxemburg 13.322 21.638 28.237 36.861 58.709 

1)	 Die ärmsten (blau) und reichsten (grau) Quintile der EU (in KKS); die schwach schattierten Quintile 
gehen nur jeweils anteilig ins entsprechende EU-Quintil ein. 

Quelle: Dauderstädt und Keltek (2016): S. 2. Datenbasis EU-SILC, eigene Darstellung. 

251	 Seit 2011 setzt sich der zuvor festgestellte Rückgang der zwischenstaatlichen Einkommensungleichheiten 
(Konvergenz) nicht mehr fort. Vor allem gegenüber den südosteuropäischen Ländern ist sie seitdem angestie­
gen. Vgl. Heidenreich (2016): S. 29. 
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Allerdings ist bei diesem Vergleich zu berücksichtigten, dass in die Betrachtung nach Kaufkraft-

stärken nicht alle nationalen Unterschiede eingehen. Sie stellt primär auf die unterschiedlichen 

Kosten der Lebenshaltung ab. Die teilweise erheblichen Unterschiede bei Zugang zu und Quali­

tät von öffentlichen Gütern und Dienstleistungen wie beispielsweise im Bereich Gesundheit und 

Bildung werden jedoch nicht berücksichtigt. 

Auch bei der Betrachtung so genannter erheblicher materieller Entbehrung (Deprivation) zeigt 

sich, dass dieser Aspekt in Deutschland im europäischen Vergleich vergleichsweise gering aus­

fällt. Dies bedeutet, dass Personen, die in Deutschland ein am deutschen Mittelwert gemessen 

relativ niedriges Einkommen haben, dennoch oftmals einen höheren Lebensstandard aufwei­

sen, als dieser in ärmeren EU-Staaten üblich ist. So zeigt sich auf Grundlage der Daten von Eu­

rostat: Je höher das Medianeinkommen in einem Land ausfällt, desto geringer ist der Anteil der 

Menschen, die erhebliche materielle Entbehrungen angegeben haben. Schaubild A.IV.4.5 zeigt, 

dass die Rate der erheblichen materiellen Entbehrung in Deutschland im Einkommensjahr 2013 

5 Prozent beträgt (siehe Indikator A09, Kapitel C.II.9), und dieser Anteil nur in den EU-Staaten 

niedriger ist, in denen das Medianeinkommen – kaufkraftbereinigt –höher ist. 

Schaubild A.IV.4.5: 
Zusammenhang zwischen erheblicher materieller Entbehrung und Einkommensniveau 

Medianeinkommen in Kaufkraftstandards, Einkommensjahr 2013. Anteil der Bevölkerung, der laut Euros­
tat-Definition mit erheblichen materiellen Entbehrungen lebt (2014). Medianeinkommensposition für Est­
land für das Einkommensjahr 2012. Deutschland ist rot hervorgehoben. 

Quelle: Seils (2015b): S. 7. 
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Es zeigt sich also, dass zwischen den Mitgliedstaaten der EU noch große Unterschiede im Ni­

veau des Wohlstandes und seiner Verteilung bestehen, auch wenn die ärmeren Länder nach 

den starken Einschnitten in Folge der Wirtschafts- und Finanzkrise in den vergangenen beiden 

Jahren wieder etwas stärker als der EU-Durchschnitt wachsen. 

IV.4.5 Fazit 

Aufstiegschancen und andere Teilhabefaktoren hängen auch von der Wohnregion ab. Daher ist 

eine regional differenzierte Betrachtung der Verteilung von Armut und Reichtum relevant. In 

Deutschland existieren derzeit sozioökonomische Disparitäten zwischen Regionen sowie auf 

kleinräumiger Ebene eine sozialräumliche Segregation, die sich in den großstädtischen Gebie­

ten leicht verstärkt hat. Wohnort und Wohnregion können somit als soziale Kategorien aufge­

fasst werden, die vielfältige Zusammenhänge zu Armuts- und Reichtumsaspekten aufweisen. 

Die Bewertung der Armutsrisikoquote hängt dabei vom räumlichen Bezug ab. Eine Betrachtung 

der Armutsrisikoquote in verschiedenen räumlichen Bezügen ist daher sinnvoll, um weder 

Schönfärberei noch Schwarzmalerei zu betreiben. Auch die Berücksichtigung von Lebenshal­

tungskosten, insbesondere aufgrund regional stark differierender Mietpreise, ist dabei hilfreich. 

Die Betrachtung von Armut und Reichtum auf regionaler Ebene ist auch deswegen relevant, 

weil sich dies auf politische Beteiligung und Repräsentation auswirkt. Auch wenn marginalisierte 

Quartiere eine hohe Aufmerksamkeit der Verwaltung erhalten, steht teilweise im politischen 

Handeln eher das wirtschaftliche Wachstum im Mittelpunkt. Die Stärkung kommunaler Sozialpo­

litik wäre damit im Sinne der politischen Repräsentation marginalisierter Stadtteile.252 

Dass sich regionale Disparitäten von Armut und Reichtum von selbst nivellieren, ist nicht wahr­

scheinlich. Eher ist von einer Verschärfung auszugehen, da Bevölkerungskonzentration in den 

wohlhabenderen Kreisen und Städten und eine sich weiter ausdünnende Bevölkerung in dünn 

besiedelten Regionen prognostiziert werden.253 

252 Häußermann (2009).
 
253 Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (2016).
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IV.5 Armut und Reichtum und Demokratie 

Welche Auswirkungen haben Armut und Reichtum auf demokratische Prozesse und politische 

Entscheidungen? Dass die Wahlbeteiligung bis 2015 über Jahrzehnte hinweg zurückgegangen 

ist, ist ein vielfach besprochenes Phänomen. Ihr Rückgang verteilt sich dabei jedoch nicht 

gleichmäßig auf alle Bevölkerungsgruppen, sondern unterscheidet sich beispielsweise zwi­

schen verschiedenen Stadtteilen, verschiedenen Bildungsniveaus und nach Einkommen. Die 

Wahlbeteiligung ist daher stark sozial segregiert. Auch die Meinungen und inhaltlichen Präfe­

renzen zu bestimmten Politikfeldern unterscheiden sich in den verschiedenen Bevölkerungs­

gruppen, und zwar insbesondere nach Bildung und Einkommen. 

Im Folgenden wird die politische Mitwirkung anhand der Wahlbeteiligung und deren sozialer He­

terogenität dargestellt. Weiterhin stellt das Kapitel Ergebnisse einer vorbereitend für diesen Be­

richt erstellten Studie dar, die untersucht hat, inwiefern sich Meinungen verschiedener Bevölke­

rungsgruppen unterscheiden und in welchem Zusammenhang sie mit tatsächlichen politischen 

Entscheidungen stehen. 

IV.5.1 Die Entwicklung der Wahlbeteiligung 

Eine der wesentlichen Grundlagen von Demokratien ist es, dass jede Bürgerin und jeder Bürger 

über die gleichen Möglichkeiten verfügt, sich in die Gestaltung des Gemeinwesens einzubrin­

gen. Politische Partizipation der Bürgerinnen und Bürger – ob bei Wahlen, in Parteien, bei Un­

terschriftenaktionen, Interessensverbänden oder durch Kandidaturen um politische Ämter – ist 

eine Voraussetzung für die Demokratie. In einer repräsentativen Demokratie werden politische 

Entscheidungen sowie die Kontrolle der Regierung nicht unmittelbar vom Volk ausgeübt, son­

dern von einer Volksvertretung wie dem Deutschen Bundestag. Über eine „Legitimationskette“ 

ist das Handeln der Regierung auf die Willensäußerungen der Wählerinnen und Wähler zurück­

geführt. Im Parlament werden die unterschiedlichen Meinungs- und Interessenslagen diskutiert 

und im Rahmen der Mehrheitsverhältnisse entschieden. Die Beteiligung an einer Wahl ist daher 

Ausdruck des politischen Willensbildungsprozesses und ein Grundpfeiler der Staatsbürgerrolle. 

Im internationalen Vergleich haben sich neben verschiedenen repräsentativen Demokratiefor­

men auch grundlegend unterschiedliche Wahlsysteme (Verhältniswahlsystem und Mehrheits­

wahlsystem) herausgebildet. Dabei hat sich in Deutschland das personalisierte Verhältniswahl­

recht durchgesetzt. Empirische Studien bescheinigen dem deutschen Wahlsystem im internatio­

nalen Vergleich besondere Beteiligungsfreundlichkeit und gute strukturelle Bedingungen für po­

litische Partizipation.254 Beispielsweise erfolgt die Registrierung der Wahlberechtigten automa­

tisch, eine Briefwahl ist vergleichsweise unkompliziert möglich und Wahlen finden an Sonnta­

gen statt, sodass der übergroße Teil der Bevölkerung Zeit für den Wahlakt hat. Zudem führt das 

254 Geys (2006): S. 652f. 
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Verhältniswahlrecht im Gegensatz zum Mehrheitswahlrecht zu weniger „verlorenen“ Stimmen, 

was negative Anreize verringert. 

Schaubild A.IV.5.1: 
Durchschnittliche Wahlbeteiligung in Deutschland zwischen 1946 und 2013 

Quelle: Schäfer (2013): S. 41. 

Dennoch ist im Zeitverlauf zwischen 1946 und 2013 die durchschnittliche Wahlbeteiligung auf 

allen Ebenen (Bundestags­, Landtags­ und Kommunalwahlen) deutlich gesunken (siehe Schau­

bild A.IV.5.1 und Indikator G20, Kapitel C.I.20). Besonders auffallend ist der Rückgang bei 

Kommunalwahlen. Während zwischen 1950 und 1980 noch mehr als 70 Prozent der Wahlbe­

rechtigten an Kommunalwahlen teilgenommen haben, geht heute nur noch jeder Zweite zu die­

sen Wahlen. Der Trend einer rückläufigen Wahlbeteiligung hat sich seit den 1980er Jahren ver­

stärkt. Bei den Landtagswahlen 2016 hat sich dieser Trend umgekehrt – noch ist jedoch unklar, 

ob dieser Anstieg kurzfristig oder dauerhaft ist. 

Die rechtlichen Rahmenbedingungen für Wahlen in Deutschland sind im Zeitverlauf weitgehend 

unverändert geblieben und deshalb nicht geeignet, den Rückgang der Wahlbeteiligung zu erklä­

ren. Entscheidend müssen demzufolge andere Faktoren sein. Denkbar ist beispielsweise, dass 

die Pluralisierung sozialer Milieus oder auch die Stabilisierung der Demokratie, die die Notwen­

digkeit einer Wahlteilnahme weniger dringlich erscheinen lässt, zu einer geringeren Wahlbeteili­

gung beitragen. In diesem Kontext stellen sich zwei zentrale Fragen, und zwar erstens, ob die 
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Wahlbeteiligung zwischen verschiedenen Statusgruppen gleich stark abgenommen hat, und 

zweitens inwiefern sozioökonomische Merkmale Auswirkungen auf die Wahlbeteiligung haben. 

Schaubild A.IV.5.2: 
Beteiligungsunterschiede bei Bundestagswahlen von 1980 bis 2012 

Abgebildet sind die aus einer logistischen Regression ermittelten Wahlwahrscheinlichkeiten unterschiedli­
cher sozialer Gruppen, wenn Alter, Geschlecht, Bildung und politisches Interesse konstant gehalten wer­
den. 

Quelle: ALLBUS 1980–2008, 2010, 2012, nach Schäfer (2015): 97 

Schaubild A.IV.5.2 zeigt auf Basis des Bildungsgrads, der subjektiven Schichtzugehörigkeit und 

des Einkommens jeweils die geschätzte Wahrscheinlichkeit für die Teilnahme an Bundestags­

wahlen im Zeitraum der Jahre 1980 bis 2012. Die Daten verdeutlichen, dass im Jahr 1980 

Haushalte mit niedrigem sozioökonomischen Hintergrund ebenso häufig angegeben haben, an 

Bundestagswahlen teilzunehmen, wie Haushalte mit mittlerem oder hohem Status. Während 

seither die Wahlbeteiligung aller Haushalte deutlich gesunken ist, war sie bei diesen Haushalten 

wesentlich stärker zurückgegangen. Die stärkste Auswirkung auf die Wahlwahrscheinlichkeit 

zeigt sich bei der Berücksichtigung von Einkommensunterschieden. Ab Anfang der 1990er 

Jahre kann man selbst bei Haushalten mit einem mittleren Einkommen einen deutlichen rück­

läufigen Trend der Wahlwahrscheinlichkeit erkennen. Und: Während Haushalte mit einem ho­
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hen Einkommen im Jahr 2012 nur eine geringfügig niedrigere Wahlwahrscheinlichkeit aufwei­

sen als noch im Jahr 1980, hat sich die Wahlwahrscheinlichkeit für Haushalte mit einem niedri­

gen Einkommen fast um ein Viertel reduziert.255 

Diese soziale Selektivität der Wahlbeteiligung ist auch im internationalen Vergleich festzustel­

len. Damit korrespondiert auch die subjektive Einschätzung zur Frage, ob die Teilnahme an 

Wahlen einen Einfluss auf politische Entscheidungen habe: Während Angehörige unterer Ein­

kommensschichten dies überwiegend verneinen, messen Angehörige aus der Mittelschicht der 

Beteiligung an Wahlen sehr wohl eine Bedeutung zu.256 

Im Jahr 2013 hat die Bertelsmann Stiftung eine der bisher umfassendsten empirischen Studien 

zur Frage der „Sozialen Selektivität von Wahlen“ vorgelegt.257 Dabei wurde die Wahlbeteiligung 

an der Bundestagswahl 2013 in den 28 größten deutschen Städten auf der Ebene der Stadtteile 

(1.004 Stadtteile) anhand von sozioökonomischen Merkmalen untersucht.258 Das Muster ist 

deutlich: 

•	 In den Stadtteilen mit der niedrigsten Wahlbeteiligung gehörten fast zehnmal so viele 

Menschen (67 Prozent) zu den einkommensschwachen Haushalten wie in den Stadttei­

len mit der höchsten Wahlbeteiligung (7 Prozent); 

•	 Auch haben mehr als doppelt so viele Menschen (rund 15 Prozent) keinen Schulab­

schluss und gleichzeitig nur 14 Prozent der Haushalte Abitur (während es in Hochbeteili­

gungsbezirken ca. 28 Prozent sind); 

•	 Außerdem zeigt sich, dass in den Stadtteilen mit der niedrigsten Wahlbeteiligung das 

verfügbare Einkommen mit 35.000 Euro pro Jahr um ein Drittel unterhalb der Kaufkraft 

in den Stadtteilen mit der höchsten Wahlbeteiligung (52.000 Euro) lag. 

Ein besonders starker Zusammenhang zeigte sich bei der Untersuchung des Verhältnisses von 

Arbeitslosenquote und Wahlbeteiligung. Im Schaubild A.IV.5.3 entspricht jeder Datenpunkt ei­

nem der 967 untersuchten Stadteile und die Neigung der Trendlinie beschreibt den statistischen 

Effekt (negativer Zusammenhang mit der abhängigen Variable Wahlbeteiligung). Dabei zeigt 

sich ein eindeutiges Bild: Je mehr Menschen in einem Viertel arbeitslos waren, desto niedriger 

fiel dort die Wahlbeteiligung aus, der statistische Zusammenhang (r = -0,85) ist außerordentlich 

stark. Das bedeutet, dass in ärmeren, von Arbeitslosigkeit besonders betroffenen Stadtteilen 

der Nichtwähleranteil weit überdurchschnittlich hoch war, wohingegen in wohlhabenden Vierteln 

255 Schäfer (2015) S. 97.
 
256 Merkel (2015): S. 188.
 
257 Schäfer et al. (2013).
 
258 Schäfer et al. (2013) untersuchten neben den 1.004 analysierten Stadtteile der 28 deutschen Großstädte auch
 

640 bundesweit repräsentative Stimmbezirke. Sie kommen zu dem Ergebnis, dass die soziale Spaltung der 
Wahlbeteiligung kein rein städtisches Phänomen ist, sondern auch in ländlichen Gebieten die Wahlbeteiligung 
eng an den Sozialstatus gekoppelt ist. 
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weiterhin die große Mehrheit der Wahlberechtigten an Bundestagswahlen teilnahm. Ein beson­

ders deutliches Bild liefert der Vergleich zwischen den Stadteilen mit der niedrigsten und höchs­

ten Wahlbeteiligung: In den Stadtteilen mit der niedrigsten Wahlbeteiligung waren fast fünfmal 

so viele Menschen arbeitslos (14,7 Prozent) wie in den Stadtteilen mit der höchsten Wahlbeteili­

gung (3,0 Prozent). Der Zusammenhang war in ost- wie in westdeutschen Städten, mit Aus­

nahme Berlins, in allen Fällen statistisch signifikant. 

Schaubild A.IV.5.3: 
Arbeitslosenquote und Wahlbeteiligung 

Quelle: Schäfer et al. (2013): S. 12. 

Diese Befunde sind für eine Demokratie bedeutsam: Einzelne Interessen haben potenziell ge­

ringere Chancen, bei der Gestaltung des Gemeinwesens berücksichtigt zu werden.259 Dass 

auch das politische Engagement, wie in Teil B. dieses Berichts für die verschiedenen Lebens­

phasen gezeigt wird, stark von Einkommen und Bildungsgrad abhängig ist, verstärkt diese Wir­

kung noch. Ebenso steht auch das politische Interesse in Zusammenhang mit dem Einkommen 

(siehe Indikator G17, Kapitel C.I.17). In der Summe bedeutet dies, dass die unteren Einkom­

mensgruppen erheblich weniger über die Angelegenheiten des Gemeinwesens mitbestimmen, 

obwohl sie diese Angelegenheiten mindestens ebenso sehr wie die einkommensstärkeren 

Gruppen betreffen. Diese unterschiedliche politische Beteiligung, die in verschiedenen Studien 

259 Schäfer (2013): S. 553. 
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seit den 1920er Jahren belegt wurde, kann als das „ungelöste Dilemma der Demokratie“ be­

zeichnet werden.260 

IV.5.2 Politische Präferenzen verschiedener Gruppen 

Wie oben gezeigt, unterscheidet sich die Wahlbeteiligung zwischen sozioökonomischen Grup­

pen deutlich. Es ist bedeutsam, ob die unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen auch unter­

schiedliche politische Einstellungen aufweisen und entsprechend unterschiedliche Ziele verfol­

gen. Wenn die Einstellungsmuster gleichmäßig über alle Bevölkerungsgruppen verteilt sind, 

könnte der Deutsche Bundestag auch dann die Auffassungen der gesamten Bevölkerung adä­

quat vertreten, wenn die Wahlbeteiligung sinkt. 

Ein vorbereitend für diesen Bericht erstelltes Forschungsgutachten wertet die Meinungen ver­

schiedener Bevölkerungsschichten aus.261 Auf der Grundlage der repräsentativen Umfrage 

„DeutschlandTrend“ von infratest dimap werden die Antworten auf 252 Sachfragen analysiert, 

bei denen nach Zustimmung zu oder Ablehnung von Politikänderungen auf der Bundesebene 

gefragt wurde.262 Die Fragen umfassen sechs Politikfelder (Gesellschaftspolitik, Migration, Um­

welt und Energie, Wirtschaft und Finanzen, Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik, Außenpolitik). Ermit­

telt wurden z. B. die Zustimmungsraten zur Praxisgebühr, zu Steuersenkungen, zur Laufzeit 

des Arbeitslosengeldes, zur Aufnahme von unschuldigen Guantanamo-Häftlingen in Deutsch­

land oder zur Sicherheit beim Fliegen. Die Zustimmung zu diesen Fragen wurde differenziert für 

verschiedene Gruppen (u. a. nach Alter, Bildung, Beruf und Einkommen) ausgewertet.263 

260 Lijphart (1997); vgl. auch Kroh / Könnecke (2013).
 
261 Elsässer et al. (2016).
 
262 Im Rahmen der DeutschlandTrend-Umfrage werden verschiedene Fragetypen verwendet, wie Pro-Contra-Fra­

gen, Fragen mit zwei Antwortmöglichkeiten (z. B. Einführung von Kombilohn oder von Mindestlohn) oder Fragen 
mit mehreren Antwortmöglichkeiten. Da Zustimmungsraten zu Antworten mit mehreren Antwortmöglichkeiten 
anders zu gewichten sind als Zustimmungsraten zu Antworten mit zwei Antwortalternativen, bezieht sich die 
Auswertung der Ergebnisse lediglich auf die 279 Sachfragen mit zwei Antwortmöglichkeiten. 

263	 Die Umfrage umfasst die Bevölkerung ab 18 Jahren. Im Rahmen der Studie werden folgende Altersgruppen 
differenziert: 18- bis 29-Jährige, 30- bis 44-Jährige, 45- bis 59-Jährige, 60 Jahre und älter. 
Bildungsgruppen wurden wie folgt eingeteilt: niedrig (maximal Haupt- oder Volksschulabschluss), mittel (Mittlere 
Reife oder Abschluss einer Polytechnischen Oberschule), hoch (mindestens Fachhochschulreife) (ebd., S. 21). 
Berufsabschlüsse und (Fach-)Hochschulstudium werden nicht berücksichtigt, sodass die Differenzierung der 
Bildungsgruppen deutlich von anderen Studien abweicht. 
Berufsgruppen im DeutschlandTrend sind: Arbeiterinnen und Arbeiter, Angestellte, Beamtinnen und Beamte, 
Selbständige, Landwirtinnen und Landwirte. Mit Hilfe der ebenfalls verfügbaren Qualifikationsniveaus unter­
scheidet die Studie folgende Berufsgruppen: Un- bzw. angelernte Arbeiterinnen und Arbeiter, Facharbeiterinnen 
und Facharbeiter, einfache Angestellte, höhere Angestellte, Beamtinnen und Beamte, Selbstständige. Aufgrund 
einer geringen Fallzahl wurden Landwirtinnen und Landwirte von der Analyse nach Berufsgruppen und Beam­
tinnen und Beamten von einer Unterteilung nach Qualifikationsniveaus ausgenommen. 
Auf der Grundlage der Einkommenskategorien haben die Autoren Perzentile (Hundertstel) gebildet. Jedem Be­
fragten wurde dabei der mittlere Wert des prozentualen Anteils seiner Einkommensgruppe zugewiesen (Elsäs­
ser et al. 2016: S. 22). Die Korrelation zwischen den verschiedenen Perzentilen ist etwas geringer als zwischen 
den Einkommensgruppen, sodass die Bildung von Perzentilen eine konservativere Schätzung der Bedeutung 
der Meinungsunterschieden nach Einkommens darstellt (Elsässer et al. 2016: S. 29). 
In der Datenbasis sind die Einkommen gruppiert; die höchste Einkommensgruppe ist die mit einem Haushalts­
nettoeinkommen von 5.000 Euro oder mehr. Zur Haushaltsgröße liegen keine Informationen vor. Ein Haushalt 
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Die Einstellungen der Befragten unterschieden sich je nach Einkommen erkennbar, aber nicht 

fundamental. In Schaubild A.IV.5.4 sind die Zustimmungsunterschiede verschiedener Einkom­

mensgruppen vergleichend dargestellt. Für jede der berücksichtigten Sachfragen ist die Zustim­

mung der Befragten des untersten Einkommensperzentils264 auf der horizontalen Achse aufge­

führt, die Zustimmung verschiedener höherer Einkommensgruppen auf der vertikalen Achse. Je 

größer die Streuung der Punkte, desto größer waren die Meinungsunterschiede zwischen den 

jeweils verglichenen Haushalten. Im Durchschnitt wich der Grad der Zustimmung des untersten 

Perzentils zu einer Frage um 16,5 Prozentpunkte vom Grad der Zustimmung des obersten 

Perzentils ab, sodass doch große Gemeinsamkeiten in den Einstellungen festzustellen sind. 

Schaubild A.IV.5.4: 
Korrelation des Antwortverhaltens nach Einkommensperzentilen 

Quelle: eigene Darstellung nach Elsässer et al. (2016): S. 31. 

Meinungsunterschiede zeigten sich unter den Befragten auch zwischen verschiedenen, hier 

nach ihrem durchschnittlichen Qualifikationsniveau differenzierten Berufsgruppen. Grundsätz­

lich gilt hierzu natürlich, dass zwischen diesen Berufsstatusgruppen und den zuvor betrachteten 

in dieser Einkommensgruppe wäre beispielsweise bei einer Zahl von vier Haushaltsmitgliedern in der Mittel­
schicht anzusiedeln. Die Definition der einkommensreichen Gruppen unterscheidet sich daher aufgrund der für 
die Studie verfügbaren Daten von der sonst in diesem Bericht verwendeten Konzeption des Nettoäquivalenzein­
kommens. 

264	 Das ist das eine Prozent der Haushalte, das bei einer Reihung aller Haushalte nach der Höhe ihrer Einkommen 
das niedrigste Einkommen hat. 
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Einkommensgruppen ein enger Zusammenhang besteht. Jedoch können Menschen unter ih­

rem Qualifikationsniveau beschäftigt sein, trotz hoher Qualifikation ein geringes Einkommen er­

zielen oder über ein geringes Einkommen in Verbindung mit einem hohen Vermögen verfügen. 

Die Studie zeigt, dass die Meinungen der Facharbeiterinnen und Facharbeiter sowie der einfa­

chen Angestellten jeweils um ca. 8 Prozentpunkte von den Meinungen der an- und ungelernten 

Arbeiterinnen und Arbeitern abwichen. Hingegen liegen diese Abweichungen zwischen der zu­

letzt genannten Gruppe und den Beamtinnen und Beamten sowie den Selbstständigen bereits 

bei über 15 Prozentpunkten. Die Unterschiede zwischen den Berufsstatusgruppen waren in 

etwa gleich hoch wie zwischen den Einkommensgruppen. 

Schaubild A.IV.5.5: 
Meinungsunterschiede in sechs Politikfeldern 
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Umwelt und Energie 
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90. Perzentil 99. Perzentil 

Quelle: Elsässer et al. (2016): S.34. 

In verschiedenen Politikfeldern waren die Unterschiede zwischen den Einkommensgruppen un­

terschiedlich stark ausgeprägt. In Schaubild A.IV.5.5 ist dargestellt, wie weit die Meinungen ver­

schiedener Einkommensgruppen von den Ansichten der Befragten des ersten Perzentils abwi­

chen.265 Beispielsweise zeigt der orangefarbene Punkt in der untersten Zeile, dass sich die Ant­

worten von Befragten aus dem untersten Perzentil um mehr als 20 Prozentpunkte von den Ant­

worten von Personen mit dem höchsten Einkommen (99. Perzentil) unterschieden. Die Mei­

nungsunterschiede zwischen den verschiedenen Einkommensgruppen bestanden dabei in allen 

265	 Die Perzentile beruhen auf vorhergesagten Wahrscheinlichkeiten, die durch eine logistische Regression ermit­
telt werden. Siehe Elsässer et al. (2016) zur genauen methodischen Vorgehensweise. 
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sechs aufgeführten Politikfeldern. In der Außenpolitik waren die Unterschiede am größten, ge­

folgt von der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik sowie der Wirtschaftspolitik. 

Auf der gleichen Datengrundlage unternimmt die Studie den Versuch herauszufinden, ob ein 

Zusammenhang zwischen den Einstellungen der Befragten in den einzelnen Einkommensgrup­

pen und tatsächlichen Politikänderungen (oder deren Ausbleiben) in den untersuchten Sachfra­

gen feststellbar ist. Die Autoren kommen zu dem Ergebnis, dass eine Politikänderung wahr­

scheinlicher ist, wenn diese den Einstellungen der Befragten mit höherem Einkommen mehr­

heitlich entsprach - und umgekehrt. Für die mittlere und untere Einkommensgruppe stellen die 

Autoren im Übrigen keinen signifikanten Zusammenhang fest. Es war nicht das Ziel der Studie, 

Wirkmechanismen und weitere Einflussfaktoren zu erforschen. Zur Vermittlung zwischen den 

Meinungen und Einstellungen verschiedener Wählergruppen und politischen Entscheidungspro­

zessen besteht weiterer Forschungsbedarf. Dennoch ist dieses Ergebnis im Zusammenhang 

mit den weiter oben dargestellten Ergebnissen zur Wahlbeteiligung verschiedener Bevölke­

rungsgruppen zu sehen. Auch die Ergebnisse zu den Indikatoren G17 und G18 (siehe Kapitel 

Teil C.I.17 und C.I.18) weisen darauf hin, dass politisches Engagement und Interesse in engem 

Zusammenhang mit sozioökonomischen und -demographischen Merkmalen stehen (siehe auch 

Kapitel B.II.4.4 und B.III.4.2). 

Der Zusammenhang zwischen dem Grad der Zustimmung zu einer Politikänderung und einer 

festgestellten Politikänderung wurde auf Basis von Daten für den Zeitraum 1998 bis 2013 unter­

sucht. Politikänderungen in der 18. Legislaturperiode konnten erst ab Jahresbeginn 2014 ver­

wirklicht werden; diese beinhalteten Themen, die nach der Studie den Einstellungen unterer 

und mittlerer Einkommensgruppen entsprachen, und konnten daher nicht berücksichtigt wer­

den. Dazu zählen die Einführung eines allgemeinen gesetzlichen Mindestlohns, die abschlags­

freie Rente mit ab 63 und die sogenannte Mütterrente.266 

Der Bundesregierung liegt daran, politische Betätigung quer durch die Gesellschaft anzuregen 

und mit vielen Menschen über die Gestaltung der Lebensverhältnisse in Deutschland ins Ge­

spräch zu kommen. Dazu hat sie in dieser Legislaturperiode u. a. den Bürgerdialog „Gut Leben 

in Deutschland“ geführt. Der Dialogprozess „Arbeiten 4.0“ ist ein weiteres Beispiel dafür, mit 

Bürgern frühzeitig über gesellschaftliche Trends, ihre Konsequenzen und die Erwartungen an 

die Politik ins Gespräch zu kommen. Auch über den vorliegenden 5. Armuts- und Reichtumsbe­

richt wird ein Dialog mit Wissenschaft und Verbänden geführt. 

266	 Weitere Politikänderungen der 18. Legislaturperiode, die im Interesse unterer Einkommensgruppen liegen, blei­
ben ebenfalls außen vor wie, z. B. die Stärkung der Tarifbindung, die Bekämpfung des Missbrauchs bei Werk­
verträgen und Orientierung der Arbeitnehmerüberlassung auf ihre Kernfunktion, das Bundesteilhabegesetz, die 
Erhöhung des Wohngeldes, die Mietpreisbremse, die Reform des Unterhaltsvorschusses oder die steuerliche 
Entlastung für Alleinerziehende 
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IV.5.3 Interessensvertretung im politischen Raum 

Die oben vorgenommene Berichterstattung über Aspekte von nach soziodemographischen 

Merkmalen differenzierten gesellschaftspolitischen Einstellungen und Möglichkeiten der Ein­

flussverteilung ist zu ergänzen um unterschiedliche Chancen, Interessen strukturiert zu artiku­

lieren. Dies sind nicht-monetäre Formen von Armut und Reichtum. 

Es gibt eine Vielzahl von Interessengruppen, die ihre Anliegen in die politische Entscheidungs­

findung einbringen. Organisierte Interessensvertretung ist legitim und durch demokratische 

Grundrechte abgesichert: Es ist Teil des demokratischen Willensbildungsprozesses und nach­

gerade das Wesen einer pluralistischen Gesellschaft, dass verschiedene Interessen existieren 

und zum Ausdruck gebracht werden. So treten beispielsweise Gewerkschaften für Arbeitneh­

merrechte ein, Unternehmensverbände für unternehmerische Interessen und Nichtregierungs­

organisationen für Menschenrechte oder Umweltschutz. Parteien und den demokratisch legiti­

mierten Staatsorganen kommt die Aufgabe zu, unterschiedliche Interessen abzuwägen. 

Verbände bündeln, selektieren und artikulieren die Interessen ihrer Mitglieder.267 Sie leisten 

durch ihr Wirken auch einen Beitrag zu der Integration der Bürgerinnen und Bürger und ihrer In­

teressen in den Staat und bieten Möglichkeiten zur politischen Partizipation. Zugleich ist die or­

ganisierte Interessensvertretung ein Diskussionspartner, sowohl für Parteien und Abgeordnete, 

als auch für die Exekutive; so werden beispielsweise im Rahmen des Willensbildungsprozesses 

Verbände in den Bundestag zu Anhörungen eingeladen. Die Bündelung von Interessen ver­

schiedener Personen oder Untergruppierungen ermöglicht erst eine effektive Einspeisung der 

Interessen in den politischen Prozess – andernfalls müssten etwa anstelle von Vertretern der 

Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbänden eine große Vielzahl von Abgesandten aus verschie­

denen Unternehmen zu Anhörungen in den Bundestag kommen, um Ihre Interessen vor dem 

Parlament zu vertreten. 

Organisierte Interessensvertretungen gibt es in sämtlichen Politikbereichen, von Arbeitsbezie­

hungen über Ökonomie, Umweltschutz, Gesundheit und Soziales bis hin zu den Bereichen Frei­

zeit und Erholung, Kultur und Kirchen.268 

Interessensvertretungen organisieren sich in verschiedenen Formen. Dabei können sie über 

sehr unterschiedliche Mittel und Möglichkeiten der Einflussnahme verfügen. Zu den Organisati­

onsformen der Interessenvertretung zählen vor allem: 

 Verbände sind Zusammenschlüsse von Personen mit gemeinsamen Zielen und Interessen. 

Ihre Aufgabe ist es, diese Interessen zu bündeln und gegenüber politischen Akteuren und 

Administrationen zu vertreten. Die organisierte Interessenvertretung durch Verbände kon­

zentriert sich auf wirtschaftlich relevante Bereiche. Große Verbände wie die Sozialpartner 

267 Straßner (2006). 
268 Winter (2011): S. 222. 
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können ggf. auch von der Regierung in die Entwicklung von Gesetzesvorhaben als Partner 

einbezogen werden. 

 Unternehmensrepräsentanzen: Auch Vertreter einzelner Unternehmen artikulieren ihre Inte­

ressen und können dabei häufig reaktionsschneller, flexibler und konkreter als Verbände agie­

ren.269 Dabei können die Interessen einzelner Unternehmen durchaus in einem Spannungs­

verhältnis zur Bündelung von Interessen im Rahmen von Unternehmensverbänden stehen. 

 Think Tanks und politikberatende Stiftungen: Bei Think Tanks handelt es sich um beratungs­

leistende praxisorientierte Forschungseinrichtungen, die öffentlich, von privatwirtschaftlichen 

Unternehmen oder über projektgebundene Gelder finanziert werden.270 Zu ihren Zielen zählen 

die mediengerechte Aufbereitung und Verbreitung von wissenschaftlichen Informationen, die 

Erstellung von Studien und Expertisen zu abgegrenzten Fragestellungen sowie die Ableitung 

von praktischen und politischen Handlungsempfehlungen.271 Zur Klärung von Fragen wie der 

Unternehmensnähe, personellen Verflechtungen und dem möglichen Einfluss in Deutschland 

tätiger Stiftungen bedarf es weiterer empirischer Forschungsarbeit.272 

 Public Affairs-Agenturen und Kanzleien: Public Affairs-Agenturen und Kanzleien sind in lob­

byintensiven Phasen unterstützend in der organisierten Interessenvertretung von (Groß-)Un­

ternehmen tätig. Auch Unternehmen, die keine eigenen Hauptstadtrepräsentanzen (sei es in 

Berlin oder Brüssel) betreiben, greifen auf ihre Expertise zurück. Oftmals ist der Einsatz dieser 

Akteure der organisierten Interessenvertretung eher punktuell.273 

 Nichtregierungsorganisationen erfüllen in der organisierten Interessenvertretung eine wich­

tige Regulierungsfunktion, indem sie Routinen und Praktiken von Legislative und Exekutive 

hinterfragen. Sie verfügen meist über geringere finanzielle und personelle Ressourcen als die 

Lobbyorganisationen der Wirtschaft.274 Einerseits wird ihnen eine besondere Glaubwürdigkeit 

bzw. die Vertretung der Interessen benachteiligter Gruppen unterstellt, andererseits können 

sie aber auch als Akteure mit eigenen (gemeinnützigen) Unternehmen und entsprechenden 

Interessen tätig sein wie z. B. in der Gesundheits- und Sozialwirtschaft. 

Die Existenz von organisierter Interessenvertretung ist also kein Ausdruck von ‚Demokratie-Ver­

sagen‘, sondern im Gegenteil Ausdruck einer pluralen, ausdifferenzierten Gesellschaft. Proble­

matisch ist es jedoch, wenn sie nicht nach transparenten Regeln erfolgt. Auch verfügen ver­

schiedene Organisationen über unterschiedliche Ressourcen. Wählerinnen und Wähler können 

dann nicht beurteilen, auf welcher Grundlage politische Entscheidungen getroffen worden sind. 

269 Speth (2014): S. 9.; Strässer / Meerkamp (2015): S. 223.
 
270 Merai et al. (2001): S. 7.
 
271 Merai et al. (2001): S. 10.
 
272 Hirsch et al. (2016).
 
273 Strässer / Meerkamp (2015): S. 224.
 
274 Strässer / Meerkamp (2015): S. 224.
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V. Asyl- und Flüchtlingsmigration 

In diesem Kapitel geht es darum, den Themenkomplex Asyl- und Flüchtlingsmigration insbeson­

dere unter dem Gesichtspunkt von Armut und Ungleichheit zu beleuchten. Sind Geflüchtete in 

Deutschland in besonderem Maße von Armut und Ungleichheit betroffen? Gibt es besondere 

Hindernisse, die der Integration der Flüchtlinge in Arbeitsmarkt und Gesellschaft entgegenste­

hen? Welche Maßnahmen sind notwendig, um Integration zu fördern und Armut zu vermeiden? 

Zur Beantwortung dieser Fragen wird im nächsten Abschnitt zunächst die Flüchtlingszuwande­

rung in Deutschland dargelegt, allgemein zu Problemen der Datenverfügbarkeit Stellung ge­

nommen und die verfügbaren Informationen zu soziodemografischen Merkmalen der Flücht­

linge dargestellt. Daraufhin werden die (voraussichtlichen) Auswirkungen der Asyl- und Flücht­

lingsmigration auf Armut und Ungleichheit in den Blick genommen und im Anschluss die beson­

deren Herausforderungen skizziert, um Armut zu vermeiden und Teilhabe zu ermöglichen. Der 

abschließende Abschnitt stellt die diesbezüglichen Maßnahmen der Bundesregierung dar. 

V.1  Asyl- und Flüchtlingsmigration im Berichtszeitraum und in der Zukunft: 

Zahlen und Fakten 

Die hohen Asylbewerber- und Flüchtlingszahlen stellen eine große Herausforderung dar, die nur 

gemeinsam von Bund, Länder und Kommunen bewältigt werden kann. Auch für Schutzsu­

chende ist das Ankommen in Deutschland mit einer Reihe von Herausforderungen verbunden. 

Für sie geht es um die Teilhabe in den unterschiedlichen gesellschaftlichen Bereichen wie Ar­

beitsmarkt, Bildungssystem, Wohnen oder Gesundheit. 

Im Zeitraum von Januar 2013 bis Dezember 2016 haben insgesamt 1.552.051 Menschen einen 

Asylantrag gestellt. Dabei zeigte sich insbesondere von 2014 auf 2015 ein signifikanter Anstieg 

um 135,0 Prozent (273.815 Anträge).275 Im Laufe des Jahres 2016 wurden 722.370 Erstanträge 

gestellt, was im Vergleich zum Vorjahr nochmals eine Erhöhung um 63,5 Prozent darstellt. Die 

Zahl der Folgeanträge verringerte sich jedoch im Jahr 2016 gegenüber dem Vorjahr um 

33,3 Prozent. Im Jahr 2016 waren Asylbewerber aus den Herkunftsländern Syrien, Afghanistan 

275	 Ein erneuter Asylantrag nach Rücknahme oder unanfechtbarer Ablehnung eines früheren Asylantrages wird 
nach der Begriffsbestimmung des § 71 Abs. 1 AsylG als Folgeantrag bezeichnet. Ein Folgeantrag kann gestellt 
werden, wenn sich entweder die Sach- oder Rechtslage zugunsten des Asylbewerbers geändert hat, neue Be­
weismittel vorliegen oder Wiederaufnahmegründe entsprechend § 580 ZPO (Zivilprozessordnung) vorliegen 
(Gründe für eine Restitutionsklage). 
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und Irak am stärksten vertreten.276 Die Gesamtschutzquote277 betrug im Zeitraum des Jahres 

2016 62,4 Prozent, verglichen mit 49,8 Prozent im Vorjahr.278 

Schaubild A.V.1.1: 
Asylantragszahlen 2013 bis 2016 

Quelle: BAMF 2016. 

V.1.1 Datenverfügbarkeit 

Für das Anliegen dieses Kapitels wie auch für sozialpolitische Debatten ist die Verfügbarkeit 

von belastbaren quantitativen Daten von zentraler Bedeutung. Fragen des soziodemografi­

schen Hintergrunds, der Armutsbetroffenheit oder der Arbeitsmarktintegration lassen sich – wie 

auch im Falle der Gesamtbevölkerung – bevorzugt auf Basis von Haushaltsbefragungen, Zen­

susdaten oder Verwaltungsdaten (etwa der Bundesagentur für Arbeit oder der Deutschen Ren­

tenversicherung) abbilden. Erste soziodemografische Daten zu Geflüchteten stellt die IAB­

276	 Syrien mit 196.028 Erstanträgen, im Vorjahr mit 42.100 Erstanträgen auf Rang 1 (+365,6 Prozent); Afghanistan 
mit 79.442 Erstanträgen, im Vorjahr Rang 6 mit 10.191 Erstanträgen (+679,5 Prozent); Irak mit 66.143 Erstan­
trägen, im Vorjahr Rang 5 mit 10.501 Erstanträgen (+529,9 Prozent). 

277	 Die Gesamtschutzquote berechnet sich aus den Zahlen der Asylanerkennung, der Gewährung von Flüchtlings­
schutz und der Feststellung von Abschiebungsverboten (subsidiärer Schutz) bezogen auf die Gesamtzahl der 
Entscheidungen im betreffenden Zeitraum. Bei der Berechnung werden auch anderweitige Erledigungen von 
Asylanträgen, etwa die Feststellung der Zuständigkeit eines anderen Mitgliedstaats im Rahmen des Dublin-Ver­
fahrens, in die Gesamtzahl der Entscheidungen einbezogen. 

278	 Vgl. BAMF: Asylgeschäftsstatistik für den Dezember 2016. 
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BAMF-SOEP-Befragung von Geflüchteten dar, die im Jahr 2016 erstmals rund 2.300 Geflüch­

tete in Deutschland befragte. Die Studie erlaubt repräsentative Aussagen über alle im Auslän­

derzentralregister erfassten Geflüchteten, die zwischen dem 01.01.2013 und dem 31.01.2016 

nach Deutschland eingereist sind und einen Asylantrag gestellt haben (unabhängig von ihrem 

gegenwärtigen Rechtsstatus). Die Erhebung und die Auswahl der Fragen orientieren sich eng 

an der im Jahr 2013 aufgelegten IAB-SOEP-Migrationsstichprobe. Auf dieser empirischen 

Grundlage werden Fragen zur Lebenssituation der Schutzsuchenden thematisiert, etwa die 

schulische und berufliche Bildung, die berufliche Situation, Sprache, die Wohnsituation oder die 

gesellschaftliche Partizipation.279 Erste Ergebnisse werden in diesem Kapitel kurz aufgegriffen. 

Darüber hinaus stehen relativ aktuelle Daten des Bundesamts für Migration und Flüchtlinge 

(BAMF) zu einigen soziodemografischen Merkmalen sowie zur Qualifikationsstruktur zur Verfü­

gung (siehe Kapitel A.V.1.2V.1.2). So wurden im ersten Halbjahr 2016 rund 250.000 Asylbewer­

ber im Rahmen ihrer Asylerstantragstellung vom BAMF zu ihrem Qualifikationsniveau befragt. 

Dabei machten 80 Prozent der Befragten freiwillige Angaben zu ihrer Schulbildung und dem zu­

letzt ausgeübten Beruf.280 

Neben den Daten des BAMF greifen die in diesem Kapitel präsentierten Studien und Ergeb­

nisse auf Daten zu Flüchtlingen zurück, die in der IAB-SOEP-Migrationsstichprobe enthalten 

sind. Diese richtet sich speziell an Haushalte von Ausländern und Einwanderern. Die IAB­

SOEP-Migrationsstichprobe mit rund 5.000 Befragten (Erstbefragung 2013) bezieht sich auf seit 

1995 zugewanderte Personen sowie die Nachkommen von Migranten. Allerdings vermag die 

Stichprobe keine Aussagen zu Migranten zu treffen, die nach 2013 nach Deutschland zugewan­

dert sind. Darüber hinaus konnte auf Basis dieser Daten eine vom BMAS in Auftrag gegebene 

Studie verschiedene Szenarien zu den gesamtwirtschaftlichen Effekten, fiskalischen Konse­

quenzen sowie den Verteilungswirkungen der jüngsten Flüchtlingseinwanderung simulieren.281 

V.1.2 Soziodemografische Merkmale der Zugewanderten 

Für Potenzialeinschätzungen sind Erkenntnisse über die soziodemografischen Merkmale der 

Zugewanderten entscheidend, wie sie in amtlichen Daten von registrierten Flüchtlingen, Asylan­

tragszahlen sowie ersten empirischen Studien erkennbar sind. 

279 Brücker et al. (2016a).
 
280 Neske/Rich (2016).
 
281 Bach et al. (2017): Auf Basis eines einfachen makroökonomischen Modellansatzes werden mit einer Produkti­

onsfunktion aus dem zusätzlichen Arbeitsangebot der Migranten sowie dem komplementären Kapitaleinsatz die 
zusätzliche Wertschöpfung sowie Wirkungen auf die funktionale Einkommensverteilung abgeleitet. Neben den 
„Angebotswirkungen“ werden auch mögliche „Nachfragewirkungen“ berücksichtigt, die durch die zusätzlichen 
Konsumausgaben, Investitionen und Staatsausgaben entstehen. Die Wirkungen auf die Staatsausgaben leiten 
sich anhand von Schätzungen zu Fallpauschalen für die relevanten staatlichen Ausgabenpositionen aus den 
Szenariorechnungen zur Arbeitsmarktintegration ab. Die Wirkungen auf die Staatseinnahmen werden auf 
Grundlage der zusätzlichen Einkommen simuliert, die sich aus den gesamtwirtschaftlichen Szenariorechnungen 
ergeben. Die Verteilungswirkungen werden auf Basis des SOEP simuliert. 
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Schaubild A.V.1.2:
 
Altersstruktur der Asylsuchenden (Erstanträge 2013 bis April 2016)
 

*)	 Hierbei werden auch Neugeborene von Schutz-und Asylsuchenden berücksichtigt, die sich bereits im 
Asylverfahren befinden oder denen eine Duldung ausgesprochen wurde. Ihre Eltern sind teilweise vor 
dem Berichtsjahr nach Deutschland gekommen. Sie müssen die Geburt ihres Kindes melden und für 
dieses wird automatisch ein Asylantrag gestellt, weswegen es in dieser Statistik aufgenommen wird. 

**)	 In dieser Altersgruppe wandern Jugendliche häufig unbegleitet zu. Sie dürfen auch ohne einen Asyl­
antrag gestellt zu haben vorerst in Deutschland bleiben. Verschiedene Schätzungen gehen davon aus, 
dass zwischen einem Drittel und einem Viertel der unbegleiteten ausländischen Minderjährigen einen 
Antrag stellt. Insofern wird über die Asylantragsstatistik nur ein Teil der zugewanderten Altersgruppe 
erfasst. 

Quelle: BAMF Asylgeschäftsstatistik 2013 bis 2016. 

Die altersdifferenzierte Darstellung in Schaubild A.V.1.2 zeigt, dass die in Deutschland Schutz­

und Asylsuchenden mehrheitlich zu den bildungsrelevanten Altersgruppen gehören und somit 

der frühkindlichen, schulischen sowie beruflichen Bildung eine zentrale Rolle für ihre Integration 

zukommt.282 So waren im Jahr 2015 82 Prozent der Asylantragsteller jünger als 35 Jahre, 

71 Prozent jünger als 30 Jahre, ein knappes Drittel jünger als 18 Jahre und 26 Prozent sogar 

jünger als 16 Jahre alt. Damit ist ein erheblicher Teil der Asylbewerber entweder im Schulalter 

oder gehört zu der Altersgruppe, die sich häufig in Ausbildung, Weiterbildung und Hochschulbil­

dung befindet. Im Vergleich zu der in Deutschland lebenden ausländischen Bevölkerung mit ei­

nem Durchschnittsalter von 38 Jahren sind Asylbewerber deutlich jünger.283 

282 Autorengruppe Bildungsbericht (2016): S. 193. 
283 Autorengruppe Bildungsbericht (2016): S. 341. 
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Auch im Hinblick auf die Geschlechterstruktur unterscheiden sich die Asylsuchenden deutlich 

von der ausländischen Bevölkerung insgesamt. Der Anteil der weiblichen Antragstellenden lag 

mit 31 Prozent im Jahr 2015 deutlich unter dem durchschnittlichen Anteil der Frauen in der in 

Deutschland lebenden ausländischen Bevölkerung (47 Prozent). 

Ein entscheidender Faktor der Arbeitsmarktintegration von Geflüchteten ist deren Bildungs- und 

Qualifikationsniveau. 

Eine erste umfassende und repräsentative Befragung von rund 2.300 Geflüchteten, die im Rah­

men der IAB-BAMF-SOEP Befragung von Geflüchteten von Juni bis Oktober 2016 durchgeführt 

wurde, ermöglicht erste valide Erkenntnisse zum Qualifikationsniveau der in den Jahren 2015 

und 2016 nach Deutschland geflüchteten Personen.284 Danach ist das Niveau der Schulbildung 

unter den Geflüchteten stark polarisiert.285 So haben etwa 37 Prozent der erwachsenen Ge­

flüchteten im Durchschnitt 12 Jahre eine weiterführende Schule besucht und 32 Prozent haben 

einen weiterführenden Schulabschluss erworben.286 Weitere 31 Prozent haben Mittelschulen 

besucht (im Durchschnitt 9 Jahre), und 22 Prozent der Personen, die eine Mittelschule besucht 

haben, haben dort einen Schulabschluss erworben. Am anderen Ende des Qualifikationsspekt­

rums haben 10 Prozent nur eine Grundschule (im Durchschnitt sechs Jahre lang) und weitere 

9 Prozent gar keine Schule besucht. Insgesamt haben 26 Prozent der Schulbesucherinnen und 

-besucher in der Stichprobe die Schule ohne Abschluss verlassen. Eine Universität (oder eine 

andere Hochschule) haben 19 Prozent der Geflüchteten besucht und 13 Prozent haben dort ei­

nen Hochschulabschluss erworben. An einer betrieblichen oder anderen beruflichen Ausbildung 

haben 12 Prozent teilgenommen und 6 Prozent haben dort einen beruflichen Abschluss erwor­

ben. Insgesamt haben 58 Prozent der Geflüchteten zehn Jahre und mehr in Schulen, Hoch­

schulen sowie in beruflicher Bildung verbracht.287 Hier schlägt unter anderem zu Buche, dass 

die Bildungsbiografien vieler Geflüchteter durch Krieg, Verfolgung und Flucht unterbrochen wur­

den. 

Die Autorinnen und Autoren der Studie schlussfolgern aus den Daten, dass die Bildungsstruktur 

der Geflüchteten von derjenigen der deutschen Wohnbevölkerung nicht so sehr am oberen 

Ende des Qualifikationsspektrums abweicht, als vielmehr durch einen sehr viel kleineren Anteil 

284 Brücker et al. (2016a): IAB-BAMF-SOEP-Befragung von Geflüchteten. Flucht, Ankunft in Deutschland und erste 
Schritte der Integration. IAB-Kurzbericht 24/2016. 

285 Bei der Interpretation der Ergebnisse ist zu berücksichtigen, dass die meisten Herkunftsländer nicht über ein 
Ausbildungssystem verfügen, das mit dem deutschen Berufsbildungssystem vergleichbar wäre. 

286 laut Brücker et al. (2016a) entspricht dies in der Regel einer Hochschulzugangsberechtigung. 
287 Dies entspricht 88 Prozent unter der deutschen Wohnbevölkerung. Weitergehende Vergleiche zwischen den 

Geflüchteten und der deutschen Wohnbevölkerung sind aufgrund der Unterschiede in den Bildungssystemen 
nur eingeschränkt möglich. 
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in der Mitte und einen sehr viel größeren Anteil am unteren Ende des Qualifikationsspektrums 

bestimmt ist.288 

Weiterhin lassen die Stichprobenauswertungen auf Unterschiede in der Bildung zwischen Män­

nern und Frauen schließen. Der Anteil ohne Bildungsabschluss ist bei den Frauen höher 

(37 Prozent) als bei den Männern (32 Prozent). Dagegen gibt es nur einen geringen Unter­

schied hinsichtlich des Anteils ohne Hochschul- oder Berufsabschluss.289 Es ist zu erwarten, 

dass sich die Bildungsstruktur der Geflüchteten in Zukunft noch stark verändern kann. So wei­

sen die befragten erwachsenen Geflüchteten hohe Bildungsambitionen auf. 46 Prozent streben 

noch einen allgemeinbildenden Schulabschluss in Deutschland an, 66 Prozent einen weiterfüh­

renden. Darunter wollen 23 Prozent, also etwas mehr als ein Drittel, einen akademischen Ab­

schluss erwerben.290 

288	 Brücker et al. (2016a). 
289	 Bei Frauen beträgt der Anteil 71 Prozent gegenüber 58 Prozent bei Männern Dieser Effekt nivelliert sich sobald 

nur Frauen und Männer ohne Kinder berücksichtigt werden. 
290	 Brücker et al. (2016a). 
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V.2	 Die Auswirkungen von Asyl- und Flüchtlingsmigration auf Armut und Un­

gleichheit 

In den folgenden zwei Abschnitten wird auf Basis von aktuellen empirischen Untersuchungen 

sowie von hierauf aufbauenden Schätzungen analysiert, inwiefern sich aus der Einwanderung 

von Schutzsuchenden besondere Problemlagen hinsichtlich Armut und Ungleichheit ergeben. 

V.2.1	 Materielle Situation und Arbeitsmarktintegration von Flüchtlingen 

Es liegen erste empirische Erkenntnisse zur Einkommenssituation der Schutzsuchenden vor, 

welche im Zuge der Fluchtmigration (insbesondere im Jahr 2015) nach Deutschland eingereist 

sind. 

So verdeutlicht eine erste Befragung von Personen mit Asylberechtigung nach Art. 16a GG so­

wie mit Anerkennung als Flüchtling nach § 3 Abs. 1 AsylG („GFK-Flüchtlinge“) durch das BAMF 

im Jahr 2014, dass die Einkommenssituation der befragten Flüchtlinge als prekär eingeschätzt 

werden muss.291 In mindestens 61 Prozent der Haushalte, in denen die befragten Flüchtlinge 

leben, trägt mindestens eine staatliche Transferleistung zum Haushaltseinkommen bei. Häufig 

handelt es sich dabei um Grundsicherungsleistungen nach SGB II oder SGB XII. Die Mehrheit 

der Haushalte erzielt ein Einkommen von unter 1.500 Euro monatlich. Dabei haben Erwerbstä­

tige sowie Personen, die sich schon länger in Deutschland aufhalten, tendenziell höhere Ein­

kommen, was auf Verbesserungen im Zeitverlauf hinweist. 

Darüber hinaus wurden im Jahr 2015 im Rahmen der bereits genannten IAB-BAMF-SOEP-Be­

fragung Geflüchtete nach Angaben über ihre letzten Verdienste vor und nach der Flucht befragt. 

Um Einkommensveränderungen vergleichbar zu machen wurden nur Personen berücksichtigt, 

die zum Zeitpunkt der Erhebung in Vollzeitbeschäftigung waren.292 Unter den Befragten betru­

gen die realen Nettoverdienste vor dem Zuzug nach Deutschland im Durchschnitt 555 Euro im 

Monat. Geflüchtete aus Syrien wiesen vergleichsweise hohe reale Nettoverdienste auf 

(859 Euro), deutlich niedriger sind sie für Personen aus sonstigen Kriegs- und Krisenländern 

(327 Euro). Für Geflüchtete aus Westbalkan-Staaten waren die realen Nettoverdienste vor dem 

Zuzug am niedrigsten, sie beliefen sich auf 191 Euro. 

Trotz der geringen Erwerbsbeteiligung der Geflüchteten (14 Prozent) liefern die Verdienste der 

erwerbstätigen Geflüchteten erste Hinweise auf Veränderungen der finanziellen Situation. Das 

letzte reale Nettoeinkommen pro Monat belief sich unter Geflüchteten in Deutschland im Durch­

schnitt auf rund 1.122 Euro. Am meisten verdienten Geflüchtete aus den Westbalkanstaaten, 

291 Vgl. Worbs et al. (2016): S. 187. 
292 Zum Zeitpunkt der Befragung waren 14 Prozent der Befragten erwerbstätig. Der größte Teil davon entfiel auf 

diese Gruppen: Vollzeitbeschäftigte (32 Prozent), Teilzeitbeschäftigte (21 Prozent) und Teilnehmer an Praktika 
oder beruflicher Ausbildung (24 Prozent). 
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mit einem durchschnittlichen realen Nettoeinkommen von 1.259 Euro. Geflüchtete aus Syrien 

erzielen im Durchschnitt 1.074 Euro und aus den sonstigen Kriegs- und Krisenländer 

1.111 Euro. Die Verdienste von Geflüchteten fallen zwar noch gering aus, allerdings entspre­

chen diese ersten Ergebnisse den Integrationsverläufen, die auch in der Vergangenheit bei der 

Arbeitsmarktintegration von Geflüchteten beobachtet werden konnten. Beides, die Erwerbsbe­

teiligung sowie Verdienste, werden im Zeitverlauf nach den Erfahrungen der Vergangenheit 

steigen.293 

In diesem Sinne trifft außerdem eine vom BMAS in Auftrag gegebene Studie von DIW und IAB 

empirisch gestützte Einschätzungen der aktuellen sowie der zukünftigen materiellen Situation 

der Schutzsuchenden in Deutschland auf Basis von Daten zu Einkommen, Qualifikationserwerb 

und Arbeitsmarktsituation von bereits früher nach Deutschland zugewanderten (geflüchteten) 

Menschen.294 Als Datengrundlage dient dabei die IAB-SOEP-Migrationsstichprobe, welche zu­

dem mit Verwaltungsdaten der BA (Integrierte Erwerbsbiografien des IAB) verknüpft wird. 

In dieser Studie wird zunächst für die Kohorte der 2015 zugewanderten Schutzsuchenden ein 

Integrationsszenario angenommen, welches dem der bereits früher nach Deutschland geflüch­

teten Personen ähnelt, die in der IAB-SOEP Migrationsstichprobe enthalten sind. Es ist zu beto­

nen, dass es sich hierbei um eine Annahme handelt, wie sie im Übrigen jeder Abschätzung zu­

künftiger Ereignisse zugrunde liegen muss. Die hier zugrunde gelegte Annahme zeichnet sich 

nach Ansicht der Autoren dabei durch eine hohe Plausibilität aus und ist darüber hinaus Empi­

rie-basiert. 

Für das hieraus abgeleitete Szenario der Integration ergibt sich im Zuzugsjahr eine Erwerbstäti­

genquote der 18- bis 64-Jährigen von 14 Prozent, die 15 Jahre später auf 74 Prozent ansteigt. 

Das sind etwa 4 Prozentpunkte weniger als im deutschen Bevölkerungsdurchschnitt. Dabei er­

geben sich bedeutende Unterschiede je nach Qualifikation der Schutzsuchenden. So ist für die 

Gruppe der Zugewanderten ohne abgeschlossene Berufsausbildung die Beschäftigungsquote 

im Zuzugsjahr mit 16 Prozent zwar höher als bei den Personen mit mittleren beruflichen Ab­

schlüssen (10 Prozent) und Hochschulabschlüssen (11 Prozent). Sie sind aber 15 Jahre nach 

dem Zuzug mit 65 Prozent deutlich geringer als die Beschäftigungsquoten von Personen mit 

mittleren beruflichen Abschlüssen (72 Prozent) und Hochschulabschlüssen (78 Prozent).295 

Aus der IAB-SOEP-Migrationsstichprobe lassen sich außerdem Erkenntnisse zu dem jeweiligen 

Anteil von geringfügig Beschäftigten bzw. Selbständigen an allen erwerbstätigen Schutzsuchen­

den entnehmen. Der Anteil geringfügig Beschäftigter an den abhängig beschäftigten Geflüchte­

293 Vgl. Brücker et al. (2016b): S.48ff.
 
294 Bach et al. (2017).
 
295 Bach et al. (2017).
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ten liegt insgesamt bei 16 Prozent. Bei Geflüchteten ohne berufliche Abschlüsse fällt er beson­

ders hoch (23 Prozent) aus, bei den Geflüchteten mit mittleren beruflichen Abschlüssen (9 Pro­

zent) und Hochschulabschlüssen (10 Prozent) dagegen deutlich niedriger. Im Zeitverlauf lässt 

sich kein Trend bei der Entwicklung des Anteils der Minijobber erkennen. Der Anteil der Selb­

ständigen liegt mittel- und langfristig bei knapp 5 Prozent und damit deutlich unter dem Anteil 

Selbständiger an den einheimischen Erwerbstätigen (gut 10 Prozent). Überdurchschnittlich 

hoch ist der Anteil Selbständiger bei den Geflüchteten mit Hochschulabschluss (9 Prozent) und 

mittleren beruflichen Abschlüssen (7 Prozent), gering jedoch in der Gruppe ohne abgeschlos­

sene Berufsausbildung (2 Prozent). 

Die gelungene Integration in den Arbeitsmarkt stellt eine eigenständige Teilhabedimension im 

Rahmen der gesellschaftlichen Integration von Flüchtlingen dar. Sie ist darüber hinaus auch der 

wesentliche Baustein zur Vermeidung von Armutsrisiken. Um sich dieser Frage anzunähern, 

werten die Autorinnen und Autoren der Studie auf Basis der in den Daten der IEB enthaltenen 

präzisen Informationen zu Tagesverdiensten der abhängig beschäftigten Flüchtlinge aus und 

simulieren auf dieser Basis die Lohnentwicklung der aktuellen Flüchtlingskohorte bis zum Jahr 

2030.296 Auf dieser Basis schätzen sie, dass die am deutschen Arbeitsmarkt beschäftigten 

Flüchtlinge im Zuzugsjahr einen Tagesverdienst von 54 Prozent des Medianverdiensts der ab­

hängig Beschäftigten in Deutschland erzielen. 16 Jahre nach dem Zuzug steigt dieser Anteil 

nach dem Simulationsmodell voraussichtlich auf 72 Prozent. Wiederum ist mit Unterschieden 

nach Qualifikationsniveau zu rechnen: Während bei den Personen mit geringen Qualifikationen 

die Tagesverdienste 15 Jahre nach dem Zuzug 66 Prozent der mittleren Verdienste in Deutsch­

land erreichen, steigt dieser Wert bei den Personen mit mittleren Qualifikationen und bei Perso­

nen mit Hochschulabschlüssen auf 77 Prozent der mittleren Verdienste in Deutschland. Auffällig 

ist, dass sich in den Ergebnissen der Simulationsrechnung hinsichtlich der Lohnspreizung keine 

signifikanten Hinweise auf Unterschiede zwischen Hochqualifizierten und den Personen mit 

mittleren Qualifikationen finden. 

Dies kann wahrscheinlich darauf zurückgeführt werden, dass viele hochqualifizierte Arbeitneh­

merinnen und Arbeitnehmer nur Beschäftigung unterhalb ihres formalen Ausbildungsniveaus 

finden, dass Geflüchtete nicht häufig genug einen Abschluss in Deutschland erwerben, oder 

auch dass im Ausland erworbene Abschlüsse häufig nur zu geringen Renditen auf dem deut­

schen Arbeitsmarkt führen.297 

296 Zur Berechnung der Entwicklung der Verdienste im Zeitverlauf wurde zunächst für jede Person in der Stich­
probe mit einer Verdienstinformation das Verhältnis der Verdienste zum Median der Verdienste der abhängig 
Beschäftigten in Deutschland im jeweiligen Jahr berechnet. Durch dieses Vorgehen können u. a. Verzerrungen 
vermieden werden, die sich ergeben können wenn Personen zu unterschiedlichen Zeitpunkten zugewandert 
sind, weil das Lohnniveau z. B. im Zuzugsjahr 1995 geringer als das Lohnniveau im Zuzugsjahr 2010 war. 
Siehe Bach et al. (2017). 

297 Siehe Worbs et al. (2016): S. 168 sowie Bach et al. (2017). 
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Umgerechnet auf den Stundenlohn ist laut Studie von DIW und IAB im Übrigen damit zu rech­

nen, dass bereits im Zuzugsjahr die Medianverdienste auch der geringqualifizierten Flüchtlinge 

oberhalb des Mindestlohns liegen werden (bei rund elf Euro, umgerechnet auf das Jahr 

2013).298 Somit erzielt ein vollzeitbeschäftigter Arbeitnehmer, der das ganze Jahr ohne Unter­

brechung beschäftigt ist, nach diesen Berechnungen ein durchschnittliches Jahresbruttoein­

kommen von 21.164 Euro im Zuzugsjahr und 15 Jahre nach dem Zuzug von 27.063 Euro (Be­

rechnung auf Basis der Preise und Arbeitsproduktivität des Jahres 2013). 

Schließlich schätzt die Studie die Armutsgefährdung der Flüchtlinge in Deutschland sowie die 

Auswirkung der Flüchtlingsmigration auf die gesamtgesellschaftliche Armutsrisikoquote anhand 

einer Referenzgruppe, die den Einwanderern in sozioökonomischer Hinsicht stark ähnelt.299 Auf 

Basis dieses Vorgehens ergibt sich ein Medianeinkommen (verfügbares Haushaltseinkommen) 

der Referenzgruppe in Höhe von 14.880 Euro pro Jahr. Im Vergleich hierzu liegt das Median­

einkommen für die gesamte Bevölkerung bei 20.342 Euro. Entsprechend hoch ist das Armutsri­

siko der Referenzgruppe: Es beträgt 33 Prozent, gegenüber 15,6 Prozent für die gesamte Be­

völkerung. 

Diese Vorgehensweise gibt – auch ohne Vorliegen von empirischen Daten zu den tatsächlich 

ab 2015 eingewanderten Schutzsuchenden – plausible und empirische gestützte Anhaltspunkte 

hinsichtlich der Armutsgefährdung von Flüchtlingen. Allerdings können auf dieser Basis keine 

belastbaren quantifizierbaren Aussagen über die Verteilung innerhalb der Einwanderergruppe 

oder über die voraussichtliche Entwicklung im Zeitverlauf gemacht werden. Die hier ausgewer­

tete Studie von DIW und IAB kommt zu dem Schluss, dass die große Mehrheit der Schutzsu­

chenden zunächst auf Grundsicherung angewiesen sein und damit zu einem Großteil unter die 

Armutsrisikoschwelle fallen wird. Allerdings werden durch die sukzessive Arbeitsmarktintegra­

tion immer weiter steigende Anteile der Einwanderer von eigenen Erwerbseinkommen leben 

können. Wie oben gezeigt wurde, ergeben die Schätzungen zur Lohnentwicklung aber bis 2030 

ein eher niedriges Einkommensniveau auch für mittel und hochqualifizierte Einwanderer. Ferner 

dürfte es bei den Einwanderern häufiger relativ große Bedarfsgemeinschaften geben. Somit 

lautet die Schlussfolgerung der Studie von DIW und IAB, dass sich wohl auch „längerfristig viele 

Einwanderer unter oder nahe an der Armutsrisikoschwelle bewegen (werden).“300 

298 Bei der Umrechnung auf das Jahr 2013 wurde nicht nur für die Geldentwertung bereinigt, sondern auch die Pro­
duktivitätsentwicklung berücksichtigt. Siehe Bach et al. (2017). 

299 Die Referenzgruppe wurde auf Basis des SOEP (Welle 2014, dies schließt die IAB-SOEP-Migrationsstichprobe 
ein) erstellt,, die aus Personen mit direktem Migrationshintergrund besteht, wobei Einwanderer aus hochentwi­
ckelten Industrieländern sowie grundsätzlich die Beschäftigten mit den höchsten Einkommen ausgeschlossen 
werden Die Autor/innen schließen bei den Selbständigen die 5 Prozent mit den höchsten Einkommen aus, bei 
den niedrigqualifizierten / mittelqualifizierten / hochqualifizierten Arbeitnehmern jeweils die die 10 Prozent / 5 
Prozent / 10 Prozent mit den höchsten Einkommen. Sachleistungen und Kosten der Unterkunft werden im 
Durchschnitt 390 Euro je Monat und Person angesetzt, die Kosten der Gesundheitsversorgung mit 150 Euro je 
Monat und Person. 

300 Bach et al. (2017). 
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V.2.2 Auswirkungen auf die gesamtgesellschaftliche Armutsrisikoquote 

Aufgrund der potenziell hohen Armutsbetroffenheit von Flüchtlingen liegt weiterhin die Vermu­

tung nahe, dass die hohe Anzahl von zugewanderten Flüchtlingen Auswirkungen auf die ge­

samtgesellschaftliche Armutsrisikoquote hat. Auch diese Frage kann jedoch aufgrund der aktu­

ell bestehenden Datenengpässe noch nicht empirisch für die ab dem Jahr 2015 zugewanderten 

Flüchtlinge beantwortet werden. 

Verschiedene Studien haben auf Basis von Simulationsrechnungen die voraussichtlichen Aus­

wirkungen auf die gesamtgesellschaftliche Armutsrisikoquote abgeschätzt.301 Die Auswirkung 

auf die Armutsrisikoquote variiert dabei je nachdem, welche Annahmen getroffen werden hin­

sichtlich der Anzahl der zugewanderten Personen sowie hinsichtlich des Abstands ihrer Net­

toäquivalenzeinkommen zu Armutsrisikoschwelle und gesamtgesellschaftlichem Medianein­

kommen. Wenn etwa die Flüchtlinge rund 1 Prozent der Wohnbevölkerung ausmachen und alle 

mit ihrem Einkommen unterhalb der Armutsrisikoschwelle eingeordnet wären, so ergäbe sich 

ein Anstieg der Armutsrisikoquote um 0,7 Prozentpunkte. Unterstellt man dagegen einen Anteil 

von Flüchtlingen, die Einkommen oberhalb des Medians erzielen, wird dieser Effekt abgemil­

dert. 

Auch die bereits zitierte Studie von DIW und IAB, die ihre Annahmen zu Zahl der Einwande­

rung, Arbeitsmarktbeteiligung und Einkommen der Flüchtlinge aus empirischen Daten früherer 

Flüchtlingseinwanderung nach Deutschland gewinnt, schätzt die Auswirkungen für Armut und 

Ungleichheit in Deutschland.302 Es wird wiederum ausschließlich die Kohorte der Flüchtlinge be­

trachtet, die im Jahr 2015 nach Deutschland zugewandert ist. Danach sind die Auswirkungen 

auf das gesamtgesellschaftliche Durchschnittseinkommen sowie die verschiedenen Vertei­

lungsmaße minimal. Das liegt vor allem an der – im Vergleich zur Gesamtbevölkerung – immer 

noch kleinen Einwandererpopulation (etwa 0,5 Prozent der Gesamtbevölkerung). Hinzu kommt, 

dass sich die Einwanderer durch die Arbeitsmarktintegration dem Bevölkerungsdurchschnitt an­

nähern. 

Durch die Flüchtlingseinwanderung im Jahr 2015 sinkt das Medianeinkommen der gesamten 

Bevölkerung voraussichtlich von 20.342 Euro im Jahr 2015 auf 20.327 im Jahr 2030. Die Verän­

derung des Gini-Koeffizienten bewegt sich lediglich im Bereich der vierten Nachkommastelle. 

Die Armutsrisikoquote der gesamten Bevölkerung beträgt im Jahr 2015 15,5 Prozent und steigt 

aufgrund der Flüchtlingseinwanderung voraussichtlich um lediglich 0,08 Prozentpunkte im Jahr 

2020. Da eine sukzessiv steigende Arbeitsmarktintegration samt Lohnsteigerungen der Flücht­

linge angenommen werden kann, geht diese Erhöhung danach aber wieder leicht zurück. So 

301 Vgl. Institut der Deutschen Wirtschaft Köln (2015): S. 3f.
 
302 Bach et al. (2017). In der Projektion werden die gesamtwirtschaftlichen und fiskalischen Effekte zu Preisen und
 

Einkommen des Jahres 2015 simuliert. 
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liegt die Armutsrisikoquote im Jahr 2030 voraussichtlich nur noch um 0,04 Prozentpunkte über 

der des Jahres 2015. 

V.2.3 Exkurs: Große Effekte von Sozialinvestitionen in Flüchtlinge 

Ob die Geschwindigkeit und das Ausmaß der Arbeitsmarktintegration (und damit auch der Ver­

dienstentwicklung) der Flüchtlinge sich tatsächlich in dem prognostizierten Rahmen bewegen, 

hängt nicht zuletzt insbesondere von den Investitionen in Spracherwerb und Bildung der Flücht­

linge ab. So lässt sich die Hypothese aufstellen, dass politische Entscheidungen zugunsten zu­

sätzlicher Sozialinvestitionen dazu führen, dass Geschwindigkeit und Ausmaß der Arbeits­

marktintegration weitaus schneller vonstattengehen werden als noch etwa in den 1990er Jah­

ren, dem Zeitraum, welcher der IAB-SOEP-Migrationsstichprobe schwerpunktmäßig zugrunde 

liegt. Auch diese Frage wurde daher in der Studie von DIW und IAB thematisiert:303 Welche 

Auswirkungen auf Arbeitsmarktintegration und Verdienste (und welche fiskalischen Effekte) ha­

ben zusätzliche Investitionen in Spracherwerb einerseits und in den Erwerb von Bildungsab­

schlüssen andererseits? 304 

Die Ergebnisse der Abschätzung weisen darauf hin, dass Investitionen, die den Erwerb von Bil­

dungsabschlüssen und den Spracherwerb von Flüchtlingen unterstützen, erhebliche positive 

Auswirkungen auf Beschäftigungswahrscheinlichkeit und Lohnhöhe haben. Kann der Anteil der 

Personen, die bis zum Jahr 2030 in Deutschland einen beruflichen Bildungsabschluss oder 

Hochschulabschluss erwerben, um 10 Prozentpunkte gesteigert werden, so können Anstiege 

der Beschäftigungsquoten um rund 2 Prozentpunkte und der Verdienste der Beschäftigten um 

2,3 Prozent erwartet werden (bezogen auf alle Flüchtlinge). Weiterhin würden bei einem An­

stieg des Anteils der Personen mit guten oder sehr guten Sprachkenntnissen um 10 Prozent­

punkte die Beschäftigungsquoten um 1,9 Prozentpunkte und die Löhne um 1,8 Prozent steigen. 

Unter der Annahme, durch verstärkte Bildungsinvestitionen den Anteil der Personen mit berufli­

chen Bildungsabschlüssen um 20 Prozentpunkte erhöhen zu können, wäre eine Steigerung der 

303	 Dabei wurden wieder empirische Zusammenhänge zwischen Sprachkompetenz bzw. Höhe des Bildungsab­
schlusses einerseits sowie Arbeitsmarktintegration bzw. Verdiensten andererseits betrachtet, wie sie für 18- bis 
64-Jährige Geflüchtete auf Basis der IAB-SOEP Migrationsstichprobe geschätzt werden können. 

304	 Die Frage der fiskalischen Effekte steht nicht im Vordergrund dieses Kapitels. Allerdings gilt es auch bei dieser 
Debatte, die Effekte von Bildungsinvestitionen für Flüchtlinge in Deutschland zu berücksichtigen. Hier krankt ein 
Großteil der ökonomischen Debatte daran, lediglich die (mangelnden) Qualifikationen bzw. Sprachkenntnisse 
der ankommenden Flüchtlinge hervorzuheben und, ohne deren Verbesserungspotential durch Integrationsmaß­
nahmen in Betracht zu ziehen, die entsprechend negativen Auswirkungen auf die Staatsfinanzen zu beschrei­
ben. Siehe auch den Überblicksartikel von Sinn (2017) Dagegen werden Effekte von Investitionen in Flüchtlinge 
explizit berücksichtigt in den Studien von Bach et al. (2017) sowie Bonin (2016). 
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Erwerbsquote um 6,9 Prozentpunkte und der durchschnittlichen Verdienste der 2015 zugewan­

derten Flüchtlinge um 4 Prozent bis 2030 möglich.305 Die Studie weist darauf hin, dass eine der­

artige Steigerung durchaus realistisch sei. So haben in der Vergangenheit rund 30 Prozent der 

Migranten in der IAB-SOEP-Migrationsstichprobe nach der Einwanderung einen zusätzlichen 

Bildungsabschluss in Deutschland erworben, aber nur 14 Prozent der Flüchtlinge. Auch vor 

dem Hintergrund des geringen Durchschnittsalters der Flüchtlinge sollte durch verstärkte Bil­

dungsinvestitionen ein Anstieg des Anteils der Flüchtlinge mit abgeschlossener Berufsausbil­

dung um 20 Prozentpunkte auf 34 Prozent durchaus erreichbar sein. Ähnlich kann hinsichtlich 

des Erwerbs von deutschen Sprachkenntnissen argumentiert werden. Eine Steigerung des An­

teils der Flüchtlinge mit guten und sehr guten deutschen Sprachkenntnissen um 20 Prozent­

punkte (zehn Jahre nach dem Zuzug) würde zu einer Erhöhung der Erwerbstätigenquote um 

2,4 Prozentpunkte und der Verdienste um durchschnittlich 3,3 Prozent bis 2030 führen. Auch 

eine solche Steigerung erscheint realistisch, nicht zuletzt vor dem Hintergrund der Erfahrungen 

mit dem Erwerb von Sprachkompetenz durch andere Migrantengruppen. 

DIW und IAB schätzen die Kosten für die notwendigen Zusatzinvestitionen in Spracherwerb und 

Bildungsabschlüsse für die im Jahr 2015 zugewanderten Flüchtlinge auf ca. 3,3 Milliarden Euro. 

Diese Investitionen würden laut DIW und IAB nicht nur Arbeitsmarktpartizipation und Einkom­

men der Flüchtlinge in Deutschland verbessern, sondern über höhere Steuereinnahmen und 

Sozialbeiträge sowie eingesparte Sozialleistungen auch dem Staatshaushalt zugutekommen 

und die fiskalischen Kosten um schätzungsweise insgesamt 11 Milliarden Euro senken.306 

305	 Es wird angenommen, dass 13,3 Prozentpunkte auf den Erwerb von mittleren beruflichen Bildungsabschlüssen 
und 6,7 Prozentpunkte auf den Erwerb von Hochschulabschlüssen entfallen. Ferner wird unterstellt, dass dieser 
zusätzlich Erwerb von Bildungsabschlüssen nicht sofort, sondern schrittweise über einen Zeitraum von zehn 
Jahren erfolgt. Siehe Bach et al. (2017). 

306	 Siehe Bach et al. (2017). 
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Erfolgsfaktoren  und Herausforderungen  bei  der Integration  von  Flücht­

lingen in Deutschland  

Die Integration schutzsuchender Menschen aus dem Ausland in Gesellschaft, Bildungssystem 

und Arbeitsmarkt setzt bei allen Beteiligten ein hohes persönliches Engagement voraus. Das 

gilt für die Geflüchteten selbst sowie für die aufnehmende Gesellschaft gleichermaßen. Voraus­

setzung für eine gesellschaftliche Teilhabe ist auch eine erfolgreiche Integration in den Arbeits­

markt. Welche Chancen, Aufgaben und Herausforderungen bestehen, um dieses Ziel zu errei­

chen, wird im Folgenden beschrieben.307 

Flüchtlinge und andere Migrantinnen und Migranten stehen vor vielen Herausforderungen und 

Belastungen. Hierzu zählen etwa der Erwerb von deutschen Sprachkenntnissen, die Anerken­

nung mitgebrachter Qualifikationen und Berufserfahrung, aber auch das Zurücklassen sozialer 

Beziehungen im Herkunftsland oder die Begegnung mit einem anderen sozialen und kulturellen 

Kontext. Flüchtlinge unterscheiden sich in einigen entscheidenden Dimensionen von anderen 

Migrantinnen und Migranten, etwa hinsichtlich ihres Migrationsmotivs und ihrer Migrationsum­

stände, die oftmals traumatische Erfahrungen im Herkunftsland oder auf der Flucht umfassen 

und eine ausreichende Vorbereitung auf ein Leben in Deutschland nicht zulassen. Belastet sind 

sie zudem durch die vielfach schwierige Situation im Herkunftsland – wo sich Freunde und Ver­

wandte befinden – und ihren besonderen rechtlichen Status, der bis zum Abschluss des Asyl­

verfahrens eine unklare Perspektive zum dauerhaften Verbleib in Deutschland und damit ver­

bundene ausländerrechtliche Einschränkungen mit sich bringt. 

Die sich hieraus ergebenden besonderen Herausforderungen für eine gelingende gesellschaftli­

che Teilhabe werden im Folgenden mit Blick auf Ausbildung und Arbeitsmarkt, Spracherwerb 

und Bildung, Wohnen sowie Gesundheit thematisiert. 

V.3.1 Ausbildung und Arbeitsmarkt 

Der Zugang zum Arbeitsmarkt stellt einen zentralen Baustein der gelungenen gesellschaftlichen 

Teilhabe dar. Dabei ist es geboten, die Teilhabe am Arbeitsmarkt möglichst frühzeitig zu ermög­

lichen. Aus den allgemeineren Erkenntnissen der Lebenslaufforschung und der Forschung zu 

Erwerbsverläufen kann gefolgert werden, dass eine längere Zeit früher Erwerbslosigkeit lang­

fristige negative Auswirkungen auf Beschäftigungschancen und Einkommen haben kann.308 Be­

zogen auf die konkrete Situation von Flüchtlingen wurde ebenfalls festgestellt, dass längere 

Wartezeiten und Arbeitslosigkeit dazu führen können, dass Kompetenzen verloren gehen und 

307 Der folgende Abschnitt stützt sich dabei insbesondere auf den Literaturüberblick in Söhn (2016): Erfolgsfaktoren 
bei der Integration von Flüchtlingen. 

308 Vgl. Dieckhoff (2011): S. 233-249. 
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Qualifikationen entwertet werden.309 Somit wird in der Literatur die Wichtigkeit eines raschen Zu­

gangs von Asylsuchenden mit hoher Bleibeperspektive zu Aktivierungs- und Integrationsmaß­

nahmen und eines zügigen Einstiegs in Beschäftigung hervorgehoben. 310 

Allerdings zeigen empirische Befunde für Deutschland (wie auch für Schweden), dass die In­

tegration von Flüchtlingen in den Arbeitsmarkt in der Regel mit Verzögerung eintritt. 311 

Zudem zeigen Studien, dass selbst höher qualifizierte Flüchtlinge ihren Eintritt in den Arbeits­

markt zunächst im Niedriglohnsektor und oftmals unterhalb Ihres Qualifikationsniveaus begin­

nen müssen.312 Es bleibt vorerst eine offene empirische Frage, inwieweit sich diese Beschäfti­

gung im Niedriglohnsektor verfestigt oder in welchem Umfang langfristig Aufstiege stattfinden. 

Allerdings zeigen bisherige Befunde, dass Flüchtlinge in Deutschland in der Vergangenheit 

auch nach 15 Jahren noch nicht das Lohnniveau anderer Migrantinnen und Migranten erreicht 

haben, und dass Flüchtlinge zu den am schlechtesten verdienenden Gruppen am deutschen 

Arbeitsmarkt gehören. 

Die Literatur nennt verschiedene Faktoren zur Unterstützung der Arbeitsmarktintegration: Be­

schleunigung der Asylverfahren, Förderung des Spracherwerbs, Investitionen in Bildung und 

Ausbildung der Flüchtlinge, Arbeitsvermittlung sowie die Aufnahmefähigkeit und -bereitschaft 

der Wirtschaft. 

Fehlende Sprachkenntnisse werden dabei als zentrales Hindernis für eine zügige Integration in 

Beschäftigung angeführt. Insbesondere der Zugang zu qualifizierten Tätigkeiten hängt wesent­

lich von einem schnellen Spracherwerb ab.313 Die zentrale Rolle des Spracherwerbs wurde 

auch in einer vom ifo-Institut durchgeführten Manager-Befragung herausgestellt. Danach sehen 

76 Prozent der befragten Manager mangelnde Sprachkenntnisse als Hemmnis für die Integra­

tion in den Arbeitsmarkt – weit vor anderen Hemmnissen wie mangelnder Qualifikation (49 Pro­

zent) oder mangelnden Stellen (41 Prozent).314 Auf Basis der IAB-SOEP-Migrationsstichprobe 

zeigt sich, dass gute oder sehr gute deutsche Sprachkenntnisse die Beschäftigungswahrschein­

lichkeit um 18,8 Prozentpunkte und die Löhne um 18,1 Prozent erhöhen – im Vergleich zur Re­

ferenzgruppe, die nicht über gute oder sehr gute Sprachkenntnisse verfügt.315 

309 Vgl. Robert Bosch Stiftung (2016).
 
310 Vgl. OECD (2016a): S. 15ff und Brenke (2015): S. 879.
 
311 Vgl. Brücker / Hauptmann / Vallizadeh (2015): S. 9f.
 
312 Söhn (2016): S. 8.
 
313 Vgl. Brenke (2015) und Esser (2006): S. 10.
 
314 Garnitz, / Wohlrabe, (2016): S. 61-64.
 
315 Damit können für die Gruppe von Flüchtlingen ähnliche Zusammenhänge nachgewiesen werden wie für die
 

Gruppe aller Erwerbspersonen in Deutschland, vgl. etwa Hausner et al. (2015), Schmillen / Stüber (2014). 
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Auch die IAB-BAMF-SOEP-Befragung von Geflüchteten untersucht den Zusammenhang zwi­

schen Spracherwerb und Erwerbsbeteiligung und kommt zu dem Ergebnis, dass die Erwerbs­

beteiligung von Personen, die einen Sprachkurs abgeschlossen haben, signifikant höher ist als 

bei Personen, die noch nicht an einem Sprachkurs teilgenommen haben.316 

Sprachkompetenz und Zugang zu offiziellen Wegen der Arbeitssuche und -vermittlung sind so­

mit zwei Faktoren, die notwendig sind für gelingende Integration in den Arbeitsmarkt. Liegen 

diese nicht vor, können alternative Faktoren wie etwa die Einbindung in soziale Netzwerke dies 

nicht oder nur schlecht abfedern. So fand eine Studie aus Großbritannien heraus, dass zwar ein 

Mangel an sozialen Netzwerken einen nachteiligen Effekt auf den Zugang zu Beschäftigung 

hat, umgekehrt das Vorhandensein sozialer Beziehungen aber nicht die Qualität der Beschäfti­

gung von Flüchtlingen erhöht.317 Eine Studie aus den Niederlanden weist sogar nach, dass 

Flüchtlinge, die über persönliche Netzwerke eine Stelle gefunden haben, geringere Einkommen 

erzielen als diejenigen, die ihre Stelle über eine Anzeige, die Arbeitsagentur oder eine direkte 

Bewerbung gefunden haben.318 Hieraus kann gefolgert werden, dass die sozialen Kontakte von 

Flüchtlingen selbst nicht unbedingt ein unmittelbar für die Arbeitsmarktintegration hilfreiches So­

zialkapital darstellen: „Dass die Nutzung offizieller Wege von sehr guten Sprachkenntnissen ab­

hängen, zeigt, dass soziale Kontakte eher eine Notlösung sind, und unterstreicht den multiplen 

Nutzen, den Spracherwerb zu fördern.“319 

Diese Erkenntnisse werden durch eine aktuelle Studie unterstützt, die auf Basis von Survey-Da­

ten aus mehreren europäischen Ländern darstellt, wie verschiedene Faktoren – Sprachkennt­

nisse, Kontakte zu Einheimischen, und (für die Arbeitsmarktintegration von Frauen) auch Ge­

schlechtervorstellungen – einen Großteil der Nachteile von Migranten am Arbeitsmarkt erklären 

können.320 Diese Ergebnisse unterstreichen die zentrale Bedeutung von angemessenen Investi­

tionen nicht nur in Bildung und Spracherwerb, sondern auch den Wert von Kontakten mit der 

einheimischen Bevölkerung im Sinne einer Willkommenskultur. 

Darüber hinaus ist die Anerkennung von im Herkunftsland erworbenen Qualifikationen zentral 

für eine erfolgreiche Eingliederung in den Arbeitsmarkt. Hier stellt sich oftmals die Problematik, 

dass aufgrund der besonderen Fluchtumstände wichtige Dokumente wie Schul- und Ausbil­

dungszeugnisse nicht mitgenommen werden können oder dass sie auf dem Fluchtweg verloren 

gehen. Abgesehen davon ist jedoch selbst bei vorliegenden bzw. nachweisbaren Qualifikatio­

nen die Anerkennung derselben in Deutschland eine kritische Hürde. Eine Anerkennung von im 

316 Vgl. Brücker et al. (2016b): S. 48-54.
 
317 Sin Yi / Phillimore, (2014): S. 518-536.
 
318 Tubergen (2011): S. 179–195.
 
319 Söhn (2016): S. 10.
 
320 Die Studie stellt den Einfluss sozio-kultureller Faktoren für eine gelungene Arbeitsmarktintegration von Einwan­

derern (allerdings ohne spezifischen Fokus auf Flüchtlinge) herausstellt (Koopmans (2016): S. 197-216). 
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Herkunftsland erworbenen schulischen und beruflichen Qualifikationen erhöht Arbeitsmarkt­

chancen nachweislich, wie in Deutschland etwa für Spätaussiedler und jüdische Kontingent­

flüchtlinge gezeigt werden konnte.321 Dabei ist grundsätzlich festzustellen, dass in Deutschland 

durch Weiterbildung und Ausbildung neu erworbene Qualifikationen die Erwerbschancen noch 

weitaus stärker positiv beeinflussen als vorhandene Bildungsabschlüsse und Berufserfahrun­

gen.322 Dies ist auch das Ergebnis der Auswertung der IAB-SOEP-Migrationsstichprobe: So er­

höht der Erwerb eines deutschen Bildungsabschlusses die Wahrscheinlichkeit, beschäftigt zu 

sein, im Mittel um 19,8 Prozentpunkte (siehe Kapitel III.3). Außerdem steigt der durchschnittli­

che Lohn um 23,4 Prozent. 

Neben den individuellen Faktoren wie Sprach- und Qualifikationserwerb bestehen weiterhin in­

stitutionelle Hürden beim Zugang zum Arbeitsmarkt, etwa die Länge der Asylverfahren.323 So­

lange ein Asylverfahren noch nicht abgeschlossen ist, sind Arbeitgeber zurückhaltender mit Ar­

beits- und vor allem mit Weiterbildungsangeboten. Anerkannte Flüchtlinge haben uneinge­

schränkten Zugang zum Arbeitsmarkt. Asylbewerber und Geduldete sind weiterhin durch Ar­

beitsverbote in den ersten drei Monaten nach der Ankunft vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen. 

Diese Erkenntnisse spiegeln sich auch in den Resultaten einer vom BMAS in Auftrag gegebe­

nen Studie zu den Auswirkungen sozialräumlicher und ethnischer Segregation wider (siehe 

auch Kapitel IV.4).324 Danach kann eine hohe, kleinräumige ethnische Segregation (etwa bei ho­

her Konzentration von Migrantinnen und Migranten in kleinen Nachbarschaften) sich nachteilig 

auswirken auf deren gesellschaftliche Teilhabe, dort gemessen anhand der Dauer von Armut­

sepisoden.325 

V.3.2 Spracherwerb, Bildung, Qualifikation 

Über das schulische Abschneiden von Flüchtlingskindern gibt es bislang kaum empirische Da­

ten, da diese in repräsentativen Daten selten direkt als Flüchtlinge identifizierbar sind. Aller­

dings kann mit Daten der brandenburgischen Schulstatistiken direkt aufgezeigt werden, dass 

Schülerinnen und Schüler, die als „Asylbewerber“ oder „Flüchtlinge“ registriert sind, auf Gymna­

sien deutlich unterrepräsentiert sind. 326 Ebenso konnte für als Minderjährige eingereiste Zuwan­

321 Kogan (2012): S. 67-89. 
322 Studien zu diesem Zusammenhang liegen vor unter anderem für Österreich (Renner / Senft 2013: S. 268f.), für 

Australien (Parasnis et al. 2008) und für Spätaussiedler und jüdische Kontingentflüchtlinge in Deutschland (Li­
bau 2011: 141). 

323 Vgl. etwa Gottschalk (2014): 230ff; Juretzka (2014): S. 98f., sowie Bundesagentur für Arbeit (2016b): S. 6f. 
324 Göbel / Hoppe (2016). 
325 Ein weiterer Befund lautet, dass dieser Zusammenhang nicht besteht bei Vorliegen großräumiger, „extralokaler“ 

ethnischer Konzentration. Siehe Göbel / Hoppe (2016): S. 97. 
326 Vgl. Kemper (2016): S. 199. 
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derer aus dem ehemaligen Jugoslawien, bei denen es sich unter Berücksichtigung jahresbezo­

gener Asylstatistiken und Einreisejahr vermutlich um Bürgerkriegsflüchtlinge handelt, auf Basis 

des Mikrozensus ein ähnlich unterdurchschnittliches Abschneiden bei den erzielten Schulab­

schlüssen festgestellt werden.327 Vielfach belegt sind weiterhin die unterdurchschnittlichen Zu­

gangschancen von Jugendlichen mit Migrationshintergrund auf eine betriebliche Lehrstelle und 

deren Überrepräsentanz in berufsvorbereitenden Maßnahmen. Dass jugendliche Asylbewerber 

– aus typischen Herkunftsregionen der gegenwärtigen Fluchtmigration – besonders häufig nur 

im Übergangssystem verortet sind, statt eine vollqualifizierende Ausbildung zu absolvieren, ist 

ein Anzeichen dafür, dass jugendliche Flüchtlinge besondere Schwierigkeiten haben, im deut­

schen Ausbildungssystem Fuß zu fassen.328 Wie verschiedene Studien zeigen, ist allerdings 

das Bildungsniveau der Eltern für den Schulerfolg der Kinder in Deutschland wesentlich ent­

scheidender als die Frage des Migrationshintergrunds; ein schlechteres Abschneiden der Kin­

der mit Migrationshintergrund ist durch die geringeren Bildungsabschlüsse ihrer Eltern beein­

flusst. 

Beginnend mit individuellen Hemmnissen ist anzunehmen, dass traumatisierende Erfahrungen 

im Herkunftsland und auf der Flucht in psychologische Belastungen resultieren, welche die 

Lernfähigkeit einschränken und somit starke Herausforderungen an Bildungsinstitutionen stel­

len.329 Gerade für Deutschland wurde außerdem festgestellt, dass mangelnde Kenntnis der Lan­

dessprache seitens der Eltern mit schulischen Nachteilen der Kinder verbunden ist.330 Dies ist 

durch Sprachkurse für erwachsene Geflüchtete beeinflussbar und kann somit teilweise auch als 

strukturell-institutionelles Hemmnis angesehen werden. Zu den strukturellen Hemmnissen kann 

weiterhin gerechnet werden, dass während eines sich lange hinziehenden Asylerfahrens bzw. 

bei Geduldeten in Deutschland die fehlende Bleibesicherheit zu einer existenziell verunsichern­

den Lebenssituation und starken Einschränkung bei der längerfristigen Lebensplanung führt.331 

Dies wiederum kann sich negativ auf die kognitive Entwicklung und Bildungsanstrengungen von 

Kindern auswirken und vermutlich auch die subjektiven Lernmöglichkeiten Erwachsener ein­

schränken.332 

All dies weist auf die zentrale Rolle hin, die frühkindliche Betreuungseinrichtungen und schuli­

sche Institutionen für eine gelingende Integration von Kindern und Jugendlichen spielen (kön­

nen). Sie haben ein erhebliches Potenzial, gerade nach den belastenden Erfahrungen von Ge­

walt und Flucht, Kindern im Aufnahmeland Stabilität im Alltag zu bieten und Bildungschancen 

zu eröffnen. Gerade Kindern aus Migrationshaushalten bieten Kindergärten gute Möglichkeiten 

327 Vgl. Söhn (2011b): S. 221f.
 
328 Söhn (2016): S. 17.
 
329 Vgl. Shah (2015): S. 9-15; Meysen et al. (2016): S. 14; Adam (2009).
 
330 Vgl. Müller / Stanat (2006): S. 240, 244; Esser (2006): S. 312; Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2016).
 
331 Vgl. Eisenhuth (2015): S. 243 auf Basis qualitativer Interviews mit Flüchtlingskindern in Deutschland.
 
332 Vgl. Menjívar (2008): S. 180 für Flüchtlinge sowie Yoshikawa (2011): S. 120-125 für Migranten ohne legalen
 

Status in den USA. 
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der kognitiven Entwicklung und der Aneignung der deutschen Sprache.333 Dabei ist hier neben 

dem Spracherwerb auch die pädagogische Qualität zentral, um die nachteiligen Ausgangslagen 

zu kompensieren.334 Empfohlen wird der Einsatz von sprachlich und interkulturell geschulter 

Elementarpädagoginnen und –pädagogen (der Nationale Bildungsbericht spricht von einem Zu­

satzbedarf von bis zu 9.400 Fachkräften) sowie von Vertrauenspersonen, die Eltern bereits in 

Flüchtlingsunterkünften über Möglichkeiten und Rechtsansprüche informieren können.335 

Für die Integration von Flüchtlingskindern in schulische Einrichtungen ist eine ausreichende 

Aus- und Fortbildung von Lehrkräften in Deutsch als Zweit- oder Fremdsprache nötig – noch im 

Jahr 2009 besuchten nur 30 Prozent der 15-Jährigen mit Migrationshintergrund Schulen, an de­

nen es Angebote in Deutsch als Zweitsprache gab.336 Vor diesem Hintergrund ist insbesondere 

auf die Notwendigkeit von Deutschförderung auch an Gymnasien zu verweisen, wo sie aller­

dings kaum stattfindet – sie konzentriert sich stark auf niedrigere Bildungsgänge wie Haupt­

schulen, in die gerade zugewanderte jugendliche Seiteneinsteiger überwiegend zugehen wer­

den.337 

V.3.3 Gesundheit 

Eine weitere flüchtlingsspezifische Herausforderung besteht im Bereich gesundheitlicher Be­

darfe und entsprechender gesundheitlicher Betreuung. Vielfach haben Flüchtlinge traumatisie­

rende Erfahrungen machen müssen. Allerdings entwickelt nicht jeder, der einem potenziell trau­

matisierenden Erlebnis ausgesetzt war, eine posttraumatische Belastungsstörung oder eine an­

dere psychische Erkrankung. Es gibt auch keine belastbaren Daten über den Anteil von psy­

chisch Erkrankten in der Gruppe der Asylsuchenden in Deutschland. Weiterhin ist – nicht zuletzt 

aufgrund von Kriegshandlungen in den Herkunftsländern – von einer hohen Betroffenheit durch 

körperliche Behinderungen auszugehen.338 

In der BAMF-Flüchtlingsstudie 2014 wurden die Befragten unter anderem nach ihrer Zufrieden­

heit mit der gesundheitlichen Situation befragt. Dieser zufolge sind über 86 Prozent der befrag­

ten Personen mit der gesundheitlichen Situation sehr oder eher zufrieden. Auch die IAB-BAMF­

SOEP-Befragung von Geflüchteten zeigt, dass die Zufriedenheit mit dem Gesundheitszustand 

in der Gruppe der Geflüchteten höher ausfällt als in der deutschen Bevölkerung. Diese Ergeb­

nisse sind vor allem auf das geringere Durchschnittsalter zurückzuführen. Schließlich berichten 

333 Becker et al. (2013).
 
334 Schmidt / Smidt (2014).
 
335 Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2016): S. 195, 200.
 
336 Hertel et al. (2010): S. 128.
 
337 Flam (2007): S. 105-108; Gomolla / Radtke (2000): S. 330.
 
338 So hat eine Umfrage zu Behinderungen unter syrischen Flüchtlingen in Jordanien und dem Libanon ergeben, 


dass 22 Prozent eine Beeinträchtigung aufweisen, darunter 41 Prozent eine körperliche Behinderung; vgl. Hel­
pAge International / Handicap International (2014): S. 18. 
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Geflüchtete häufiger als die deutsche Bevölkerung über Einsamkeit und Depressionen, was so­

wohl in Zusammenhang mit den Kriegs- und Fluchterfahrungen, als auch der Lebenssituation in 

Deutschland stehen kann.339 

Eine besondere Lage kann grundsätzlich für Kinder von Asylsuchenden in Deutschland ange­

nommen werden. So konnte auf Basis empirischer Daten gezeigt werden, dass diese ein erhöh­

tes Risiko für „eine schlechtere allgemeine Gesundheit, eine schlechtere psychische Gesund­

heit, einen unvollständigen Impfstatus und die erhöhte Inanspruchnahme von medizinischer 

Notfallversorgung“ aufweisen.340 

Angesichts dieser Voraussetzungen stellen sich neue Herausforderungen für eine angemes­

sene Gesundheitsversorgung. Die vielfach notwendige professionelle und qualifizierte Sprach­

mittlung stellt eine besondere Herausforderung dar (ggf. per Telefon oder webbasierter Video­

konferenzen). Weiterhin wird niederschwelligen Angeboten, wie lokalen Anlaufstellen zu Ge­

sundheitsfragen und diesbezüglichen Informationsmaterialen in vielen Sprachen, eine hohe Be­

deutung zugemessen.341 Eine besondere Herausforderung stellt – angesichts der hohen Rele­

vanz von körperlichen Beeinträchtigungen und Behinderungen – die möglichst barrierefreie Ge­

staltung etwa der Erstaufnahmeeinrichtungen dar. 

V.3.4 Wohnen 

Die angemessene Wohnraumversorgung ist ein wichtiger Faktor für die Integration der Flücht­

linge. In den Wohnorten und Nachbarschaften entscheidet sich, ob Integration gelingt. Die Ver­

fügbarkeit von bezahlbarem Wohnraum und einer guten sozialen Infrastruktur vor Ort sind we­

sentliche Grundlage für das gesellschaftliche Miteinander – sowohl für hier bereits lebende Bür­

gerinnen und Bürger als auch für mittel- oder langfristig in Deutschland bleibende geflüchtete 

Menschen. 

Doch angesichts der besonderen Problemlagen von Flüchtlingen stellt bereits die übergangs­

weise Unterbringung von Flüchtlingen eine unter den Gesichtspunkten der sozialen Teilhabe 

und grundlegender sozialer Rechte hochrelevante Herausforderung dar. Hier geht es etwa um 

den Schutz vor Re-Traumatisierung, vor rassistisch und fremdenfeindlich motivierten Übergrif­

fen sowie um die besonderen Bedürfnisse von Frauen Kindern bzw. Minderjährigen. Es geht 

aber auch darum, wie etwa durch möglichst weitgehende Freizügigkeit und freie Wahl des Ar­

beitsplatzes eine effektive Integration in den Arbeitsmarkt ermöglicht werden kann. Insofern ist 

Wohnen – auch in Übergangsunterkünften – stets mehr als nur „ein Dach über dem Kopf“. Die 

Frage des Wohnens und der Unterbringung von Flüchtlingen stellt „einen Kreuzungspunkt von 

339 Vgl. Brücker et al. (2016b): S. 59 f. sowie Worbs et al. (2016). 
340 Wenner et al. (2016): S. 631, zitiert nach Söhn (2016). 
341 Bozorgmehr et al. (2016): S. 549f. 



   

        

      

          

         

    

          

       

         

            

        

          

        

       

           

        

          

         

         

          

            

          

           

         

    

             

      

         

        

         

      

       

      

      

       

      

- 194 ­

Teilhabeansprüchen dar, die in physisch-materieller Hinsicht nicht alleine den Wohnort betref­

fen, sondern beispielsweise auch die Verkehrsinfrastruktur als Grundlage des Arbeitsmarktzu­

gangs.“342 

Eine grundsätzliche Frage ist dabei, ob Flüchtlinge prinzipiell besser in Gemeinschaftsunter­

künften oder in „verstreuten“ Privatwohnungen unterzubringen sind. In der Forschungsliteratur 

wird überwiegend eine Ablösung von Massenunterkünften durch unterschiedliche dezentrale 

Unterbringungsformen empfohlen.343 Dies könne nicht zuletzt die Akzeptanz bei der lokalen Be­

völkerung erhöhen. Schließlich reduziert eine Unterbringung in regulären Wohnungen die mas­

sive Sichtbarkeit und potenzielle Segregation der neuen Migration und damit auch die Wahr­

scheinlichkeit rassistischer Übergriffe.344 An dieser Stelle ist zudem auf Studien zu verweisen, 

die in einer zu hohen ethnischen Konzentration bzw. Segregation Nachteile hinsichtlich Arbeits­

marktintegration und Armutsrisiko feststellen. Letzteres ist etwa das Ergebnis der vom BMAS in 

Auftrag gegebenen Studie des DIW, die Entwicklung und Ausmaß der sozialräumlichen Segre­

gation in Deutschland untersuchte (siehe auch Kapitel IV.4).345 Weiterhin müsse konstatiert wer­

den, dass es in Gemeinschaftsunterkünften auch immer wieder zu heftigen Alltagskonflikten 

komme.346 

Als Gegenargument ist jedoch darauf hinzuweisen, dass wichtige Versorgungsleistungen – 

etwa die psychosoziale Betreuung von Geflüchteten – bei individuellem Wohnen unter Umstän­

den von den Kommunen schlechter zu gewährleisten sind als bei Gemeinschaftsunterkünften. 

Auch zeigen internationale Forschungen der Stadtsoziologie und der urbanen Geografie in Be­

zug auf „wachsende Städte“, dass Migration und Integration nicht gedacht werden können, 

ohne die verschiedenen Formen der Gentrifizierung von Quartieren zu berücksichtigen. „Es wird 

nicht einfach eine ‚alte‘ durch eine ‚neue‘ Bevölkerung ausgetauscht, sondern es kommt zu ei­

ner Sukzession, bei der für die neu ankommenden Zugewanderten auch aufgrund rassistischer 

Diskriminierung (…) nicht selten die strukturell ärmsten und hinsichtlich vieler Indikatoren Be­

nachteiligung fördernden Wohngegenden übrig bleiben.“347 

Eine weitere in der Literatur diskutierte Frage bezieht sich im Kontext der Integrationsförderung 

auch auf die Steuerung des Wohnungsmarkts durch Wohnsitzregelungen für Geflüchtete. Dies 

könnte etwa dazu dienen, sozialräumlicher Segregation vorzubeugen. So wurde in der Debatte 

nicht zuletzt aus ökonomischer Perspektive begründet, dass „eine Wohnsitzauflage gerechtfer­

tigt [sei], wenn sich eine sprunghafte segregative Wanderung der Flüchtlinge abzeichnet, die 

342 Söhn (2016): S. 27.
 
343 Vgl. Söhn (2016): S. 28.
 
344 Vgl. Wendel (2014) und Aumüller et al. (2015).
 
345 Göbel und Hoppe (2016).
 
346 Vgl. etwa bereits Pieper 2008.
 
347 Söhn (2016): S. 30.
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einen nachhaltigen Integrationserfolg erschwert“.348 Jedoch wird in der Forschung auch darauf 

hingewiesen, dass „die Zuweisung in strukturell benachteiligte Orte (…) Teilhabechancen nega­

tiv beeinflussen [kann].“349 Bislang werden Vorqualifikationen bei der Zuweisung nicht berück­

sichtigt, sodass beispielsweise ein Ingenieur in eine Region kommen kann, in der es keine ent­

sprechenden Arbeitsplätze gibt, während in anderen Regionen ein Fachkräftemangel in dem 

Beruf herrscht. Eine andere Studie konnte – ebenfalls im Zusammenhang mit Aussiedlerkindern 

– zeigen, dass ein ländlicher Wohnort den Zugang von Kindern zu weiterführenden Sekundar­

schulen negativ beeinflussen kann.350 Darauf bezieht sich die Empfehlung, im Falle gesteuerter 

geografischer Verteilung (etwa nach Kriterien wie Arbeitsmarktlage bzw. arbeitsmarktrelevante 

Merkmale der Flüchtlinge) „durch gezielte Förderung der Willkommenskultur in ländlichen Regi­

onen (…) die zu erwartenden hohen Transaktionskosten für Flüchtlinge im dünnbesiedelten 

Raum [zu] reduzieren.“351 

In der IAB-BAMF-SOEP-Befragung von Geflüchteten wurden detailliert die Einschätzung der 

Wohnsituation der Geflüchteten erhoben, um auch später die Folgen für den weiteren Integrati­

onsprozess untersuchen zu können. Die Befragten bewerteten ihre Wohnsituation allgemein 

und in Bezug auf bestimmte Aspekte wie etwa die Sicherheit und Privatsphäre in der Unterkunft 

auf einer Skala von 0 „ganz und gar nicht zufrieden“ bis 10 „ganz und gar zufrieden“. Zum Zeit­

punkt der Befragung wohnte mehr als die Hälfte der Geflüchteten in einer privaten Wohnung 

bzw. einem privaten Haus (53 Prozent). Der Rest der Geflüchteten lebte in einer Gemein­

schaftsunterkunft (47 Prozent). 30 Prozent der Geflüchteten in privaten Unterkünften beschrie­

ben die Wohnsituation im Allgemeinen als ganz und gar zufriedenstellend, weitere 45 Prozent 

werteten sie als positiv. Demgegenüber bewerteten nur etwa 14 Prozent der Geflüchteten in 

Gemeinschaftsunterkünften ihre Wohnsituation als ganz und gar zufriedenstellend, weitere 

29 Prozent als positiv.352 

In jedem Fall stellt sich der Übergang von der provisorischen Unterbringung zum dauerhaften 

Wohnen als eine zentrale organisatorische Herausforderung für Bund, Länder und Kommunen 

dar. Die planerische und organisatorische Bewältigung dieser Herausforderung wird dabei 

durch die starken Schwankungen im Bedarf an Unterkünften erschwert.353 So ist damit zu rech­

nen, dass auch aufgrund der Beschleunigung der Durchführung von Asylverfahren in kurzer 

Zeit eine Vielzahl von anerkannten Flüchtlingen und deren Familien als Nachfrager auf den re­

gulären Wohnungsmarkt kommen werden. Der sich daraus ergebende wohnungspolitische 

Handlungsdruck verstärkt vor allem in Ballungszentren und Universitätsstädten die bereits vor­

handene regionale Knappheit auf den Wohnungsmärkten. 

348 Altemeyer-Bartscher / Holtemöller /Wieschemeyer (2016): S. 48.
 
349 Söhn (2016): S. 30, sowie Haug / Sauer (2007).
 
350 Söhn (2011): S. 254f.
 
351 Altemeyer-Bartscher / Holtemöller /Wieschemeyer (2016): S. 48.
 
352 Vgl. Brücker et al. (2016b): S. 32 f.
 
353 Söhn (2016).
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Maßnahmen der Bundesregierung 

Der folgende Abschnitt stellt die verschiedenen Maßnahmen vor, welche die Bundesregierung 

in den letzten Jahren ergriffen hat, um die Teilhabechancen von Flüchtlingen in Deutschland zu 

verbessern. Zwar ist die empirische Datenlage noch nicht ausreichend entwickelt, um umfas­

sende und belastbare empirische Aussagen zur Situation der neu eingewanderten Flüchtlinge 

zu treffen. Jedoch lassen sich auf Grundlage von Daten zu in der jüngeren Vergangenheit ein­

gewanderten Asylbewerberinnen und Asylbewerber plausible Szenarien zur aktuellen Situation 

sowie zur prospektiven Integration – insbesondere zur Arbeitsmarktintegration in Deutschland – 

entwerfen. 

In den verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen geht es darum, auf die oben skizzierten Her­

ausforderungen zu reagieren und das Entstehen oder Vertiefen von Armutsrisiken zu verhin­

dern. Einen wesentlichen Stellenwert haben dabei wiederum Maßnahmen in den Bereichen 

Spracherwerb, (Aus-)Bildung und Arbeitsmarktzugang. Dies weist auf die zentrale Bedeutung 

hin, die von Seiten der Bunderegierung einer gelungenen Arbeitsmarktintegration beigemessen 

wird. Doch auch in anderen gesellschaftlichen Bereichen hat die Bundesregierung relevante 

Maßnahmen ergriffen bzw. rechtliche Grundlagen angepasst, etwa hinsichtlich der Herausfor­

derung eines angemessenen Zugangs zu Wohnraum oder zu Leistungen des Gesundheitssys­

tems. Diese werden an dieser Stelle ausführlich dargestellt. Abschließend wird kurz auf Vorha­

ben hingewiesen, die dazu beitragen sollen, die in diesem Kapitel mehrfach angesprochene 

problematische Datenlage zu verbessern, um somit auch eine bessere empirische Grundlage 

für politisches Handeln zu schaffen. 

V.4.1 Materielle Versorgung und Betreuung 

Die materielle Versorgung von Flüchtlingen in Deutschland ist abhängig von deren jeweiligem 

Rechtstatus. Asylbewerberinnen und Asylbewerber erhalten während des laufenden Asylverfah­

rens Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG). Wenn Asylsuchende in 

Deutschland Schutz erhalten, haben sie, beim Vorliegen der sonstigen Zugangsvoraussetzun­

gen, Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II bzw. SGB XII. Die Anspruchsberechtigung kann 

sowohl auf der Zusage von Asyl, von subsidiärem Schutz oder auf der Anerkennung als Flücht­

ling beruhen. Außerdem besteht ein Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II bzw. SGB XII 

bereits vom Anfang des Aufenthalts in Deutschland, wenn die Person z. B. über Kontingentauf­

nahmen des BMI (Resettlement-Programme oder sonstige humanitäre Aufnahmeprogramme) 

oder durch humanitäre Aufnahme im Einzelfall nach Deutschland gekommen ist. 

Die Leistungen nach AsylbLG wurden in den vergangenen Jahren durch eine Reihe von Geset­

zesänderungen angepasst. So hat der Gesetzgeber zunächst im März 2015 die im AsylbLG ge­
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regelten Leistungen transparent und bedarfsgerecht angepasst. Daraufhin hat die Bundesregie­

rung im Oktober 2015 mit dem Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz Änderungen im AsylbLG 

auf den Weg gebracht, welche einerseits dazu dienten, die Leistungsfähigkeit des Fürsorgeleis­

tungssystems angesichts der besonderen Herausforderungen durch die Flüchtlingssituation im 

Jahr 2015 zu erhalten, und andererseits auf die besonderen aktuellen Bedürfnisse der Flücht­

linge reagierten. Neugeregelt wurde die verstärkte Sachleistungsgewährung in Erstaufnahme­

und Gemeinschaftseinrichtungen. Ebenfalls geregelt wurden Leistungseinschränkungen nach 

negativem Abschluss des Asylverfahrens, um die Bereitschaft zu erhöhen, an aufenthaltsbeen­

denden Maßnahmen mitzuwirken. 

Weitere Neuregelungen, die auf die besondere Flüchtlingssituation reagieren, sind im Jahr 2016 

mit dem Gesetz zur Einführung beschleunigter Asylverfahren und dem Integrationsgesetz in 

Kraft getreten. Im Rahmen einer wertenden Betrachtung der besonderen Bedarfslage der Leis­

tungsberechtigten nach dem AsylbLG zu Beginn ihres Aufenthalts wurden die Geldleistungen 

für den notwendigen persönlichen Bedarf leicht abgesenkt. Die Höhe dieser Leistungen wurde 

dabei – unter Beachtung der verfassungsrechtlichen Vorgaben für die Sicherung des Existenz­

minimums – gegenüber den derzeit geltenden Leistungssätzen durch eine Nichtberücksichti­

gung von einzelnen Verbrauchsausgaben für einen alleinstehenden Leistungsberechtigten um 

10 Euro abgesenkt. 

Aus den genannten Änderungen ergibt sich für das Jahr 2016 für eine erwachsene alleinste­

hende Person nach dem AsylbLG ein maximaler Geldleistungsbetrag von 354 Euro monatlich 

zuzüglich der angemessenen Kosten für Unterkunft und Heizung.354 

Im Rahmen der gesetzlichen Änderungen durch das Integrationsgesetz wurden Leistungen auch 

an das Erfüllen bestimmter Auflagen im Asylverfahren durch die Antragstellerinnen und Antrag­

steller geknüpft. So wurde beispielsweise bei einem Verstoß gegen Mitwirkungspflichten im 

Asylverfahren (u. a. Identifizierung, Passvorlage, Wahrnehmung von Terminen beim Bundes­

amt) das Leistungsniveau abgesenkt, wenn nicht besondere Umstände vorliegen, die aus­

nahmsweise ein höheres Leistungsniveau rechtfertigen. Die Absenkung endet, sobald die Mit­

wirkung nachgeholt wird. 

Für Leistungsberechtigte nach dem AsylbLG – ausgenommen Asylbewerberinnen und Asylbe­

werber aus sicheren Herkunftsstaaten sowie vollziehbar ausreisepflichtige Personen – wurden 

354 Die darin enthaltenen Leistungen zur Deckung des persönlichen Bedarfs gelten für den Fall einer Unterbringung 
außerhalb von Aufnahmeeinrichtungen und können soweit es nach den Umständen erforderlich ist, zur De­
ckung des notwendigen Bedarfs Leistungen in Form von unbaren Abrechnungen, von Wertgutscheinen oder 
von Sachleistungen gewährt werden. Bedarfe für Bildung und Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der 
Gemeinschaft werden bei Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen werden entsprechend SGB XII ge­
sondert berücksichtigt. 
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zudem mit dem Ziel einer niedrigschwelligen Heranführung an den deutschen Arbeitsmarkt zu­

sätzliche Arbeitsgelegenheiten aus Bundesmitteln geschaffen. Zugleich wurden im AsylbLG 

sanktionsbewehrte Mitwirkungspflichten bei zugewiesenen Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen 

und bei Integrationskursen (nach § 43 des Aufenthaltsgesetzes) geschaffen.355 Danach hat die 

pflichtwidrige Ablehnung bzw. der Abbruch dieser Maßnahmen künftig eine Absenkung auf das 

Leistungsniveau nach § 1a Absatz 2 AsylbLG zur Folge. Diese Regelungen betreffen ebenfalls 

Bezieherinnen und Bezieher von Grundleistungen. 

Eine wichtige Aufgabe stellt die Unterbringung und Betreuung unbegleiteter Minderjähriger dar, 

da diese besonderen Schutz sowie kind- bzw. jugendgerechte Hilfe bei der Integration brauchen. 

Das bisherige System des SGB VIII, wonach die Jugendämter am Einreisort für die Inobhut­

nahme der Betroffenen zuständig waren und blieben, führte zu einer punktuellen Überlastung 

der Jugendämter entlang der Einreiserouten. Um diesen Zustand zu beenden, hat die Bundesre­

gierung das Gesetz zur Verbesserung der Unterbringung, Versorgung und Betreuung ausländi­

scher Kinder und Jugendlicher beschlossen. Dieses trat am 1. November 2015 in Kraft und leis­

tet einen wichtigen Beitrag, junge Flüchtlinge in Deutschland bundesweit bedarfsgerecht aufneh­

men und versorgen zu können. Durch die neue Möglichkeit der bundesweiten und landesinter­

nen Aufnahme können die in den bisher weniger belasteten Ländern vorhandenen Ressourcen 

genutzt werden und die Pflicht zur Schaffung neuer Betreuungsmöglichkeiten wird gerechter ver­

teilt. 

Die angemessene Unterbringung und Betreuung ausländischer Kinder und Jugendlicher, die da­

mit wieder möglich ist, ist der erste Schritt zu einer erfolgreichen Integration. Nur wer sich im jun­

gen Alter geborgen fühlt, kindgerecht und geordnet aufwachsen kann und an die neue Umge­

bung und die dort geltenden Regeln herangeführt wird, ohne auf sich allein gestellt zu sein, hat 

später die Grundlagen für ein Leben in unserer Gesellschaft. Die Kinder- und Jugendhilfe legt 

somit den Grundstein für gelingende Integration und trägt auf diese Weise auch zur Armutsver­

meidung bei. 

355	 Der Integrationskurs umfasst einen Basis- und einen Aufbausprachkurs von jeweils gleicher Dauer zur Erlan­
gung ausreichender Sprachkenntnisse sowie einen Orientierungskurs zur Vermittlung von Kenntnissen der 
Rechtsordnung, der Kultur und der Geschichte in Deutschland. 
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V.4.2	 Zugang zum Arbeitsmarkt und in Ausbildung 

V.4.2.1	 Anerkennungen von Qualifikationen, Ermittlung von Kompetenzen und 

Potenzialen 

Die Bundesregierung strebt an, die Voraussetzungen bei der Umsetzung der Anerkennung von 

beruflichen Qualifikationen zu verbessern und damit eine schnelle Integration in den Arbeits­

markt zu ermöglichen. 

Die gesetzliche Grundlage für Verfahren zur Bewertung ausländischer Berufsqualifikationen im 

Zuständigkeitsbereich ist das sogenannte Anerkennungsgesetz (kurz für „Gesetz zur Verbesse­

rung der Feststellung und Anerkennung im Ausland erworbener Berufsqualifikationen“), das am 

1. April 2012 in Kraft getreten ist. Alle wichtigen Informationen hierzu werden im Internet auf 

dem Anerkennungsportal verfügbar gemacht (www.anerkennung-in-deutschland.de). Im Rah­

men der jüngsten Flüchtlingsmigration wurde das Sprachangebot auf dem Anerkennungsportal 

auf Arabisch ausgeweitet und eine App mit den wichtigsten Informationen und einem Ortungs­

finder zur nächsten Beratungsstelle in den Haupt-Flüchtlingssprachen entwickelt. 

Das BQ-Portal, das Informationsportal für ausländische Berufsqualifikationen, unterstützt die für 

die Anerkennungsverfahren zuständigen Stellen bei der Gleichwertigkeitsprüfung von formalen 

Bildungsabschlüssen mit Länder-und Berufsprofilen aus den Herkunftsländern der Flüchtlinge. 

Eine zentrale Maßnahme zur Verbesserung der Arbeitsmarktchancen für Menschen mit Migrati­

onshintergrund ist weiterhin das Förderprogramm „Integration durch Qualifizierung“ (IQ). Es be­

steht bereits seit 2005 und wurde im Januar 2015 um den Schwerpunkt „ESF-Qualifizierungen 

im Kontext des Anerkennungsgesetzes“ erweitert. Diese Erweiterung soll dazu beitragen, dass 

im Ausland erworbene Berufsabschlüsse unabhängig vom Aufenthaltstitel in eine bildungsadä­

quate Beschäftigung münden können. Das Förderprogramm IQ wird durch 16 Landesnetzwerke 

regional in rund 380 operativen Teilprojekten umgesetzt. Die Landesnetzwerke bieten eine flä­

chendeckende Anerkennungs- und Qualifizierungsberatung an, entwickeln Anpassungsqualifi­

zierungen und setzen diese um. Darüber hinaus übernehmen sie Servicefunktionen für Arbeits­

marktakteure, indem sie diese über Informationen, Beratungen und Trainings für die spezifi­

schen Belange von Migrantinnen und Migranten sensibilisieren und fachliches Know-how ver­

mitteln. Neben den Landesnetzwerken gibt es in der aktuellen Förderphase fünf Fachstellen, die 

bundesweit migrationsspezifische Themen bearbeiten und die Landesnetzwerke fachlich beraten 

und begleiten. Das Förderprogramm IQ wird aus Mitteln der Bundesregierung und des ESF ge­

fördert; Partner in der Umsetzung sind die Bundesagentur für Arbeit und das Bundesministe­

rium für Bildung und Forschung; das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge hat die Verwal­

tung übernommen. 

http://www.anerkennung-in-deutschland.de
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Ein weiteres in Kapitel A.V.3.1 angerissenes Problemfeld besteht darin, dass Flüchtlinge oft­

mals ihre im Herkunftsland erworbenen Qualifikationen nicht dokumentieren können. Im Aner­

kennungsgesetz (insb. § 14 BQFG, § 50b HwO) besteht für Anerkennungssuchende mit unzu­

reichenden oder gar keinen Unterlagen die Möglichkeit, z. B. mittels Fachgesprächen oder Ar­

beitsproben die vorhandenen Kompetenzen festzustellen. Diese sogenannte Qualifikationsana­

lysen werden im Projekt „Prototyping Transfer“ mit den Kammern weiterentwickelt. 

V.4.2.2 Zugang zu beruflicher Bildung oder Ausbildung 

Frühe Berufsorientierung und Begleitung hin zu einem Ausbildungsplatz sind entscheidend für 

einen erfolgreichen Einstieg in Ausbildung. Deshalb wurde die Ausbildungsförderung für Asylsu­

chende weiter ausgeweitet. Gestattete mit guter Bleibeperspektive, Geduldete – sofern sie kei­

nem Beschäftigungsverbot unterliegen – und Inhaber humanitärer Aufenthaltstitel erhalten unter 

bestimmten Voraussetzungen und befristet bis Ende 2018 leichteren Zugang zu bestimmten 

Maßnahmen der Ausbildungsförderung. Zudem wurde am 1. August 2015 für junge Asylsu­

chende und Geduldete die Durchführung betrieblicher Praktika erleichtert. Um sie bei der berufli­

chen Orientierung und einer eventuellen späteren Aufnahme einer Ausbildung zu unterstützen, 

ist für bestimmte Praktika keine Zustimmung der BA mehr erforderlich. 

Weiterhin wurden im Zuge des Integrationsgesetzes (2016) gesetzliche Grundlagen geschaffen, 

die Flüchtlingen und Ausbildungsbetrieben Rechtssicherheit im Zusammenhang mit einer Be­

rufsausbildung geben. Dies betrifft etwa Asylbewerber, die nicht anerkannt werden, sondern de­

ren Antrag nach Beginn einer Ausbildung negativ beschieden wird oder bereits vorher abge­

lehnt wurde. Nach der neu eingeführten sogenannten „3+2–Regelung“ erhalten sie, wenn sie 

keinem Arbeitsverbot unterliegen, unabhängig von ihrem Alter für die gesamte Dauer der quali­

fizierten Berufsausbildung in einem staatlich anerkannten oder vergleichbar geregelten Ausbil­

dungsberuf eine Duldung.356 Nach erfolgreichem Abschluss der Berufsausbildung haben diese 

Geduldeten für eine der beruflichen Qualifikation entsprechenden Beschäftigung Anspruch auf 

Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis für die Dauer von zwei Jahren. 

Außerdem können Geduldete, die in Deutschland eine Berufsausbildung absolvieren, seit dem 

1. Januar 2016 bereits nach 15 Monaten (zuvor nach vier Jahren) durch eine Berufsausbil­

dungsbeihilfe oder im Rahmen einer Assistierten Ausbildung unterstützt werden. Zeitgleich wur­

den auch die ausbildungsbegleitenden Hilfen nach § 75 SGB III für Geduldete mit einer 

356 Dies gilt nicht, wenn konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung bevorstehen. Wird die Ausbildung abge­
brochen oder nicht mehr betrieben, erlischt die Duldung automatisch. Wird das Ausbildungsverhältnis erstmalig 
vorzeitig beendigt oder abgebrochen, wird einmalig eine weitere Duldung bis zu sechs Monaten zur Suche nach 
einer weiteren Ausbildungsstelle erteilt. Die für die Dauer der Ausbildung erteilte Duldung wird nach Abschluss 
der Berufsausbildung, soweit nicht bereits eine Weiterbeschäftigung im Ausbildungsbetrieb erfolgt, für längstens 
sechs Monate zur Suche nach einer der erworbenen Qualifikation entsprechenden Tätigkeit verlängert. Für eine 
anschließende, der erworbenen Qualifikation entsprechenden Beschäftigung besteht ein Rechtsanspruch auf 
Erteilung eines Aufenthaltstitels für die Dauer von zwei Jahren. 
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Voraufenthaltsdauer von 15 Monaten geöffnet. Dies wird dazu beitragen, Ausbildungsabbrüche 

dieser Personengruppe künftig zu verhindern. 

Weitere Erleichterungen beim Zugang zu Leistungen der Ausbildungsförderung sieht das Integ­

rationsgesetz für Gestattete mit guter Bleibeperspektive und für Geduldete ohne Beschäfti­

gungsverbot (befristet bis Ende 2018) vor. Gestattete mit guter Bleibeperspektive können da­

nach bereits nach drei Monaten mit berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen, ausbildungsbe­

gleitenden Hilfen und Assistierter Ausbildung sowie berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahmen 

und darüber hinaus nach 15 Monaten mit Berufsausbildungsbeihilfe und Ausbildungsgeld geför­

dert werden. Geduldete können nach zwölf Monaten mit ausbildungsbegleitenden Hilfen und 

der ausbildungsbegleitenden Phase der Assistierten Ausbildung unterstützt werden. 

Mit der „Initiative Bildungsketten“ werden junge Menschen auf ihrem Weg ins Berufsleben beglei­

tet. Ziel ist es, ausbildungsreife und ausbildungswillige Jugendliche dabei zu unterstützen, einen 

Ausbildungsabschluss zu erwerben. Erfolgreiche Instrumente der „Bildungsketten“ – u. a. Poten­

zialanalysen, Werkstatttage des Berufsorientierungsprogramms, Berufseinstiegsbegleitung – 

werden auch für die Integration von Flüchtlingen genutzt. Insbesondere mit der Potenzialanalyse 

wird durch Einschätzung ihrer Interessen, Möglichkeiten und Fähigkeiten der Grundstein für den 

Einstieg in den Berufsorientierungsprozess der Jugendlichen gelegt, damit die Wahl von Ausbil­

dung und Beruf gut gelingen kann. Für Flüchtlinge wird dies insbesondere hinsichtlich der Ein­

gangsdiagnostik angepasst, damit junge Geflüchtete früh in die Regelsysteme aufgenommen 

werden können. Durch die Einwanderung sind mehr Schulkinder als bislang geplant im Berufs­

orientierungsprogramm zu betreuen. 

Das „Netzwerk der KAUSA-Servicestellen“ hat zum Ziel, Selbstständige mit Migrationshinter­

grund für die Berufsausbildung zu gewinnen und gleichzeitig die Ausbildungsbeteiligung von Ju­

gendlichen mit Migrationshintergrund zu erhöhen. KAUSA-Projekte unterstützen die Verzahnung 

vorhandener Unterstützungs- und Beratungsangebote für Menschen mit Migrationshintergrund, 

stimmen mit regionalen Akteuren gemeinsame Aktivitäten ab und entwickeln Handlungspläne zur 

Vorbereitung und Vermittlung in die duale Ausbildung. KAUSA wurde im Zuge der hohen Flücht­

lingseinwanderung um die Zielgruppe junger Flüchtlinge ergänzt und das Angebot der Service-

stellen auf Metropolregionen mit hoher Flüchtlingsdichte ausgeweitet. Das bisherige Servicestel­

lenkonzept wird inhaltlich ausgeweitet, sodass neben Unternehmen und Jugendlichen mit Migra­

tionshintergrund nun auch junge Flüchtlinge gezielt angesprochen werden können. Kooperati­

onspartner sind das Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), Kammern und Bildungswerke. 

Seit dem Frühjahr 2016 unterstützen rund 150 „Willkommenslotsen“ kleine und mittlere Unter­

nehmen bei der Besetzung von offenen Ausbildungs- und Arbeitsstellen mit Flüchtlingen. Diese 

sind an rund 100 Kammern und anderen Organisationen der Wirtschaft bundesweit tätig und 
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unterstützen Unternehmen als zentrale Stelle bei allen Fragen rund um die Integration von Flücht­

lingen in Ausbildung, Praktikum oder Beschäftigung, sowie bei der Entwicklung der Willkommens­

kultur im Unternehmen. Ziel ist, bei Unternehmen die Bereitschaft zu wecken, Flüchtlinge in Prak­

tika, Ausbildungs- oder Arbeitsverhältnisse zu nehmen und damit zu integrieren. Mit Hilfe eines 

Netzwerks von relevanten Akteuren vor Ort unterstützen die Willkommenslotsen die Betriebe mit 

dem Ziel, passgenau geeignete Flüchtlinge zu finden. 

Gemeinsam mit der Bundesagentur für Arbeit (BA) und dem Zentralverband des Deutschen 

Handwerks (ZDH) hat die Bundesregierung die Initiative „Wege in Ausbildung für Flüchtlinge“ 

gestartet. Junge Flüchtlinge können im Anschluss an Maßnahmen der BA am Programm „Be­

rufsorientierung für Flüchtlinge“ teilnehmen, um sich mit einer vertieften fachlichen Berufsorien­

tierung und berufsbezogenem Sprachunterricht auf die Aufnahme einer Ausbildung in einem 

Handwerksbetrieb vorzubereiten. Ziel ist, über zwei Jahre bis zu 10.000 junge Flüchtlinge in eine 

Ausbildung im Handwerk zu bringen. Die Maßnahmen werden in überbetrieblichen Berufsbil­

dungsstätten oder Werkstätten von Kooperationspartnern sowie in Handwerksbetrieben durch­

geführt. 

Bei den Ausbildern in den Bildungsstätten und Betrieben sowie den Berufsschullehrkräften wird 

mehr interkulturelle Kompetenz erforderlich sein. Zu diesem Zweck wird erstens ein interkulturel­

les Training zur Sensibilisierung entwickelt und über die von der Bundesregierung geförderte 

Plattform „überaus“ angeboten. In dieser werden kritische Ausbildungssituationen in Filmsequen­

zen umgesetzt und flankierende Begleitmaterialien zur Verfügung gestellt. Zweitens wird eine 

Seminarreihe als einjährige Lerneinheit für das berufspädagogische Personal im Rahmen des 

Programms der Bundesregierung „Förderung der Berufsorientierung in überbetrieblichen und ver­

gleichbaren Berufsbildungsstätten" entwickelt. 

V.4.2.3 Zugang zum Arbeitsmarkt 

In Kapitel A.V.3.1 wurde bereits auf die Problematik hingewiesen, die sich aus unsicherem 

Rechtsstatus und anfänglichen Arbeitsverboten für Asylbewerber und Geduldete ergeben kön­

nen. In dieser Hinsicht haben die Reformen der vergangenen Jahre zahlreiche Änderungen be­

wirkt. Die rechtlichen Rahmenbedingungen wurden dahingehend verbessert, dass Asylbewerber 

und Geduldete früher und einfacher eine Beschäftigung aufnehmen dürfen. 

Bereits im November 2014 wurde die sogenannte Wartezeit, in der Asylbewerbern und Gedulde­

ten eine Beschäftigung nicht erlaubt ist, auf einheitlich drei Monate verkürzt. Außerdem wurde 

die Vorrangprüfung, also die Prüfung, ob bevorrechtigte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 

(Deutsche, EU-Bürgerinnen und EU-Bürger oder diesen hinsichtlich der Arbeitsaufnahme recht­

lich gleichgestellte Ausländer, z. B. anerkannte Flüchtlinge) zur Verfügung stehen, nach einer 
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Aufenthaltsdauer von 15 Monaten abgeschafft. Die Vorrangprüfung entfällt außerdem in den Fäl­

len, in denen auf diese auch bei Arbeitsmigranten verzichtet wird. 

Mit der am 28. Oktober 2015 in Kraft getretenen Verordnung zum Asylverfahrensbeschleuni­

gungsgesetz aus dem Jahr 2015 wurde ferner das Leiharbeitsverbot für Asylbewerberinnen und 

Asylbewerber sowie Geduldete, das bisher in den ersten vier Jahren des Aufenthaltes bestand, 

gelockert und mit der Vorrangprüfung verknüpft. Für Hochqualifizierte und in den Ausbildungsbe­

rufen, in denen ein Fachkräfteengpass besteht, ist Leiharbeit damit nach Ablauf der allgemeinen 

Wartefrist für den Arbeitsmarktzugang von drei Monaten, bei allen anderen Beschäftigungen 

nach einer Aufenthaltsdauer von 15 Monaten möglich. 

Noch weitreichendere Änderungen ergeben sich in Folge der am 6. August 2016 in Kraft getrete­

nen Verordnung zum Integrationsgesetz. Danach wird Ausländerinnen und Ausländern mit einer 

Duldung oder Aufenthaltsgestattung die Beschäftigungsaufnahme erleichtert, indem für einen 

Zeitraum von drei Jahren auf die Vorrangprüfung in 133 der 156 Agenturbezirke der Bunde­

sagentur für Arbeit verzichtet wird.357 Durch die Verknüpfung mit der Vorrangprüfung ist Asylbe­

werbern und Geduldeten unabhängig von einer beruflichen Qualifikation die Leiharbeit in diesen 

Agenturbezirken nach Ablauf der dreimonatigen Wartezeit möglich. 

Mit Inkrafttreten des Integrationsgesetzes am 6. August 2016 entsteht die Aufenthaltsgestattung 

künftig einheitlich für alle Schutzsuchenden mit dem Erhalt des Ankunftsnachweises. Damit 

wird sichergestellt, dass Asylsuchende rechtssicher und frühzeitig Zugang zu Arbeitsmarkt und 

Integrationsleistungen bekommen. Die zuständigen Behörden können dies anhand des An­

kunftsnachweises nachvollziehen. 

V.4.2.4 Zugang zu Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik und Vermittlung  

Der frühzeitige Zugang zu aktiven Leistungen der Arbeitsmarktpolitik ist eine wesentliche Vo­

raussetzung für eine erfolgreiche Arbeitsmarktintegration für Flüchtlinge und Asylsuchende. Für 

eine zügige und erfolgreiche Integration in den Arbeitsmarkt stehen der Arbeitsverwaltung vielfäl­

tige und ausreichende Handlungsmöglichkeiten und Instrumente zur Verfügung, die in der Regel 

die spezifischen Bedürfnisse von ausländischen Leistungsberechtigten und Flüchtlingen berück­

sichtigen. Hierzu zählen bei Vorliegen der gesetzlichen Fördervoraussetzungen auch Leistungen 

zur Förderung der beruflichen Weiteiterbildung, wenn diese für eine berufliche Eingliederung not­

wendig sind und ausreichende Deutschkenntnisse vorliegen. Die Weiterbildungsförderung kann 

Anpassungsqualifizierungen (z. B. zum Erreichen einer Anerkennung des im Ausland erworbe­

nen Berufsabschlusses) als auch die Möglichkeit einer beruflichen Nachqualifizierung umfassen. 

357 Die  Länder haben  festgelegt,  in  welchen  Arbeitsagenturbezirken  die  Vorrangprüfung  wegfallen  soll.  Soweit  ein  
Land keine Bezirke benannt hat, wurden mit dessen Einverständnis diejenigen Bezirke aufgenommen, deren 
Arbeitslosenquote im Jahr 2015 unterhalb des Landesdurchschnitts lag. 
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Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz (AsylVfBG) 

Darüber hinaus wurden mit dem AsylVfBG die rechtlichen Voraussetzungen geschaffen, um in 

einem frühen Stadium Beratungsangebote anzubieten. Die Agenturen für Arbeit haben die Mög­

lichkeit, bereits in den Erstaufnahmeeinrichtungen tätig zu werden und Asylbewerbern mit guter 

Bleibeperspektive vermittlungsunterstützende Leistungen zu erbringen, auch wenn deren Ar­

beitsmarktzugang noch nicht gegeben sein sollte. Das Konzept ist in jedem Agenturbezirk ein­

geführt worden. Ziel des am 1. Juli 2015 eingeführten Programmes „Integration von Asylbewer­

berinnen und Asylbewerbern sowie Flüchtlingen (IvAF), gefördert durch die ESF-Integrationsricht­

linie Bund, ist es, Asylbewerberinnen und Asylbewerber, Geduldete sowie Flüchtlinge (mit zumin­

dest nachrangigem Zugang zum Arbeitsmarkt) bei der Integration in Arbeit oder Ausbildung oder 

bei der Erlangung eines Schulabschlusses zu unterstützen.358 

Integrationsgesetz 

Das Integrationsgesetz enthält die rechtliche Grundlage und begleitende Regelungen für das 

Bundesprogramm „Arbeitsmarktprogramm Flüchtlingsintegrationsmaßnahmen“. Ziel der Maßnah­

men ist eine niedrigschwellige Heranführung an den deutschen Arbeitsmarkt sowie eine sinn­

volle und gemeinnützige Betätigung während des Asylverfahrens, das für alle Leistungsberech­

tigte nach dem AsylbLG gilt.359 

Auch wurden im Integrationsgesetz die rechtlichen Grundlagen zur Vermittlung in Ausbildung 

und Arbeit nach dem SGB III angepasst. Flüchtlinge mit Zugang zum Ausbildungs- und Ar­

beitsmarkt können in den Agenturen für Arbeit und den Jobcentern die jeweiligen gesetzli­

chen Leistungen der aktiven Arbeitsförderung nach dem SGB III in Anspruch nehmen, soweit 

die Leistungsvoraussetzungen im Einzelfall vorliegen. 360 Über die konkrete Förderung ent­

scheidet die Agentur für Arbeit bzw. das Jobcenter vor Ort. Bereits Gestattete (Asylbewerbe­

rinnen und Asylbewerber) und Geduldete können bei Erfüllung der sonstigen Voraussetzun­

gen Leistungen der aktiven Arbeitsförderung nach dem SGB III erhalten, sofern ihnen die 

Aufnahme einer Beschäftigung möglich ist (grundsätzlich nach einem Aufenthalt von drei 

Monaten). Asylbewerberinnen und Asylbewerber mit guter Bleibeperspektive können nach 

358	 Die Maßnahmen sind sehr vielfältig und umfassen auf Ebene der Teilnehmenden u. a. Beratung, Qualifizierung, 
Coaching, Vermittlung und Betriebsakquise. Die Angebote der Träger der Grundsicherung für Arbeitssuchende 
werden durch diese zusätzlichen Angebote ergänzt. Darüber hinaus finden Schulungen von Betrieben, Kammern, 
Kommunen, Freiwilligen, Schulen etc. statt. Die Umsetzung von IvAF erfolgt in allen Bundesländern. Insgesamt 
werden 41 Kooperationsverbünde mit ca. 300 Teilprojekten für eine Laufzeit von vier Jahren gefördert. Betriebe 
oder Einrichtungen der öffentlichen Verwaltung sowie die Jobcentern oder Agenturen für Arbeit sind daran aktiv 
beteiligt. 

359	 Ausgenommen davon sind Asylbewerberinnen und Asylbewerbern aus sicheren Herkunftsstaaten sowie voll­
ziehbar ausreisepflichtige Personen. Zusätzlich wurde die Höhe der Mehraufwandsentschädigung wird in § 5 
AsylbLG von 1,05 € auf 0,80 € abgesenkt. 

360	 Im Integrationsgesetz wird der Zugang zu Leistungen für Langzeitarbeitslos präzisiert. Es wird klargestellt, dass 
Zeiten der Teilnahme an einem Integrationskurs, einer berufsbezogenen Deutschsprachförderung oder einer 
Maßnahme für die Feststellung oder Anerkennung im Ausland erworbener Berufsqualifikationen wie Zeiten ei­
ner Maßnahme der aktiven Arbeitsförderung nach dem SGB III oder zur Eingliederung in Arbeit nach dem SGB 
II gelten. Diese Zeiten werden damit beim Zugang zu speziellen arbeitsmarktpolitischen Leistungen berücksich­
tigt, die das Vorhandensein von Langzeitarbeitslosigkeit voraussetzen. 
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den Regelungen des SGB III bereits frühzeitig ohne Einhaltung einer Wartezeit mit den ver­

mittlungsunterstützenden Leistungen der aktiven Arbeitsförderung gefördert werden, um bei­

spielsweise Kompetenzfeststellungen und Maßnahmen zur Aktivierung und beruflichen Ein­

gliederung beim Arbeitgeber durchzuführen. Werden Flüchtlinge als solche oder subsidiär 

Schutzberechtigte anerkannt und haben sie keinen Anspruch auf Leistungen nach dem 

SGB II, stehen diesen Personen auch ohne Bezug von passiven Leistungen die Instrumente 

der Arbeitsförderung nach dem SGB III offen, soweit die Leistungsvoraussetzungen im Ein­

zelfall vorliegen. Zudem können Integrationskurse oder berufsbezogene Deutschsprachför­

derung mit den arbeitsmarktpolitischen Instrumenten verzahnt werden. So besteht die Mög­

lichkeit, auch im betrieblichen Umfeld die deutsche Sprache zu erlernen und zu erproben 

und damit schneller am gesellschaftlichen Leben und am Arbeitsmarkt partizipieren zu kön­

nen. 

Personen, die in Deutschland als Flüchtlinge gemäß der Genfer Flüchtlingskonvention anerkannt 

sind bzw. die Asyl oder subsidiären Schutz erhalten, haben in der Regel Anspruch auf Leistun­

gen nach dem SGB II, soweit die sonstigen Zugangsvoraussetzungen vorliegen.361 Als Leis­

tungsberechtigte nach dem SGB II stehen diesen Personen, neben den Leistungen zur Siche­

rung des Lebensunterhaltes, auch Leistungen zur Eingliederung in Arbeit zur Verfügung. Die 

Bundesregierung stellt deshalb angemessen Mittel zur Verfügung, um die administrativen Auf­

gaben weiter effektiv umzusetzen. So wurden alleine für das Jahr 2016 250 Millionen Euro an 

zusätzlichen Mitteln für Leistungen zur Eingliederung im SGB II zur Verfügung gestellt. Für die 

gemeinsamen Einrichtungen erhielt die Bundesagentur für Arbeit 2.800 zusätzliche Beschäfti­

gungsmöglichkeiten (2.000 Stellen für Plankräfte und 800 Ermächtigungen). 

Die Jobcenter haben zudem Vorkehrungen zur Qualifizierung des Personals getroffen. Beispiels­

weise ist das Thema interkulturelle Kommunikation Teil der Beratungskonzeption SGB II. Das 

Förderprogramm IQ hat Trainingskonzepte zur „Interkulturellen Grundsensibilisierung mit 

Schwerpunkt Asyl und Flucht“ entwickelt und übernimmt die Schulung der Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter der Jobcenter und der Agenturen für Arbeit. Darüber hinaus werden im Rahmen des 

Handlungsschwerpunkts „Integration von Asylbewerberinnen, Asylbewerbern und Flüchtlingen 

(IvAF)“ auch Schulungen für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Jobcenter zum Ausländerrecht 

angeboten. In beiden Schulungsrichtungen wurden im Jahr 2015 jeweils ca. 3.000 Mitarbeiterin­

nen und Mitarbeiter der Agenturen für Arbeit und der Jobcenter in 2015 geschult, im Jahr 2016 

jeweils ca. 5.000 Beschäftigte. Auch in den Folgejahren sollen je Jahr jeweils ca. 5.000 Mitarbei­

terinnen und Mitarbeiter der Arbeitsverwaltung erreicht werden. 

361 Sofern die die Voraussetzungen der Leistungsberechtigung nach § 7 Absatz 1 Satz 1 des Zweiten Buches Sozi­
algesetzbuch (SGB II) vorliegen. 
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Zur Bewältigung der Sprachbarrieren stehen grundsätzlich Dolmetscher zur Verfügung und es 

wurde mittlerweile eine zentrale Dolmetscher-Telefon-Hotline eingerichtet, um kurzfristig Dolmet­

scherleistungen in Anspruch nehmen zu können. 

Besonderes Augenmerk ist auf die Integration geflüchteter Frauen zu legen, denn diese kann 

beispielsweise durch spezifische Gewalterfahrungen, aber auch durch die Notwendigkeit, die Be­

treuung ihrer Kinder sicherzustellen, erschwert sein. Gleichzeitig nehmen sie innerhalb der Fami­

lie oftmals eine besondere Vorreiterrolle ein und können insoweit Vorbild sein. Asylberechtigte 

sowie asylsuchende Mütter mit guter Bleibeperspektive werden durch das ESF-Bundesprogramm 

„Stark im Beruf“ bei der Erwerbsintegration unterstützt. 

V.4.3 Spracherwerb und Bildung 

Sprache und Bildung sind der Schlüssel für eine gelungene Integration. Dies gilt unabhängig 

davon, ob jemand als Flüchtling oder als Familiennachzugsberechtigter nach Deutschland 

kommt. Deshalb hat die Bundesregierung eine Reihe von Fördermaßnahmen umgesetzt. Mit 

dem Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz wurden der Zugang von bestimmten Gruppen Asyl­

suchender und Geduldeter zu Integrationskursen im Rahmen verfügbarer Kursplätze ermöglicht 

sowie mit dem Integrationsgesetz Verpflichtungs- und Sanktionierungsmöglichkeiten für diese 

Personengruppe geschaffen. Um den frühzeitigen Spracherwerb zu fördern, erlischt der An­

spruch auf Teilnahme am Integrationskurs künftig nach einem und nicht wie bisher nach zwei 

Jahren. Es wurde zudem die Möglichkeit geschaffen, weitere Personengruppen, die zwar be­

reits über einfache deutsche Sprachkenntnisse verfügen, deren Sprachniveau aber für eine In­

tegration insbesondere in den Arbeitsmarkt nicht ausreicht, zu Integrationskursen zu verpflich­

ten. Für eine weitere Gruppe von Flüchtlingen, für die bislang die Teilnahme an Integrationskur­

sen möglich, aber nicht verpflichtend ist, wird nunmehr eine Verpflichtungsmöglichkeit geschaf­

fen, wenn sie Leistungen nach dem AsylbLG beziehen und die zuständige Leistungsbehörde 

sie zur Teilnahme auffordert. Durch weitere Veränderungen (z. B. Verkürzung von Wartezeiten; 

Erhöhung der Gruppengröße) soll ein schnellerer Kursbeginn ermöglicht werden. Informationen 

über freie Kursplätze müssen veröffentlicht werden. 

Darüber hinaus wird der Deutsch-Spracherwerb – und besonders der frühkindliche Spracher­

werb – mit folgenden Maßnahmenintensiv gefördert: 

•	 Das Programm „Lesestart – Drei Meilensteine für das Lesen“ gewinnt Eltern fürs Vorlesen, 

Erzählen und den selbstverständlichen Umgang mit Büchern. Im Rahmen des Programms 

„Lesestart für Flüchtlingskinder“ erhalten alle Flüchtlingskinder in Erstaufnahmeeinrichtun­

gen ein speziell konzipiertes Lesestart-Set. Das bundesweit angelegte Programm „Einstieg 

Deutsch“ zur Förderung erster Deutschkenntnisse von Flüchtlingen und Asylbewerbern 

schult rund 3.200 Freiwillige, die das Lernangebot „Einstieg Deutsch“ für bis zu ca. 35.000 
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Flüchtlinge pro Jahr anbieten können. In Kooperation mit Lernbegleitern und ehrenamtlichen 

Helfern sollen Flüchtlinge mit guter Bleibeperspektive die Möglichkeit erhalten, rasch Grund­

lagen in Sprachverstehen und Sprechfähigkeit zu erwerben. 

•	 Für Asylbewerber und Geduldete ist es bislang möglich, über die Teilnahme an den Bunde­

sprogrammen „ESF-Integrationsrichtlinie Bund“ bzw. „ESF-Bundesprogramm für Bleibebe­

rechtigte und Flüchtlinge II“ an der berufsbezogene Sprachförderung für Menschen mit Mig­

rationshintergrund des ESF-BAMF-Programms teilzunehmen. Dafür wurden 2016 aus dem 

Bundeshaushalt zusätzlich 53 Millionen Euro bereitgestellt, somit insgesamt auf 113 Millio­

nen Euro deutlich erhöht. Auf diese Weise können nun im Gesamtförderzeitraum 2015 bis 

2017 rund 90.000 Teilnehmerinnen und Teilnehmer von dem Kursangebot profitieren. 

Gleichzeitig wurde mit der Verordnung über die berufsbezogene Deutschsprachförderung 

(DeuFöV), die am 1. Juli 2016 in Kraft trat, ein neues Regelinstrument für Menschen mit 

Migrationshintergrund verankert. Dieses richtet sich auch an Asylsuchende mit guter Bleibe­

perspektive. Die berufsbezogene Sprachförderung wird seitens der Bundesregierung weiter 

systematisiert. Deshalb werden zukünftig die berufsbezogene Sprachförderung und die bis­

herigen Integrationskurse in ein ausschließlich bundesfinanziertes, modularisiertes „Ge­

samtprogramm Sprache“ (GPS) überführt. 

•	 Die Bundesregierung arbeitet weiter daran, die berufsbezogene Sprachförderung und die 

bisherigen Integrationskurse weiter zu verzahnen und aufeinander abzustimmen. Außerdem 

steht dabei im Fokus, die Sprachförderung so auszugestalten, dass sie mit den Angeboten 

der aktiven Arbeitsmarktpolitik kombinierbar ist, damit eine schnelle Sprachanwendung ge­

währleistet ist. 

•	 Mit der Förderrichtlinie „Transferinitiative Kommunales Bildungsmanagement“ wird beson­

ders die administrative Kooperation aller Bildungsakteure verbessert. Landkreise und kreis­

freie Städte können sich zudem um die Förderung von kommunalen Koordinatorinnen und 

Koordinatoren bewerben, die in den Kommunen die Bildungsangebote für Neuzugewan­

derte koordinieren und eine effektive Verzahnung der Bildungsstrukturen sicherstellen. 

Abgesehen von Maßnahmen zur Förderung des Spracherwerbs greifen weitere Maßnahmen: 

•	 Viele Flüchtlinge und Asylsuchende haben die Motivation und das Potenzial für eine Hoch­

schulbildung. Deshalb hat die Bundesregierung eine Reihe von Maßnahmen umgesetzt, um 

möglichst vielen studierwilligen und studierfähigen Flüchtlingen den Zugang zu Hochschulen 

ermöglichen.362 

362	 Der „Test für ausländische Studierende“ (TestAS), der auch auf Arabisch zu Verfügung steht, bietet Hochschu­
len und Flüchtlingen einen individuellen Studierfähigkeitstest, insbesondere wenn Dokumente fehlen. Die Ar­
beits- und Servicestelle für internationale Studienbewerbungen e. V. (uni-assist) prüft für ca. 180 Mitgliedshoch­
schulen, ob internationale Zeugnisse gleichwertig zu deutschen Schul- und Studienabschlüssen anerkannt wer­
den können und grundsätzlich zum Studium in Deutschland berechtigen. Zur Vorbereitung von Flüchtlingen 
ohne direkte Hochschulzugangsberechtigung werden zusätzliche Plätze an Studienkollegs finanziert, die im 
Auftrag einer Landesbehörde die Feststellungsprüfung durchführen. 
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V.4.4 Gesundheitsversorgung und Teilhabe 

Um den Zugang zur Gesundheitsversorgung zu erleichtern und der flüchtlingsspezifischen 

Problemlage Rechnung zu tragen, wurde eine Reihe von Maßnahmen der Bundesregierung be­

schlossen. Schon im Jahr 2015 ist die Gesundheitsversorgung von Asylbewerbern erheblich 

verbessert worden. So hat die mit Wirkung zum 1. März 2015 eingeführte Verkürzung der „War­

tefrist“ bis zum Übergang zu Analogleistungen (entsprechend dem SGB XII) zur Folge, dass 

Leistungsberechtigte nach dem AsylbLG seither grundsätzlich bereits nach 15 Monaten – wie 

die Leistungsberechtigte nach dem SGB XII auch – auf dem Niveau der gesetzlichen Kranken­

versicherung (GKV) versorgt werden. Mit dem Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz wurde der 

Impfschutz von Asylsuchenden verbessert. Der Impfschutz bestimmt sich nunmehr nach den 

entsprechenden Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung. Zudem unterstützen die 

Bundesregierung, das Robert Koch-Institut, das Paul-Ehrlich-Institut und die Bundeszentrale für 

gesundheitliche Aufklärung mit Informationsmaterialien und wissenschaftlicher Expertise. Dazu 

zählen neben dem Impfkonzept Empfehlungen zur Durchführung eines Vorscreenings und der 

Erstaufnahmeuntersuchung, die durch Experten des Robert Koch-Instituts erarbeitet wurden. 

Das Vorscreening hat zum Ziel, bei Asylsuchenden nach Ankunft in Deutschland offensichtliche 

Krankheiten, Infektionen und Verletzungen zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu erkennen. Die 

nach § 62 Asylgesetz vorgeschriebene sogenannte Erstuntersuchung zielt primär auf das Er­

kennen von Infektionskrankheiten ab, die aufgrund ihres möglichen schweren Verlaufs oder ih­

res Ausbruchspotenzials in Gemeinschaftsunterkünften als besonders relevant erscheinen. Die 

Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung unterstützt mit Patienten-Informationen zu Infek­

tionskrankheiten in sechs Sprachen, das Robert Koch-Institut mit einem Impfkalender und Impf­

aufklärungsmaterialien in 20 Fremdsprachen. 

Die Bundesregierung hat zugleich Maßnahmen getroffen, um Flüchtlinge und Asylsuchende bei 

einer Posttraumatischen Belastungsstörung (PTBS) oder einer anderen psychischen Erkran­

kung zu unterstützen. Es wurden finanzielle Mittel zur Förderung von Trauma-Zentren bereitge­

stellt sowie eine Reihe von Projekten und Veranstaltungen finanziert und durchgeführt. Im Rah­

men der bisherigen Förderung im „Bundesprogramm für die Beratung und Betreuung ausländi­

scher Flüchtlinge“ wurden von der Bundesregierung über die Wohlfahrtsverbände regelmäßig 

fünf Folteropferzentren mit Mitteln in Höhe von insgesamt ca. 812.000 Euro unterstützt. Durch 

das hierzu im Haushaltsjahr 2016 aufgelegte Akutprogramm werden zusätzliche Bundesmittel 

• Die Grundvoraussetzung für Integrationsmaßnahmen ist Fachpersonal. Hierzu trägt bei, 

dass an Zentren für Islamische Theologie wissenschaftlicher Nachwuchs, in der Sozialarbeit 

tätige Personen, Religionslehrer sowie Religionsgelehrte, die unter anderem in Moscheen 

tätig werden, ausgebildet werden. Die Bundesregierung fördert diese Strukturen aktiv; die 

Studiengänge werden von den einzelnen Bundesländern und Hochschulen verantwortet.  
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in Höhe von 3 Millionen Euro zur Verfügung gestellt, sodass in diesem Jahr bis zu 37 weitere 

Folteropferzentren gefördert werden können. Auch aus Mitteln des Asyl-, Migrations- und Integ­

rationsfonds (AMIF) werden weitere Projekte gefördert um Trauma-Zentren zu unterstützen. Die 

Bundesregierung fördert das „Interpersonelle Integrative Modellprojekt für Flüchtlinge“ (IIMPF) 

an der Psychologischen Hochschule Berlin, ein interkulturelles Kurzzeit-Psychotherapiepro­

gramm für Flüchtlinge mit psychischen Störungen. Es dient der Prävention von psychischen Be­

hinderungen sowie der Unterstützung und Förderung der Integration/Inklusion in die Arbeits­

und Sozialwelt. 

Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge stellen eine in ihrer psychischen Gesundheit besonders 

sensible Personengruppe dar. Speziell zum Thema der psychischen Gesundheit von nach 

Deutschland geflüchteten Kindern und Jugendlichen hat die Bundesregierung im Mai 2016 ei­

nen Workshop der Aktion Psychisch Kranke e.V. in Kooperation mit relevanten Fachgesell­

schaften, der Bundespsychotherapeutenkammer, UNICEF und der Deutschen Traumastiftung 

gefördert. Der Workshop fand unter Beteiligung von Vertretern des Bundes und der Länder und 

zahlreicher weiterer Akteure statt, um die bestehenden Probleme und Lösungswege in der Ver­

sorgung von Kindern und Jugendlichen mit psychischen Belastungen zu erörtern. Die Bundes­

regierung fördert darüber hinaus ein Modellprojekt an der Universitätsklinik Münster zur Einrich­

tung und Evaluierung einer psychiatrischen Ambulanz auch für unbegleitete minderjährige 

Flüchtlinge. 

Um die ambulante psychotherapeutische und psychiatrische Versorgung von besonders schutz­

bedürftigen Asylsuchenden und Flüchtlingen, die Folter, Vergewaltigung oder sonstige schwere 

Formen psychischer, physischer oder sexueller Gewalt erlitten haben, zu verbessern, wurde mit 

der Verordnung zum Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz die Zulassungsverordnung für Ver­

tragsärzte (Ärzte-ZV) geändert. Die Ermächtigungstatbestände in § 31 Ärzte-ZV wurden erwei­

tert. Die Zulassungsausschüsse wurden verpflichtet, geeignete Ärzte, Psychotherapeuten sowie 

psycho-soziale Einrichtungen auf Antrag für die ambulante psychotherapeutische und psychiat­

rische Behandlung des genannten Personenkreises zu ermächtigen und dadurch den Zugang 

zur psychologischen Versorgung zu verbessern. Die Bundesregierung fördert darüber hinaus 

ein Modellprojekt an der Universitätsklinik Münster zur Einrichtung und Evaluierung einer psy­

chiatrischen Ambulanz auch für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge. Zugleich wurde die ge­

setzlichen Voraussetzung für eine Beauftragung der gesetzlichen Krankenkassen mit der Ge­

sundheitsversorgung von Asylbewerbern in den ersten 15 Monaten des Aufenthalts im Bundes­

gebiet erleichtert; gesetzliche Krankenkassen können nun von den Ländern zu Vereinbarungen 

verpflichtet werden, gegen Kostenerstattung die Krankenbehandlungen von Asylbewerbern zu 

übernehmen, wobei dabei auch die Ausgabe einer elektronischen Gesundheitskarte vereinbart 

werden kann. Die elektronische Gesundheitskarte wurde nach den Pionier-Bundesländern Bre­

men und Hamburg nun in sieben weiteren Bundesländern eingeführt bzw. es wurden mit den 
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gesetzlichen Krankenkassen entsprechende Rahmenverträgen abgeschlossen, denen die 

Landkreise und kreisfreien Städte beitreten können. 

V.4.5 Wohnen 

Mit dem am 6. August 2016 in Kraft getretenen Integrationsgesetz ist eine gesetzliche Verpflich­

tung von anerkannten Flüchtlingen und bestimmten Personen mit anderen humanitären Aufent­

haltserlaubnissen zur Wohnsitznahme im Bundesland der Erstzuweisung im Asylverfahren fest­

gelegt worden. Die auf drei Jahre befristete Wohnsitzregelung kommt nicht zur Anwendung, 

wenn ein Ausbildungs- bzw. Studienplatz oder eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 

vorliegt.363 Die Länderbehörden können, im Falle integrationshemmender Wohnverhältnisse in 

Erstaufnahmeeinrichtungen oder anderen vorübergehenden Unterkünften, Betroffene in der Re­

gel innerhalb von sechs Monaten nach Anerkennung an einen anderen Ort im jeweiligen Bun­

desland zuweisen. Geschaffen wurden auch eine Rechtsgrundlage für ein integrationsunterstüt­

zendes Zuzugsverbot bei besonderer Segregationsgefahr, eine Regelung zur Aufhebung der 

Wohnsitzregelung sowie eine Härtefallregelung. Die Länder haben eine Ermächtigung zur nä­

heren Ausgestaltung erhalten, insbesondere hinsichtlich des Verfahrens im Rahmen der bun­

desgesetzlichen Vorgaben. Die Wohnsitzregelung soll einen wichtigen Beitrag zur Entlastung 

der Wohnungsmärkte vor allem in Ballungszentren mit angespannten Wohnungsmärkten leisten 

und eine Chance für ländliche Regionen sein, deren besondere Integrationspotenziale zu er­

schließen. Den betroffenen Städten und Kommunen wird zudem eine bessere Planbarkeit von 

integrationspolitischen und wohnungsbaulichen Maßnahmen ermöglicht. 

Im September 2015 wurde mit dem AsylVfBG für die nötige Flexibilität bei der Nutzung bzw. Er­

richtung von Flüchtlingsunterkünften und zur Förderung des Wohnungsbaus gesorgt. Die För­

derung des sozialen Wohnungsbaus hat die Schaffung von sozialem Wohnraum für solche 

Haushalte zum Ziel, die ihren Bedarf an Wohnraum nicht am freien Markt decken können. So­

mit kommt dem sozialen Wohnungsbau auch bei der Wohnungsversorgung von anerkannten 

Flüchtlingen und bleibeberechtigten Personen eine zentrale Rolle zu. Für den Zeitraum 2016 

bis 2019 werden die Kompensationsmittel für die Soziale Wohnraumförderung um 500 Millionen 

Euro pro Jahr aufgestockt und die Jahre 2017 und 2018 abermals um 500 Millionen Euro erhöht 

(Vereinbarung zur Beteiligung des Bundes an den Kosten der Integration). In den Jahren 2017 

und 2018 stellt die Bundesregierung den Ländern damit jeweils mehr als 1,5 Milliarden Euro als 

Kompensationsmittel für den Wohnungsbau zur Verfügung. Ein wesentlicher Leitgedanke der 

Wohnungsbau- und Integrationspolitik der Bundesregierung ist es, Konkurrenzen zwischen an­

363	 Mindestens 15 Stunden Arbeitszeit pro Woche und mindestens ein Einkommen in Höhe des monatlichen durch­
schnittlichen Bedarfs und der Kosten für Unterkunft und Heizung im Zweiten Buch Sozialgesetzbuch für eine 
Einzelperson. 



   

         

          

   

          

          

      

          

           

          

         

         

         

            

      

         

          

          

            

               

          

        

         

        

           

          

           

           

          

            

          

        

         

         

             
               

- 211 ­

erkannten Flüchtlingen und der einheimischen Bevölkerung zu vermeiden. Vom sozialen Woh­

nungsbau sowie der sozialen Infrastruktur in den Nachbarschaften sollen deshalb alle Bevölke­

rungsgruppen gleichermaßen profitieren. 

In einem „Gemeinsamen Konzept von Bund und Ländern für die erfolgreiche Integration von 

Flüchtlingen“ wurden bereits viele wichtige Ziele und Maßnahmen im Bereich des Wohnens und 

Bauens identifiziert, die es nun unter Berücksichtigung der föderalistischen Kompetenzordnung 

rasch umzusetzen gilt. Eine zentrale Rolle spielen die Ergebnisse des „Bündnisses für bezahl­

bares Wohnen und Bauen“, in dem Bund, Länder, Kommunen und Verbände gemeinsam ge­

eignete Maßnahmen zur Schaffung von mehr bezahlbarem Wohnraum erarbeitet haben. Das 

Bündnis hat im November 2015 Empfehlungen zur Intensivierung des Wohnungsneubaus vor­

gelegt. Um die Kommunen bei der Wohnraumversorgung von anerkannten Flüchtlingen und 

bleibeberechtigten Personen zu unterstützen, hat das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und 

Raumforschung (BBSR) eine Studie in Auftrag gegeben, die den Übergang von der vorläufigen 

Unterbringung auf den regulären Wohnungsmarkt und erfolgversprechende konzeptionelle An­

sätze der Kommunen zur Wohnraumversorgung von anerkannten Flüchtlingen untersucht. 

Der Bund unterstützt außerdem mit den Programmen der Städtebauförderung die Städte und 

Gemeinden vor allem bei der sozialen Infrastruktur zur Verbesserung des Wohnumfelds sowie 

auch bei der Flüchtlingsunterbringung. Schon im Jahr 2014 hat der Bund die Städtebauförder­

mittel auf 650 Millionen Euro und dabei das Programm Soziale Stadt auf 150 Millionen Euro im 

Jahr erhöht.364 Im Rahmen der Städtebauförderung können auch beispielsweise Gebäude oder 

Hallen im Zuge der Unterbringung bzw. einer entsprechenden Zwischennutzung in den Förder­

gebieten saniert werden. Auch das förderfähige Stadtteil- und Quartiermanagement ist ent­

scheidend für Integration und Teilhabe. In der Verwaltungsvereinbarung zur Städtebauförde­

rung 2016 ist die Bedeutung der Städtebauförderung zur Unterstützung von Integration gestärkt 

worden. Den Kommunen wird es damit leichter gemacht, bei der Umsetzung der Städtebauför­

derung auch auf Herausforderungen im Kontext der Unterbringung und Integration von Flücht­

lingen zu reagieren. Das Programm „Soziale Stadt“ spielt in diesem Zusammenhang als Leit­

programm der sozialen Integration im Rahmen der Städtebauförderung eine herausgehobene 

Rolle, vor allem auch in Hinblick auf die Schaffung einer bedarfsgerechten Infrastruktur. 

Das Programm „Soziale Stadt“ unterstützt sozial und wirtschaftlich benachteiligte Quartiere. Die 

geförderten städtebaulichen Maßnahmen, z. B. Begegnungszentren und Nachbarschaftstreffs 

im Quartier, ein lebenswertes Wohnumfeld oder ein Quartiersmanagement tragen zu einer bes­

seren Integration auch von Einwanderern bei. Durch die Einwanderung stehen viele vor allem 

364	 Aufgrund einer globalen Minderausgabe im Jahr 2016 können für die Städtebauförderung insgesamt rund 607 
Millionen Euro bzw. für das Programm Soziale Stadt rund 140 Millionen Euro in Anspruch genommen werden. 
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benachteiligte Quartiere auch künftig vor besonderen Integrationsherausforderungen. Ange­

sichts der hohen und steigenden Integrationsanforderungen und um Problemstadtteile der Zu­

kunft zu vermeiden, hat die Bundesregierung den Haushaltsetat für den Bereich „Soziale Stadt“ 

von 2017 bis 2020 um 300 Millionen Euro Programmmittel jährlich aufgestockt. Darin legt die 

Bundesregierung einen neuen Investitionspakt „Soziale Integration im Quartier“ im Umfang von 

200 Millionen Euro im Jahr auf. Ziel ist es, in Stadtteilen mit besonderen sozialen Integrations­

anforderungen verstärkt in die soziale Infrastruktur – wie z. B. Kindertageseinrichtungen, Schu­

len und Nachbarschaftstreffs – zu investieren und den sozialen Zusammenhalt zu fördern. Von 

der Förderung sollen sowohl die bisherige Bewohnerschaft als auch Zuziehende profitieren. Mit 

dem die Soziale Stadt ergänzenden ESF-Bundesprogramm „Bildung, Wirtschaft, Arbeit im 

Quartier - BIWAQ“ werden darüber hinaus wohnortnahe, berufsbezogene Bildungs- und Qualifi­

zierungsangebote für Personen ab 27 Jahren – insbesondere Langzeitarbeitslose und Migran­

ten, auch Neuzugewanderte mit besonderem Integrationsbedarf – in benachteiligten Stadtteilen 

gefördert. 

V.4.6	 Verbesserung der Datenlage, Forschungsförderung und Wissens­

transfer 

In Kapitel V.1.1.1 wurde bereits auf die Notwendigkeit belastbarer quantitativer Daten hingewie­

sen sowie auf die Wichtigkeit, auch im Sinne fundierter sozialpolitischer Entscheidungen ent­

sprechende Forschungsdaten zu generieren. 

Für die Identifizierung ggf. notwendiger weiterer zielgruppenspezifischer Maßnahmen zur För­

derung der Integration der Flüchtlinge sowie zur Steigerung der Effizienz und Effektivität beste­

hender Regelungen und Programme erachtet es die Bundesregierung als essentiell, die Wirk­

samkeit und Wirtschaftlichkeit ihrer Maßnahmen im Zusammenhang mit der aktuellen Flücht­

lingsmigration zu erfassen. Grundlegende Voraussetzung hierfür ist die Verbesserung der Da­

tengrundlage über geflüchtete Menschen in Deutschland. Hier wurden, wie in Kapitel A.V.1.1 

ausgeführt, seit dem Jahr 2015 bereits große Anstrengungen unternommen. Ein Beispiel für 

den Ausbau amtlicher Statistiken im Hinblick auf Fluchtmigration ist die Arbeitsmarktstatistik. In 

dieser können ab Berichtsmonat Juni 2016 arbeitslose, arbeitsuchende und ausbildungssu­

chende Personen im Kontext von Fluchtmigration ausgewiesen.365 Darüber hinaus hat die Bun­

desregierung beschlossen, die Ausweitung der IAB-BAMF-SOEP-Befragung von Geflüchteten 

zu fördern. 366. Ergänzend werden im Rahmen einer Studie des Leibniz-Instituts für Bildungsver­

läufe (LIfBi) die Bildungswege von geflüchteten Kindern und Jugendlichen untersucht. 

365 https://statistik.arbeitsagentur.de/Navigation/Statistik/Statistische-Analysen/Statistische-Sonderberichte/Migra­
tion-Arbeitsmarkt/Migration-Arbeitsmarkt-Nav.html. 

366 Vgl. Wissenschaftliche Erkenntnisse und weiterführende Informationen zu dem Themenkomplex „Flucht, Asyl, 
Migration und Integration“ trägt das IAB auf seiner Info-Plattform „Fluchtmigrantinnen und -migranten - Bildung 
und Arbeitsmarkt“ (http://www.iab.de/751/section.aspx/1081) zusammen. 

http://www.iab.de/751/section.aspx/1081
https://statistik.arbeitsagentur.de/Navigation/Statistik/Statistische-Analysen/Statistische-Sonderberichte/Migra
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Daten zu Geflüchteten müssen – wann immer es der Datenschutz zulässt – für wissenschaftli­

che Zwecke zur Verfügung gestellt werden. Mehrere Ressorts haben Evaluationsvorhaben zu 

den von ihnen verantworteten Programmen auf den Weg gebracht und fördern Vorhaben, die 

auf die Verbesserung der sozial- und wirtschaftswissenschaftlichen Forschungsdateninfrastruk­

tur sowie die Vernetzung der Forschungslandschaft zum Themenkomplex Flucht abzielen. In 

der Flüchtlingsforschung, aber auch der Migrations- und Integrationsforschung insgesamt, sind 

im Zuge der ansteigenden Zuzugszahlen, viele neue Forschungsvorhaben entstanden. Neben 

kurzfristiger Auftragsforschung sind auch Rahmenbedingungen für Grundlagenforschung, die 

Förderung von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern sowie der Transfer der Ergebnisse 

in die Praxis von großer Bedeutung. 
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T e i l B : S o z i a l e M o b i l i t ä t : A n a l y s e v o n E r f o l g s - u n d R i s i k o ­

f a k t o r e n f ü r T e i l h a b e i n d e n L e b e n s p h a s e n 

I.	 Erfolgs- und Risikofaktoren in frühen Jahren: Startchancen (Alter: bis 

17 Jahre) 

Die frühen Lebensjahre stehen besonders stark im Blickpunkt der Armuts- und Teilhabefor­

schung, denn der gegenwartsbezogene Familienkontext prägt das Kindheits- und Jugendalter 

(„Kinder sind arm, wenn ihre Familien arm sind“) ebenso wie die Lebensumstände in der Kind­

heit den weiteren individuellen Lebensweg mitbestimmen. Auch deshalb bieten vor allem bes­

sere Teilhabe- und Bildungschancen in dieser frühen Lebensphase gute Möglichkeiten, die so­

ziale Mobilität im Erwachsenenalter zu erhöhen und damit mehr Aufstiege auch aus benachtei­

ligten Positionen zu realisieren. 

Kapitel I stellt die Startbedingungen in der Kindheit und Jugend bis zum Lebensalter von 17 

Jahren und ihren Bezug zu Teilhabechancen und Armutsrisiken dar. Darauf aufbauend werden 

Handlungsbedarfe analysiert und bereits begonnene Maßnahmen dargestellt, die darauf abzie­

len, dass materielle Einschränkungen Kinder nicht daran hindern, ihre Chancen im Leben er­

greifen zu können. Die Beschreibung von Lebenslagen geht über die alleinige Betrachtung der 

finanziellen Situation hinaus. Konzepte zum Wohlergehen von Kindern erfassen neben der Ein­

kommenssituation auch Dimensionen wie Bildung, Gesundheit, Wohnen, Teilhabe und ver­

schiedene Kompetenzen (motorische, emotionale, soziale, sprachliche, kognitive etc.). Außer­

dem wird dargestellt, welche Faktoren die Auswirkungen ökonomischer Belastungen für Kinder 

abmildern können. 

I.1	 Lebenslagen und Zufriedenheit von Kindern und Jugendlichen in 

Deutschland im internationalen Vergleich 

Eine Analyse der Lebenslagen und der Zufriedenheit von Kindern und Jugendlichen nimmt u. a. 

eine im Jahr 2013 veröffentlichte UNICEF-Studie vor, in der Daten von 29 Ländern zu folgen­

den fünf Dimensionen des kindlichen Wohlbefindens miteinander verglichen wurden: „Materiel­

les Wohlbefinden“, „Gesundheit und Sicherheit“, „Bildung“, „Verhalten und Risiken“ und „Woh­

nen und Umwelt“.367 Zudem analysiert und bewertet die Studie das subjektive Wohlbefinden der 

Kinder und Jugendlichen anhand ihrer Lebenszufriedenheit. Auf diesem Wege kann ein umfas­

sendes Bild zur Lage von Kindern gezeichnet werden. 

Im Ergebnis wurde Deutschland nicht nur eine gute Entwicklung in den letzten Jahren beschei­

nigt, sondern im Ranking der 29 Vergleichsländer zum kindlichen Wohlbefinden ein sehr guter 

367 UNICEF (2013a, 2013b). 
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sechster Platz zugewiesen. Dabei wurde das Wohlergehen von Kindern in Deutschland in den 

Dimensionen „Materielles Wohlbefinden“, „Gesundheit und Sicherheit“ und „Wohnen und Um­

welt“ zwar nur als leicht überdurchschnittlich, in den Dimensionen „Bildung“ und „Verhalten und 

Risiken“ jedoch als sehr gut bewertet. Zu einem etwas anderen Ergebnis kommt eine aktuellere 

Studie aus dem Jahr 2016, in der UNICEF mit einem anderen methodischen Vorgehen 41 

EU- und OECD-Länder hinsichtlich des kindlichen Wohlbefindens vergleicht.368 Dort wurde in 

den Kategorien Einkommen, Bildung, Gesundheit und Lebenszufriedenheit die Kluft zwischen 

den „untersten 10 Prozent“ und dem Median bewertet. Deutschland liegt dabei mit Platz 14 im 

oberen Mittelfeld. Überdurchschnittlich gut schnitt Deutschland laut dieser Studie – wie auch 

schon ähnlich gelagert in der Studie aus dem Jahr 2013 – in den Kategorien Einkommen und 

Gesundheit ab. Ein deutlich anderes Ergebnis zeigt sich im Bereich Bildung, demzufolge es 

Deutschland vergleichsweise schlecht gelingt, die schwächsten Schüler zu integrieren und an­

gemessen zu fördern (siehe hierzu auch Kapitel B.I.3). 

Die Resultate der Untersuchung zum subjektiven Wohlbefinden von Kindern zeigen in beiden 

Studien vergleichbare Ergebnisse. Hier wurden Kinder im Alter von 11, 13 und 15 Jahren gebe­

ten, ihre generelle Lebenszufriedenheit anhand einer Skala von 0 bis10 (0 ist der schlechteste 

Wert) zu bewerten. Die große Mehrheit der Kinder in Deutschland gab dabei zwar einen positi­

ven Wert an. Doch fällt Deutschland bei der subjektiven Selbsteinschätzung der Lebenszufrie­

denheit in beiden Studien gegenüber den Vergleichsländern deutlich in den hintersten Bereich 

der Platzierungen zurück. Positive Entwicklungen, die Deutschland in der Analyse der Daten in 

den anderen Dimensionen attestiert werden, spiegeln sich somit in der Wahrnehmung der Ju­

gendlichen nicht wider. Die UNICEF-Studien lenken damit die Aufmerksamkeit auf eine Kluft 

zwischen objektiver und subjektiver Bewertung (siehe hierzu auch Kapitel A.IV.1.3). 

In der Gesamtevaluation der ehe- und familienbezogenen Leistungen in Deutschland sind zwei 

andere Ansätze zur Messung des kindlichen Wohlergehens verwendet worden. 369 Beide Kon­

zepte fokussieren unter Wohlergehen auf die kindliche Entwicklung, also auf Ressourcen der 

Kinder im immateriellen Bereich. 

In einer Studie der Ruhr-Universität Bochum zum Wohlergehen von Kindern wurde ein Gesamt­

konzept zur altersdifferenzierten Messung des Wohlergehens von Kindern entwickelt, welches 

insbesondere die gute sprachliche, kognitive und sozial-emotionale Entwicklung sowie die Ge­

sundheit von Kindern berücksichtigt. 370 Das Wohlergehen wird also an der kindlichen Entwick­

lung und der Gesundheit der Kinder gemessen. Rahmenbedingungen der Familie – auch die 

materielle Situation – sind nicht Teil des Wohlergehens selbst. Sie sind äußere Faktoren, die 

auf das Wohlergehen einwirken. Daher kann ihr Einfluss auf das Wohlergehen ermittelt werden. 

368 UNICEF (2016). 
369 Prognos (2014a). 
370 Schölmerich et al. (2013). 
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In der Studie wird gezeigt, dass eine objektive oder von den Eltern wahrgenommene ökonomi­

sche Belastung das Wohlergehen der Kinder verringert. Die Studie zeigt aber auch, dass die 

Kinder den ökonomischen Belastungen nicht schutzlos ausgeliefert sind. Denn die negativen 

Effekte auf das Wohlergehen können durch die Inanspruchnahme von Kindertagesbetreuung 

verringert oder ganz vermieden werden.371 Die Studie des DIW verfolgt einen bildungsökonomi­

schen Ansatz und kommt zu entsprechenden Ergebnissen für das kurz-, mittel- und langfristige 

Wohlergehen von Kindern.372 

371 Prognos (2014a): S. 291. 
372 Müller et al. (2013). 
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Frühkindliche Förderung 

Bereits im Kleinkindalter unterscheiden sich die Lebensumstände in Abhängigkeit von sozioöko­

nomischen Voraussetzungen im Elternhaus stark. Diese Unterschiede können sich auf spätere 

Teilhabe- und Bildungschancen auswirken. Die sichere Bindung zu den Bezugspersonen und 

die Interaktionen mit ihnen, die Umgebung mit ihren Anregungen und Reizen sind Grundlage 

der späteren Entwicklung. Dabei ist zu beachten, dass die Betreuung und Förderung im Eltern­

haus immer häufiger durch institutionell organisierte frühkindliche Bildung im Rahmen der Kin­

dertagesbetreuung ergänzt wird. Damit rückt zunehmend auch die pädagogische Qualität der 

Kindertagesbetreuung in den Fokus, der heute als Instrument frühkindlicher Bildung und Förde­

rung eine anerkannt wichtige Rolle zugeschrieben wird. 

Im Folgenden wird die Bedeutung dieser Startbedingungen erläutert. Dabei werden Unter­

schiede im Zusammenhang mit den sozioökonomischen Rahmenbedingungen der Familie be­

sonders in den Blick genommen. 

I.2.1 Die kindliche Entwicklung ab der Geburt 

Die Geburt eines Kindes stellt jede Familie vor neue Herausforderungen. Wenn Familien belas­

tet sind und keine ausreichende Unterstützung vorhanden ist, können Eltern zeitweise mit der 

Betreuung und Pflege des Kindes überfordert sein. Ergebnisse aus der Prävalenz- und Versor­

gungsforschung des Nationalen Zentrums Frühe Hilfen (NZFH) zur Verbreitung von Belastun­

gen in Familien haben die objektiven Belastungen in deutlichen Zusammenhang mit der sozia­

len Lage der Familie gestellt: Je niedriger der Bildungsabschluss bzw. je höher das Armutsrisiko 

der befragten Eltern, desto höher ist die Wahrscheinlichkeit, von objektiven Belastungen wie 

beispielsweise einer psychischen Erkrankung (Depression), eigenen Gewalterfahrungen oder 

einer ungewünschten Schwangerschaft betroffen zu sein. Das subjektive Erleben von Überfor­

derung ist jedoch unabhängig vom Bildungshintergrund oder der materiellen Lage der Familie. 

Auch Eltern mit hohem Bildungsniveau und ausreichenden Ressourcen können sich als über­

fordert und wenig kompetent erleben. 373 

Das Risiko für Vernachlässigung oder körperliche Verletzungen des Säuglings oder Kleinkindes 

nimmt mit der Kumulierung von Belastungsfaktoren stark zu. Bei Familien mit vier oder mehr 

identifizierten Belastungsfaktoren liegt die statistische Wahrscheinlichkeit für das Vorkommen 

von Gewalt gegen das Kind bei ca. 14 Prozent, bei Familien ohne Belastungen bei unter 1 Pro­

zent. 

373	 Die genannten Befunde dieses und des folgenden Abschnitts basieren auf Erkenntnissen der Hauptstudie (El­
ternbefragung, 2015) zur Prävalenz- und Versorgungsforschung (Walper 2015). Details zur Studie mit Hinwei­
sen zur Methodik sowie weiteren Ergebnissen finden sich in: Eickhorst et al. (2016) und Eickhorst et al. (2015). 
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Im Rahmen einer entwicklungspsychologischen Vertiefungsstudie wurde zudem der Einfluss 

der zuvor beschriebenen Belastungen in Familien auf die kindliche Entwicklung im Zeitverlauf 

untersucht. Ungünstigere Entwicklungsverläufe treten häufiger bei Kleinkindern von Eltern in 

belastenden Lebenslagen auf. Bereits ein mittleres Ausmaß an Belastungen führt statistisch ge­

sehen zu einer Beeinträchtigung der emotionalen Befindlichkeit des Kindes, die im Verlauf der 

kindlichen Entwicklung weiter zunimmt.374 

Familien in sozioökonomischen Risikolagen fühlen sich auch deutlich mehr in der Erziehung 

verunsichert und haben es schwerer, die Kompetenzentwicklung ihrer Kinder altersgerecht zu 

begleiten.375 Das wird verdeutlicht, wenn man die Häufigkeit der Inanspruchnahme von Hilfen 

zur Erziehung nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch zu den Einkommensverhältnissen der 

betroffenen Eltern ins Verhältnis setzt. Der Anteil von Familien, die im Transferleistungsbezug 

stehen, lag bei der überwiegenden Zahl der vom Allgemeinen Sozialen Dienst organisierten Hil­

fen höher als der Anteil von Familien ohne Transferleistungsbezug. Dieses Verhältnis erhöht 

sich nochmal deutlich in Richtung der anteilig größten Hilfeempfängergruppe: den Alleinerzie­

henden.376 Hierin zeigt sich der starke Bedarf an geeigneten Beratungsangeboten, insbeson­

dere für Familien aus einkommensschwächeren Schichten.377 

I.2.2 Außerfamiliäre frühkindliche Bildung 

In den ersten Lebensjahren ist die Familie der zentrale Ort für die Betreuung, Bildung und Ent­

wicklung von Kindern. Eltern initiieren Lernprozesse im Alltag und legen den Grundstein für for­

melle Bildungsprozesse. Zugleich sind bereits kleine Kinder zunehmend in unterschiedliche au­

ßerfamiliale Bildungszusammenhänge eingebunden. Familien sowie öffentliche Einrichtungen 

und Angebote ergänzen, aber ersetzen sich teilweise auch in ihrer Bedeutung für frühkindliche 

Bildungsprozesse. Ein ausreichendes und qualitativ hochwertiges Betreuungs-, Bildungs- und 

Erziehungsangebot – insbesondere für Kinder unter drei Jahren und ihre Familien – ist ein 

Schlüssel für gute frühkindliche Förderung und kann Startchancen deutlich verbessern. Neben 

Angeboten der Familienbildung, die Eltern gemeinsam mit ihren Kindern wahrnehmen, spielen 

vor allem Einrichtungen institutioneller Kinderbetreuung sowie öffentlich geförderte Kindertages-

pflege eine wichtige Rolle. 

Für das Aufwachsen von Kindern aus sozial benachteiligten Familien sind materielle Hilfen, 

eine Familien unterstützende Infrastruktur und frühkindliche Bildungsangebote unabdingbar. 

Deshalb werden in der institutionellen Kinderbetreuung vielfältige Maßnahmen für einen verbes­

serten qualitativen und quantitativen Ausbau auch unter Einbeziehung der Kindertagespflege 

374 Zimmermann et al. (2016).
 
375 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2015): S. 79.
 
376 Fendrich et al. (2017).
 
377 Rupp et al. (2010): S. 29-31.
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ergriffen und die Vernetzung mit anderen familienunterstützenden Angeboten intensiviert. Da­

von profitieren selbstverständlich auch Mütter und Väter, die ihre beruflichen Vorstellungen und 

ihren Wunsch nach Familie besser miteinander vereinbaren wollen. Seit dem 1. August 2013 

gilt zudem der Rechtsanspruch auf frühkindliche Förderung in einer Tageseinrichtung oder in 

der Kindertagespflege: Jedes Kind ab dem vollendeten ersten Lebensjahr hat einen Anspruch 

auf diese öffentliche Förderung. 

Insgesamt hat sich die Betreuungsquote der unter dreijährigen Kinder erfreulich positiv entwi­

ckelt, wie Schaubild B.I.2.1 zeigt: Im Bundesdurchschnitt stieg die Betreuungsquote von 

13,6 Prozent im März 2006 auf 32,7 Prozent im März 2016. In diesem Zeitraum ist in West­

deutschland die Betreuungsquote von 8 Prozent auf 28,1 Prozent gestiegen, in Ostdeutschland 

(ohne Berlin) von 39,7 Prozent auf 51,8 Prozent (mit Berlin). 

Schaubild B.I.2.1: 
Kinder im Alter von unter drei Jahren in Tagesbetreuung von 2006 bis 2015 – Anzahl und 
Anteil an altersgleicher Bevölkerung (Betreuungsquote) 

Quelle: Statistisches Bundesamt: Statistiken der Kinder- und Jugendhilfe. Kinder und tätige Personen in 
Tageseinrichtungen und öffentlich geförderter Kindertagespflege 2006 bis 2015, Stichtag: 15. März 
(bis 2008) bzw. 1. März (ab 2009). 
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95,3 Prozent der Kinder im Alter von drei Jahren bis zum Schuleintritt nutzten im März 2016 das 

Angebot der Kindertageseinrichtungen, (vor)schulischen Einrichtungen oder von Tagespflege­

personen. Die Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschland sind dabei vergleichsweise 

gering (Ost: 96,6 Prozent; West: 95,0 Prozent). 

Die steigende Betreuungsquote spiegelt sich auch in der steigenden Anzahl an Kindertagesein­

richtungen wider: Im März 2016 gab es bundesweit 54.871 Kindertageseinrichtungen. Dies wa­

ren 335 Einrichtungen mehr als zum gleichen Zeitpunkt des Vorjahres (+ 0,6 Prozent). Auch die 

Zahl der dort als pädagogisches Personal oder als Leitungs- und Verwaltungspersonal beschäf­

tigten Personen stieg bei konstantem Qualifizierungsniveau auf 576.200 weiter an. Trotz der gu­

ten Entwicklung ist der quantitative Ausbau des Betreuungsangebotes für Kinder unter drei Jah­

ren keineswegs abgeschlossen. Der Bedarf an Betreuungsplätzen ist bundesweit noch nicht ge­

deckt. So lag der Anteil der Eltern, die einen Betreuungsbedarf äußerten, 2015 bei 43,2 Pro­

zent. Da sich der Bedarf regional und lokal erheblich unterscheidet, ist eine gute lokale Bedarfs­

planung, die auch den gewünschten Betreuungsumfang berücksichtigt, erforderlich. Der Betreu­

ungsbedarf der Eltern ist 2016 erneut gestiegen und liegt bei 46 Prozent. Das sind 2,4 Prozent­

punkte mehr als im Vorjahr. Deutliche Unterschiede zeigen sich zwischen den Altersjahrgängen 

der Kinder. Der Betreuungsbedarf steigt mit dem Alter an: Während bei den unter Einjährigen 

nur 2,5 Prozent der Eltern einen Betreuungsbedarf äußern, sind es bei den Einjährigen 

59,7 Prozent und bei den Zweijährigen 77,1 Prozent. Viele Eltern äußern Betreuungsbedarfe, 

die über die Kernzeit von 8 bis 17 Uhr hinausgehen. Bei etwa der Hälfte der befragten Eltern 

unterschreitet die tatsächliche Betreuungszeit der Kinder die von ihren Eltern benötigte Betreu­

ungszeit um mindestens fünf Stunden pro Woche.378 

Zur Schaffung von mehr Chancen- und Bildungsgleichheit für alle Kinder und zur Verbesserung 

der Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist neben einem quantitativ ausreichenden Betreuungs­

angebot auch eine hohe, an den Bedürfnissen der Kinder orientierte pädagogische Qualität in 

der Kindertagesbetreuung wichtig.379 Die Qualität hat sich im Zuge des Ausbaus der Kinderta­

gesbetreuung zwar nicht verschlechtert (es ist also keine gesunkene Qualität zugunsten der 

Quantität festzustellen), es besteht jedoch ein Weiterentwicklungsbedarf, um insbesondere 

auch Kinder aus benachteiligten sozialen Verhältnissen besser fördern zu können. 

Bislang werden die zahlreichen bestehenden und neu geschaffenen Plätze der Kindertagesbe­

treuung noch in höherem Maße von Kindern aus Elternhäusern mit formal höheren Bildungsab­

schlüssen wahrgenommen, was zu einem beträchtlichen Teil der höheren Erwerbsbeteiligung 

von Eltern mit höheren Bildungsabschlüssen geschuldet sein dürfte (siehe auch Kapitel I.4).380 

378 Sonderauswertung des Deutschen Jugendinstituts für das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend (Dezember 2016). 

379 Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (2015a): S. 27. 
380 Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2016): S. 60. 
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Nach einer Untersuchung der Einstellungen von Eltern zur Förderung ihrer Kinder kann eine 

weitere Ursache darin bestehen, dass den Eltern mit formal niedrigeren Bildungsabschlüssen 

der fördernde Charakter von Betreuungs- und Freizeitangeboten für ihre Kinder nicht vor Augen 

steht oder sie in der Förderung ihrer Kinder unsicher sind und die Kinder solche Angebote des­

halb nicht wahrnehmen.381 Eine andere Ursache könnte sein, dass Familien mit einem niedrigen 

Einkommen anteilig deutlich stärker durch anfallende private Betreuungs- und Bildungsausga­

ben belastet werden. So zeigt eine Studie des DIW, dass unter allen Familien, die für die Kita-

Nutzung bezahlen, Familien aus dem unteren Einkommensbereich den höchsten Anteil ihres 

Einkommens für die Gebühren aufwenden.382 

Auch der Anteil der unter dreijährigen Kinder mit Migrationshintergrund, die Betreuungseinrich­

tungen besuchen, ist noch unterproportional; er stieg aber stetig an und liegt inzwischen bei 

22 Prozent (ohne Migrationshintergrund: 38 Prozent). Allerdings wird zumindest bei Kindern ab 

drei Jahren der Unterschied in der Bildungsbeteiligung zwischen Kindern mit und ohne Migrati­

onshintergrund etwas kleiner (90 Prozent versus 97 Prozent in 2015 im Vergleich zu 84 Prozent 

und 96 Prozent in 2009).383 Sozialräumliche Segregationstendenzen spiegeln sich auch in Kin­

dertageseinrichtungen wieder, denn Eltern nutzen wohnortnahe Betreuungsangebote. Über ein 

Drittel der Kinder mit nicht-deutscher Familiensprache besucht Einrichtungen, in denen mehr 

als 50 Prozent der Kinder aus Familien mit nicht-deutscher Familiensprache kommen. Vor allem 

In Ballungszentren betrifft dies mehr als die Hälfte der Kinder mit nicht-deutscher Familienspra­

che. Vor allem in einigen westdeutschen Ländern ist eine Verstärkung dieser Entwicklung seit 

2006 zu erkennen.384 

I.2.3 Inklusion 

Die Umsetzung des Inklusionsgedankens stellt über alle Bildungsbereiche hinweg neue Anfor­

derungen an das pädagogische Personal und an Unterstützungssysteme für Menschen mit Be­

hinderungen. Im Bereich der frühkindlichen Förderung ist festzustellen, dass 35 Prozent der 

Kindertageseinrichtungen sowohl Kinder mit als auch ohne Behinderungen (gemessen an Ein­

gliederungshilfen nach SGB VIII und XII) aufnehmen. 67 Prozent dieser Kinder mit einrichtungs­

gebundener Eingliederungshilfe werden in integrationsorientierten Gruppen betreut, bei denen 

der Anteil behinderter Kinder unter 50 Prozent liegt. Personal zur Förderung von Kindern mit 

Eingliederungshilfen verfügt deutlich häufiger über einschlägige Berufsabschlüsse als das Per­

sonal in andern Arbeitsbereichen. So können rund 32 Prozent des Personals zur Förderung von 

Kindern mit Eingliederungshilfen in Kindertagesstätten eine einschlägige Ausbildung bzw. ein 

381 Institut für Demoskopie Allensbach (2013a): S. 254.
 
382 Schröder et al. (2015).
 
383 Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2016): S. 171.
 
384 Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2016): S. 185.
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(heil-)pädagogisches Hochschulstudium vorweisen, weitere 12 Prozent kommen aus Gesund­

heitsdienstberufen hinzu.385 

I.2.4 Maßnahmen der Bundesregierung 

Die Ergebnisse dieses Kapitels zeigen, dass sich die sozioökonomischen Voraussetzungen im 

Elternhaus deutlich auf die Lebensumstände von Kindern in den ersten Lebensjahren auswir­

ken. Psychische, familiäre und soziale Belastungen, die ein gesundes, behütetes Aufwachsen 

von Kindern gefährden, treten in armutsgefährdeten Haushalten häufiger auf als in anderen 

Haushalten. Institutionelle frühkindliche Bildung, Erziehung und Betreuung, welche die (auch 

langfristigen) Auswirkungen solcher Belastungen abmildern oder sogar vermeiden könnte, wird 

jedoch weiterhin von finanziell schlechter gestellten Familien vergleichsweise seltener genutzt. 

Teilweise ist dies auch auf die mangelnde Verfügbarkeit passender Betreuungsangebote zu­

rückzuführen. Der Ausbau von Kindertageseinrichtungen und von Tagespflegeangeboten mit 

guten Qualitätsstandards, in denen auf die Bedürfnisse von Kindern aus allen Herkunftsfamilien 

eingegangen werden kann, bleibt daher weiterhin wichtig. 

Ausbau und Förderung institutioneller Kinderbetreuung 

In den letzten Jahren hat der Bund die Kommunen bereits massiv beim Ausbau der Kinderta­

gesbetreuung unterstützt und in deren Qualität investiert: 

•	 Durch das Sondervermögen „Kinderbetreuungsausbau“ mit drei Investitionsprogrammen 

„Kinderbetreuungsfinanzierung“ 2008–2013, 2013–2014 sowie 2015–2018 (insgesamt 3,28 

Milliarden Euro); 

•	 Durch Betriebskostenzuschüsse seit 2015 mit jährlich 845 Millionen Euro; der Bund erhöht 

in den Jahren 2017 sowie 2018 diese Unterstützung jeweils noch einmal um 100 Millionen 

Euro (insgesamt 6,26 Milliarden Euro Betriebskostenzuschüsse von 2009 bis 2018); 

•	 Durch die Bereitstellung freigewordene Mittel durch den Wegfall des Betreuungsgeldes von 

rund 2 Milliarden Euro, mit denen die Länder von 2016 bis 2018 in die Förderung der Kin­

derbetreuung investieren können. 

Mit dem neuen, weiteren Investitionsprogramm „Kinderbetreuungsfinanzierung“ 2017–2020 un­

terstützt der Bund die Länder mit insgesamt 1,126 Milliarden Euro beim Ausbau weiterer Be­

treuungsplätze. 

Um allen Kindern bundesweit hochqualifizierte Betreuungsangebote zur Verfügung zu stellen, 

setzt sich der Bund gemeinsam mit den Ländern unter Beteiligung der kommunalen Spitzenver­

bände sowie im Dialog mit den in der Kindertagesbetreuung verantwortlichen Verbänden und 

385 Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2014): S. 168 f. 
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Organisationen dafür ein, die Qualität der frühkindlichen Bildung, Erziehung und Betreuung wei­

terzuentwickeln. Zur Weiterentwicklung der Qualität der Kindertagesbetreuung haben Bund und 

Länder in 2014 daher einen gemeinsamen Prozess zur Vereinbarung von gemeinsamen Quali­

tätszielen initiiert. Im Rahmen dessen wurde im November 2016 auf der Bund-Länder-Konfe­

renz der für Kindertagesbetreuung zuständigen Fachministerinnen und Fachminister ein Zwi­

schenbericht von Bund und Ländern vorgelegt, der Handlungsziele und Entwicklungsperspekti­

ven dazu beschreibt. 

Mit dem sehr anerkannten Bundesprogramm „Sprach-Kitas: Weil Sprache der Schlüssel zur 

Welt ist“ werden Angebote sprachlicher Bildung in Kindertageseinrichtungen von 2016 bis 2019 

mit 400 Millionen Euro gefördert. Weitere Schwerpunkte sind die inklusive Bildung sowie die Zu­

sammenarbeit mit Familien. Die Sprach-Kitas werden zum einen durch zusätzliche Fachkräfte 

für sprachliche Bildung unterstützt, die direkt in der Kita tätig sind. Zum anderen werden sie 

kontinuierlich durch eine Fachberatung begleitet. Das Programm richtet sich an Kindertagesein­

richtungen mit einem überdurchschnittlich hohen Anteil an Kindern mit besonderem Bedarf an 

sprachlicher Bildung und Förderung. Die erfolgreichen Ansätze aus dem Bundesprogramm 

„Schwerpunkt-Kitas Sprache & Integration“ (2011–2015) werden darin fortgesetzt. Außerdem ist 

eine zusätzliche Bereitstellung von insgesamt 400 Millionen Euro von 2017 bis 2020 und damit 

eine Förderung weiterer 3.500 Kitas vorgesehen. 

Das Bundesprogramm „KitaPlus: Weil gute Betreuung keine Frage der Uhrzeit ist“ zielt darauf 

ab, Kinder aus Familien mit besonderen Organisationsformen ein Betreuungsangebot zu er­

möglichen, das außerhalb der für Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflegestellen übli­

chen Öffnungszeiten liegt. Davon profitieren vor allem Alleinerziehende, Schichtarbeiterinnen 

und Schichtarbeiter sowie Berufsgruppen, deren Arbeitszeiten außerhalb der üblichen Kita-Öff­

nungszeiten liegen. Das Programm wird von 2016 bis 2018 mit 100 Millionen Euro gefördert 

und setzt einen neuen Akzent zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf. 

Mit dem Bundesprogramm „Kindertagespflege: Weil die Kleinsten große Nähe brauchen“ wer­

den von 2016 bis 2018 mit 22,5 Millionen Euro Maßnahmen zur strukturellen und fachlichen 

Weiterentwicklung der Kindertagespflege gefördert (Qualifizierung der Kindertagespflegeperso­

nen). 

Mit dem Bundesprogramm „Brückenangebote“ soll mit einem Fördervolumen von 200 Millionen 

Euro von 2017 bis 2020 Kindern (auch Kindern mit Fluchthintergrund) und Eltern der Schritt in 

das System der Kindertagesbetreuung erleichtert werden. Diese Maßnahme dient dem Ziel 

Chancengleichheit für alle Kinder zu schaffen und wird auch von den Autorinnen und Autoren 

des aktuellen Bildungsberichts 2016 empfohlen. 
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Zur Verbesserung der Qualität der frühen Bildung unterstützt die Bundesregierung gemeinsam 

mit der Robert-Bosch-Stiftung und dem Deutschen Jugendinstitut die „Weiterbildungsinitiative 

Frühpädagogische Fachkräfte“ (WiFF). In den Jahren 2008 bis 2014 wurde die Initiative mit ins­

gesamt 10,4 Millionen Euro gefördert. In einer weiteren Förderphase wird die WiFF bis zum 

Jahr 2018 fortgeführt. Im Rahmen des Projektes werden Qualifizierungsansätze und -materia­

lien für die Fort- und Weiterbildung von pädagogischen Fachkräften in Kindertageseinrichtun­

gen erarbeitet. 

Familienbegleitung und Elternbildung 

Um dem Auseinanderdriften der Lebenschancen und Lebenslagen von Kindern entgegen zu 

steuern, sind kompensatorische Wirkungen von öffentlichen Einrichtungen der Kinderbetreuung 

zwar hilfreich, alleine aber nicht hinreichend. Bereits zu einem früheren Zeitpunkt können Ange­

bote der Eltern- und Familienbildung, die im lokalen Umfeld von Familien angesiedelt sind, Fa­

milien erreichen. Sie sollen die Lebens- und Bildungschancen vor allem für Kinder aus sozio­

ökonomisch benachteiligten Elternhäusern erweitern. Familienbildung und Elternbegleitung bil­

den eine Grundlage, um zu gesellschaftlicher Integration und Teilhabe von Familien beizutra­

gen und sind als Beitrag zur Armutsprävention zu verstehen.386 Die Unterstützungsangebote für 

Eltern müssen so gestaltet sein, dass sie an den Fähigkeiten und Stärken der Eltern ansetzen. 

Damit sich Bildungsverläufe positiv entwickeln können, müssen die familiären Gegebenheiten 

und die Bildungsangebote in guter Qualität und Erreichbarkeit wirksam ineinandergreifen. 

Dies unterstreicht die große Bedeutung einer frühzeitigen Unterstützung durch „Frühe Hilfen“, 

um ungünstige Entwicklungsverläufe verhindern oder abmildern zu können, sowie einer Ange­

botslandschaft in den Kommunen, die auf die heterogenen Bedarfe von unterschiedlichen Ziel­

gruppen zugeschnitten ist. 

Frühe Hilfen bilden lokale und regionale Unterstützungssysteme mit koordinierten Hilfsangebo­

ten für Eltern und Kinder ab Beginn der Schwangerschaft und in den ersten Lebensjahren mit 

einem Schwerpunkt auf der Altersgruppe der 0- bis 3-Jährigen. Sie zielen darauf ab, Entwick­

lungsmöglichkeiten von Kindern und Eltern in Familie und Gesellschaft frühzeitig und nachhaltig 

zu verbessern. Dabei geht es nicht nur um einen rein quantitativen Ausbau vorhandener oder 

die Bereitstellung neuer Angebote oder Leistungen im Bereich der Frühen Hilfen. Auch die Qua­

lität der Versorgung steht im Mittelpunkt, indem Bedarfe von Kindern und (werdenden) Eltern 

frühzeitig wahrgenommen und systematisch Zugänge zu geeigneten Unterstützungsformen er­

öffnet werden. Angebote aus unterschiedlichen Leistungssystemen sollen dazu aufeinander ab­

gestimmt, gestaltet und weiterentwickelt werden. Die Basis bildet die sektoren- und professions­

übergreifende Zusammenarbeit in den Netzwerken Frühe Hilfen. Das am 1. Januar 2012 in 

Kraft getretene Bundeskinderschutzgesetz hat die Frühen Hilfen gesetzlich verankert und vor 

386 Correll / Lepperhoff (2013): S. 13. 
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allem auch als Leistung der Kinder- und Jugendhilfe im SGB VIII festgeschrieben. Im Jahr 2012 

startete die Bundesinitiative zum Aus- und Aufbau der Netzwerke Frühe Hilfen und des Einsat­

zes von Familienhebammen auch unter Einbeziehung ehrenamtlicher Strukturen (kurz: Bundes­

initiative Frühe Hilfen). Für die Bundesinitiative stellte der Bund 2012 Mittel in Höhe von 30 Milli­

onen Euro bereit, die bis 2015 auf jährlich 51 Millionen Euro anwuchsen. 

Eine Evaluation der Umsetzung des Bundeskinderschutzgesetzes hat hinsichtlich des Bereichs 

der Frühen Hilfen gezeigt, dass Kooperationen und Netzwerke im Kinderschutz insgesamt aus­

gebaut und verbessert wurden. Der Einsatz von Familienhebammen und Fachkräften aus ver­

gleichbaren Gesundheitsberufen wurde flächendeckend gesteigert, was die hohe Bedeutung 

dieses Angebotes im Kontext Früher Hilfen bestätigt. Auch hat sich im Rahmen der Evaluation 

gezeigt, dass (werdende) Eltern verstärkt über Hilfs- und Beratungsangebote u. a. im Kontext 

Früher Hilfen informiert werden. 

Um die Begleitung frühkindlicher Bildungsprozesse zu stärken und Kindern gleich welcher sozi­

alen Herkunft faire Chancen zu bieten, wurden zudem durch das Bundesprogramm „El­

ternchance ist Kinderchance“ seit dem Jahr 2011 Fachkräfte in Familienzentren, Elternschulen, 

Eltern-Kind-Zentren und Familienbildungsstätten zu Elternbegleiterinnen und Elternbegleitern 

weiterqualifiziert. Sie stehen Müttern und Vätern zur Seite, wenn es um Bildungsfragen für ihre 

Kinder geht. Sie sensibilisieren Eltern für die kindliche Entwicklung, adäquate Bildungswege 

und eine förderliche Lernumgebung. Eltern- und Bildungsbegleitung stellt eine Form der koope­

rativen Elternarbeit dar, mit der Eltern dabei unterstützt werden können, fehlende Informationen 

und Kompetenzen zu erwerben und ihre institutionellen Beteiligungsmöglichkeiten wahrzuneh­

men. 

Eltern- und Bildungsbegleitung zielt darauf ab, 

• die Startbedingungen für Kinder durch aktivierende Elternarbeit zu verbessern; 

• Familien in frühkindlichen Bildungsprozessen zu begleiten; 

• Eltern an Bildungsübergängen kompetent zu beraten; 

• niedrigschwellige Bildungsbegleitung für Familien anzubieten; 

• Beratung und Elternangebote zur Stärkung der Bildungskompetenz vorzuhalten; 

• sozialraumbezogene Vernetzung für die Bildungsbegleitung zu etablieren. 

Im Rahmen des ESF-Bundesprogramms „Elternchance II – Familien früh für Bildung gewinnen“ 

werden die Anstrengungen zur Bildungsbegleitung der Eltern fortgesetzt. Dabei setzt das Pro­

gramm auf der Basis der bisherigen Erkenntnisse insbesondere auf die Rolle von Vätern in Er­

ziehung und Familie, um die partnerschaftliche Elternschaft zu fördern. 
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Seit2016 wurde zudem ein weiterer Schwerpunkt auf die Bildungsbegleitung geflüchteter Fami­

lien gelegt. Elternbegleiterinnen und -begleiter sind wichtige Akteure in der Unterstützung von 

Flüchtlingsfamilien, insbesondere bei der gelingenden Eingliederung der Kinder in Regeleinrich­

tungen der Tagesbetreuung und Schulen. In einer bundesweiten Workshop-Reihe hatten El­

ternbegleiterinnen und Elternbegleiter zunächst die Möglichkeit, sich über aktuelle Themen zu 

Asyl, Flucht und Integration zu informieren und auszutauschen. Mit dem im Januar gestarteten 

Bundesmodellprogramm „Starke Netzwerke Elternbegleitung für geflüchtete Familien“ sollen die 

Potenziale qualifizierter Elternbegleiterinnen und Elternbegleiter für die Integration von geflüch­

teten Familien im Rahmen von vernetzten Aktivitäten in der sozialraumbezogenen Gemeinwe­

senarbeit wirkungsvoller zum Tragen kommen. Elternbegleitungsnetzwerke sollen mit anderen 

Trägern, die in der Flüchtlingsarbeit aktiv sind, kooperative Konzepte der Unterstützung von ge­

flüchteten Familien entwickeln. Elternbegleitung soll auf diesem Weg nachhaltig im kommuna­

len Kontext verankert werden. 
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Entscheidende Übergänge im Schulalter 

Ein gerechtes Bildungswesen, das gleiche Chancen fördert, ist dadurch gekennzeichnet, dass 

einzig die Bildungsfähigkeiten der Kinder ausschlaggebend für ihren Bildungsweg sind und 

gleich begabte Kinder auch zum gleichen Schulabschluss kommen. In Deutschland hat aber 

der sozioökonomische Status der Eltern immer noch entscheidende Auswirkungen auf Bil­

dungswege und Schulerfolg.387 

Vor allem der Übergang von der Grundschule auf die verschiedenen Schultypen Förderschule, 

Hauptschule, Realschule, Gesamtschule oder Gymnasium legt Schülerinnen und Schüler auf 

ein bestimmtes Niveau der Lerninhalte fest, sodass Aufstiege aus einer Schulart mit niedrige­

rem Lernniveau auf eine Schulart mit höherem Lernniveau mit größerem Aufwand und zusätzli­

cher Anstrengung verbunden sind. Der nach dem vierten oder sechsten Schuljahr (je nach Bun­

desland) eingeschlagene Bildungsweg kann damit den weiteren Lebensweg einer Person und 

die sozialen Aufstiegschancen bzw. Abstiegsrisiken deutlich prägen. 

Für den vorliegenden Bericht wurde der Einfluss des Elternhauses auf die Wahl der Schulform 

– an allen Übergängen im Schulalter – weiter untersucht.388 Die auf Ergebnissen des Vierten Ar­

muts- und Reichtumsberichts aufsetzenden Analysen zeigen, unter welchen Gegebenheiten 

Schülerinnen und Schüler bestimmte Bildungswege einschlagen, die auch zweite und dritte 

Chancen beinhalten. 

Daneben wird im Folgenden eine längerfristige Perspektive eingenommen und verfolgt, wie sich 

Übergangsentscheidungen auf spätere Ausbildungs- und Berufswege auswirken. 

I.3.1 Schuleintritt 

Deutlichere Unterschiede zeigen sich bereits vor der Einschulung im Hinblick auf den Sprach­

förderbedarf von 3- bis 5-jährigen Kindern. So liegt der Sprachförderbedarf von Kindern mit 

hoch gebildeten Eltern bei rund 20 Prozent, bei Eltern mit mittlerer Bildung bei rund 29 Prozent 

und bei Eltern mit niedriger Bildung bei fast 40 Prozent. Aufgrund der großen Bedeutung der 

sprachlichen Entwicklung für die Einschulung und den weiteren Bildungsweg ist davon auszu­

gehen, dass diese sozialen Unterschiede prägend wirken und einen Einfluss auch auf die Ein­

schulung haben.389 

Die auch im vorangegangenen Kapitel bereits geschilderten Zusammenhänge zwischen Eltern­

haus und Bildungserfolg der Kinder wirken auch bei der Einschulung fort. So besteht ein gerin­

387 Vgl. 4. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung (Bundesministerium für Arbeit und Soziales (Hrsg.) 
(2013b): S. 95 ff. 

388 IAW (2016): S. 24. 
389 Hier und im Folgenden: Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2016): S. 66f und Tab. C5-5web. 
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ger, aber beobachtbarer Zusammenhang zwischen dem Einschulungszeitpunkt und dem Bil­

dungshintergrund der Elternhäuser. Kinder aus Elternhäusern mit hohen Bildungsabschlüssen 

werden etwas häufiger vorzeitig in die erste Klasse eingeschult (7 Prozent), als Kinder aus El­

ternhäusern mit niedriger formaler Bildung (4 Prozent) und seltener verspätet (4 Prozent gegen­

über 10 Prozent). 

I.3.2 Übergang nach der Grundschule 

Schülerinnen und Schüler stehen in Deutschland relativ früh vor dem Übergang von der Grund­

schule in die weiterführende Schule und werden dabei in sehr unterschiedliche Leistungsni­

veaus eingeteilt – in der Regel findet dies nach der 4. Klasse statt (in Berlin und Brandenburg 

nach der 6. Klasse).390 Im Schuljahr 2010/11 waren von allen Schülerinnen und Schülern der 

5. Klasse 44,3 Prozent auf einem Gymnasium; damit wurde diese Schulform am häufigsten ge­

wählt. 391 Eine Realschule besuchten 30,4 Prozent, eine Hauptschule 17,0 Prozent der Fünft­

klässler.392 Eine Förderschule wurde mit einem Anteil von 1,4 Prozent von den wenigsten Kin­

dern besucht.393 

Dabei gibt es deutliche Unterschiede zwischen Schülerinnen und Schülern. Mädchen wählen in 

Klasse 5 mit 46 Prozent häufiger das Gymnasium als Jungen (rund 42 Prozent) und seltener 

die Hauptschule (knapp 15 Prozent bei Schülerinnen, gegenüber 19 Prozent bei Schülern). Hin­

sichtlich der anderen Schulformen sind geschlechtsspezifische Unterschiede zu vernachlässi­

gen. Deutliche Unterschiede zeigen sich zudem zwischen Ost- und Westdeutschland. In Ost­

deutschland gibt es keine Unterscheidung zwischen Haupt- und Realschule, wohingegen in 

Westdeutschland 18 Prozent der Fünftklässler die Hauptschule wählen. Auch das Gymnasium 

wird in Ostdeutschland mit knapp 39 Prozent deutlich seltener als Schulform gewählt als in 

Westdeutschland (knapp 45 Prozent). Dieser Ost-West-Unterschied ergibt sich unabhängig von 

anderen erklärenden Faktoren (wie Stadt-/Landunterschiede, Anteil von Schülerinnen und 

Schülern mit Migrationshintergrund oder aus Elternhäusern mit hohem bzw. niedrigem Bil­

dungshintergrund) und geht zu einem Großteil auf die Bedeutung von Gesamtschulen in Ost­

deutschland zurück.394 

390	 Weitere Ausführungen zum Schulsystem und den unterschiedlichen Schulformen vgl. Autorengruppe Bildungs­
berichterstattung (2014) sowie IAW (2016) S. 31f; hochgerechnete Angaben aus dem Nationalen Bildungspanel 
(NEPS). 

391	 Ohne Berlin und Brandenburg; da in diesen Bundesländern in Klasse 5 noch nicht alle Kinder auf eine weiter­
führende Schule gewechselt sind, wurden diese Bundesländer in der zugrunde liegenden Analyse des IAW 
Analyse nicht berücksichtigt. 

392	 Daten zu den Schulformen „Schule mit mehreren Bildungsgängen“ und „Gesamtschule“ werden hier nicht ange­
geben, da in der Datenaufbereitung durch IAW versucht wurde, die Schulformen in eine Reihung hinsichtlich 
der vermittelten Qualifikationen und Qualität der Bildungsabschlüsse zu bringen und dies bei diesen Schulfor­
men nur eingeschränkt möglich ist. Daher wurden, sofern es für die Schule zutrifft, Schülerinnen und Schüler 
auf dem Hauptschul-, Realschul- oder gymnasialen Zweig diesen drei Schularten zugeordnet. 

393 IAW (2016): S. 34.
 
394 Hier und im Folgenden in diesem Unterkapitel soweit nicht anders benannt: IAW (2016): S. 35ff und 41f.
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Zur Veranschaulichung eines Zusammenhangs zwischen dem Elternhaus und der Wahl der 

Schulart in Klasse 5 zeigt Schaubild B.I.3.1 Vergleiche zwischen dem Bildungsniveau, dem Er­

werbsstatus, der Familienform und der Armutsgefährdung der Eltern.395 

Schaubild B.I.3.1: 
Zusammenhang zwischen Elternhaus und Wahl der Schulart in Klasse 5 

* Beobachtung für die jeweilige Teilgruppe statistisch signifikant auf 5 Prozent-Niveau 

Quelle: IAW (2016): S. 36. Berechnung auf Basis des NEPS, Startkohorte 3. 

Auffallend ist der außerordentlich starke Zusammenhang zwischen der Wahl der Schulart und 

dem Bildungsabschluss der Eltern: Ein überwältigender Anteil von fast 84 Prozent der Kinder, 

deren Eltern beide die Hochschulzugangsberechtigung besitzen, besucht in Klasse 5 ein Gym­

nasium. Die Realschule hat für diese Kinder eine untergeordnete, die Hauptschule fast keine 

Bedeutung. Wenn hingegen kein Elternteil über die Hochschulreife verfügt, wählen nur rund 

31 Prozent der Kinder in Klasse 5 das Gymnasium. Kinder, die armutsgefährdet sind und die 

bei einem alleinerziehenden oder mit mindestens einem arbeitslosen Elternteil aufwachsen, 

wechseln häufiger auf Hauptschulen; die Unterschiede bei der Schulwahl zu nicht-armutsge­

fährdeten Kindern sind signifikant.396 

395 Die statistische Armutsgefährdungsschwelle beträgt hier 60 Prozent des Medianeinkommens (gemessen am 
Nettoäquivalenzeinkommen). 

396 Vgl. hierzu auch: Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2016): S. 79. 
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Viele Unterschiede sind in der multivariaten statistischen Analyse, die das Zusammenspiel und 

die Auswirkungen verschiedener möglicher (und beobachtbarer) Einflussfaktoren isolieren und 

schätzen kann, insignifikant. Diese Auswertung belegt, dass die Schulempfehlung der domi­

nante Einfluss auf die Schulwahl nach der 4. Klasse ist. Die Schulempfehlung wird ihrerseits je­

doch hochgradig von den Merkmalen des Elternhauses beeinflusst. Der Bildungsgrad der Eltern 

hat außerdem noch über die Schulempfehlung hinaus einen eigenen signifikanten Einfluss auf 

die Schulart des Kindes. Ein Kind, dessen Eltern beide die Hochschulreife haben, hat eine fast 

10 Prozent höhere Wahrscheinlichkeit, auf ein Gymnasium zu gehen als ein Kind, dessen El­

tern keine Hochschulreife haben – auch wenn beide Kinder die gleiche Schulempfehlung erhal­

ten haben. 

Besonders auffällig ist zudem, dass auch die Armutsgefährdung des Elternhauses einen zu­

sätzlichen − geringen, aber signifikanten − zusätzlichen Einfluss hat: Armutsgefährdete Kinder 

besuchen das Gymnasium mit einer geringeren (-5 Prozent) und die Haupt- bzw. Förderschule 

mit einer deutlich höheren Wahrscheinlichkeit (+3 Prozent) als andere Kinder mit der gleichen 

Schulempfehlung. 

I.3.3 Ursachen von Bildungsungleichheit 

Die in den vorhergehenden Abschnitten beschriebenen Ergebnisse decken sich mit For­

schungsergebnissen, die die Rahmenbedingungen für Bildungs- und Entwicklungsprozesse von 

Kindern in Zusammenhang mit drei Strukturmerkmalen der Familien stellen, die als Risikolagen 

charakterisiert werden. Diese sind das Bildungsniveau, die Armutsgefährdung und die Erwerbs­

beteiligung der Eltern.397 Bei diesen ist insgesamt eine positive Entwicklung in Deutschland fest­

zustellen: Gegenüber 2006 wachsen im Jahr 2014 weniger Kinder in Haushalten mit erwerbslo­

sen oder mit formal geringqualifizierten Eltern auf. Leicht zugenommen haben dagegen Lebens­

lagen unterhalb der Armutsgefährdungsgrenze. Der Anteil der Kinder, die in mindestens einer 

dieser drei Risikolagen aufwachsen, ist in diesem Zeitraum um 4 Prozentpunkte gesunken, liegt 

aber immer noch bei 27,5 Prozent. 4 Prozent der Kinder wachsen mit allen drei Risikolagen auf. 

Häufiger betroffen sind trotz positiver Tendenzen Kinder mit Migrationshintergrund.398 

Wie in Kapitel B.I.2 dargestellt, nutzen z. B. Kinder, deren Eltern einen niedrigeren Schulab­

schluss haben, seltener und später frühkindliche Bildungsangebote.399 Schülerinnen und Schü­

ler mit einem niedrigen sozioökonomischen Status besuchen zu 30 Prozent den Realschulbil­

397 Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2016): S. 27f. 
398 Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2016): S. 6. 
399 Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2016): S. 60. 
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dungsgang oder eine Schule der integrierten Form (27 Prozent); Jugendliche mit hohem sozio­

ökonomischem Status befinden sich mit 69 Prozent überwiegend im Gymnasialbildungsgang 

(Datenbasis 2012).400 

Die Ursachen dieser Bildungsungleichheit sind vielschichtig und wirken in komplexer Weise zu­

sammen. Unter anderem wirken etwa die Entscheidungen der Eltern und auch Empfehlungen 

der Lehrer auf die Bildungswege der Kinder. Bei gleichen schulischen Leistungen wählen Eltern 

mit höherem Sozialstatus eher die weiterführende Schule für ihre Kinder als Eltern mit niedri­

gem Sozialstatus. Es ist sogar so, dass Eltern mit hohem sozialem Status für ihre leistungs­

schwächeren Kinder den höheren Bildungsweg wählen, während Eltern mit niedrigem sozialem 

Status nicht selten für ihre leistungsstarken Kinder nur den mittleren Bildungsweg wählen. Die 

internationale Schulvergleichsstudie IGLU 2011 bestätigt dies: Kinder von un- und angelernten 

Arbeitern müssen im IGLU-Lesetest gegenüber Kindern hochqualifizierter und beruflich erfolg­

reicher Eltern beispielsweise deutlich bessere Testergebnisse erreichen, damit ihre Eltern für 

sie eine Gymnasiallaufbahn präferieren. Die Studie zeigt außerdem, dass sich unter Berück­

sichtigung der Leistungen der Viertklässlerinnen und Viertklässler unterschiedliche Chancen auf 

eine Gymnasialpräferenz durch die Lehrkraft in Abhängigkeit von der sozialen Lage feststellen 

lassen. Dieser Umstand ist beim Übergang in die Sekundarstufe I von besonderer Bedeutung, 

da zu diesem Zeitpunkt der elterlichen Entscheidung und der Lehrerempfehlung ein höher Stel­

lenwert zukommt als bei späteren Übergängen in der Schulzeit, wenn die Motivation der Kinder 

selbst zunehmend eine Rolle spielt.401 Bessere Chancen für benachteiligte Kinder versprechen 

sich jeweils große Mehrheiten von Eltern (83 Prozent) und Lehrern (74 Prozent) vor allem durch 

eine Hausaufgabenbetreuung an den Schulen und einen Ausbau der vorschulischen Betreu­

ungsangebote.402 

Schulstrukturelle Veränderungen der letzten Jahre können einen Beitrag für mehr Durchlässig­

keit im Hinblick auf Schullaufbahnen leisten. So ist insgesamt eine gestiegene Teilnahme an in­

tegrierten schulischen Bildungsgängen zu verzeichnen, die vor allem auf die Beteiligung von Ju­

gendlichen mit niedrigem sozioökonomischen Status zurückzuführen ist. Ihnen stehen auf diese 

Weise mehr Abschlussoptionen offen.403 Der Besuch von Ganztagsschulen trägt vor diesem 

Hintergrund vor allem dazu bei, die Motivation, das Sozialverhalten und ein positives Selbstbild 

von Schülerinnen und Schülern zu fördern. Auch dies sind wichtige Voraussetzungen für erfolg­

reiche Lernprozesse. Eine Wirkung auf die Entwicklung der fachlichen Kompetenzen konnte in 

Studien nicht nachgewiesen werden.404 

400 Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2016): S. 79.
 
401 Becker / Lauterbach (2016): S. 10ff. und Bos et al. (2012): S. 219ff.
 
402 Institut für Demoskopie Allensbach (2013c).
 
403 Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2016): S. 79.
 
404 Konsortium der Studie zur Entwicklung von Ganztagsschulen (2016).
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Angesichts der genannten Befunde muss es das Ziel sein, für mehr Bildungsgerechtigkeit zu 

sorgen. Grundlegende Voraussetzungen hierfür sind vor allem die Verbesserung der individuel­

len Förderung, qualitative Verbesserungen in den einzelnen Bildungsetappen und Verbesserun­

gen an den Übergängen im Bildungssystem. 

I.3.4 Kompetenzunterschiede nach sozioökonomischem Hintergrund 

Die internationale Schulvergleichsstudie PISA erfasst regelmäßig die Kompetenzen 15-jähriger 

Schülerinnen und Schüler in den drei Test-Domänen Lesen, Mathematik und Naturwissenschaf­

ten. PISA 2012 zeigt im Vergleich zu vergangenen PISA-Tests, dass sich die deutschen Schü­

lerinnen und Schüler signifikant verbessert haben.405 Am deutlichsten fallen die Veränderungen 

im Bereich Naturwissenschaften aus, deutlich auch in Mathematik, mittlerweile auch im Bereich 

Lesen, wo Deutschland jetzt auch über dem OECD-Durchschnitt liegt. In Mathematik haben 

sich die deutschen Schülerinnen und Schülern im Mittel von 503 Punkten im Jahr 2003 auf 514 

Punkte im Jahr 2012 verbessert (OECD-Mittelwert: 494). Auch im Lesen ist der erreichte Mittel­

wert deutlich von 497 Punkten im Jahr 2009 auf 508 Punkte im Jahr 2012 gestiegen (OECD-

Mittelwert: 496). Im Bereich Naturwissenschaften hat sich Deutschland seit 2000, als es deut­

lich unter dem OECD-Schnitt lag, deutlich verbessert und hat zur besseren Gruppe (deutlich 

über dem OECD-Durchschnitt) aufgeschlossen. Es liegt bei PISA 2012 weit im oberen Drittel 

der OECD-Mitglieder. Die deutschen Schülerinnen und Schülern erreichten einen Mittelwert von 

524 (OECD-Mittelwert: 501) gegenüber 487 Punkten in 2000. Leistungsunterschiede nach Ge­

schlecht bestehen im Lesen zugunsten der Mädchen und in Mathematik zugunsten der Jungen. 

In den Naturwissenschaften sind keine Unterschiede mehr festzustellen.406 

Die Anzahl der Schülerinnen und Schülern, die nur wenige Kompetenzpunkte erreichen und als 

„Risikogruppe“ bezeichnet werden, hat sich hingegen in allen drei Domänen verringert und liegt 

mittlerweile unter dem OECD-Durchschnitt. So hat sich beispielsweise in Mathematik die Anzahl 

der Schülerinnen und Schüler in dieser „Risikogruppe“ zwischen 2003 und 2012 von 21,6 Pro­

zent auf 17,7 Prozent stetig und signifikant verringert. Im gleichen Zeitraum ist die Gruppe der 

Besten (Kompetenzstufe 5 und mehr) in Mathematik mindestens auf gleichem Niveau geblie­

ben. 

Der Einfluss der sozialen Herkunft auf das Kompetenzniveau, der „soziale Gradient“, hat sich 

seit der ersten Erhebung im Jahr 2003 kontinuierlich verringert. So unterscheiden sich die Ma­

thematik- und Lesekompetenzen von Schülern, deren Eltern den oberen Berufskategorien an­

gehören, zwar noch immer deutlich von der Lesekompetenz der Schüler, deren Eltern un- oder 

405 OECD (2013) und Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2014). 
406 Prenzel et al. (2013). 
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angelernte Arbeiter sind. Doch haben insbesondere Schüler aus Arbeiterfamilien von positiven 

Entwicklungen profitiert. 

In Deutschland haben im Jahr 2012 13,1 Prozent der 15-jährigen Schülerinnen und Schüler ei­

nen Migrationshintergrund; dies sind etwas mehr als im OECD-Durchschnitt (11,4 Prozent). Für 

diese Gruppe haben sich die Ergebnisse der Kompetenzuntersuchungen in allen sozialen Her­

kunftsgruppen verbessert: Sowohl diejenigen aus Elternhäusern mit niedrigem als auch mit ho­

hem sozioökonomischen Status weisen in PISA 2012 nicht nur insgesamt höhere Kompetenz­

stände als 2000 auf, sondern sie haben sich auch im Vergleich zu 15-Jährigen mit ähnlicher so­

zioökonomischer Herkunft, die keinen Migrationshintergrund haben, verbessert.407 

I.3.5 Inklusion in Schulen 

Einige Schülerinnen und Schüler benötigen Unterstützung durch sonderpädagogische Förde­

rung, entsprechend der Schulgesetze der Länder, die auch für die Umsetzung der Inklusion an 

Schulen zuständig sind. In Deutschland wurden 508.386 Kinder und Jugendliche im Jahrgang 

2014/2015 in der Schule sonderpädagogisch gefördert.408 Bei insgesamt sinkender Schülerzahl 

bedeutet dies eine relative Steigerung der Anzahl an Schülerinnen und Schülern mit sonderpä­

dagogischem Förderbedarf: Seit 2005 ist die Förderquote von 5,7 Prozent auf 7 Prozent gestie­

gen (absolut von rund 487.000 auf rund 508.000 in 2014). Unter den Schülerinnen und Schü­

lern mit sonderpädagogisch diagnostiziertem Förderbedarf sind Kinder mit ausländischer 

Staatsangehörigkeit überrepräsentiert und werden seltener integrativ gefördert. 

Besuchten im Jahr 2005 lediglich 70.441 Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem 

Förderbedarf sonstige allgemeinbildende Schulen, so waren es 2014 immerhin 173.392 Schüle­

rinnen und Schüler. Im gleichen Zeitraum ging die Förderschulbesuchsquote von 4,84 Prozent 

auf 4,58 Prozent zurück. Noch aber hat Deutschland nicht das Ziel der UN-Behindertenrechts­

konvention erreicht, wonach die gemeinsame (inklusive) Bildung den Normalfall darstellen soll. 

Mit steigender Klassenstufe sinkt der Inklusionsanteil: Während im Grundschulbereich (ohne 

Schulen für geistige Entwicklung) 44 Prozent aller Schüler mit Förderbedarf integrativ unterrich­

tet werden, sind es in der Sekundarstufe I nur noch 23 Prozent. Dieser geringe Anteil ist proble­

matisch, da die Auswertung der PISA-Zusatzerhebung von 2012 zeigt, dass die Kompetenzen 

15-Jähriger an Förderschulen gegenüber Hauptschülern zwei bis zweieinhalb Lernjahre zurück­

liegen.409 Von den Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf an Re­

407 Prenzel et al. (2013).
 
408 Kultusministerkonferenz (2016).
 
409 Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2014): S. 180.
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gelschulen haben im Jahr 2015 insgesamt 48 Prozent einen Abschluss erzielt, davon, 32 Pro­

zent einen Hauptschulabschluss, 12 Prozent einen mittleren Abschluss und 4 Prozent die Hoch­

schulreife.410 

I.3.6 Wechsel der Schulform im Verlauf und am Ende der Sekundarstufe I 

Neben den Bestimmungsfaktoren bei der Wahl der Schulart in Klasse 5 ist für die Chancenge­

rechtigkeit auch entscheidend, wie durchlässig das Schulsystem insbesondere für nachträgliche 

Bildungsaufstiege ist, bietet das Bildungssystem in Deutschland doch einige Übergangs- und 

Aufstiegsmöglichkeiten. Neben der Möglichkeit, nach einem ersten Schulabschluss einen zwei­

ten – höherwertigen – Abschluss nachzuholen, ist die Möglichkeit zum Wechsel der Schulart in­

nerhalb der Sekundarstufe I von Bedeutung. Auf- aber ebenso Abstiege sind also auch im Ver­

lauf der Sekundarstufe I möglich. 

Schaubild B.I.3.2: 
Auf- und Abstiege in Sekundarstufe I 

    

Hauptschule 

Realschule 

Gymnasium 

2 % 

9 % 

11 % 

10 % 

Quelle: eigene Darstellung nach Analysen des IAW (2016): S. 46ff. 

Im Vorfeld dieses Berichts wurde untersucht, wie sich Bildungsauf- und -abstiege zueinander 

verhalten und welchen Einfluss soziale Faktoren auf die Wahrscheinlichkeit eines Auf- oder Ab­

stiegs haben. Insgesamt sind im Schulsystem mehr Abstiege als Aufstiege zu verzeichnen. Da­

bei sind Auf- und Abstiege zwischen Real- und Hauptschule noch relativ ausgeglichen: 10 Pro­

zent Abstiegen von der Realschule auf die Hauptschule stehen immerhin 9 Prozent Aufstiege 

von der Hauptschule auf die Realschule gegenüber. Anders zeigt sich das Bild bei Wechseln 

410 Destatis (2015): Fachserie 11 Reihe 1 zu allgemeinbildenden Schulen. 
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zwischen Realschule und Gymnasium: Dort stehen 11 Prozent Abstiegen vom Gymnasium auf 

die Realschule nur marginale 2 Prozent Aufstiege von der Realschule auf das Gymnasium ge­

genüber.411 

Betrachtet man die Zusammenhänge zwischen Auf- bzw. Abstiegen und dem Elternhaus (siehe 

Schaubild B.I.3.3), setzen sich die im vorangegangenen Kapitel geschilderten Tendenzen fort. 

Schaubild B.I.3.3: 
Abstiege von Gymnasium auf Realschule und von Realschule auf Hauptschule in Sekun­
darstufe I in Abhängigkeit des Elternhauses 

Quelle: eigene Darstellung nach IAW (2016): Abb. 3.8 und 3.11 mit den Daten des NEPS, Startkohorte 4. 

So ist bemerkenswert, dass Jugendliche, deren Eltern beide eine Hochschulzugangsberechti­

gung haben, mit 2,4 Prozent deutlich seltener von der Realschule auf die Hauptschule bzw. mit 

2,6 Prozent vom Gymnasium auf die Realschule absteigen als Schülerinnen und Schülern, de­

ren Eltern keine Hochschulreife haben (10,7 Prozent und 16,8 Prozent). Jugendliche aus ar­

mutsgefährdeten Haushalten steigen mit fast 14 Prozent deutlich häufiger aus der Realschule 

und mit über 17 Prozent auch deutlich häufiger aus dem Gymnasium ab als Jugendliche aus 

411	 IAW (2016): S. 46 und 48; Die genannten Anteilswerte ergeben sich aus dem Verhältnis der Schülerinnen und 
Schüler, die im Verlauf der Sekundarstufe I auf eine Schulart mit niedrigerem bzw. höherem Lernniveau wech­
seln, an allen Schülerinnen und Schülern der betrachteten Kohorte. 




